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FINLANDS BANK 
1811-1911. 

I. 

Die Gründung der Bank. 

Schon während des Krieges, der zur Trennung Finlands 
von Schweden und seiner Vereinigung mit dem russischen 
Reich führen sollte, hatte der russische Minister des Auswär­
tigen Rumjantseff in' einer Proklamation vom 20. (8.) April 1808 
unter anderem erklärt, dass, sobald der Frieden mit Schweden 
geschlossen worden, eine Darlehenbank für Grundbesitzer und 
ein Diskont zur Förderung "der für den Handel nützlichen 
Geldzirkulation" errichtet werden solle. 

Die geminnte Proklamation durfte wol in dieser wie in an­
deren Beziehungen als ein Mittel betrachtet werden, das nur 
den Zweck hatte die öffentliche Meinung zu' beruhigen, nicht 
aber als der Ausdruck eines bereits ausgearbeiteten Regierungs­
programms. 

Der Plan erhielt jedoch eine festere Form in einer gegen 
Ende des Jahres 1808 ausgefertigten Instruktion des gleichzeitig 
ernannten Generalgouverneurs des Landes Sprengtporten. In 
dieser Instruktion heisst es nämlich, dass in Helsingfors und 



.Abo auf Kosten der Regierung Bankkontore mit genügendem 
Kapital errichtet werden sollten. 

Auf diese Bestimmung in der Instruktion des Generalgou­
verneurs wird auch in der Antwort hingewiesen, die auf das 
Memorial der finländischen Deputation von 1808 hinsichtlich 
des darin enthaltenen Vorschlags ein Wechselkontor zu errich­
ten, erfolgte. Auf diesen VorscI1lag, der jedoch nicht so sehr 
die Errichtung einer Bank im eigentlichen Sinn im Auge hatte, 
als vielmehr dem Mangel an Scheidemünze abzuhelfen, kam 
nämlich der Bescheid, dass die Errichtung einer "Wechsel­
banque" bereits anbefohlen worden. 

Es waren zwei, mit den Kriegsereignissen aufs innigste 
zusammenhängende Zwecke, die in diesen Plänen hinsichtlich 
eines besonderen Geldinstitutes für Finland zum Ausdruck 
kamen: einerseits galt es denen zu Hilte zu kommen, die Schul­
den in Schweden hatten und nun plötzlich gezwungen wurden 
sie zu bezahlen, anderseits sollten die schwedischen Bank­
scheine aus dem Lande verdrängt werden, um den russischen 
Platz zu machen. Der erste Zweck trat in ~umjantseffs Prokla­
mation zu Tage, wo es heisst, dass "es Seiner Kaiserlichen 
Majestät bekannt war, dass mehrere Personen aus dem Adel 
und den höheren Ständen gegen Gelddarlehen aus Schweden 
ihre Güter verpfändet' hatten", wo aber gleichzeitig ver;sichert 
wurde, dass die "Befürchtungen, die dadurch entstanden, nicht 
}lIehr bestehen sollten". Allmählich musste jedoch dieser Zwecl~' 
vor dem zweiten, nämlich der Verdrängung der 's,chwedischen 
Bankscheine, in den Hintergrund treten, "So wird in der ge­
nannten Instruktion des Generalgouverneurs keine ander~ Auf­
gabe für' die fraglichen Bankkontore angegeben, als diejenige, 
die russischen Banko-Assignationen 'in den Verkehr zu bringen 
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und das schwedische Papiergeld aus demselben zu entfer­
nen. 

Dies waren die zwei Papiergelds orten, die hier im Umlauf 
waren. Das metallische Geld dagegen, von dem der schwe­
dische Speziereichsthaler in finnischem Gelde fünf Mark sechs­
undsiebzig Penni entsprach und der russische Silberrubel vier 
finnischen Mark laut dem Werte, den die finnische Münze bei 
Einführung des Goldmünzfusses hatte, war schon längst aus 
dem Verkehr verdrängt. Die schwedischen Bankscheine hatten 
jedoch um diese Zeit einen stabilen Wert. Ein Reichsthaler 
banko entsprach einem Silberreichsthaler, ein Reichsthaler 
"riksgälds 11 wiederum war so viel wert, wie zwei drittel Reichs­
thaler banko. Nach 1809 fielen aber die Banko- und "Riks­
gäldsscheine ll so im Wert, dass der Silberreichsthaler zwei 
und zwei Dritteln Reichsthaler banko und vier Reichsthalern 
"riksgälds" entprach. Das russische Papiergeld, die ßanko­
Assignation, entsprach schon im Jahre 1808 nur einem halben 
Silberrubel. Im Jahre 1811 rechnete man drei Rubel banko 
auf einen Silberrubelund im Jahre 1839 wurde das Verhältnis 
zwischen ihnen auf drei und ein halb festgesetzt. Die rus­
sische Kupfermünze folgte dem Papiergelde in allen dessen 
Wertschwankungen. 

Als der Landtag auf Kaiser Alexanders I Berufung in 
Borga zusammentrat, um der neuen Entwickelung des Landes 
den Grund zu legen, lag ihm auch ob. dem neuen Geldinstitut. 
Wege und Ziele vorzuzeichnen. Er übersah hierbei nicht die 
beiden oben erwähnten Aufgaben, die diesem Institut beschieden 
waren, wünschte aber' zugleich ein nationales Geldi:q.stitut zu 
schaffen, das geeignet war, die wirtschaftliche Entwickelung des 
Landes in den neuen Verhältnissen . zu stützen und zu fördern, 
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in die es nun gelangte. Man dachte sich schon jetzt die Ver­
hältnisse in der Gestalt, in der sie sich in dieser Beziehung 
sechs Jahrzehnte später entwickeln sollten, als Finlands Bank 
der Verwaltung' und Verantwortlichkeit der Stände unterstellt 
wurde. 

Bei der Behandlung dieser Angelegenheit, wie überhaupt 
in allen seinen Beratungen und Beschlüssen, betrachtete es der 
Borgäer Landtag als eine ausgemachte Sache, dass trotz der 
Trennung von Schweden und trotz der veränderten Verhält­
nisse, die dadurch in politischer Beziehung eingetreten waren, 
alles doch in der Hauptsache beim Alten. verbleiben würde. 
Man konnte sich umso weniger etwas anderes als möglich 
vorstellen, als die eigenen Versicherungen des neuen Herr­
schers an die Hand gaben, dass er nur eine politische oder 
vielleicht richtiger nur eine geographische Eroberung im Auge 
hatte, und nicht eine V ers~hme1zung in nationaler und sozialer 
Beziehung. 

Die -Stände am Borgäer Landtag nahmen deshalb in allem 
Wesentlichen die "Riksens Ständers Bank" in Schweden zum 
Vorbild für die neue Bank. 

Den Beginn der erstgenannten Bank bildete das private 
Bankinstitut, für welches der Kommissar im Schwedischen 
Kommerzkollegium Johan Palmstruch den 30. November 1656 
"für sich und seine Erben sowie seine Mitteilhaber und deren 
Erben, allein, mit Ausschluss aller anderen" für dreissig Jahre 
ein Privilegium erhielt. Palmstruchs Mitinteressenten waren 
zum grössten Teil hohe Beamte, und das Unternehmen war 
!leine Beamten-, nicht eine kaufmännische Spekulation". Die 
Bank sollte auch bald in nahe Verbindungen mit der Regie­
rung treten. Schon den 16. December 1856 wurde eine könig-. 
4 



liche Verordnung I erlassen, laut welcher Palmstruch, als Direk­
tor der Bank, ein Jahresgehalt zugesprochen ,erhielt; die Hälfte 
des Jahresgewinns ward dagegen dem Fiskus vorbehalten, 
während die andere Hälfte zu gleichen Teilen an die Stadt 
Stockholm und an die Aktionäre fallen sollte. Hierauf folgte 
die eine königliche Verordnung nach der anderen hinsichtlich 
der Bank. Daneben befasste sich auch der Reichstag mit den 
Angelegenheiten der Bank, und etwas mehr als ein Jahrzehnt 
nach der Begründung der Bank wurde sie ganz und gar von 
den Reichsständen übernommen, die durch die Resolution Sei­
ner Königlichen Majestät vom 17. September 1668 berechtigt 
wurden, "sich der oben erwähnten Wechsel- und Darlehenbank 
anzunehmen und über ihre Errichtung, Anlage und Verwaltung 
zu verordnen und zu bestimmen, wie sie es zur Förderung 
der Anstalt und für das gemeinsame, Beste ,am nützlichsten 
und ratsamsten findenIl. 

Hiermit ward der eigentümliche Banktypus eingeführt, den 
Schwedens Reichsbank und Finlands Bank, sonst aber keine 
andere Zentralbank repräsentirt, und bei welchem Typus der 
Einfluss auf die Verwaltung der Bank bei der Volksvertretung 
konzentrirt worden ist. 

Der nächste Anlass dazu, dass die Palmstruchsche Bank 
auf diese Weise in eine Reichstags-Institution umgestaltet ward, 
lag darin, dass die Bank in Geldschwierigkeiten geraten war. 
Ohne obrigkeitliche Genehmigung, wenn auch mit stillschwei­
gender Zustimmung der Behörden, hatte sie seit dem August 
1661 "Creditscheine ll ausgegeben, die sie schon 1664 unfähig' 
war einzulösen. Bei der Verbreitung, welche diese Scheine 
gefunden, fand sich der Reichstag veranlasst einzuschreiten und 
für die Einlösung der Scheine zu sorgen. Wahrscheinlich ist, 
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dass auch Darlehen an die ~egierung zu den Geldschwierig­
keiten beitrugen. Sowohl vor dem Reichstage wie vor Gericht 
weigerte sich Palmstruch beim Verhör hierüber Aufklärungen 
zu geben. Das Urteil, das das Svea Hofgericht den 22. Juni 
1668 über Palmstruch. fällte, lautete: " Weil er in der Direktion 
des Bankinstituts sich in hohem Grade vergriffen, soll er seiner 
Privilegien verlustig gehen, binnen sechs Monaten Seiner Kö­
niglichen Majestät und dem Fiskus allen durch seine Verwal­
tung verursachten Schaden und Verlust ersetzen und d;;trnach 
aus Schweden und dessen Provinzen verwies.en sein, kann aber 
in Ermangelung von Aktiven nicht von der Todesstrafe befreit 
werden". Er wurde 1670 begnadigt und starb 1671. Die Bank, 
die er gründete, wurde zum Ausgangspunkt der schwedischen 
Reichsbank, die ihrerseits wiederum, wie schon erWähnt, dem 
Borgaer Landtdag für das künftige Bankinstitut in Finland als 
Muster diente. 

Nachdem die Palmstruchsche Bank solchermassen auf dem 
Reichstag von 1668 von den Reichsständen übernommen wor­
den, ve~pflichteten sich diese im Reichstagsbeschluss )n kräf­
tigster Weise das Bankinstitut zu schirmen, zu schützen und zu 
verwalten". Der Bauernstand verzichtete jedoch darauf, sich in 
irgend einer Weise mit der Bank zu befassen. Im Reichstag 
von 1664 hatten die Bauern gerufen, "dass sie wegen des gros­
sen Schadens, den sie von den Bankscheinen hatten, sich der 
Bank entledigen wollten". Erst im Reichstag von 1800 über­
nahm der Bauernstand gemeinsam mit den übrigen Ständen die 
Garantie für die Bank. . 

In der Verordnung, die die Stände über "die Bank in Stock­
holm 11 ausfertigten, wurde die Verwaltung der Bank sechs or­
dentlichen Kommissaren anvertraut, denen wiederum "in allen 
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vorkommenden wichtigen Angelegenheiten sechs von den Reichs­
ständen für diesen Zweck instruirte Bevollmächtig~e zur Seite 
~tehen solltenlI. Die Tätigkeit der Bank war auf zwei Abtei­
lungen verteilt, von denen die eine, Wechselbank benannt, die 
Gelder des Fiskus und die Geschäfte des Staates verwaltete, 
während die zweite, die Darlehenbank, die Aufgabe' hatte, den 
Anleihe- und Darlehenbetrieb mit dem grossen Publikum zu 
vermitteln. 

Mit Rücksicht auf die wenig angenehmen Erfahrungen, die 
man mit den Kreditscheinen der Palmstruchschen Bank gemacht 
hatte, erklärten die Reichsstände, dass "keine derartigen Scheine 
oder andere, die ihnen ähnlich sind, fortan in dieser Anstalt 
zur Anwendung kommen, sondern ganz und gar abgeschafft 
und verboten sein sollenlI. Aber schon 1701 wurden sog. 
Transportscheine ausgegeben, die anfangs wirklichen ,metalli­
schen Aktiven entsprachen, binnen kurzem aber im Kurs fielen 
,und nachher zu einem herabgesetzten Werte eingelöst wur­
den, um im allgemeinen Verkehr durch andere ersetzt zu wer­
den, die dasselbe Schicksal hatten. 

Neben der Bank wurde im Jahre 1800 eine lIallgemeine 
Diskontanstaltll errichtet, in welcher die Bank zwei Drittel und 
private Aktionäre ein Drittel übernahmen. Gleichzeitig wurde 
gestattet lIin einigen der grösseren Städte des Rei.ches ähnliche 
D!skontanstalten zu errichten", und zwar unter der Bedingung, ' 
dass das Aktienkapital an die B,ank, in Austausch gegen deren 
SGheine, in Silber eingeliefert werden sollte, wahrend anderseits 
"diese .{\ssoziationen gegen ~ine.für gut befunde~e Sicherheit 
unter Diskontbedingungen in der Bank über eine 'ebenso grosse 
Summe verfügen durften, wie, das ,.{\ktienkapital war 11 • Die 
Diskonte durften Darlehen von Privatpersonen gegen zinstra~ 
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gende Verschreibungen in unbegrenztem Betrage aufnehmen. 
Der Darlehenbetrieb durfte dagegen nicht den Betrag des dop­
pelten Aktienkapitals und des privaten Anleihebetriebs zu­
sammen überschreiten. Die Darlehen wurden gegen Akzepte 
und Bürgschaft, Wechsel und Aktien ausgegeben. Immobilien, 
"Metalle und andere Effekten (( waren ausgenommen und der 
Bank allein vorbehalten. Die Privilegienzeit betrug fünfzehn 
Jahre. Auf Grund dieser Bestimmungen wurde im Jahre 1802 
ein Diskont in Göteborg, 1803 einer in Malmö und 1805 einer 
in Abo begründet. 

Der letztgenannte Diskont ist mit Recht als Finlands erste 
Privatbank bezeichnet worden, Allerdings wurde schon im 
Jahre 1663 die Errichtung einer Filiale der Palmstruchschen 
Bank in Abo beschlossen, und im Jahre 1697 wurde die Ge­
nehmigung der Regierung zur Errichtung einer Filiale der 
Reichsbank daselbst erwirkt. Diese Pläne fanden aber ebenso 
wenig eine Verwirklichung, wie die Anstrengungen Erfolg hat­
ten, die während des 18 Jahrhunderts in dieser Richtung ge­
macht wurden: Nun kam dagegen ein Diskont hier zustande, 
und zwar vor allem auf Anregung der kurz vorher (1797) be­
gründeten Finländischen Haushaltungsgesellschaft. Das Aktien­
kapital wurde auf 150,000 Reichsthaler festge$etzt, und davon 
wurden in Abo 60,000 Reichsthaler gezeichnet. Infolge von 
Überzeichnung reduzirte sich jedoch der Anteil der finländi­
sehen Aktioni;ire auf ~iebentausend. Aktien a fünf Reichsthaler 
oder also auf 35,000 Reichsthaler. Die erste Generalversamm­
lung des Äboer Diskonts fand den 2. Juni 1806 statt, und den 
1. August desselben Jahres wurde er dem Publikum geöffnet. 
Der Darlehenbetrieb stieg im Jahre 1806 auf 221,680 Reichs­
thaler, im Jahre 1807 auf 1,079,520 ReichsthaleI' und im Jahre 
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• 
1808, wo er infolge des Ausbruchs des Krieges schon Anfang 
März aufhörte, auf 198,230 Reichsthaler. Der Gewinn für 
1806-1807 betrug, nach Abzug der der Reichsbank zukommen­
den Zinsen, 24,342 Reichsthaler. Unmittelbar nach Ausbruch 
des Krieges 1808 erhielt die Direktion des Diskonts durch den 
damals zwischen Schweden und Finland errichteten. optischen 
Telegraphen den Befehl, "nebst allen ihren Dokumenten und 
der ganzen Anstalt sofort nach Stockholm überzusiedeln". Hier­
mit war die kurze Geschichte des Aboer Diskonts zu Ende. 
Nur die Liquidierung stand noch aus. Den 1. Dezember 1813 
deponirte die Direktion des Diskonts "nicht nur die Aktienka­
pitale, sondern auch die bestimmten Gewinnanteile, die bei der 
Auflösung der Diskontanstal~ den letzten November des genann­
ten Jahres noch nicht abgehoben waren", in der damals schon 
gegründeten neuen Bank, um bis zum 1. November 1823 für 
Rechnung der Aktionäre aufbewahrt zu werden. Was nach dem 
angegebenen Tage von den betreffenden Aktienbesitzern nicht 
abgehoben war, sollte den Armen der Stadt' Abo zufallen. 

Über die Organisation, die die schwedische Reichsbank und 
die in Verbindung mit der Bank errichteten Diskonte solcher­
massen allmählich erhalten hatten, äusserte sich die Finanzkom­
mission im Borgäer Landtag dahin, dass die Erfahrung hin­
sichtlich der bekannteren Bankinstitute dargetan hatte, dass die 
Gesetze inbetreff der schwedischen Reichsbank und die dort 
zur Anwendung gekommene Buchführung nicht nur Unsicher­
heit und Unordnung vorgebeugt, sondern auch den Kredit jener 
Bank auf die Höhe der besten damaligen Banken in Europa 
gehoben hatten. 

Die Finanzkommission und mit ihr der Landtag sahen sich, 
als--sie die neue Bank planten, umso weniger verhindert sich 
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dem Banktypus anzuschliessen, den die Bank der Reichsstände 
in Stockholm repräsentirte, als die kurzgefasste Vorlage der 
Regierung keinerlei Anweisungen darüber enthielt, in welcher 
Richtung die Frage zu lösen sei, sondern nur hervorhob, dass 
"bei dem mit der politischen Lage des Landes so nahe verbunde­
nenil Geldinstitut Finlands "mehrere Schwierigkeiten zu über­
winden waren((, und es zugleich dem Landtag überliess "die besten 
Mittel und Wege, um aus jenen Schwierigkeiten zu .gelangenll 

vorzuschlagen. Die Vorlage schloss mit der Versicherung, dass 
Seine Kaiserliche Majestät, "der noch nicht über die Mass­
regeln schlüssig geworden, die er für die geeignetsten halten 
kann 11 , geneigt sei "in dieser Beziehung Seinen treuen Unter­
tanen in Finland so weit zu Hilfe zu kommen, wie es das 
Mass ihrer Bedürfnisse und die Art der denselben entsprechen­
den Mittel gestatten kann. 11 

Die Finanzkommission gab zwei Gutachten in der Frage ab, 
das eine "über Auswege den Ungelegenheiten mehrerer gleich­
zeitig in Finland umlaufender Münzsorten vorzubeugen((, das 
zweite über "das Geld- und MünzwesenlI. 

In dem erstgenannten Gutachten ward der Landtag vor Fra­
gen gestellt, deren Lösung, wie die Erfahrung während der 
nächstfolgenden Zeit zeigen sollte, auf beinahe unübersteigbare 
Hindernisse stiess. 

In Anbetracht der oben geschilderten tatsächlichen Verhält-, 
nisse auf dem Gebiete des Geldwesens glaubte die Kommission I 
nicht vermeiden zU: k~nnen, zu befürworten, dass bei der Erhe­
bung der Staatssteuern sowohl" russisches wie schwedisches 
Papiergeld entgegengenommen werden sollte; das Letztere "so 
lange diese Banko- und Reichsschuldscheine dasselbe allgemeine 
Vertrauen und Wert besitzen wie j etzt 11 , und die Banko-Assig-
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nationen nur nach dem Kurs, der. auf Grund der N otier.ungen 
in Petersburg bei den jährlichen Marktpreisnotierungen festge-

'. setzt wurde. Das russische Kupfergeld wurde von der Kom­
mission zu demselben Kurse angenommen, wie die Banko-Assig­
nationen. Hinsichtlich der ebenfalls im' Verkehr vorkommen­
den schwedischen Kupfermünzen fand die Finanzkommission, 

• dass sie, mit Ausnahme gewisser aufgezählter Sorten, "bei der 
Erhebung der öffentlichen Steuern, unter Beobachtung der hin­
sichtlich ihrer erlassenen Verordnungen, zur Anwendung kom­
men könnten". 

Im Privatgeldverkehr war es nicht, wie bei der Erhebung 
der öffentlichen Steuern, möglich. sich mit einem nur einmal 
im Jahre festgestellten Kurs zu benügen. Das hiesse, wie die 
Kommission hervorhob, "das Eigentumsrecqt und dessen Grund­
gesetze verletzen"; in Anbetracht de~sen fand die Kommission, 
dass "bei der Zahlung von Privatschulden in keinem Fall irgend 
ein . anderes Agio stattfinden kann oder darf, als dasjenige, 
welches auf Grund des allgemeinen Vertrauens für das Papier-

,geld beim Agio und der Kursberechnung auf der Börse in 
St. Petersburg berechnet wird". Unter diesen Umständen 
glaubte jedoch die Kommission befürworten zu müssen, "dass 
in Ermangelung schwedischer Bankverschreibungen oder Reichs­
schuldscheine, und falls ein Schuldner nicht im Stande ist rus­
sisches Silbergeld zur Zahlung seiner Schuld zu beschaffen, 
russische Bankscheine mit einem Aufgeld laut Kurs als volle 
Zahlung geleistet und entgegengenommen werden können und 
sollen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob ein Gläubiger, ge­
zwungen oder freiwillig, die Schuld einfordert, oder der Schuld­
ner selbst sich meldet, um die Schuld abzutragen" .. 

Dagegen verlangte die Kommission, dass "möglichst unmit-
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telbar und sobald solches möglich war, die zwei besonderen 
Verordnungen in all ihrer Kraft und Wirkung widerrufen und 
aufgehoben würden, die inbezug auf, den Wert des Silberrubels 
und des russischen Papiergeldes erlassen worden und zur 
Nachachtung im Lande bekannt gemacht worden warenlI. Die 
KommIssion meinte hiermit ein vom Oberbefehlshaber im 
Kriege, Graf Buxhö:vden, erlassenes Zirkular an die Gouver­
neure vom 31. März (12. April) 1808, das einen willkürlichen 
Kurs von anderthalb Rubel für einen Reichsthaler Reichsschuld 
für Geschäfte mit der Krone wie unter Privatpersonen fest­
stellte, sowie GrafBuxhövdens Bekanntmachung vom 10. (22.) 

August desselben Jahres, worin Banko-Assignationen für ein 
gesetzliches Zahlungsmittel in Finland erklärt wurden. 

Das zweite Gutachten der Finanzkommission enthielt einen 
gross gedachten Vorschlag über die Gründung einer National­
bank in Finland nach dem Vorbild der schwedischen Reichs­
bank. Diese "National Bankll sollte "ein der Nation ganz be­
sonders gehöriges Eigentum bilden ll

• Die Stände sollten für die 
Tätigkeit und den Bestand dieser Anstalt die Verantwortung 
tragen und durch ihre Bevollmächtigten, unabhängig von jedem 
anderen fremden Einfluss, allein diese Anstalt verwalten und 
überwachen, die den Namen "Finlands ständers bankll (Bank 
der Stände~ Finlands) erhalten sollte. Falls es indessen nicht 
für angemessen befunden würde, "die Stände zu diesem wich­
tigen Zwecke zusammenzuberufen ll

, so sollten die Vertreter der 
Nation und der Stände und in gesetzmässiger Weise von allen 
Ständen gewählte Bevollmächtigte in der Eigenschaft eines. 
Bankausschusses zusammentreten, um über diese Angelegen­
heiten weiter zu beraten. Als Mitglieder des Ausschusses 
sollten In solchem Fall sechs Bevollmächtigte für jeden Stand 
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I ausersehen werden, und zwar in der Weise, dass jeder Gou­
verneur in seiner Provinz den dortigen Adel, den Bürger- und 
den Bauernstand je einen Bevollmächtigten ausersehen liesse, 
und die beiden Konsistorien in der üblichen Weise für den 
geistlichen Stand drei Bevollmächtigte wählen liessen. Dem 
auf diese Weise zusammengesetzten Bankausschuss sollte es ' 
dann obliegen, die künftigen Statuten für die Verwaltung der 
Bank zu beraten und festzustellen, die künftigen Bevollmäch­
tigten der Stände auszuersehen, die Beamten zu ernennen, und 
die Zeit und den Modus für· die Wahl der Revisionen vor­
<zuschlagen. Der Bankausschuss hatte sich also mit allem zu 
befassen, was in irgend einer Weise auf die Bank und ihre 
Verwaltung Bezug hatte. Als geeigneter Ort für die Sitzungen 
des Ausschusses wurde im Gutachten die Stadt .Abo hervor- < 
gehoben, die man als den mut~asslichen Sitz des Regierungs­
konseils annahm, und wohin infolge dessen auch die Bank 
nebst den zu ihr gehörigen Anstalten verlegt werden müsste; 
zumal dort, wie es im Gutachten des Ausschusses heisst, 
"am leichtesten Beamte und Bedienstete zu finden sein wür­
denII. 

Nicht nur hi~sichtlich ihrer Stellung zu den Ständen des 
Landes sollte indessen das neue Geldinstitut in Übereinstim­
mung mit d~r schwedischen Reichsbank geordnet werden. 
Auch im übrigen scheint man sich die Organisation derselben 
gleich jener Bank gedacht zu haben. Die Finanzkommission hob 
allerdings hervor, dass, falls die Stände selber zu diesem 
Zweck zusammenberufen würden, alle Massregeln von ihnen 
abhängen würden. Wenn aber die Entscheidung der Frage 
auf die oben erwähnten yertreter und Bevollmächtigten der 
Stände ankäme, müssten diese nach der Ansicht der Kom-
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mission die Vorschrift erhalten, die schwedischen Bankverord­
nungen zur Richtschnur und zum Muster zu nehmen. 

In Übereinstimmung mit den Verhältnissen in Schweden 
und "in Anbetracht dessen, dass eine mit Einsicht begründete 
und verwaltete Diskontanstalt erfahrungsgemäss zu gleicher 
Zeit den Vorteil der einzelnen Bürger mit dem gesetzlichen 
Gedeihen der Anstalt vereint 11 , schlug die Kommissi~:m in ihrem 
Gutachten vor, dass "zur Unterstützung der Bank auch eine 
Diskontanstalt errichtet werden möge, und zwar derart, dass 
die Bank mit zwei Dritteln, und private Aktienbesitzer mit dem 
übrigbleibenden Drittel daran teilnähmenlI. Der "Stammfonds ll 

des Diskonts sollte "in Spezie Rubel oder Silber in einem 
Betrag eingezahlt werden, der zwei hundert zehntausenden 
Rubel Spezie' entsprach. Und da, gemäss der Natur der 
Diskontanstalt, der Diskont, soweit die Bank ihn hierin unter­
stützen konnte, das Recht haben müsste, gegebenenfalls die 
Bank gegen drei Prozent Zinsen um Unterstützung anzugehen, 
so ·müsste auch die Bank, als angemessenen Entgelt dafür, 
nicht nur das Recht haben, im Verhältnis zu ihrem Anteil an 
der Diskontanstalt an den Erträgen derselben teilzunehmen, 
sondern auch von dem Gewinn, der privaten Aktienbesitzern 
zufallen kann, für ihre besonderen Zuschüsse schadlos ge­
halten zu werden, indem sie ein Drittel von dem Gewinn 
erhielte, der eventuell sieben Prozent übersteigt. 1I 

Hinsichtlich der Beschaffung des Grundkapitals für die neue 
Bank erklärte die Kommission keinen anderen Ausweg haben 
aus:fu1dig machen zu können, als dass der Kaiser, gegen gemein­
same Bürgschaft der Landstände, dem Landtag ein zinsfreies 
Darlehen 'von zwei Millionen Rubel Silber auf zwanzig Jahre 
bewilligte, nach welcher Zeit, laut Berechnung der Finanz-
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kommission, ein Viertel des Darlehens zurückbezahlt werden 
könnte; für den Rest sollte die Bank jährlich drei Prozent 
Zinsen zahlen und alle zehn Jahre ein Dri~tel des Kapitals 
zurückzahlen. Die Kommission befürchtete, dass die Bank, falls 
nach den ersten zwanzig Jahren der ganze Betrag des Dar­
lehens erhoben würde, in Ermangelung eines entsprechenden 
Kapitals an ihrem Kredit Abbruch erleiden könnte. Da aber 
die Kommission anderseits voraussah, dass die Bank sich unter 
tüchtiger Leitung kräftig entwickeln würde, fand sie, dass der 
Bank das Recht vorbehalten werden soll~e, auch vor dem Ver­
falltage so grosse Abschlagszahlungen vom Darlehen zu leisten, 
wie sie für möglich befand. 

Als Stütze für ihren Vorschlag berief sich die Kommission 
auf das oben zitirte, in die Regierungsvorlage aufgenommene 
Versprechen des Kaisers "seinen hiesigen treuen Untertanen 
in dieser Angelegenheit zu Hilfe zu kommen I< • 

Um indessen über diesen Grundfonds hinaiIs, als welcher 
das Zweimillionendarlehen gelten sollte, die Aktiva der Bank 
noch mehr zu stärken, fand die Kommission, dass auch jähr­
liche Einnahmen der" Bank zugesichert werden sollten. In 
erster Linie sollten nach der Ansicht der Kommission hierzu 
die Einnahmen vom Verkauf der Stempelmarken dienen, da 
"sie für andere Zwecke am ehesten entbehrlich waren I< , und 
zwar sollten sie vom darauffolgenden Jahre an für alle Zeiten 
der Bank zu Gute kommen, wofür die Bank sämtliche Kosten 
und Obliegenheiten übernehmen sollte, die mit der Beschaffung 
und Verwaltung des Stempelpapiers verbunden waren. Ferner 
sollten auf Vorschlag der Kommission die dem Fiskus gehö­
rigen Geldbussen der Bank zu Gute kommen. 

Die Kommission rechnete auch darauf, dass das jährliche 
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Nettosaldo der Staatsbilanz in" der Bank deponirt werden 
könnte, und schlug vor, dass die Bank gleichwie über ihre 
sonstigen Gelder auch über dieses jährliche Saldo zins frei sollte 
verfügen dürfen, indem sie zugleich verpflichtet war, diese 
Summen auf Anforderung dem betreffenden Regierungszweig 
auszuzahlen. Auch seilten nach Ansicht der Kommission Pri­
vatpersonen gegen drei Prozent Zinsen Geld in der Bank 
deponieren dürfen, da die Bank durch die zu erwartenden 
überschüssigen Zinsen wenigstens irgend einen Gewinn ver­
dienen könnte. 

Falls diese ihre Vorschläge genehmigt würden, hoffte die 
Kommission, dass die Landwirtschaft durch langfristige Dar­
lehen wieder in die Höhe kommen würde; dass die Land­
wirte, die von öffentlichen Kassen in Schweden Darlehen emp­
fangen hatten, nicht mehr zu befürchten brauchten, bei plötz­
licher Kündigung der Darlehen die hypotezierten Gründstücke 
selber zu verlieren, und dass durch zeitweilige 'oder kurzfris­
tige Darlehen zu einem niedrigen Zinsfuss Gewerbe aller Art, 
Handel, Schiffart und Bergwerke sich neu beleben würden. 

Dagegen spricht die Finanzkommission in ihrem Gutachten 
nicht über das Recht der Bank Zettel auszugeben, wohl aber, 
wie von einer selbstverständlichen Sache, über das Recht der 
Bank Münzen zu prägen. 

Schon in demjenigen unter den einschlägigen Gutachten 
der Finanzkommission, welches eigentlich nur zeitweilige Mass­
regeln zur Abhelfung der Unordnung auf. dem Gebiete des 
Geldwesens betraf, hatte die Kommission auch "die Frage über 
die künftige Haupt- und Grundmünze Finlands zur Beant­
wortung aufgenommen. 

Dabei hatte die Kommission sich gedacht, dass, wenn eine 
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eigene Nationalbank . für Finland zu Stande gekommen, das 
Land dadurch "die Möglichkeit erhalten würde, in eigener Na­
tionalmünze sowohl öffentiche· wie private Verpflichtungen zu 
erfüllenlI. 

Hinsichtlich des Metalls, aus welchem diese finländische 
Nationalmünze geprägt werden sollte, wurde in der Kommis­
sion eine Frage angeregt, welche nicht eher . als in den sieb­
ziger Jahren des neunzehnten Jahrhunderts aktuell werden 
sollte; nämlich die Frage, ob das Münzmetall Gold oder Silber 
sein' sollte. Die Kommission gab der Silbermünze den unbe­
dingten Vorzug. Über das Gold sagte die Kommission, es sei 
"wegen seiner Seltenheit, wegen seiner vielleicht schnene~en, 
wenigstens inbezug auf die Folgen fühlbareren Abnützung,' 
wenn es in allgemeineren Verkehr gebracht· wird, ungeeignet. 
Es kann also nicht anders als eine Handelsware betrachtet 
werden, auf deren Zuverlässlichkeit und Preis zufällig eintre­
tende Umstände immer in der Hinsicht einwirken, dass es 
möglicherweise keinen festgesetzten bestimmten Wert erhal­
ten kann." Und da "fast alle Nationen darin einig waren, 
dass das Silber alle die Eigenschaften besass, welche erfor­
derlich waren, um den Münzvorrat eines Landes zu stützen 
und zu begründen", meinte die Kommission, "welcher diese 
Ansicht wohl begründet erschien, dass es für das Land und 
die Nation am nützlichsten war, die Silbermünze als Fin­
lands Grund- und Hauptmünze, nach dem inneren Wert in 
Schrot und Korn, anzunehmen". 

Bei der Wahl zwischen den zwei Münzsorten, auf welche 
. man laut Ansicht der Kommission durch die Verhältnisse an­
gewiesen war, nämlich dem Reichsthaler und dem Specierubel, 
entschied sich die Kommission für den letzteren. 
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Auch in dem zweiten ihrer Gutachten kommt die Kommis­
sion auf die selbe Frage zurück, aber nur soweit es das Aus­
sehen der finländischen Münze und den Platz für das Münz­
amt betrifft. 

Die letztere Frage sollte nach Ansicht der Kommission der 
Entscheidung Seiner Majestät des Kaisers überlassen werden. 

• Hinsichtlich des Aussehens der Münze schlug die Kommis-
sion vor, dass die kleineren Silbermünzen auf der einen Seite 
das Wappen des Grossfürstentums Finland tragen sollten und 
auf der anderen Seite die Angabe des Wertes der Münze von 
fünfzig, fünfundzwanzig, zwanzig, zehn oder fünf Kopeken 
SiIl;>er; in derselben Weise sollte man mit der Kupfermünze 
von fünf Kopeken und darunter verfahren. Die ganzen Rubel­
stücke sollten auf der einen Seite das Wappen des Gross­
fürstentums mit der Aufschrift ein Rubel Specie tragen und 
auf der Vorderseite das Brustbild Alexanders I., 

Zu einer Zeit, wo die metallische Münze in den meisten 
Ländern aus dem Verkehr gedrängt und das Papiergeld das 
vorherrschende war, erschien der Vorschlag der Finanzkom­
mission bei uns Metallzirkulation und eine eigene National­
münze einzuführen als allzu optimistisch. Es ist aber doch zu 
beachten, dass die russische Regierung um jene Zeit darauf 
bedacht war, die Zettelmenge herunterzubringen und die Zettel 
wiederum zu ihrem ursprünglichen Werte einlösbar zu machen, 
und dass sie auch Massregeln in dieser Richtung ergriff, ob­
gleich dieses nicht zu dem gewünschten Resultat führte. 

Als die Gutachten der Finanzkommission im Landtag zur 
Behandlung kamen, erfuhr der Vorschlag der Kommission hin­
sichtlich der Annahme des Silberrubels als Landesmünze im 
Bürgerstande Widerstand, welcher mit elf Stimmen gegen 
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sieben den Reichsthaler als Landesmünze annahm. Der Reederei­
agent Peter Johan Bladh, welcher vor allem -im Bürgerstande 
hierauf drang, begründete diese seine Meinung damit, dass es 
Ungelegenheiten verursachen würde, wenn so viele verschie­
dene Geldsorten auf einmal neben einander im Verkehr ge­
stattet würden, von welchen "keine ein eigenes bestimmtes 
Verhältnis zu der anderen besass, und zumal nicht einmal 
ein und dieselbe Geldsorte immer und in allen Zahlungen den­
selben Wert behält, sonder:n bei gewissen Abzahlungen das 
Jahres-Agio, bei anderen- wiederum der Kurs des letzten Post­
tages gilt". Wenn man die alte Reichsthaler-Rechnung beibe­
hielte und unverrückt "unsere alten Gesetzvorschriften befolgte, 
laut welchen Darlehen in derselben 'Münze bezahlt werden 
sollten oder, in vollständiger Ermangelung derselben Münze, mit 
gleichguter nach dem höchsten Agio", so konnten nach Bladhs 
Ansicht die sonst bevorstehenden Unordnungen zum grössten 
Teil vermieden werden. Hinsichtlich der politischen Seite der 
Sache, welche für die Finanzkommission von entscheidender 
Bedeutung gewesen war, äusserte er folgendes: "Die finlän­
dische Nation hat -keine Neigung zu Flüchtigkeit, sondern hängt 
im Gegenteil allzu sehr an alten Bräuchen. Sie ist an die 
Reichsthaler-Rechnung gewöhnt, die nunmehr nicht ohne Unge­
legenheiten geändert -werden kann, und im grossen Ganzen 
kann diese Änderung weder angelegner noch verteilhafter sein, 
als dass wir nach dem übrigen russischen Kaiserreich unser 
Ellenmass, unser Gewicht, unsere Meilenzahl, unsere Sprache 
u. s. w. modellieren und ändern. Da Seine Kaiserliche Ma­
jestät uns allerhöchst gestattet hat, gleich den anderen von ihm 
eroberten Ländern unsere Gesetze und sonstigen wirtschaft­
lichen Verordnungen zU behalten, da Finland jetzt von einem 
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eigenen Regierungs-Conseil regiert werden wird, und da nur 
das Wohlergehen des Landes im allgemeinen bezweckt wird, 
so interessiert 'es den Beherrscher des ganzen Russland recht 
wenig, ob die öffentliche und private Buchführung in Finland 
in Reichsthalern oder Rubeln erfolgt. iI 

Der Bürgerstand fand keinen Anklang mit dieser seiner 
Ansicht. Auch im Übrigen waren die Veränderungen im Vor: 
schlage der Kommission, welche vom Landtag vorgenommen 
wurden, nicht von prinzipieller Bedeutung. Hinsichtlich der 
behufs Gründung der Bank vorgeschlagenen Anleihe stimmte 
der Bauernstand dem von der Finanzkommission vorgeschla­
genen Betrage, zwei Millionen Rubel Silber, bei. Die übrigen 
drei Stände fanden eine Million Rubel Silber genügend oder, 
wie die Ritterschaft und der Adel es ausdrückte, "mindestens 
eine Million Rubel Silber notwendig". Die Rückzahlung der 
Anleihe nach dem Aufhören der zwanzigjährigen Zinsfreiheit 
sollte nach Ansicht der drei Stände von den Aktiven der Bank 
und sonstigen Umständen abhängen, bestimmte Summen und 
Termine sollten dagegen nicht im voraus festgesetzt werden. 
Das Grundkapital des Diskonts wurde von zweihundertzehn­
tausend auf dreihunderttausend Rubel Silber erhöht, und dessen 
Aktionäre sollten unvermindert ihren Anteil am Gewinn er­
halten. 

Die Antwort .des Landtags auf die einschlägige Vorlage 
der Regierung traf gegen Ende des Jahres in St. Petersburg 
ein, und den 17. (29.) Dezember 1809 erschien das Münzmani­
fest des Kaisers, durch welches der russische Silberrubel, ge­
mäss dem Vorschlag des Landtags, für "die Haupt- und Grund­
münze im Grossfürstentum Finland 11 erklärt wurde; zugleich 
ward durch das Münzmanifest der Antrag des Landtags ~uch 
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sonst In der Hauptsache genehmigt, ausser dass darin erklärt 
wurde, dass "alle 'Einnahmen des Staates von Anfang des 
Jahres 1810 an nur in Kaiserlicher Silbermünze oder Bank­
zetteln bezahlt werden sollten 11. 

In der Bankfrage wurde noch keine Entscheidung getroffen. 
Die Lösllng dieser Frage wurde indessen immer dringender. 
Das Betriebskapital im Lande bedurfte allerdings nicht in 
so hohem Grade, wie man annahm, der Vermehrung, da 
während des Krieges viel Geld für den Unterhalt der schwe­
dischen und russischen Truppen in das Land geströ1p.t war. 
Aber anderseits gingen bedeutende Summen darauf, die Schul­
den in Schweden zu bezahlen, wozu auch die Beträge, welche 
für Rechnung des Äboer Diskonts beigetrieben wurden, zu 
zählen waren, da die Gläubiger des Diskonts und der grässte 
Teil der Aktionäre sich in Schweden befanden. Auf Vorschlag 
des ehemaligen Vorsitzenden der Finanzkommission am Borgäer 
Landtag, Freiherrn Carl Mannerheim, der jetzt Chef der Zivilexpe­
dition im finnländischen-Regierungs-Conseil (seit 1816 Senat ge­
nannt) war, sah sich deshalb auch der Letztere veranlasst, in ei­
nem ,untertänigen Antrag an den Kaiser vom 30. März 1810 her­
vorzuheben, dass es wünschenswert war, Massregeln zu ergrei­
fen, um dem Geldmangel und den Schwierigkeiten zu steuern, 
welche jetzt dem Lande drohten. Dem genannten Antrag fügte 
der damalige Generalgouverneur Steinheil einen Vorschlag bei, 
worin er unter anderem es notwendig fand, dass ein Diskont 
in Übereinstimmung mit dem Beschluss des Borgäer Lan.dtags 
errichtet würde, hinsichtlich des Bedarfs der Grundbesitzer an 
HypotekendarIehen stellte er j~doch den Antrag, dass dieser 
Bedarf durch die russischen Banken gedeckt werden sollte. 

Der letztgenannte "Antrag wurde ohne weiteres abgelehnt, 
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da man fand, dass die Banken in Russland Aufgaben hatten, • 
welche ihnen näher lagen. Russischerseits war man auch im 
Übrigen immer mehr im Zweifel darüber, welcher Betrag vom 
russischen Fiskus für den Zweck beigesteuert werden konnte, 
wie auch darüber, ob die neue Bank, in Übereinstimmung mit 
der Äusserung des Borgäer Landtags, eine Ständeinstitution 
werden sollte oder nicht. In der letztgenannten Beziehung 
sowie auch hinsichtlich des Vorschlags des Landtags, dass die 
Bank das Recht erhalten sollte Münzen zu prägen, wurden 
bereits von der Kommission für die finländischen Angelegen-
heiten Beden.ken ausgesprochen, welche KOIp.1ti.ission in St. Pe­
tersburg den 18. (30.) Oktober 1809 errichtet werden war, und 
welche die Aufgabe hatte sowohl Fragen hinsichtlich des neu 
eroberten Finlands zu prüfen, als auch solche, welche .das 
mit Russland bereits früher vereinigte "finländische Gouver­
nementll

, dessen Wiedervereinigung mit Finland vorbereitet 
werden sollte, betrafen. Die vorgeschlagene Anleihe vom rus-
sischen Fiskus befürwortete die Kommission dagegen. All­
mählich· aber wurde es klar, dass wenn auch eine solche An-
leihe überhaupt in Frage kommen konnte, nur ein geringerer 
Betrag zu erwarten war. 

Doch 'war man geneigt, um das früher gegebene Ver­
sprechen zu halten, in Finland einen Diskont zu errichten, 
in der Hauptsache nach dem Muster des genannten Diskonts 
in Abo, sowie auch russischerseits einen Teil des Aktienka­
pitals zu übernehmen. Es wurden meherere Entwürfe in dieser 
Richtung ausgearbeitet, und einer von ihnen wurde vom Staats­
sekretär Speranski im Juli 1810 dem Generalgouverneur und 
von diesem im Schreiben vom 1. August desselben Jahres 
behufs Begutachtung dem Regierungs-Conseil übersandt mit dem 
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Zusatz, dass der höchste Betrag, den man von russischer Seite 
erwarten konnte, zeihundertfünfzigtausend Rubel banko waren. 

Das Verwaltungs departement des Regierungs-Conseils, dem 
die Frage zur Behandlung übergeben worden war, setzte be­
hufs Vorbereitung der Frage ein Komitee ein. Zum Vorsit­
zenden dieses Komitees wurde der Bischof in Abo Jakob Teng­
ström, und, als dieser den Auftrag ablehnte, der Oberstleutnant, 
nachheriges Mitglied des Regierungs-Conseils, Heribert Conrad 
Reuterskiöld ausersehen und zu Mitgliedern der Professor der 
Medizin, nachheriger Finanzchef Gabriel Erik Haartman, der 
Professor der Teologie Gustäf Gadolin, der Kaufman Jean 
Tjäder und der Assessor Algot J3jörkbom. Ausserdem sollten 
Gutachten in der Frage eingeholt werden von dem oben er­
wähnten Reedereiagenten Bladh, von den Grosskaufleuten Per 
Märten Unonius in Lovisa und Lars Johan Sederholm in 
Helsingfors und von dem Fabrikbesitzer Johan Solitander in 
Borgä. 

Sowohl das Komitee wie die Sachverständigen sprachen 
sich gegen den Vorschlag aus. Was man vor allem mit der 
Errichtung einer Bank in Fin1and im Auge hatte, nämlich die 
Bewilligung von stehenden Darlehen an Grundbesi~zer zwecks 
Bezahlung ihrer Schulden in Schweden und die Verdrängung 
der schwedischen Zettel aus dem Verkehr, konnte nach ihrer 
Ansicht nicht durch einen Diskont erreicht werden. Auch war 
nicht darauf zu rechnen, dass private Kapitalisten sich an dem 
Unternehmen hätten beteiligen wollen oder können. Die russi­
schen Kapitalisten wiederum würden sich schwerlich an einem 
Geschäft beteiligen, wo der Gewinn zweifelhalft war. Es ist 
zu beachten, dass man auch russischerseits die Befürchtung 
aussprach, dass eine r eilnahme am Diskont mit Verlust ver-
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bunden sein würde, da er, solange das Land einer eigenen 
Bank und eigener Miinze ermangelte, seine Tätigkeit auf rus;;i­
sche Rubel Banko-Assignationen gründen müsse, und der 
Wert der Letzteren ununterbrochen schwankte. Das Komitee 
befürwortete statt dessen, dass aus Überschüssen der Staats­
einnahmen eine "Darlehen-Bank unter öffentlicher Direktion" 
errichtet würde. 

Der weitere Gang der Angelegenheit war der, dass der 
Regierungs-Cqnseil, wo die Frage den 6. Dezember 1810 be­
handelt wurde, in einem Schreiben an den Kaiser sich gegen 
die Errichtung eines Diskonts aussprach, wogegen er in Über­
einstimmung mit dem Vorschlag des genannten Komitees befür­
wortete, dass eine "Wechsel- Darlehen- und Depositionsbank" 
errichtet werden sollte. 

Es :ist recht bemerkenswert, dass man also der Ansicht 
war, die Bank ohne jene AnLeihe vom russischen Fiskus zu­
stande bringen zu können, um welche der Borgäer Landtag 
ersucht hatte. Die Finanzexpedition im Regierungs-Conseil war 
in dieser Beziehung ausserordentlich optimistisch. Sie berech­
nete die jährlichen Überschüsse auf dreihunderttausend Rubel 
Silber und meinte, dass ein Kapital von anderthalb Millionen 
Rubel Silber für den Anfang für die Bank genügen würde, 
in welchem Fall der erforderliche Betrag im Verlauf von fünf 
Jahren beschafft werden könnte . 

. Eine andere Abweichung von dem Standpunkt, den der 
Borgäer Landtag in det: Frage eingenommen hatte, welche 
dagegen nicht von der Zuversicht zur Zukunft, sondern von 
der Veränderung in der Denkart Zeugnis ablegte, welche 
schon nach Verlauf einer kurzen Zeit stattgefunden hatte, 
bestand darin, dass man überhaupt gar nicht mehr daran dachte, 

24 



die neue Geldanstalt zu einer Ständeinstitution zu machen, son­
dern ihre unmittelbare Unterordnung unter den Regierungs­
Conseil vorschlug. 

Der Antrag des Regierungs-Conseils, den der Generalgou­
verneur befürwortete, wurde vom Kaiser genehmigt, wobei das 
Grundkapital der Bank auf eine Million Rubel festgesetzt wurde. 

Das Reskript hierüber vom 11. (23.) Februar 1811 wurde den 
21. März im Verwaltungs departement vorgetragen, das behufs 
Ausarbeitung eines Entwurfs für die Organisation der Bank ein 
Komitee einsetzte, welches aus dem Landkämmerer Arndt Johan 
Winter als Vorsitzendem und dem Kaufmann Tjäder und Pro­
fessor Gadolin als Mitgliedern bestand. Das Komitee reichte sein 
Gutachten zu Anfang des Sommers 1811 ein. Dem Beschluss 
des Regierungs-Conseils wurde aber nicht der Entwurf des Ko­
mitees zu Grunde gelegt, sondern ein während der vorherge­
henden Behandlung der Frage im Regierungs-Conseil von Man­
nerheim eingereichter Entwurf, welcher, als . die Frage dem 
Kaiser vorgetragen wurde, auch diesem vorgelegt worden war. 

Die 'hauptsächlichen Be~timmungen in dem vom Regierungs­
Conseil ausgearbeiteten Entwurf zu einem Regl~e~t für die 
neue Bank waren folgende: 

Das Grundkapital oder, wie es im Reglement genannt wird, 
der primitive Fonds, sollte eine Million Rubel Silber betragen, 
welche in dem entsprechenden. Betrage von zwei Millionen Ru­
bel Banko-Assignationen der Bank zukommen sollten. 

Dieser Fonds konnte "jedoch J?öglicherweise bei eintreffen­
den günstigeren Konjunkturen (I in Specie verwandelt werden. 

Um "dem Mangel an Scheidemünze, welcher im Lande be­
reits bedeutende Ungelegenheiten verursacht hatte, . abzuhelfen" , 
erhielt die Bank die Erlaubnis, Zc:ttel auf zwanzig, fünzig und 
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fünfundsiebzig Kopeken auszugeben, welche nur III Finland 
gangbar waren. 

Nachdem "die Anstalt in Zukunft die nötige Solidität erhal­
ten", sollte Kupfer behufs Prägung von Scheidemünze angekauft 
werden, zu welchem Zweck eine Münzanstalt "an einem geeig­
neten Platz im Lande" errichtet werden sollte. 

In der Bank sollten alle Einnahmen des Staates deponiert 
werden, nachdem jede Rentei das abgezogen hatte, was nach 
festgestelltem Budget auf die Ausgaben des Jahres sich belief. 

Privatpersonen erhielten die Erlaubnis in der Bank grössere 
oder geringere Summen zu deponieren, "doch ohne dafür Zin­
sen verlangen zu dürfen". 

Wenn in Zukunft solche Konjunkturen eintrafen, dass die 
Bank es möglich fand mit Vorteil Depositionen gegen Zinsen 
oder, wie es im Entwurf des Reglements heisst, "Anleihen ge­
gen Zinsen" aufzunehmen, sollte darüber eine besondere V er­
ordnung ausgefertigt werden. 

Die Bank sollte dort errichtet werden und verbleiben, wo 
der Regierungs-Conseil seinen Sitz hatte, und die Oberaufsicht 
über dieselbe dem Conseil zukommen, welcher auch Vorschrif­
ten auszufertigen hatte, die für die Ordnung, Sicherheit, den 
Bestand und das Gedeihen der Bank nötig erscheinen konnten. 

Der Bank wurden alle die· Vorteile und Gerechtsamen 
zugesichert, welche die schwedische Bank laut geltenden Ge­
setzen besass, soweit diese anwendbar waren; eine Zusammen­
stellung derselben sollte auf Veranlassung des Regierungs-Con­
seils zur allgemeinen Kenntnisnahme durch den Druck ver­
öffentlicht werden. 

Aus dem primitiven Fonds sollten. Amortisationsdarlehen 
auf zwanzig Jahren gegen Sicherheit von Immobilien und fünf 
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Prozent Zinsen ausgegeben werden, aus .dem Kleinzettelfonds 
wiederum Darlehen auf kürzere Zeit, von sechs Monaten bis 
auf ein Jahr. Und zwar sollten für die erstgenannten Darlehen 
Grundbesitzer, welche Schulden in Schweden hatten, ein Vor­
zugsrecht besitzen, und für die-,Darlehen aus dem Kleinzettel- . 

, fonds Besitzer von Fabriken und Manufakturen'gegen Pfand auf 
ihre Erzeugnisse oder gegen solide Bürgschaft. Wenn die 
Mittel es erlaubten, konnten aus dem Kleinzettelfonds auch an 
Grundbesitzer Darlehen ausgegeben werden, wodurch jene 
"noch einen Ausweg erhielten die Schulden zu bezahlen, für 
welche ihre Landgüter den schwedischen Fonds gegenüber 
hafteten". Der Gesamtbetrag der Darlehen aus dem Kleinzet­
telfonds durfte ein Drittel, sogar die Hälfte der für diese Zettel 
vorhandenen "Hypotekensumme in Banko-Assignationen" ~r­

reichen. 
Die Buchführung sollte nur in Banko-Assignationen gesche­

hen und' alle Schuldscheine' sollten in dieser Münze ausgefer­
tigt werden. 

Die Verwaltung der Bank sollte von vier Kommissaren nebst 
der nötigen Anzahl Beamten gehandhabt werden. Handelte es 
sich jedoch um Darlehen von zehntausend Rubel oder darüber, 
so sollte der Chef der Finanzexpedition oder,falls dieser ver­
hingert war, ein anderes dazu ausersehenes Mitglied des Re­
gierungs-Conseils bei der Behandlung der Angelegenheit anwe­
sen sein; war er in diesem Fall anderer Ansicht als die Direk­
tion, so sollte die Entscheidung dem Conseil überlassen werden. 

Gegen diesen Entwurf eines Reglements für die neue Bank 
erhob der Generalgouverneur keinen anderen Einwand, als dass 
die Anzahl Kommissare aus Sparsamkeitsgründen auf zwei re­
duziert werden sollte. 
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Mit Berücksichtigung dieser vom Generalgouverneur vorge­
schlagenen Änderung wurde das Reglement den 30. November 
(12. Dezember) vom Kaiser bestätigt. 

Dieses Reglement für' das darin mit der Benennung "Das 
Wechsel-, DarIehen- und Depositions-Comptoir im Grossfür­
stentum , Finland (I bezeichnete Zerrbild dessen, was, der Bor­
gaer Landtag sich gedacht hatte, ist in all seiner Dürftigkeit 
als die Gründungsurkunde von Finlands Bank zu betrachten 
und dürfte deshal~ hier unverkürzt wiedergegeben werden. 
Es hat folgenden Wortlaut: 

2B311l ALE X A N DER ber I:fte, Mn @ottei3 @naben Sfaifer nnb ®ellift~ 
~errfd)er aller !neni3fen ete. ete. ete. @rofl~~ürft bon ~iuIanb ete. ete. tun funb: ' 
3ubem 2Bir bie Ungeregen~eiten unb ®e~llJierigfeiten mrrer~öd)ft in @rllJäguug 
geaogen ~aben, llJeld)e Unfere treuen ~htIänbifd)eu Untertanen bei ber .8a~lung 
ber ®d)uIben au überltJinben ~aben, für llJeld)e me~rere bOtt i~nen teiIi3 an Öffent. 
Ud)e Sfaffen teUi3 an jJribate SfapitaIiften in ®d)llJeben ~aften, unb um llCcferliau, 
Sjanbel unb @eltJerbe au förbern, foltJie um aUmä~Iid) nur eine !mün3forte im Eanbe 
in Umlauf au bringen, fjaben 2Bir mUer~öd)ft für gut befunben, anIäflIid) beß 
untertättigen mntragi3 ber. Eanb~®tänbe iu ~orgä unb uad) llJieber~orter uutertälti~ 

ger !meIbuug uuferei3 l1legieruugi3·~oufeiIl3 bie @rrid)tuug einei3 2Bed)feh SDarre~eu~ 
uub SDejJofitioni3~~omjJtoiri3 mUergöd)ft aU geuefjmigeu, unb ~abeu ~iermtt mller~ 
~öd)ft beftimmeu uub berorbuen llJoUeu, llJie biefei3 3nftitut organifiert unb berllJaI· 
tet llJerben foll. . 

mrt. I. 

m'u g e m ein e @ r u u b 3 ü 9 e b er 0 r g an if a t ion b er & n ft a H. 

§ 1. SDer jJrimitibe ~oubi3 beß m!ed)fel., SDarre~eu. unb SDejJofiUonß.~omjJtoiri3 
beträgt eine !miIIion muber, nad) bem feftgeftellten ®illiermün3fufl be!3 Eanbe!3; 
biefer ~etrag llJirb ben Ülierfd)üffen ber ®taati3eiuna~men entnommen, unb 31lJar, in 
Üliereiuftimmuug mit Unferem &rrer~l:id)ften ®d)reiben an Unferen @eneralgouber. 
nenr über ~inlanb bom 11. (23.) ~ebruar biefei3 3a~re~, in einer Sjö~e Mn 31lJei 
!millionen !nubel in ~anfo.&ffignationen, je nad)bem' fte in bie ®jJarfaffe einlaufen. 

§ 2. Obgleid) ber erfte ~onbß bei3 ~omlJtoiri3 fold)ermaflen auß ~anfo.mfftg. 
nationen befte~en llJirb, fönnen bod) in .8ufunft unter etllJaigen günftigen ~oniunf. 
turen bei tlerme~rtem Sjanbel uub erllJetterten @eltJerben fid) mUßltJege eröffnen, aU. 
mä~nd) biefen ~onbß in ®lJecie 3U berllJanbeIn; beß~alli ift eß bem ~omjJtoir ge. 
ftattet, je nad) ben Umftänben unb fo ltJeit fold)eß mit lBorteiI gefd)e~en faun, llJor~ 
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ftficr Unfer meg!erung~.~onfeiI lmelbung 3u mad)en ijat uub 1m!r ~nrerijöd)ft befÜm. 
men \lJerben, fid) berartiger mU~\lJege 3U fiebienen, \lJoburd) aud) ba~ @elb\lJefen be~ 
Banbe~ eine \lJeitere 6tafiiIität erljält. 

§ 3. lBei bel' erften @rünbung be~ illied)fel., SDarleljen. unb SDelJofition~.~omlJ' 
toir~ mft~fen \lJoljl aUe not\lJenbigen )J~ußgafien au~ bem,SfalJital feI:6ft beftritten luer. 
ben, flJäter aber burd) nad) unb nad) einlaufenbe S!nfen, beren Überfd)uj3 3ur !Bel'­
meljrung be~ ~onb~ bient. 

§ 4. Um bem lmangeI an 6d)e!bemftn3e afi3uljelfen, \lJeld)er im Banbe bebeu. 
tenbe Ungelegenljeiten berurfad)t ljat, bie umfo fftljI:6arer \lJerben, je meljr bie fd)\lJe. 
bifd)en Sflein3ettel au~ bem öffentIid)en !Berfeljr fommen, giefit ba~ ~omlJtoir fIei. 
nm Settel aUf (20) 3\lJan3ig (50) fünf3ig unb (75) fünfultbTieb3ig ~OlJefeu, je uad) 
lBebiirfltiß be~ Baltbe~, au~. SDiefe Settel erljalteu nur im @roj3fiirftelttum ~iu. 
laltb @altgbarfcit uub \lJerbeu gegen gröj3ere lBanfo.mjfignationeu au~ge\lJed)feIt, 
\lJie aud) ba~ ~omlJtoir berlJfIid)tet ift, fie bci !Bor\lJcifuug mit berartigeu mffigna­
tionen \lJieber eilt3Ulöfelt. 3m Übrigeu \lJerbeu bie rIciueu Bettel gleid) beu gröj3e. 
reu iu allem 5;?altbel ultb !Berfeljr ebeltfo \lJie bei bel' 6teuererljebultg bel' ~roue 
@iiItigfeit ljaben. 

§ 5. SDie SfIeiu3ettel \lJerben mit 3\lJei ~temlJelu berfeljen. SDer eiue eutljält 
ba~ staiferIid)e mUffifd)e illialJlJen uub baßjeuige beß @roj3fftrfteutum~ ~iulanb 
gleid) bem @)iegeI beß megierung~.~oufeiIß, uub baß 3\lJeite Me 1morte: ba~ illied)fel., 
SDarleljen- unb SDelJofitiou~.~omlJtoir be~ @roj3fürftentum~ ~ltlaltb. 

6ie ljabeu folgeubeu 1mortIaut: 
3m 1medjfel., SDarleljen. unb SDelJofitiolt~.~omlJtoir be~ @roj3fürfteutum~ ~ilt­

laltb 1ft eilte @)umme bOU (3\lJalt3ig) (füuf3i9) (fiiufultbfteb3ig) ~olJefelt SfaiferIid)e 
mUffifd)e lBaufo·mffiguatioueu eiltgeäaljIt \lJorbeu, \lJeld)e (00) SfOlJcfeu ber ,3nljaber 
biefe~ Settel~ 3urftcf3ubefommen ljat. . 

SDie Sfleiu3cttel \lJerbeu Mu einem Sfommiff ar uuter3eidjuet unb bon einem 
lBud)ljarter gegeltge3eid)uet. SDer 1mert \lJitb aud) mit lBud)ftabeu äU unterft auf 
bem Settel iu rUififd)er, fd)\lJebifd)er uub filtltifd)er @)lJrad)e, ultb auf ber miilffeite 
mit Sifferlt angegebelt. 

§ 6. Wad)bem bie muftaIt ilt Sufultft bie ltötige @)olibität erljaIten ljat, unb 
iljr ~oltbß burd) Stufelt, \lJeId)e· bie jäljrlid)elt mu~gaben iiberfteigen, bermeljrt \lJor· 
belt ift, \lJirb SfulJfer beljufß jßrägung bon @)d)cibemÜn3elt angefauft, 3U \lJeId)em 
S\lJecf eiue lmiin3e an einem geeigneten jßlat3 im Banbe erridjtet \lJerben foU; fobalb 
bie nötigen lmittel ba3u bOrljanbeu finb, foU Uufer megieruug~.~onfeil Un~ eiueu 
befonberen uutertänigelt @nt\lJurf 3U einer berartigen [Ilüu3auftaIt etnreid)eu. 

§ 7. Su biefeß ~ol1tj)toir \lJerbeu aUe @)taat~eiunaljmen ~inlanb~ äU Unferer 
mllerljö@fteu !Berfügung einge3aljIt, nad)bem eine jebe mentei ben lBetrag abgeäogen 
uub 'beljaIteu ljat, bel' uad) feftgefteUtem lBubget fid) auf iljre 3aljre~auilgafien 
'befäuf!. . 

§ 8., jßribatj)erfouelt ift eil aud) geftattet, im ~ol1tj)toir gröj3ere unb geringere 
@)ummeu 3U bej)onieren, bod) oljne barfftr Sinfelt berlangen 3u biirfen; biefe 6um· 
meu rönnen ent\lJeber iu iljrem gan3en lBetrage ober 3U einem :teil bom SDe.jlonen-
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ten ijerau!ilgenommen ober angetuiefen toerben, tue!ilijalli ba!il G:omj)toir mit einem 
jeben 5Dej)onenten eine befonbere !Jiedjnung filijrt. 

§ 9. 5Daß }illedjfeI,G:omj)toir barf audj foldje !Sanfo,m:ffignationen einltJedjfeln, 
tueldje burdj @ebraudj abgenut5t tuorben finb, um fie nadjijer beijufß' m:U!iltaufdj ber 
!Sanf in ®t. $eter!ilburg ein5ufenben, tuobei bie l8erorbnung 5u beobadjten ift, tuel. 
dje inbe3ug auf bte .Bettel ber genannten !Sanf gilt, unb bie sur madjadjtung in 
ben .8anbe.ßfj)radjen aU!ilgefertigt tuerben folr. 

§ 10. SDa!il jilledjfef., SDarleijen- unb 5Dej)ofition!il=G:omj)toir ltJirb an bem Ort 
erridjtet unb' befteijen, tuo ber !Jiegierung!il=G:onfeil feinen ®it ijat, unb ltJirb unter 
ber Oberauffidjt beß G:onfeUß fteijen; bem .8etsteren fommt e!il audj SU nadj l8ebarf 
unb Umftänben in .Bufunft foldje l80rfdjriften mit5uteiIen, tueldje für bte Orbnung, 
®idjerijeit, ben !Seftanb unb ba!il @ebeiijen beß G:omj)toir!il uottuenbig unb angemef= 
fen erfdjeinen fönnen. 

§ 11. 5Diefe!il G:omlltoir, ltJeldje!il unter Unferem @igenen Sjoijen ®djut fteijt, 
genieät laut geItenben lBerorbnungen, fotueit fie ijier antuenbbar finb, alle bie mor. 
5üge unb @eredjtfamen, ltJeldje Me fdjtuebifdje,!Sanf befitt; eine .Bufammenftellung 
biefer l8erorbnungen foll aUf l8eranfaffung Unfere!il !Jiegierung!il=G:onfeil!il 5ur allge­
meinen ~enntnt!ilnaijme burdj ben 5Drucf 11eröffentIidjt ltJerben. 

m:rt. n. 

ft b e r 5D a r I e ~ e n a U!il b e m }ill e dj f e r., 5D a rl e ij e n. u n b 
5D e j) 0 fit ion !il- G: 0 m j) t 0 i r. 

§ 1. m:uß bem j)rimititlen !ijonb!il ltJerben gegen ®idjer~eit auf 3mmobiIien 
unb fJlnf $r05ent .Binfen 5Darleijen belCiIIigt, tuoneben fünf $ro5ent bom ~aj)ital 
jä~rIidj abbe5a~It ltJerben, ;0 baß ein 5Darle~en binnen 5tualt5ig 3aijren bOll 5urücf­
ge5afjIt ift. @benfo finb bie SDarleijenemllfänger berj)fiidjtet, nadjbem bie erften 5e~n 
3a~re nadj @mj)fang beß 5Darleijen!il berfioffen finb, nadj ein 3aijr tlor~er erfolgter 
~hnbigung baß gan5e übrige ~aj)itaI 5urücf3ube5a~Ien, fall!il foldje Umftänbe ein. 
treffen follten, tueldje baß G:omj)toir beranlaffen rönnen, ba!il 5Darle~en 5U fünbtgen 
unb ein5ulaffieren. 

3m allgemeinen tuirb aIß ®idjer~eit für biefe SDarle~en Me erfte Sj1Jj)otef ber. 
langt. 5Damit aber biejenigen, ber~n .8anbgüter früijer für SDarleijen au!il ber !Sanf, 
ober anberen öffentlidjen ~affen ober audj bon j)ritlaten ~allitaIiften iit ®djtueben 
ij1Jj)ote5iert finb, fidj ebenfallß be!il m:ußtuege!il 5ur Baljlung berartiger 5Darle~en fol. 
len bebienen rönnen, tueIdjer burdj biefe m:nftart ermögIidjt tuorben ift, tuollen jillir 
~iermit m:ller~ödjft bie m:u!ilna~me geftatten, baä für .8anbgüter, tueldje mit feiner 
anberen Sj1Jj)otef belaftet finb, aIß foldjer für !Jiedjnung fdjtuebifdjer @Iäubiger, audj 
SDarle~en auß bem G:omj)toir betuilligt tuerben rönnen, falI!il ber jillert be!il .8anbgn. 
teß mit 5tuei 5Dritteln bie ij1JjJotefarifdj fidjergeftelIte ®umme überfteigt, unb falI!il 
ber 5DarIeljenemj)fänger ftdj berllfiidjtet, fofort ober fj)äteften!il iuner~alli eine!il 3alj-
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re~ barnadj bie ültere S)~jJotef aU amortifiereu, unb 3ugIeiq, für bie @rfüUung bie. 
fer )Bebingung ober bie ~M5aljIung b~ ~atIeljenß im entgegengefe~ten ~aU inner­
ljafb ber genannten Seit eine äaljIung~fliljige )Bürgfq,aft fterrt; ber )Betrag ber ~ar­
Ieljen, weldje für foldje früljer ~~jJoteäiexte Eanbgüter bewirrigt werben, foU in Über­
einftimmunu mit ben in § 5 ~ier unten angegebenen lJ5riu3ijJien im merljliUniß 3um 
unbeIafteteu )!Bert beß Eanbguteß feftgefterrt werben, naq,bem bie SJ~jJotef abge30uen 
worben. 

§ 2. menn in Sufunft folq,e ~onjunftuten eintreffen, bat baß Q;omjJtoir fidj 
in ber Eage fieljt, mit morteU ~1nIeiljen gegen Binfen aufneljmen aU fönnen, fo foU 
barüber fo\tJie itber bie bamit berbunbenen )Betiingungen auf ~ntrag be~ ~eute­
rungß,Q;onfeU~ tlon Unß eine befonbere merorbnung edaffen werben. 

§ 3. ~a nidjt 5U bermuten ift, bat gro\'3e eummen ber im Umlauf liefinb­
Iidjen ~Iein3etteI auf einmal 3ut @inwedjßlung borgewiefen werben, fO fann ein 
~rittel, fogar bie S)lilfte ber für biefe Settel im Q;omjJtoir ber~anbenen SJ~jJotelen­
fumme tn )8anfo-~ffignationen auf fitr5ere Sett, bodj nidjt weniger aI~ feq,ß ~o. 
nate biß 3u einem ,3aljr, au~geIieljen werben, unb 3war elienfaU~ gegen fünf jßro-
5ent Sinfen, weIdjer Sinßfut gemlit ben mexoxbnungen für bie fdjwebifq,en unb 
finIlinbifdjeu ~iffontanftalten, berbojJpeIt wirb, faU~ ba~ ~arleljen nidjt binnen 
bier5eljn stagen nadj bem merfarrtag· einge3aljIt worben tft. ~ie )Befi~er Mn ijaliri­
fen unb !manufafturen ljaben ein mor3ug~redjt auf ~atIe~en au~ ber SJ~potefen­
fumme gegm lJ5fanb igrer naq,weißliar unberfauften @r3eugniffe ober gegen eteI­
{ung 3aljlungßfligiger )Bürgfdjaft· ijaU~ bie ffiCUte! eß geftatten, fann baß Q;omp­
toir audj au~ biefem itbrigbleibenben ~ajJitaI fÜr Ilingexe Seit, aber unter benfeIlien 
)Bebittgungen für bie ~ücf3alj!ung, &runbliefi~ern ~ar!eljen liewiUigen, woburdj 
biefe nodj einen weiteren ~u~weg erljaIten, um bie edju!ben 3U lieäaljlen, für weIq,e 
beren Eanbgüter jet3t fq,webifdjen ijonbß gegenüber ~aften. 

§ 4. Obgleidj ber erfte ~onbß biefe~ Q;omptoir~ naq, ber feftgefterrten ~ünä. 
forte beß Eanbeß in eUber beredjnet wirb, fo erfolgt bodj aUe )Beredjnung bon 
~arleljen unb @inäaljlnngen nur in )Banfo'~ffignationen, we~ljalb auq, aUe eq,ulb­
fdjeine für erljaItene ~arIeljen auß bem Q;omptoir nur aUf fOldje ~ffiguationen äur 
~cf3aljIung in benfeUien Saljlenbetrligen, weldje baß ~arleljen bUbeten, aUßgefterrt 
werben. 

§ 5. ~arleljen auf fteuerfrete &üter werben lii~ äur SJliLfte ober äwei ~rittern 
ber ettmme liewirrigt, auf welq,e baß Eattbgut fJei gefe~fidjer 5i:a~ieruug gefq,li~t 
worben ift. ~uf fogenanttte "beruftabe @lüterier" unb ber )8efteuerung unterworfene 
Eanbgüter bürfen nidjt g1;ötere ~arIeljen bewirrtgt werbeu alß für bie SJlilfte beß 
5i:a~wexteß. . 

§ 6. ~arleljen auß bem' ~lein3etteIfonbß bürfen niq,t aeljntaufenb (10,000) 
~uliel )Banfo.~ffignationen für jeben ~atIeljenemPflinger ftIierfteigen. 

§ 7. ~ieienigen, weldje für edjulben in ber fdjwebifq,en )Banf ober anberen • 
öffentItdjen Sfaffen ober auq, bei pribaten ~apitaliften in edjweben ljaften unb ge­
nügenbe eidjerljeit in fteuerfreiem ober ber )Befteuerung unterworfenem &runb unb 
)Boben fteUeu rönnen, finb anfangß aunlidjft lieredjtigt ~arIeljen au empfangen. 

31 



§ 8. ~er um ein S!)arlefjen erfud)t, muj3 bem ~orftefjer be!3 ~omvtoir!3 bar. 
über fd)riftrid) WHtteUung mad)en unb 3ugleid) enttueber im Original ober in ~b· 
fd)riften, tueld)e bon glaubtuürbigen Seugen befd)einigt Hnb, bie Urfunben einreid)en, 
weld)e ba!3 )Seft~red)t an bem Banbgut nad)tueifen, ba15 aI!3 !!Sfanb angeboten tuirb, 
fotuie baj3ba!3 &ut für feine frü~ere 5J1Jvotef ~aftet, ferner, baj3 fein unbeaa~rter 
~auffd)iUing auf bem @ut laftet, unb baj3 ber )Setuerber tueber öffentlid)e €5teuern, 
Wlünbelgelber nod) anbere mit ~oraug!3red)ten au~geftattete' @elber bertuaItet. 

§ 9. @fj'e ein S!)arle~en betuUfigt wirb, muj3 ba!3 ber13fänbete @ut ta~iert tuer. 
ben, tuie bie ~erorbnung bom 4. g:ebruar 1757 über )Sanfbarre~en borfd)reilit. 

§ 10. €5obalb Die s!)ireftion be!3 ~omvtoir!3 Die bom )Sewerber eingereid)ten 
Urfunben gevrüft ~at, wirb biefer burd) ~u!33u9 au!3 bem !!Srotofoll über ben )Se; 
trag ber S!)arle~enfumme benad)rid)ttgt. Über biefe ®umme fteIlt er einen €5d)ulb. 
brief au!3, tueld)er, faIl!3 ber ~ntragfteller ber~eiratet ift, and) bon feiner g:rau un. 
terfd)rieben unb mit ben €5iegeln beitler befräftigt tuirb. $Die mid)tigfeit biefer Unter­
fd)riften wirb bom lRid)ter, bem motariuß.!!Sub!icu!3 in ber €5tabt ober awei anberen 
fd)reibfunbigen unb glaubtuürbigen Wlännern befd)einigt. $Diefer €5d)ulbbrief tuirb 
beim nlid)ften @erid)tßtermin im @erid)t am Orte borgetuiefeu, tueli{Jeß auf ~nmel. 
bung eine 5J1Jvotef auf baß bervfänbete @ut erteilt, tuie ber § 20 iu ber ~onfurß' 
berorbnung bom 28. Suni 1798 borfd)reilit. Wlit bem !l3rotofoll fjierüber fotuie mit 
bem bom midjter mit einem $ermerf berfe~enen €5d)ulbbrief melbet fid) ber )Setuer· 
ber bei ben S!)ireftoren beß ~omvtoir~, tueld)e gegen @inlj1inbigung ber Urfunben 
ifjm eine ~ntueifung auf ba!3 betuUfigte S!)arIefjen übergeben. ' 

3ft bie )Sefd)affung eineß S!)arlef)en~ für beu )Setuerber fo bringenb, baj3 er· e15 
uid)t abtuarteu fann, bi15 bie 5J1Jvotef bei einem orbentlidjeu @erid)t15termiu erteilt 
werben faun, fo mögen bie ~ommiffare barüber entfd)eiben, ob bie getuünfd)te S!)ar­
lefjeufnmme gegen 3a~lungMlifjige )Sürgfd)aft fofort aUßgegeben werben fann, in 
tueldjem g:aIl ber S!)arlef)enemvflinger beim nlid)ftfolgenben @erid)t~termin unbebingt 
bollateben muj3, tua15 fjinfid)trid) ber )Sefd)affung ber 5J1Jvotef ~ier oben borgefd)rie. 
ben ift. 

€5oUte in Sufunft eine ffiegelnng in biefen ~ngelegen9eiten befjufß €5id)er~eit 
be~ ~omvtoirß notwenbig erfdjeinen, fO follen bie ~Dmmiffare berartige g:ragen 
ber !!Srüfung nnb @ntfd)eibung Unfere~ ffiegierung~.~onfeil~ unterbreiten. 

§ 11. €5DUte ein fold)e~ @ut burdj ~auf au~ bem )Sefi~ beß erften S!)arlefjen. 
emvflinger~ fDmmen unb bei @erid)t aur @intragung inß @runbbud) angemelbet 
\tJerben, fo barf bie enbgiHtige )Seftlitigung biefe~ ~aufe~ nid)t efjer erteilt \tJerben, 
a[!3 bi!3 ber neue Snfjaber be~ @ute~ einen neuen €5d)ulbbrief gegeben unb biefer 
€5d)ulbbrief mit bem ~Dr3ug~red)t einer erften 5J1JjJotef geridjtIid) eingetragen wor· 
ben Ht. 

§ 12. g:ür biefe S!)arlefjen tuerben bie Sinfen nad) ~erIauf eineß jeben Saljre~ 
be3afjIt; ba~ Safjr tuirb bolt bem :=tage an beredjnei, tuo ba~ S!)arlefjeu erfjoben 
\tJorben; ber Wlonat, \tJo bie Saljlung erfDIgt, tuirb mit breij3ig :=tagen bered)net. 
~enn ber @mvflinger eine~ ftefjenben S!)arlefjen!3 auf SmmDbiIien fid) ltid)t binnen 
bier3e~n :=tagen nad) ~blauf eine!3 ieben Saljre!3 mit ben fliUigen Sinfen einfinbet, 
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fo l)at er b01J1Jerte .Binfen ober ael)n ~r03ent 3U erlegen, bi~ er biefe feine mer1Jf(ieg~ 
tung erfüllt l)at. UnterIlif3t er biefe~ ein 3al)r lang, fobaf3 weber .Binfen noeg ber 
lieftimmte ::teU be~ ~a1Jital~ beaaljrt werben, fo wirb ba~ SDarfe1)en aIß gefünbi~t 
betraegtet unb ba~ ~om1Jtoir l)at baß lHeegt, mit bem ~fanb in ber }!Beife au ber~ 
fal)ren, wie Die fegwebifegen ~anfberorbltultgen in folegem ~alI borfegreiben. 

§ 13. lilliU ein SDarle1)enem1Jflinger entweber ba~ ganae SDarlel)en ober einen 
5r:eU beßfefben bor bem merfarrtermilt einaal)(en, fO ljat er l)ierüber einen IDlonat 
borl)er bem ~om1Jtoir IDlitteihmg au maegen. 

§ 14. €5olIte ein SDarle~enem1Jflinger feine .B(1)lnngß1JfHegt berabfliltmelt, unb 
ba~ ber1Jfänbete @ltt infolge beffen iiffentricf) berfteigert werben, fO folIen bei beffelt 
5r:aIiernng, mngebot unb merfauf Die ~eftimmltngen beoliad)tet werbelt, weId)e bie 
merorbnungen lilier fegweDifd)e lSanfbarle1)en in biefer lSeaieljung entl)arten; eliellfo 
ljcit Me illerorbnung bom 30. IDeai 1781 liber @ewäljrleiftung für berartige @üter 
aur il1aegad)tung au Dienen. 

mtt. III. 

Über bie lSeam±en unb SDiener be~ ~om1Jtoir~. 

§ _1. SDiefe~ ~om1Jtoir wirb bon 3wei lSanffommiffaren lJerwaltet, welege, naeg. 
bem ber lHegieruug~.~onfeif einen untertänigen iSorfd)lag barliber eingereid)t ljat, 
bon Un~ mlIerljiid)ft ernannt werben. @iner von iljnen muf3 mit ben @efeten unb 
ber ~roaef3orbnung be~ .8anbe~ bettraut fein; ber fürneljmfte in ber SDireftwn l)at 
bei aUen ®itungcn ben morfit 3U fü1)ren. €5orrten Diefe 3wei ~ommiffare ber­
fd)iebener mnfiegt fein, fo ift bie ~uf3ernng be~ lHegierung~.~onfeiI~ in ber ~rage 
abauwarten. 

SDie ~ommiff are ljarten €5itungen ab, fo oft SDarlel)engefuege einlaufen ober 
anbere mngefegenljeiten folege~ erforbern. 3m ~ranfl)eit~fall ober bei anberem 
gefetliegen Sjinbertti~grunbe ernennt unb berorbne± ber ~onfeU für ben mbwefenben 
einen ®tellbertreter, weld)er eine befonbere lHemuneration erljärt. 

SDer ~1jef ber ~inanae61Jebition be~ lHegieruugß.~onfeU~ ober fein mbjoint, 
falI~ ein fold)er ernannt worben, unb, falI~ biefe berl)inbert finb, irgenb ein anbere~ 
IDeitgHeb beß merwartung~be1Jartement~ be~ lHegierung~.~onfei!~, ber baau au~er~ 
feljen worben, muf3 bei allen ~ragelt über SDarlel)en bon ae1jntaufenb lHubel unb 
barliber anwefenb fein unb feine @eneljmigung ba3u erteUen. 3ft er anbe,rer mn~ 
fiegt aIß Die SDireftton, fo wirb bie ~rage bom ~onfeU ge1Jrüft ltnb entfd)ieben. 

§ 2. $Die lSeamten be~ ~om1Jtoir~ beftel)en au~ 3wei ~ämmerern. 
@inem ®egriftfüljrer • 
.Bwei ~affierern • 
.Bwei lSuegljaUern unb fonftiger in bem beigelegten ~erfonalber3eid)ni~ genann~ 

ter lSebienung. 
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~limmerer, ~q,riftfil~rer, ~affierer unb ~d)~alter lUerben auf @runb ber bon 
ben ~ommiffaren eingereid)ten iSorfd)llige bom 9legierung1S.~onfeiI ernannt; ~a1Jier~ 
red)ner unb ~iener lUerben Mn ben ~ommiffaren angenommen. 

mu13erbem ,ernennt ber ~onfeH einen gefeufunbigen IDtann, lUeld)er al1S 9led)t1S~ 
beiftanb bei borfommenben ~ro3effen bem ~om1Jtoir an bie Sjanb ge~en fOU. 

§ 3. Sjinfid)trid) ber mmt1S1Jrrid)ten biefer ?Beamten unb ~iener, ber ~rliett1S~ 
met~oben in ber ?Be~örbe, ber ~ontroUe ülier bie .lBerfertigung ber ~Iein3etteI, ber 
@m1Jfangna~me, iSerlUa~rltng unb ~lt1Sgalie ber @elber, fotuie ~infid)trid) ber 9lebi~ 
fion unb .3nbentur lUollen m3ir Unferem 9legierltng1S~~onfeil ~Uer~öd)ft auftragen, 
nad)bem ?mir bie ~ommiffare in biefer )8eijörbe ernannt unb bieie bie olien erlUlifjn, 
tett iSorjd)I1ige bem ~onfeiI eingereid)t fjalien, bie IDta13regeln 311 ergreifen lInb bie 
iSorfd)riften mit3uteilen, lUeld)e für biefen .8lUccf am geeignetften er!d)einen. 

mrt. IV. 

ii li erb a 13 ~ r 0 3 e 13 b e ~ f a ~ ren. 

§ 1. ~Ue ~ro3e13fad)en, lUeld)e ba!S m3ed)je[~, ~arle~en~ unb ~e1JofitionlS~~om1J~ 
toir betreffen unb bon berjeIben ?Befd)affenfjeit lUie bie bie fd)lUebifd)e ?Bauf betreffen~ 
bett ~ad)en finb, lUeld)e bor ba1S ~lUea Sjofgerid)t af1S ein ~orltm ~rilUifegiatnm 
ge~ören, lUerben bon Unferem Sjofgerid)t in ~bo af~ erfter 3nftan3entfd)ieben; 
.8lUang1SboUffrecfunglSberfaIJren ge~ören jebod) 1I11ter bie ~om1Jeten3 ber .8anbe1S~aU1Jt~ 
lellte. ~ie fjöd)fte 3nftan3 filr aUe biefe ~ad)en 1ft ba1S 3uftitiae·~e1Jartemeltt lllt~ 
f ere1S 9legterung1S.~onfeiI1S. 

§ 2. ~ie ~ro3e13orbnllng berbleibt unberlittbert, lUie fie iu ben @ejeuett be1S 
2attbe1S lIub bett ?Battftmorbttttngen borgefd)rieben tft. 

§ 3. ~limtIid)e .8anbe1S~au1JtIeute, 9liq,ter uttb jonftigen ?Beamten finb bei 
~trafe ber1Jrrid)tet bem ~om1Jtoir gefeuIid)en ?Beiftanb in all bett ®ad)eu alt feiften, 
bie bon ifjrer ~om1Jeten3 abfjlingett, fOlUie bett 3nfjalt bieje1S 9leglementlS genau 311 
beobad)tett. 

Mit diesem Reglement ward der Grund zu Finlands Bank 
gelegt, welche solchermassen älter ist als die meisten zettelaus­
gebenden Banken der Gegenwart. 
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II. 

1811-1840. 

Bei ihrer Begründung den 12. Dezember 1811 verfügte die 
Bank über keine Aktiva, sondern die Kasse war leer und die 
Direktion war, als sie am 1. April 1812 sich zum ersten Mal 
versammelte, gezwungen bei der Regierung um einen Vorschuss 
zu bitten, um Schreibmaterialien und dergleichen kaufen zu kön­
nen, welcher Vorschuss auch in einem Betrag von 1,500 Rubel 
Banko-Assignationen bewilligt wurde. 

Dieser Betrag ist in den Rechnungen den 27. April gebucht. 
Im Verlauf des Jahres liefen noch in verschiedenen Posten 
261,550 Rubel Banko-Assignationen ein. Zusammen mit einem 
Betrag von 50,000 Rubel Banko-Assignationen, die einer der 
Darlehenempfänger der Bank schon im Voraus vom Staate 
empfangen hatte, ehe die Bank noch gegründet worden war, 
hatte die Bank solchermassen während ihres ersten Tätigkeits­
jahres 313,050 Rubel Banko-Assignationen empfangen. Wäh­
rend des zweiten Tätigkeitsjahres der Bank wurden eingezahlt 
142,980, während des dritten 43,970, während des vierten 
300,000 und während des fünften 200,000 Rubel Banko-Assig-
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nationen. Insgesamt also eine Million Banko-Assignationen, oder 
die Hälfte der in der Gründungsurkunde in Au~sicht gestellten 
Summe. 

In den Büchern der Bank wurde jedoch schon von Anfang an 
der ganze Betrag, zwei Millionen Rubel Banko-Assignationen 
gebucht und die nach und nach eingelieferten Posten wurden 
in Abrechnung auf "die Schuld des Staates an die Bankll ein­
getragen. So ging es Jahr für Jahr. Die Direktion erinnerte 
ebenfalls Jahr für Jahr in den Berichten, die sie über die Tä­
tigkeit der Bank abgab, daran, dass das in Aussicht gestellte 
Grundkapital noch nicht in seinem ganzen Betrage eingelaufen, 
und klagte darüber, dass die Bank, "in Ermangelung der erfor­
derlichen MitteIl', das vorhandene Bedürfnis nach Immobilien­
kredit nicht befriedigen könne. Sie erhielt aber entweder 'gar 
keinen Bescheid oder auch die ausdrückliche Antwort, dass die 
Regierung der nötigen Mittel für den Zweck ermangelte. 

Die Bank und ihr Gedeihen musste vor anderen Aufgaben 
zurücktreten, die der Regierung näher am Herzen lagen und 
darum in erster Linie die Einnahme des Staates in Anspruch 
nahmen. Solche Aufgaben waren die Errichtung des' Regie­
rungs-Conseils' und der demselben untergeordneten Zentralbe­
hörden, welche in der schwedischen Zeit nicht nötig gewesen 
waren, da der schwedische Reichsrat, der höchste Gerichtshof 
und die Kollegien ihre Tätigkeit auch auf Finland ausdehnten. 
Die Verminderung in den Staatsausgaben wiederum, die dadurch 
bedingt war, dass das finländische Militär nach dem Kriege 
aufgelöst wurde, war nur partiell. Die Offiziere und die Unter­
offiziere bei den aufgelösten Truppen erhielten nämlich das 
Recht, ihr volles Gehalt zu erheben. Bald wurden auch ge­
worbene Truppen errichtet, die jedoch nach einiger Zeit auf-
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gelöst wurden, ausser einem im Jahre 1818 gebildeten Unter­
richtsbataillon, dem späteren finnländischen Gardebataillon. 
Mehr als durch die militärischen Ausgaben wurde.indessen di<~ 
Staatskasse während der genannten Zeit für: die sowohl vom 
Staat wie von ,Privatpersonen ausgeführten Neubauten in An­
spruch genommen, welche notwendig wurden, als Helsingfors 
im Jahre 1812 zur Hauptstadt des Landes ausersehen ward und 
alle Regierungsbehörden, sowie nach dem Brande der Stadt 
Abo im Jahre 1827, auch die Universität dorthin verlegt wurde. 
Zu gleicher Zeit wurde in Helsingfors die nach dem damaligen 
Monarchen genannte Nikolaikirche erbaut, sowie auf Aland 
für das russische Militär die später 'während des orientalischen 
Krieges ,zerstörte Festung Bomarsund. Die Kosten für diese 
Bauten waren· so bedeutend, dass der finländische Staat sich 
gezwungen sah, um die Ausgaben hierfür zu decken, im Jahre 
1830 in Russland seine erste Staatsanleihe im Betrage von 
2,600,000 Rubel Banko-Assignationen aufzunehmen. . 

Hierzu kommt, dass schon im Jahre 1812 gleichwie so man­
che Male später, eine schwere' Missernte eintrat, für deren Be­
kämpfung der Finanzchef und ein anderes Mitglied des Regie­
rungs-Conseils mit "voller Macht und Befugnis" ausgerüstet wur­
den, unter anderem "von den vorhandenen Mitteln des Staates 
Vorschüsse anzuweisen, oder in Ermangelung solcher von der 
Bank die Summen zu leihen, die zu diesem Zwecke nötig 
erscheinen konnten 11. 

Das Obige mag als Erklärung dafür dienen, dass der Staat 
es für sich nicht für opportun hielt, der Bank das ganze in Aus­
sicht gestellte Grundkapital, 2,000,000 Rubel Banko-Assignatio­
nen, auszuzahlen. 

An der Hand der bei der Begründung der Bank zustande 
• 
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gekommenen geschichtlichen Urkunden lässt sich auch ein an­
derer Erklärungsgrund angeben, nämlich der, dass schon damals, 
als Seine Kaiserliche Majestät den 11. Februar 1811 auf Vor­
schlag des Regierungs-Conseils zur Errichtung der Bank mit 
einem Kapital von 1,000,000 Rubel seine Genehmigung gab, es 
sich nicht um Silberrubel handelte, sondern ,um Rubel Banko­
Assignationen, .und dass die Bestimmung im Reglement von 
1811 im Widerspruch hiermit zustande gekommen war. Wie 
es sich hiermit verhält, ist unmöglich gewesen zu ermitteln. 
Es lässt sich kaum denken, dass die diesbezügliche unzweideu­
tige Bestimmung im Reglement von 1811 nur auf Grund eines 
Versehens zustande gekommen sein sollte. Wenn dies aber der 
Fall gewesen, kam die Bank, wie aus dem Obigen hervorgeht, 
dennoch nur in den Genuss von einer Million Rubel Banko­
Assignationen. 

Wenn dass Grundkapital der Bank solchermassen gering 
war, so vermochte auch das der Bank zuerkannte Recht der 
Zettelausgabe, so begrenzt, wie diese Zettelausgabe war, der 
Bank weder Kraft noch Einnahme zu verschaffen. 

Laut Reglement der Bank beschränkte sich nämlich die Zet­
telemission der Bank auf die Ausg:;tbe von sogenannten kleinen 
Zetteln, um dem Manget an Scheidemünze abzuhelfen, wie es 
ausdrücklich im Reglement von 1811 heisst. Anfangs lauteten 
qiese kleinen Zettel nur auf 25, 50 und 75 Kopeken. Sp~ter 

kamen auf Grund der Allerhöchsten Bekanntmachung vom 19. 
Juni 1819 noch die Valeurs von 1, 2 und 4 Rubel Banko hinzu, 
.von welchen jedoch der Letztere im Jahre 1822 eingezogen , 
ward. 

Der Betrag kleiner Zettel, der zur Anwendung kam oder 
überhaupt zur Anwendung kommen konnte, war viel zu gering 
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um irgend eine Bedeutung für den allgemeinen Verkehr oder 
für die Bank zu erhalten. Noch weniger gelangte die Bank 
dadurch in die Lage, die schwedischen Zettel aus dem Verkehr 
zu verdrängen, wie es eine ihrer oben erwähnten Aufgaben 
gewesen war. Die Kleinzettel der finländischen Bank ver­
mochten in dieser Beziehung also für sich garnichts auszurich­
ten, sie waren aber auch als Hilfstruppen der russischen Zet­
tel in deren Kampf gegen die schwedischen beinahe wertlos. 

Es war eine bemerkenswerte wirtschaftliche Erscheinung, 
dass die schwedischen Zettel eigensin:t:tig die Stellung behaup. 
teten, die sie einmal erlangt hatten, und dieselbe sogar erwei­
terten und befestigten; dies trotz aller Maassregeln vonseiten 
der Regierung -und obgleich irgend ein planmässiges Streben, 
sie in Finland zurückzuhalten, weder dort noch in Schweden 
vorhanden war. Dieselbe Erscheinung findet man in geringe­
rem Umfange in unseren Grenzgegenden, wie in einigen Teilen 
des östlichen Finland, wo russisches Geld allgemein im Umlauf 
ist, in Lappmarken, wo schwedisches Geld noch immer gültig 
ist, ebenso in einigen an Finland grenzenden Gegenden Russ­
lands, die in ihren Einkäufen und Verkäufen auf Finland ange­
wiesen sind und wo finnisches Geld deshalb 'neben dem russi­
schen zirkuliert. Aber in der Ausdehnung und in den für die 
damaligen Verhältnisse bedeute~den Beträgen, wie die schwe­
dischen Zettel während der fraglichen Periode bei uns vorka­
men, dürfte ein Gegenstück nicht nachgewiesen werden können. 

In welchem Mass die Zirkulation schwedischer Zettel im 
Lande während' dieser Periode nicht nur nicht abnahm, son­
dern im Gegenteil zunahm, ist unmöglich mit Sicherheit zu 
ermitteln. Die. Kleinzettel von Finlands Bank waren hierbei, 
wie gesagt, ein Faktor 'von untergeordneter Bedeutung. Der 
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Kampf galt hauptsächlich zwischen den russischen und schwe­
dischen Zetteln und eine zuverlässige Statistik hinsichtlich des 
Vorkommens' dieser Zettelarten im Lande in den verschiedenen . . 

Zeitperioden giebt es nicht. Nach Berechnungen, die das Gu-
tachten der Bankkommission beim Landtdag von 1863-64 
enthält, soll jedoch das russische Papiergeld im Lande im Jahre 
1840, als die Münzrealisation durchgeführt wurde und dadurch 
metallisches Geld und die Zettel von Finlands Bank an die 
Stelle des früher zirkulierenden russischen und schwedischen 
Papiergeldes traten, 2 1/ 2 Mipionen Rubel betragen haben. Die 
um dieselbe Zeit hier zirkulierenden schwedischen Zettel wur­
den ungefähr auf einen ähnli<;:hen Betrag geschätzt. 

Wir werden weiter unten über die Versuche, die schwe­
dischen Zettel aus' dem Lande zu vertreiben, berichten. Hier 
mag nur erwähnt werden, dass diese Versuche ebenso fruchtlos 
wie zahlreich waren. 

Die Direktion der Bank war eifrig bemüht,. die gegen die 
Zirkulation der schwedischen Zettel hierselbst gerichteten Mass­
regeln zu fördern. Die Direktion stellte sich nämlich vor, dass 
die Lücke, die durch die Beseitigung der schwedischen Zettel 
in der Zirkulation entstünde, durch die Kleinzettel der Bank 
ausgefüllt werden würde. Oben ist bereits angedeutet worden, 
dass es' eher die russischen Zettel gewesen wären, die dadurch 
in erhöhtem Maasse ins Land eingeführt worden wären, und 
dass die Zettel ~er Bank dagegen, infolge der geringen Beträge, 
auf welche sie auch nach der Einführung der Rubelscheine lau-. 
teten, wahrscheinlich auch fernerhin auf ihre ursprüngliche Rolle 
angewiesen geblieben wären, als Scheidemünze zu dienen, und 
dass ihr Vorko;mmen deshalb in geringem Grade von. der Ver­
änderung 'beeinflusst worden .wäre. 
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Am deutlichsten geht die Bedeutung, oder richtiger die Be­
deutungslosigkeit, dieser Zettelemissionen hervor, wenn man 
von den Zahlen Kenntnis nimmt, die, die Rechnungen der Bank 
aufzuweisen haben. Die Zettelemission stieg allmählich bis 
zum Jahre 1820, wo sie 2,160,000 Rubel Banco betrug, ging 
dann herab und belief sich 1839, dem Jahre vor der Durch­
führung der Münzrealisation, nur auf 1,300,000 Rubel Banco. 
Das folgende Jahr hat allerdings eine bedeutend höhere Zahl 
aufzuweisen, das erklärt sich aber dadurch, dass die Regierung 
damals bei der Bank eine Anleihe in Kleinzetteln der Bank 
aufnahm, die nach verschiedenen Teilen des Landes gesandt 
wurden, um bei der Durchführung der Münzrealisation zur Ein­
wechselung russischen und schwedischen Papiergeldes zu dienen. 

Hierbei ist zu beachten, dass die Bank, unter Veränderung 
der diesbezüglichen Bestimmungen im Reglement vom Jahre 
1811, auf Gtund der allerhöchsten Bekanntmachung vom 31. 
Januar 1816 die Erlaubnis erhielt, bis zu 2fs des Betrages der 
ausgegebenen Kleinzettel als Darlehen auszugeben und ver­
pflichtet war, nur für den Rest Valuten in russischen Rubel­
Banco-Assignationen zu besitzen; dagegen war die Bank, die 
in Zeiten, wo der Geldvorrat reichlich und die Nachfrage un­
bedeutend war,' den Überschuss in russischen Geldinstituten 
deponierte, nicht berechtigt diese Depositionen in die Valute der 
Zettelausgabe mit einzurechnen. In dem Protokoll der Bank­
vom Jahre 1822 heisst es ausdrüGklich, dass, da die in St. Pe­
tersburg für Rechnung der Bank deponierten und noch übrig 
bleibenden 500,000 Rubel "nicht als Hypotek für die im Um­
l;mf befindlichen Kleinzettel der Bank Zl,l betrachten wären, 
soiange die Gesamtsumme in der Kommerzbank laglI, der Be­
schluss gefasst wurde, aus der genannten Bank den Betrag zu 
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erheben "um den Einwohnern des Landes mit Darlehen aus 
der Hypotekenkasse zu helfen und auf diese Weise dem ge­
genwärtigen Geldmangel im Lande möglichst abzuhelfen. (( 

Ein . Ausweg, die Aktiva der Bank zu stärken, h~tte das 
Reglement zu eröffnen gesucht, indem es auch Privatpersonen 
berechtigte, in der Bank grössere oder geringere Summen zu 
deponieren, doch ohne dafür Zinsen verlangen zu dürfen. Sei 
es infolge dieser Unverzinslichkeit oder infolge des geringen 
Vorrats an beweglichem Kapital im Lande, geschah es indessen 
nur ausnahmsweise, dass Privatpersonen Geld in der Bank de­
ponierten, und die Beträge waren wenig bedeutend. Öffent­
liche Kassen, wie die Witwen- und Waisenkasse und die All­
gemeine Feuerversicherungs-Gesellschaft, sowie die Flussreini­
gungs-Direktion deponierten dagegen ihre verfügbaren Gelder 
in der Bank. Es geschah aber teilweise in versiegelten Pake­
ten, und wenn dies nicht der Fall war, hielt die Bank dennoch 
die deponierten Beträge für Rechnung der Deponenten reser­
viert, ohne dieselben für die Erweiterung ihres Darlehenbetrie­
bes zu verwenden. 

Die Direktion der Bank scheint auch wenig geneigt gewesen 
zu sein, fremde Gelder entgegenzunehmen. Als solchermassen 
im Jahre 1827 die Frage angeregt wurde, dass die Bank die 
Verwaltung und V er~insung . der Gelder des nach Helsingfors 
verlegten finländischen Bataillons übernehmen sollte, hob die 
Direktion hervor, dass die Bank' laut geltenden Statuten eine 
Staatsbehörde sei, die nicht die Aufgabe habe, die Kapitalien 
von Privatpersonen oder Anstalten zu verzinsen, und dass die 
Bank nicht zu "einem Konglomerate von Staatsbehörde und 
einer privaten Darlehenanstalt gemacht werden sollte ii

• 

Eine bemerkenswerte Ausnahme machte die Direktion in-
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dessen, als der Besitzer der Fabrik Fiskars im KirchspieLPojo, 
der Kollegienassessor John Julin, in der Bank 1000 Reichs­
thaler schwedisch Banco deponierte und die Erlaubnis erhielt, 
daiür gedruckte Assignationen auf die Bank auszufertigen, jedoch 
nicht auf geringere Beträge als 10 Reichsthaler. Die Revisoren 
wandten hiergegen ein, dass es unrecht sei, die Rechnung in 
anderer als in russischer Münze zu eröffnen, und dass die von 
der DirektiQn gestattete Assignationsweise nicht mit den Vor­
schriften der Gesetze noch mit allgemeiner oder privater Sicher­
heit vereinbar schien; infolgedessen wurde auch verordnet, dass 
die Assignationen auf russiche Münze lauten und nicht auf den 
Inhaber ausgestellt werden sollten. Nach den in dem Protokoll 
der Bankdirektion enthaltenen Notizen über diese Assignationen 
lauteteten sie in der Regel auf 10 Reichsthaler und hatten solcher­
massen den Charakter von einer Art Papiergeld angenommen. 

Die verfügbaren Kapitalien des Staates wurden in Überein­
stimmung mit dem Reglement von 1811 in der Bank deponiert. 
Sie wurden aber nicht zu Darlehen verwandt, was auch, mit 
Rücksicht auf die Notwendigkeit für den Staat, j~den Augen­
blick über sie verfügen zu können, das Vorsichtigste war, da 
die von der Bank bewilligten Kredite überhaupt schwer, ja un­
möglich beizutreiben waren. Zum Teil wurden die Gelder des 
Staates in irgend einem Geldinstitut in St. Petersburg gegen 
Zinsen deponiert. In Fällen, wo die Gelder nicht zur Be­
streitung der Staatsausgaben nötig waren, sondern fondiert 
wurden, wie es mit den Armen- und dem Arbeitshaus- und 
Kriegsmannhausfonds der Fall war, wurden sie jedoch durch 
Vermittlung der Bank als Darlehen ausgegeben, nicht aber, wie 
es doch das Reglement von 1811 bezweckte, für Rechnung der 
Bank, sondern für Rechnung des Staates. 
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Der eigene Darlehenbetrieb der Bank war solchermassen 
auf den primitiven und den Kleinzettelfonds oeschränkt. 

Darlehen aus dem erstgenannten Fonds wurden beinahe 
ausschliesslich gegen Hypoteken auf grosse Herrengüter be­
willigt, von denen einige wenige genügten, um die verfügbaren 
Gelder des Fonds zu erschöpfen. Bei der Ausgabe der Dar­
lehen wurde jedoch nicht, wie ja im Reglement von 1811 vo­
rausgesetzt ward; darauf ein Hauptgewicht gelegt, dass diejeni­
gen Gutsbesitzer ein Vorzugsrecht auf Darlehen erhielten, die für 
Schulden in Schweden hafteten. Während der langen Zeit, die 
verging, ehe die Bank zustande kam, waren diese Geschäfts­
verbindungen nach Schweden, . wenigstens in der Hauptsache, 
bereits geregelt. 

Der höchste Darlehenbetrag wurde durch die allerhöchste 
Bekanntmachung vom 30. Mai 1817 auf 50,000 Rubel Banko­
Assignationen beschränkt; daneben sollten "aus dem primitiven 
Fonds der Bank keine Darlehen bewilligt werden". Diese Be­
grenzung wurde damit begründet, dass "sämtliche Grundbesitzer 

. in Finland", soweit möglich, sich des Vorzuges sollten bedienen 
können, den man mit der Errichtung der Bank im Auge hatte. 
Der Betrag wurde. durch die Allerhöchste Bekanntmachung 
vom 25. März 1823 noch weiter auf 30,000 Rubel herabgesetzt 
und zugleich wurde. bestimmt, dass Darlehen aus dem primi­
tiven Fonds in nicht höheren Beträgen bewilligt werden dürf­
ten als für steuerfreien Grund zu 1/4 und für besteuerte Erde 
zu 1/5 der Summe, auf die das Gut bei gesetzlicher Taxierung 
geschätzt worden, statt auf %, bzw. die Hälfte, die das Reg­
lement von 1811 vorschrieb; dies alles, um "den Grundbe­
sitzern im Lande eine Erleichterung und leichteren Zugang 
zu der genannten Anstalt zu verschaffen". Es ist derselbe 
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Gedanke, den die Bankdirektion in ihrem Jahresbericht für das 
Jahr 1815 ausspricht, wo di'e Direktion hervorhebt, dass sie 
"wegen des geringen Geldvorrats sich oft gezwungen gesehen 
habe, geringere Darlehensummen zu' bewilligen, als der Dar­
lehensucher verlangt hatte, obgleich die angebotenen Sicherhei­
ten grössere Darlehen gestattet hätten", und "gleich wie es in 
Konkursen geschieht, wo die Masse Mark für Mark unter den 

.. Gläubigern verteilt wird, die verfügbaren Gelder des Fonds' 
unter den Darlehensuchenden zu verteilen, sodass ein jeder 
da von ungefähr im gleichen Verhältnis erhielt". Gleichzeitig 
mit der genannten Begrenzung des Darlehenbetrages wurde der 
Zinsfuss von 5 auf 4 % und die jährliche Abzahlung von 5 auf 
2 % herabgesetzt. Die Herabsetzung der Beleihungswerte hatte 
eine Verminderung der Nachfrage nach diesen Darlehen zur 
Folge. Wie gering diese Nachfrage zeitweise war, geht auch 
daraus hervor, dass die Direktion im Jahre 1838 die Ausgabe 
eines Darlehens aus .dem primitiven Fonds, das einen grösse­
ren Betrag aufwies als vorgeschrieben, damit begründete, dass 
es an einer genügenden Anzahl Darlehenempfänger fehlte, und 
dass infolgedessen bedeutende Kapitalien in diesem Fonds eine 
längere Zeit unverzinst liegen geblieben waren. Darlehen aus 
dem Fonds wurden auch zu anderen Zwecken ausgegeben als 
denen, für die der Fonds ursprünglich bestimmt war; wie zum 
Beispiel ein Darlehen an die Bürgerschaft der Stadt Abo, an 
die Sozietätshaus-Gesellschaft in Helsingfors, gegen Hypotek 
an eine Zuckerfabrik usw. Ebenso erhielt ein Fideikommissar 
ein bedeutend~s Darlehen, obgleich Hypoteken auf Fideikom­
misse nicht festgestellt werden können. Was sonst reglements­
mässig nicht geschehen konnte, wurde für den einzelnen Fall 
durch Vorschrift Seiner Kaiserlichen Majestät ergänzt. 
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Für Darlehen aus dem Kleinzettelfonds wurden Bürgschaf­
ten die gewöhnliche Sicherheit. Die Darlehen wurden vorzugs­
weise an Beamte und auch an junge Gelehrte bewilligt. In 
dem Protokoll kommen bekannte Namen aus den Universitäts­
kreisen der dreissiger und vierziger Jahre vor, wie zum Bei­
spiel: L. J. Ahlstubbe, J. M. af Tengström, J. J. Nervander, 
J. Hä1lsten, C. R. Ehrström, P. A. Ervast, J. A. Cajanus, T. 
A. Ehrström, A. E. Ingman, A. A. Laurei!. Es geschah natür­
lich auch damals wie in unseren Tagen, dass ein Darlehen­
gesuch abgelehnt wurde, weil, wie es im Protokoll heisst, "so­
wohl der Darlehensucher wie die Bürgen bereits für bedeu­
tende Summen in der Bank hafteten und die Direktion es aus 
diesem Grunde für unangebracht hielt, das Darlehen zu bewil­
ligen". Die Darlehen, die reglementsmässig auf eine bestimmte 
Zeit, gewöhnlich zwölf Monate, ausgegeben. wurden, wurden 
immer wieder prolongiert und erhielten in der Tat den Charak­
ter stehender Anleihen. Im Jahre 1822 wurde jedoch bekannt 
gegeben, dass bei der Prolongierung 1/5 des Darlehenbetrages 
abgezahlt werden sollte. 

Im Durchschnitt betrug der Darlehenbetrieb aus diesem 
Fonds ungefähr 650,000 Rbl. Banko-Assignationen. Seinen Hö­
·hepunkt erreichte er ultimo Dezember 1822. mit etwa 1,275,000 
Rbl. Banko-Assignationen. Um dieselbe Zeit des Jahres 1840 
war er, nach einem ununterbrochenen Sinken, bei nur etwa 
390,000 Rbl. Banko-Assignationen stehen geblieben. 

Wie unbedeutend diese Beträge auch waren, so hatte sich 
doch allmählich ein Zins gewinn im Kleinzettelfonds ergeben, 
der es der Regierung ermöglichte, in den Jahren 1822-23 
50,000 Rbl. für einen Ackerbau-Darlehen-Fonds und 100,000 
Rbl. för einen Manufaktur-Darlehen-Fonds anzuweisen, aus de-
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nen "Darlehen gegen gelinde Bedingungen, sowohl denen be­
willigt werden sollten, die in Finland in der Landbebauung 
nützliche Unternehmungen schufen, als auch denjenigen, deren 
im Lande anzulegende oder bereits im" Gang befindliche Manu­
fakturen einer Unterstützung würdig erschienen". Dem Acker­
bau-Darlehen-Fonds wurde ausserdem, doch nicht aus dem 
Kleinzettelfonds, sondern aus dem Zins gewinn des primitiven 
Fonds im Jahre 1836, ein Betrag von 25,000 Rbl. jährlich für 
zehn Jahre zugewiesen und dem Manufaktur-Darlehen-Fond im 
Jahre 1839 ebenfalls 25,000 Rbl. jährlich, aber nur für drei 
aufeinanderfolgende Jahre .. 

Darlehen aus dem Ackerbau-Darlehen-Fonds wurden in Be­
trägen von höchstens 3,000 Rbl. Banko-Assignationen behufs 
Bebauung unbebauten Landes, sowie für Trockenlegung von 
Seen, M66ren etc. b~willigt. Aus dem Manufaktur-Darlehen­
Fonds wiederum wurden Darlehen bis zu höchstens 15,000 
Rbl. Banko-Assignationen bewilligt und zwar "nicht nur an die 
Gründer von Fabriken und Manufakturen für Verarbeitung von 
Wolle, Leinen, Baumwolle, Kameelhaaren, Seide, feineren und 
gröberen Schmiedearbeiten, Instrumenten und Bronzearbeiten, 
sowie von Oelfabriken, Kattundruckereien, Spiegelfabriken und 
Glasschleifereien, Porzellanfabriken, Zuckerfabriken, Papier-, Ter­
pentin und Pottaschefabriken, einheimischen Farbstofffabriken und 
Ziegeleien, sondern auch Besitzern von einigen bereits in vor­
geschriebener Ordnung errichteten Anlagen der genannten Are'. 
Hinsichtlich beider dieser Fonds galt, dass die Darlehen für 
12 Jahre zu 2 % jährlichen Zinsen bewilligt wurden. Die Rück~ 
zahlung der Darlehen sollte mit 1/3 während eines jeden der 
drei letzten Jahre der Dariehenzeit" erfolgen. Als Sicherheit 
für die Darlehen konnte entweder Hypotek oder Bürgschaft 
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gestellt werden, "je nachdem, wie es dem Darlehenempfänger 
bequemer war". Da diese Darlehen äus.serst vorteilhaft waren, 
meldeten sich eine Menge Personen, um sie zu erhalten, sowohl 
Grundbesitzer, die sich zu neuen Kulturen bereit erklärten, als 
auch künftige Industrielle, in mehreren Fällen Gelehrte oder 
Beamte. Diese Darlehen sollten während der zunächst folgen­
gen Zeit der Bank mancherlei Kummer bereiten. Es geschah, 
dass die Darlehen nicht einmal für den angegebenen Zweck 
verwandt wurden und deshalb beinahe unmittelbar beigetrieben 
werden mussten. Dies war der Fall mit einem Darlehen, das 
dem Professor der Chemie P. A. von Bonsdorff behufs Anlage 
einer techno-chemischen Fabrik in Abo bewilligt worden war, 
und welches die Bankdirektion gezwungen war zu kündigen, 
der Professor jedoch behalten wollte, da er nicht seinen "wohl­
gemeinten Vorsatz aufzugeben wünschte, im eigenen Lande 
einigen der unzähligen Bedürfnisse genügen zu können, die 
Ausländer bisher bis zum Überdruss befriedigt hatten". Das 
Darlehen wurde durch das Rektoramt an der Universität bei­
getrieben. 

Ohne Verluste ging der Darlehenbetrieb der Bank während 
dieser Periode nicht. Die Abschreibungen beliefen sich für 
den primitiven Fonds auf etwas über 20,000, für den Klein­
zettelfonds bis auf 70,000 Rbl. Banko-Assignationen. Behufs 
Beitreibung der unsicheren Forderungen der Bank führte die 
Direktion eine weitläufige Korrespondenz mit der Direktion für 
die Flussreinigungs- und Kanalarbeiten, hinsichtlich der Anstel­
lung bei diesen Arbeiten von 24 Schuldnern der Bank, die 
gemäss der damaligen Gesetzgebung' verurteilt worden waren, 
durch Arbeit ihre Schuld an die Bank abzudienen. Die Ant­
wort der Flussreinigungsdirektion lautete dahin, dass diese 
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Schuldner der Bank "gegenwärtig zu diesem Zweck nicht ver­
wandt werden konnten, da Arbeiten mit gemieteten Arbeitern 
nicht verrichtet würden". Die Protokolle enthalten keine wei­
teren Aufldä~ngen über diese Frage. 

Ungeachtet der Verluste und des niedrigen Zinsfusses für 
die Darlehen weisen die verschiedenen Fonds, nämlich der 
primitive, der Kleinzettel-, der Ackerbaudarlehen- und der Ma­
nufakturdarlehenfonds am Ende der Periode einen Gewinn von 
insgesamt 2,172,720 Rbl. Banko-Assignationen auf. 

Das Saldo der Fonds ultimo Dezember 1840 betrug: 

im primitiven Fonds . Rbl. Banko 2,581,475: 

"Kleinzettel " " " 208,064: 
" Ackerbaudarlehenfonds " " 197,964: 
" Manufakturdarlehenfonds " " 185,217: 

Rbl. Banko 3,172,720: 

Der zum Grundfonds für die Bank vom Staat angewiesene 
Betrag hatte sich solchermassen mehr wie verdreifacht.' 

Der erzielte Gewinn muss als befriedigend bezeichnet wer­
den. Damit ist aber nicht gesagt, dass die Bank auch nur 
annähernd die Aufgabe hatte erfüllen können, die ihr als einzi­
gem Bankinstitut im Lande vorlag. Eher muss diese Frage 
verneinend beantwortet werden. Das Geschäftsleben im eigent­
lichen Sinne hatte geringen, wenn überhaupt irgend welchen 
Nutzen von den Amortisationsdarlehen, die aus dem primiti­
ven Fonds gegen Hypotek auf Landgüter ausgegeben wurden. 
Auch der Ackerbau- und Manufakturdarlehenfonds und, wie 
oben angedeutet worden, zum grossen Teil auch der Kleinzettel­
fonds wurden zu stehenden Darlehen verwandt. Das Regle-
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ment des Manufakturdarlehenfonds gestattete allerdings, dass, 
"falls ein Fabrikant oder Manufakturist bei fehlendem Absatz sei­
ner Erzeugnisse im Bedarfe von Geld für kurze Zeit war lt

, ihm 
in solchem Falle aus dem Manufakturdarlehenfonds, "wenn hier­
für Geld vorhanden war lt

, für sechs Monate ein zinsfreies Dar­
lehen bewilligt werden konnte, und zwar gegen Pfand der Er­
zeugnisse, die zu diesem Zweck dem Magistrat oder dem "Hall­
Geriche' in Verwahrung übergeben werden sollten. Da aber 
die Kapitalien des Fonds stets ausgeliehen waren, verblieb 
diese Bestimmung ein. toter Buchstabe. Dem Bedürfnis nach 
Betriebskapital entsprach die Bank also nicht. 

Hierbei fragt es sich, ob ein solches Bedürfnis zu der frag­
lichen Zeit vorhanden war. 

Eine gewisse industrielle Unternehmungslust, vor allem auf 
dem Gebiete der Eisenmanufaktur, kann schon jetzt nachgewie­
sen werden. Zu Ende der schwedischen Zeit bestanden u. a. 
die Eisenwerke Svartä, Billnäs, Fagervik, Fiskars, Dalsbruk, 
Tykö, Kirjakkala, Matildedal, Kauttua, Strömfors, Björkboda, 
Strömsdal, Fredriksfors, Mariefors, Jo ckis , Östermyra und Norr­
mark. Nicht nur diese älteren Einsemv;erke wurden noch im­
mer bearbeitet. Wo nur eine Möglichkeit vorlag, ein neues 
Eisenwerk anzulegen, das sich auf, wenn auch noch so erzarme 
Gruben oder auf Seen- und Moorerze gründete, ergriff man 
dieselbe. Der Oberintendant des Bergwerks N. Nordenskiöld 
zählt in einem von ihm im Jahre 1838 abgegebenen Gutachten 
folgende in der Bank heliehene Gruben und Schmelzöfen auf: 
Tavastby in Helsinge, Wols in Lojo, Malmberg in Kisko, Wi­
hiniemi in Tenala, Baggböle in Bjärnä, Hamnholmen in Kimito, 
Högfors in Wichtis, Warkaus in Leppävirta und Strömsdal in 
Nilsiä. Die Gruben auf Jussarö, die in jüngster Zeit wieder 
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haben von sich reden machen, wurden damals für Rechnung 
des Staates bearbeitet. 

Die Eisenmanufaktur besass' alte Traditionen bei uns. Bei 
den schlechten Verkehrs anstalten schien es auch natürlich, dass 
kleine Eisenwer~e, die den Bedürfnissen der Umgegend genü­
gen sollten, in verschiedenen Teilen des Landes' entstanden. 
Aber schon zu jener Zeit war die Finanzierung dieser Unter­
nehmungen mit grossen Schwierigkeiten verknüpft und wurde 
es allmählich immer mehr. Solange die Holzwarenpreise und 
damit auch die Kosten für Brennmaterial gedrückt waren, be­
haupteten sich die Eisenwerke jedoch noch, dann aber mussten 
sie auf den meisten Plätzen aufgegeben werden, um, insbeson­
dere dort, wo Wasserkraft· vorhanden ist, Holzschleifereien und 
Papierfabriken zu weichen. 

Die Eisenmanufaktur war, wie gesagt, diejenige, die während 
der fraglichen Zeit die grösste Anziehungskraft ausübte. Eine 
andere Industrie, die ebenfalls alte Ahnen im Lande besass, 
war die Pulverfabrikation uhd die damit im Zusammenhang 
stehenden Salpetersiedereien. Die Pulverfabrikation selbst, die 
in der Fabrik von Östermyra betrieben wurde, war l?hnend. 
Abnehmer, wenigstens eines wesent1ichen Teils der Produktion, 
war der finländisch~ Staat, der seinerseits die Ware an die 
russische Marine verkaufte, und jährlich liefen dafür durch die 
Bank bedeutende Beträge ein. Behufs Anlage einer eigenen 
Pulverfabrik kaufte der Staat das Gut Fredriksfors, das jedoch 
später wieder verkauft wurde. . 

Von Papierfabriken werden erwähnt: Tervakoski und die 
Lefrensche, nunmehr Frenckel1sche Papierfabrik in Tammerfors, 
sowie die Papierfabrik Juvankoski. 

Die Textilindustrie wurde an mehreren Orten betrieben, über-

51 



haupt aber in einem Umfang, der nicht als fabriksmässig be­
zeichnet werden kann, sondern den Charakter von Hausindu­
strie hatte. In grösserer Ausdehnung wurde diese Industrie in 
Borgä. und .Abo, in Littois und Jockis betrieben. In der Fabrik 
in Jockis, die später nach Forssa verlegt wurde, wurde die 
erste Spimimaschine für Wasserkraft angewandt. Die Textil­
industrie machte um diese Zeit einen bedeutenden Schritt vor­
wärts durch die Anlage der Finlaysonschen Baumwollfabrik in 
Tammerfors, die in den Händen ihres Gründers Finlayson und 
später in denjenigen Nottbecks sich zu einer für unsere Ver­
hältnisse grossartigen industriellen Anlage entwickelte. 

Die Zuckerfabriken in Helsingfors und in .Abo bestanden 
bereits zu jener Zeit. Die erstgenannte befand sich ursprüng­
lich inmitten der Stadt am Senatsplatz; das Fabriksgebäude 
wurde aber in Wohnräume umgeändert' und die Fabrik nach 
ihrem gegenwärtigen Platz verlegt, der damals als die "soge­
nannte Tölö-Plantage ausserhalb der Stadt" bezeichnet wurde. 
In Borgä gab es seit 1784 eine Zuckerfabrik, und 1820 erhielt 
der Kaufmann Johan Henrik Lindert das Privilegium für eine 
neue Fabrik, die in recht grosser Skala betrieben wurde, bis sie 
1839, nach seinem Tode, in Ermangelung eines geeigneten Lei­
ters aufhörte. 

Bemerkenswerter ist, dass man schon damals an die Mög­
lichkeit einer Zuckerrübenkultur im Lande dachte und eine 
Rohzuckerfabrik auf dem Gute Voipala im Kirchspiel Sääks­
mäki anlegte. Der damalige Intendant und spätere Senator, 
Freiherr Sebastian Gripenberg war es, der diesen kostspieligen 
Versuch machte. Er misslang, verdient aber jetzt erwähnt zu 
werden, wo die Pläne hinsichtlich Zuckerrübenkultur von neuem 
aufgenommen worden sind. 
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Die Tabakfabrikation wird im Reglement des Manufaktur­
darlehenfonds nicht erwähnt, und. Darlehen konnten deshalb 
den Vertretern dieser Industrie nicht bewilligt werden, die frü­
her eine nicht geringe Bedeutung gehabt hatte und auch mit 
einheimischer Rohware arbeitete, während der fraglichen Pe­
riode aber immer mehr vor dem ausländischen Import zurück­
trat. Gegen Ende der'" schwedischen Zeit sollen zwei Tabak­
fabriken in .Abo bestanden haben, die eine im Jahre 1731, die 
zweite 1763 gegründet; eine Fabrik in Jakobstad, gegenwärtig 
die Strengbergsche Fabrik, 1762 gegründet, und je eine Fabrik 
in den Städten Gamla Karleby, Wasa, Bjärneborg, Helsingfors, 
Borgä und Lovisa. Die bedeutendsten dieser Fabriken, dieje­
nigen in .Abo, hatten 1830 einen Produktionswert von nur etwas 
mehr als zwanzigtausend Mark. Erst im Jahre 1834 wurde eine 
Tabakfabrik in modernerem Sinne, nämlich die Borgsträmsche 
in Helsingfors, privilegiert, und ein Jahrzehnt später folgte ihr 
P. C. Rettigs Tabakfabrik in .Abo. 

Als sonstige industrielle Anlagen mägen erwähnt werden 
eine noch bestehende 1786 begründete Zichorienfabrik in Hert­
tuala bei Wiborg, sowie die Glasfabriken in Notsjä und Rok­
kala. In den Protokollen der Bankdirektion werden auch die 
Glasfabrik Mariedal in Sibbo und eine Glasfabrik im Kirchspiel 
Ij 0 erwähnt. 

Die Vorstellung von dem Nutzen und der Unentbehrlichkeit 
der Industrie für den wirtschaftlichen Fortschritt des Landes 
war derart mit dem allgemeinen Bewusstsein verwachsen, dass 
sowohl die Regierung wie die Verwaltung der· Bank alles, was 
nur in ihren Kräften stand, für ihre F ärderung taten. Weit 
reichte die Fähigkeit in dieser Beziehung jedoch nicht. Wenn 
grässere Darlehen für industrielle Zwecke bewilligt wurden, 
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geschah dies nicht aus den Fonds der Bank, sondern aus den­
jenigen des Staates und dann meistens mit Bewilligung zeitwei­
liger Zinsenfreiheit. 

Der· Handel, Export wie Import, sowie der Schiffsbau und 
die Reedereien blieben ausserhalb der Tätigkeitssphäre der 
Bank. In dem Protokoll der Bank aus der fraglichen Zeit feh­
len deshalb Aufklärungen über diesen Teil unseres Gewerbe­
lebens. 

Der Holzwarenexport war indessen offenbar schon jetzt von 
grosser Bedeutung. Die Kaufleute in den Küstenstädten kauften 
bei den Bauern Holzwaren, die aus den inneren Teilen des 
Landes mit denselben Fuhren gebracht worden waren, welche 
später dorthin Salz und Kolonialwaren transportierten. Auch 
die Kaufleute in den Binnenstädten fanden ihren Vorteil darin, 
Geschäfte dieser Art zu vermitteln. Ausserdem aber \vurden an 
den inneren Gewässern bedeutende Wassersägemühlen angelegt, 

. deren Erzeugnisse mit Pferden nach den Küstenorten geschleppt 
wurden. Der lange Transport verschlang einen grossen Teil 
des Wertes der Waren, und Bäume, die jetzt nach der Verbes­
serung der Flossstrassen und Verkehrswege einen hohen Preis 
erzielen würden, 'waren damals beinahe wertlos. Aber etwas 
blieb.· doch übrig als Entschädigung für die Mühe. und ganz 
gewiss auch als Gewinn für den Kaufmann. 

Der Export von ländlichen' Artikeln wie ~on Erzeugnissen 
der einfacheren Handarbeit sowie von landwirtschaftlichen Pro­
dukten, erfolgte gleichwie während der schwedischen Zeit vor 
allem nach Stockholm. . . 

In . einer Äusserung in dem Protokoll der Bank vom 20. De-
zember 1842, welche iri eine spätere Zeit fällt, als das gegenwär­
tige Kapitel behandelt, die aber sich inhaltlich auf die fragliche 
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Periode bezieht, und für sie besonders beleuchtend ist, wird her­
vorgehoben, dass der Wert des Exports nach England, Frank­
reich, Holland, Dänemark, Portugal, Spanien und' den Häfen des 
Mittelmeeres durchschnittlich im allgemeinen den Wert des Im­
ports überstieg, während inbezug auf Russland, Deutschland und 
Schweden das Gegenteil der Fall war. 

Neben dem Export bildete der Schiffsbau und die Fracht­
fahrt schon jetzt eine sehr bedeutende Einnahmequelle des Lan­
des, wenn auch die eigentliche y.lanzperiode dieses Gewerbe­
zweiges . einige Jahrzehnte später eintraf. 

Wie bereits hervorgehoben, befriedigte die Bank indessen 
nicht das Bedürfnis, das Handel und Schifffahrt an Betriebs­
kapital und Kredit hatten. Ebenso wie der Bauer seine Holz­
waren zum Kaufmann brachte und statt dessen von ihm Kolo­
nialwaren u. dergl. erhielt und für den Rest schuldig blieb, 
ebenso verfuhr auch der Kaufmann, indem er seine Waren 
irgend einem Handelshause im Auslande sandte, mit dem er 
seit altersher in Verbindung stand, und von demselben die 
verschiedenartigen Artikel entnahm, die er in der Heimat ab­
setzen konnte, während das Saldo bis zur folgenden Zahlung 
balancierte. Die Exportware erzielte auf diese Weise nicht den 
Preis und die Importware stellte sich nicht so billig, als wenn 
Käufe und Verkäufe an hierfür geeigneten Stellen stattgefunden 
hätten. Es ging aber so einfach in der alten, bekannten Weise, 
und in Ermangelung einer Bank, welche die Geschäfte vermit­
telte, stand den kleineren Kaufleuten kein anderer Ausweg zu 
Gebote. Die grässeren Handelshäuser benutzten in dieser Be­
ziehung die Banken in St. Petersburg oder auch Bankhäuser 
auf den grossen Geschäftsplätzen im Auslande. 

Wie aus dem Obigen hervorgeht und wie bescheiden die 
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Verhältnisse auch waren, wie klein und wellIg zahlreich die 
angesammelten Vermögen, ~e gering die Unternehmungslust, 
so herrschte hier doch nicht ein solcher Stillstand, wie man 
aus den Ziffern in den Büchern der Bank schliessen könnte. 

Aber die Bank verfügte über so geringe Mittel und ihre 
Verwaltung war so bureaukratisch, dass sie, ausser Stande die 
Leitung. im wirtschaftlichen Leben zu übernehmen, nicht einmal 
auf gleicher Höhe mit demselben stand, sondern weit hinter 
ihm zurückblieb. 

Die geringe Lebhaftigkeit, die die Tätigkeit der Bank wäh­
rend dieser ersten Periode ihres Daseins kennzeichnete, spiegelte 
sich auch in der die Bank betreffenden Gesetzgebung wieder, 
welche bis . zum Jahre 1840 in der Hauptsache auf demselben 
Standpunkt verblieb, den das Reglement von 1811 einnahm, 
,ausgenommen nur die Erweiterung der Zettelausgabe für Zet­
tel auf einen und zwei, sowie anfangs auch vier Rubel, die oben 
erwähnt worden, sowie eiriige Veränderungen inbetreff der Ver­
waltung der Bank, die durch .die allerhöchste Verordnung vom 
30. Mai 1817 vorgenommen wurden. 

Diese Verordnung hatte zunächst eine Namensveränderung 
zur Folge, indem das frühere "Comptoir", wie die Bank im Reg­
lement von 1811 genannt wurde, für "die Wechsel-, Deposi­
tions- und Darlehen-Bank des Grossfürstentums Finland" erklärt 
wurde. Ferner wurde vorgeschrieben, dass die Bank nicht von 
zwei Bankdirektoren, laut Reglement von 1811, verwaltet wer­
den sollte, sondern von einer Direktion, die aus drei, den Titel 
Bankdirektoren tragenden, Mitgliedern bestand. In dieser Be­
ziehung war die Praxis "provisorisch" der Gesetzgebung vo-
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rausgegangen. Die erste Direktion der Bank, die am 28. Februar 
1812 ausersehen wurde, bestand nämlich aus drei Direktoren: 
dem ehemaligen Bürgermeister in Abo, dem Lagmann Claes 
Johan Sacklen, geadelt Edelskäld, der zugleich zum Vorsitzen­
den der Direktion ausersehen wurde; dem Professor der Theo­
loiie Gustav Gadolin und dem Fabrikdirektor Johan Jacob Drei· 
liek. Aber diese Tatsache wurde durch die Verordnung von 
1817 sanktioniert, indem, gleichwie im Reglement von 1811, 
bestimmt. wurde, dass ein besonderer Vorsi~zender nicht auser­
sehen. werden, sondern das ältest~ Mitglied den Vorsitz führen 
sollte. Ferner :wurde vorgeschrieben, dass sämtliche Mitglieder 
bei der Bewilligung von Darlehen, bei der Aufstellung von Kan­
didatenlisten zur Besetzung von Ämtern und ,~bei anderen 
Fragen von grässerer Bedeutung~t anwesend sein sollten. Doch 
konnten, im Falle eines Urlaubs, ohne dass ein besonderer Er­
satzmann verordnet worden, zwei Mitglieder ebenfalls eine der­
artige Frage entscheiden, wenn sie einig ~ar~n. Sonst aber· 
sollte die Entscheidung aufgeschoben werden, bis alleanwe­
send waren. Hinsichtlich der Befugnis des Finanzchefs der 
Ban~ gegenüber wurde die Veränderung vorgenommen, dass 
der Finanzchef, der laut dem Reglement von 1811 "bei allen 
Fragen über Darlehen von 10,000 Rbl. und darüber anwesend 
sein und dieselben genehmigen sollte", nunmehr nur dann hin­
zugezogen werden sollte, wenn nicht alle drei Mitglieder der 
Direktion einig waren; und zwar entschied in diesem Falle die 
vom Finanzchef vertretene Ansicht, "ohne dass man von nun 
an mehr in parlehenfragen sich an den Senat zu wenden 
brauchte." 

~insichtlich der "Haftpflicht für die gebührende Verwaltung 
der Banktt enthielt die Verordnung von 1817 die rigoröse Be-
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stimmung, dass diese Haftpflicht der Direktion gemeinsam und 
jedem Bankdirektor insbesondere oblag, "doch war es der Di­
rektion unbenommen, bei etwaigem Schaden, den die Bank 
erlitt, und für welchen die Direktion in Übereinstimmung hier­
mit haftete, bei demjenigen Beamten der Bank, dqrch dessen 
Versäumnis oder Schuld der Schaden entstanden, hierfür Ent­
schädigung zu verlangenil. 

Im Reglement von 1811· war vorgeschrieben teils, dass die 
tür die Reichsbank Schwedens geltenden Gesetze, "soweit sie 
hier anwendbar sind 11 , zusammengefasst und "zur allgemeinen 
Kenntnisnahme gedruckt werden solltenil, teils, dass geeignete 
Vorschriften erlassen werden sollten hinsichtlich "der Aufgaben 
und Verpflichtungen der Beamten und Bedienten, der Arbeits­
metode in der Bank und der Kontrolle bei der Verfertigung 
der Kleinzettel, der Sicherheit beim Empfang, bei der Ver­
wahrung und bei der Ausgabe des Geldes sowie der Revision 
und Inventuril . 

Um den erstgenannten Auftrag zu erfüllen, hatte die Bank­
direktion einen Entwurf über die Zusammenfassung der Gesetze 
hinsichtlich der Reichsbank von Schweden ausgearbeitet und 
am 6. Oktober 1814 dem Regierungs-Conseil eingesandt. Der­
selbe wurde aber nicht für genügend befunden und die Bank­
direktion erhielt am 9. November 1816 den Auftrag, einen neuen" 
Entwurf auszuarbeiten. Ein 'solcher wurde nebst Schreiben am 
6. Dezember 1820 eingesandt, und der Regierungs-Conseil fand, 
dass derselbe mit den der Direktion hinsichtlich der Ausfüh­
rung der Arbeit mitgeteilten Vorschriften übereinstimmte. Aber 
"hierbei hatte Seine Kaiserliche Majestät zugleich in Erwägung 
gezogen, dass diese Zusammenfassung auch bei der Vollständig­
keit, die sie nun besass und wenn auch unter gewissen Haupt-
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titeln aufgestellt, dennoch' eines eigentlichen -Zusammenhangs 
ermangelte und infolgedessen nicht ohne Schwierigkeit benutzt 
werden konnte, insofern eine jede Bestimmung nicht auf einer 
einzigen Stelle vorkommt, sondern mit Kritik und Urteil aus 
mehreren Gesetzen zusammengestellt und mit anderen ver­
glichen werden muss, um im gegebenen Falle vollständige und 
zuverlässige Vorschriften zu ergeben; diese Ungelegenheit ist 
durch die seit der Errichtung der Bank entstandenen neuen 
Gesetze im wesentlichen Grade erhöht worden, und da unter 
solchen Umständen die erwähnte Zusammenfassung nicht mit 
dem erwünschten Nutzen durch den Druck zur allgemeinen 
Kenntnis gebracht werden kann", fand Seine Kaiserliche Ma­
jestät für gut, "die Herausgabe derselben einzustellen, zumal 
sie sich auch so lange hingezogen hatte. (I Statt dessen erhielt 
die Direktion den Befehl, einen Entwurf zu einer "vollständi­
gen Bankverordnung auszuarbeiten, die sich auf schwedische 
Bankgesetze gründete, soweit diese auf Finlands Wechsel-, De­
positen- und Darlehenbank und im übrigen auf die von Sei­
ner Kaiserlichen Majestät für die Bank ausgefertigten Vorschrif­
ten anwendbar sind"; diese Bankordnung sollte "alles enthal­
ten, was die Verwaltung der Bank und die Amtstätigkeit der 
ihr untergeordneten Beamten, Prolongationen von Darlehen, 
Einzahlungen und Assignationen, sowie andere mit der Bank­
tätigkeit zusammenhängende Fragen betraftl. Der Entwurf 
sollte dann Seiner Kaiserlichen Majestät zur allerhöchsten Prü­
fung unterbreitet werden. 

Hiermit fiel im eigentlichen Grunde der zweite der oben 
genannten Aufträge zusammen, nämlich derjenige, eine Instruk­
tion für die Bank und ihre Beamten auszuarbeiten. Schon am 
7. Juli 1812 erhielt die Direktion eine dies bezügliche Vorschrift, 
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und anlässlich der hierüber gemachten Bemerkungen der Revi­
soren wurde diese Vorschrift noch einmal eingeschärft, und 
zWar mit dem Resultat, dass die'Direktion am 12. März 1816 
einen "Entwurf zur Instruktion für die Beamten und Bedienten 
des Wechsel-, Darlehen- und Depositen-Kontors li einsandte. 
Aber ehe die Frage vom Regierungs-Conseil entschieden wurde, 
war die oben erwähnte allerhöchste Verordnung vom 30. Mai 
1817 erschienen und, in Anbetracht der Veränderungen, welche 
dieselbe in der Gesetzgebung über die Bank zur Folge hatte, 
ward die vorgeschlagene Instruktion für ungeeignet befunden, 
und die Direktion erhielt den Auftrag, einen neuen Entwurf 
auszuarbE?iten; infolgedessen übernahm es der Professor - nun­
mehr zugleich Domprobst - Gadolin, der auch am ersten Pro­
jekt mitgearbeitet hatte, den neuen Entwurf auszuarbeiten. Ga­
dolin trat jedoch von seinem Amt als Bankdirektor zurück, ehe 
er diesen Auftrag ~rfüllt hatte, und die Sache kam zu keinem 
Ende. Die Direktion -beschloss indessen, hin und wieder hin­
sichtlich der Arbeitsverteilung unter den Direktionsmitgliedern 
zu beraten und erliess Instruktionen, insbesondere für den 
Rechtsanwalt und sonstige Beamte, für Papierzähler und Öko­
nomen; diejenigen für die Beamten nahmen 25 Seiten im Pro­
tokoll der Direktion ein. Eine Instruktion für den Rechtsan­
walt wurde auch höheren- Ortes festgestellt. Aber ein Entwurf 
einer Instruktion für sämtliche Beamten der Bank wurde erst 
im Jahre 1836 dem Senat eingesandt, gelangte aber nicht zur 
Sanktion, ehe eine vollständige Reorganisation der Bank im 
Jahre 1840 stattfand. 
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Dass dIe Bank und die Gesetzgebung über dieselbe solcher~ 
massen jahrzehntelang keine Fortschritte und Verbesserungen 
aufzuweisen hatten, beruhte vor allem darauf, dass' die Zeit 
für Reformen noch nicht gekommen war, kann aber teilweise 
auch dem Umstande zugeschrieben werden, dass die Finanz­
chefs, denen' laut Reglement von 1811 die oberste Leitung der 
Bank zukam, damals noch nicht in dem Sinne an Initiative reich 
waren, wie 'deren Nachfolger während der darauf folgenden 
Periode .. 

Zur Zeit der Begründung der Bank bekleidete das Amt des 
Finanzchefs der P~ovinzkämmerer der Provinz Uleäborg, Eric 
Tulindberg, der seine Ernennung zum Mitglied des Regierungs­
Conseils der Wahl des Bauernstandes am Borgäer Landtag 
verdankte. Er verblieb jedoch nur bis zum Jahre 1812 im 
Amte, wo er, nachdem er vom Provinzkämmereramt in Uleä­
borg zu dem gleichen Amt in der Provinz Abo und Björneborg 
versetzt worden war, das letztgenante Amt antrat. Er starb im 
Jahre 1814. Wie aus dem vorhergehenden Kapitel hervorgeht, 
war es nicht Tulindberg, sondern Mannerheim, der die ent­
scheidende Stimme inbezug auf die Gründung der Bank besass. 
Nachdem die Bank zustande gekommen, präsidierte Tulindberg 
ein paarmal in der Bankdirektion ; in der Hauptsache empfing 
jedoch die Direktion schon damals ihre Vorschriften vom Ad­
junkten des Finanzchefs, dem oben erwähnten Professor von 
Haartman, welcher früher unter anderem Mitglied der Direk­
tion des Aboer Diskonts gewesen war und nach Tulindbergs , 
Abgang zu dessen Nachfolger ernannt wurde und das Amt des 
Finanzchefs bis zum Jahre 1816 bekleidete. 

Nach von Haartman wurde der Vorsitzende der Bankdirek­
tion Sacklen zum Finanzchef ausersehen. Als er 1812 den 
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Auftrag annahm, Vorsitzender der Bankdirektion zu sein, äusserte 
er sich zu Protokoll dahin, dass er schon 31 Jahre lang Beam­
ter gewesen und krankheitshalber von seinem Bürgermeister­
amt in Abo Abschied genommen habe. Er habe, sagte er, 
die Absicht gehabt, aufs Land zu ziehen, zu welchem Zweck 
er auch schon sein Haus in der Stadt verkauft habe, doch habe 
er sich nicht seinen Pflichten entziehen wollen. Sacklen, der 
gleich seinem Vorgänger auch Mitglied der Direktion .des Äboer 
Diskonts gewesen war, war keineswegs ausgedient, wie seine 
Äusserung zu erkennen geben könnte, sondern handhabte 
nicht nur das Amt des Bankdirektors, sondern auch bis zum 
Jahre 1820 das des Finanzchefs mit Erfolg. 

Das letztgenannte Amt bekleidete nach. ihm Anders Henrik 
Falck (1820-1833) und nach diesem bis zum Jahre 1840 Lars 
Sacklen, geadelt Sackleen, Neffe des oben erwähnten CIaes 
Johan Sacklen. Von diesen beiden war Falck der bedeuten­
dere. Er war gleichzeitig Vizepräsident im Verwaltungsdepar­
tement und war ein selbständiger Mann mit grossem Einfluss, 
sowohl innerhalb wie ausserhalb des Departements. In den . 
. Protokollen der Bank lernen wir ihn aber weniger in seiner 
Eigenschaft als Finanzchef, denn als einen der Kunden der Bank 
~ennen. Er hatte, dank seiner Heirat, durch seinen Schwieger­
vater, den reichen Fabrikbesitzer Johan Parmen Timm, ein für 
damalige Verhältnisse bedeutendes Vermögen erhalten. Er be­
sass unter anderem das grosse Gut und Eisenwerk Kauttua im 
Kirchspiel Eura und kaufte 'vom Staat das Gut und Eisenwerk 
Fredriksfors in Norrmark, welches, wie erwähnt, als Pulver­
fabrik für Rechnung des Staats betrieben werden sollte. Dass 
er als Finanzchef in irgend einer wirksamen Weise an der 
Leitung der Bankgeschäfte teilgenommen hätte, geht, wie be-
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reits angedeutet, nicht aus den Protokollen der Bank hervor. 
Nachdem ·er Abschied genommen, erhob er Klage gegen die 
Direktion, dass sie ihn unrichtig belastet habe. Die Direktion 
wandte dagegen ein, dass Falck bei Begleichung der Zinsen 
und Abzahlung eines Darlehens, das er gegen Hypotek auf das 
Gut Fredriksfors erhalten hatte, nicht die Verfalltage wahr­
genommen habe. Sie war sogar gezwungen, "den Herrn Ge­
heimratll gerichtlich zu belangen und eine Bankauktion zu ver­
anstalten, doch erst, nach~em die Angelegenheit höchsten Ortes 
vorgetragen worden. 

Das Verhältnis zwischen den Finanzchefs und der Bank­
direktion war im allgemeinen das beste. So ruhig und still 
wie alles ging, gab es auch keinen Anlass zu Reibereien. , 

Die Revision wurde gewöhnlich von zwei Mitgliedern der 
T 

Regierung oder anderen. hohen Staatsfunktionären verrichtet 
und zwar mit Hilfe einiger Senatsbeamten. Ausnahmsweise 
konnte es jedoch eintreffen, dass die Revision Personen anver­
traut wurde, die auf einer weniger hohen Rangstufe standen. 

. Die Revision verlief still und langsam, ohne zu Bemerkungen 
Anlass zu geben. 

Wenn einmal Einwände erhoben wurden, so konnte es der­
artige Fragen betreffen wie z. B., ob Studenten der Kredit 
verweigert werden solle oder nicht. Die Direktion gab eine 
umständliche Erklärung in dieser Frage, in der sie hervorhob, 
dass Studenten im allgemeinen solche Personen seien, "die 
von Eltern und Angehörigen ihren Unterhalt bezogen (I, und 
dass von ihnen ausgefertigte Verschreibungen, laut geltendem 
Gesetz, nicht mit Zahlungspflicht verbunden waren. "Doch 
nicht genug damit (I , sagt die Bankdirektion, "dass diejenigen, 
die solchen Personen Darlehen gegeben, Gefahr laufen, zu ver-
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lieren, was sie geliehen"; sie würden zugleich in der einschlä­
gigen Verordnung als "Betrüger und Verführer bezeichnet und 
sind als solche einer besonderen Strafe unterworfen". Der 
eine und andere Student hatte jedoch, fügt die Direktion hinzu, 
unmittelbare Darlehen von der Bank erhalten. Aber dann 
hatte entweder der Vater seine schriftliche Genehmigung gege~ 
ben und zugleich für das Darlehen gebürgt, oder auch der 
Kurator der Landsmannschaft bescheinigt, dass der Darlehen­
bedarf des Studenten durch Not veranlasst war. 

Eine recht bemerkenswerte' Meinungsverschiedenheit zwi­
schen der Direktion und den -Revisoren betraf die Berechnung 
der Zinsen beim Bücherabschluss. Die Direktion hob in ihrem . . 
1.820 abgegebenen Bericht über die Verwaltung der Bank wäh-
rend des vorhergehenden Jahres hervor, dass bei der Vergrös-
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serung des Geschäfts,' melyere Monate dafür geopfert würden, 
um die zu Ende des Jahres angesammelten Zinsen auszurech­
nen. Als Grund dafür, hiermit aufzuhören, führt die Direktion 
an, dass diese Sitte "in die Rechnungen über wirkliche Tat­
sachen Kalkulationen einzumengen, Änderungen und Berichti­
gungen in den Rechnungen veranlasste, welch,e dadurch dem­
jenigen, der sie ·prüfte, zu Einwänden, weitläufigen Erklärun­
gen etc. Anlass gaben"; es würden durch' diese Sitte auch 
keine sicheren Angaben, noch sonst irgend ein wirklicher Nut­
zen erzielt; sie sei durch kein wir.kliches Bedürfnis bedingt und 
sei "schliesslich eine Sitte, die in dieser Bank nur dadurch 
entstanden ist, dass die Direktion der Einbildung zu schmeicheln 
wünschte, als die Bank während ihrer ersten Jahre grössere 
Ausgaben als Einnahmen hatte". Die Revisoren warelJ. indes­
sen anderer Ansicht und es verblieb dabei. 

Manchmal dauerte es recht lange, ehe die Entlastung bewil-
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ligt wurde. Die Direktion hebt aus diesem Anlass in ihrem im 
Jahre 1819 abgegebenen Jahresbericht hervor, dass der Bericht­
erstattende, nach erfolgter Revision, "wenigstens dasselbe Recht 
haben müsste, von aller weiteren Verantwortung ausdrücklich 
befreit zu sein, wie jeder andere Bürger, der nach beendigter 
Unt~rsuchung unschuldig befunden worden iI • Die Direktion 
setzt ihre solchermassen begonnenen Klagen in folgender ku­
riosen Weise fort: "Die Revision über die Verwaltung von 
Geldern und die Untersuchung in Strafsachen stimmen darin 
überein, . dass sie beide den Zweck haben, das Tatsächliche auf­
zu~lären; und wenn dies einmal erforscht ist, müsste die Folge 
davon sich unbedingt darin äussern, dass die sub reatu gestell­
ten Personen entweder verurteilt .oder .befreit werden. Das 
erstere hat der Gesetzgeber zur wohlverdienten Strafe des 
schuldigen Verbrechers vorgeschrieben - das letztere wiederum 
zu Trost und Genugtuung für denjenigen, gegen den nichts 
vorgefunden worden. Wenn man nach erfolgter Prüfung eine 
derartige Genugtuung dem Unschuldigen verweigert oder ohne 
Grund verzögert, so setzt man seine bürgerlicll;e Ehre bei dem 
in solchen Fällen immer mistrauischen Publikum in Frage, und 
dies kann nur den unschuldigen Teil kränken: Sow:ohl er wie 
seine Erben werden ausserdem in eine verzehrende Unruhe 
darüber versetzt, ob sie ihr Erbe und ihren Erwerb sicher und 
ungestört besitzen dürfen. Und welcher ehrliche Mann von 
irgend einem Vermögen hätte wohl Lust ein Amt zu überneh­
men oder den Mut es zu behalten, das, obgleich jährlich revi­
. diert und geprüft, doch im ganzen weder genehmigt noch ver­
worfen, und folglich in statu qua auf ganz unbestimmte Zeit 
gelassen würde. Ein derartiges Verfahren mit dem Verwalter 
von Millionen, die in die Bank jährlich einfliessen und von dort 
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jährlich ausgehen, ist für den Verwalter der Gelder mehr als 
sehr entsetzlich, abgesehen von der Jahr für Jahr wachsenden 
Gefahr für den Besitzer der Gelder". In demselben Stil setzt 
die Direktion noch im folgenden Jahresbericht fort. 

Schliesslich erhielt die Direktion für das Berichtsjahr, das 
siebente, wo die Entschädigung sich verzögert hatte, Decharge 
und, wie bereits erwähnt, verliefen die Revisionen im Allge­
meinen ohne Bemerkungen. Es geschah sogar, dass beim Vor­
trag des Jahresberichts der Bank beim Kaiser, dieser seine 
allerhöchste Befriedigung mit der Verwaltung der Bank aus­
sprach. 

Von den Mitgliedern der Bankdirektion, die nebst dem spä­
teren Finanzchef Sacklen die Direktion in ihrer ersten Zusam­
mensetzung bildeten, war der Professor der Teologie, Dom­
probst Gadolin, unter anderem während der schwedischen Zeit 
Mitglied des Reichstags, dann des Borgäer Landtags, und 
schliesslich Mitglied des Komitees gewesen, das den Entwurf 
zur Organisation des Regierungs-Conseils ausarbeitete. Er war 
ein auf vielen Gebieten erfahrener Mann. Das Amt des Di­
rektors behielt Gadolin bei, während er auch fernerhin sein 
Professoramt und sein Domprobstamt verwaltete, bis zum Jahre 
1817, wo er, infolge der Verlegung der Bank nach Helsingfors, 
ausschied. 

Das dritte Mitglied der Direktion, der Fabrikdirektor Drei­
liek, bat bereits am 5. April 1815 um den Abschied, erhielt ihn 
aber erst im folgenden Jahr. Er widmete sich danach dem 
Bergwesen und wird in den zwanziger Jahren als Besitzer der 
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Fabrik Högfors erwähnt. Im Jahre' 1832 bat er sein Gehalt 
als Bankdirektor für die Zeit von dem Tage, wo ~r den Ab­
schied einreichte und Urlaub' erhielt, ohne wieder sein Amt an­
zutreten, bis zum 21. Mai 1816, wo der Abschied ihm bewilligt 
wurde, ausgezahlt zu bekommen. Dieses Gesuch wurde jedoch 
abgelehnt. • 

Nach Dreilick trat der Referendarsekretär earl Johan Idman, 
geadelt Idestam, in die Direktion ein und nach Sacklens Er­
nennung zum Senator war er als ältestes Mitglied Vorsitzen­
der der Direktion bis zum Jahre 1820. Als Mitglied der Di­
rektion wurde gleichzeitig der Oberstleutnant Otto Herman 
Lode ausersehen. 

Die Ämter erhielten eine ordentliche Besetzung im Jahre 
1817, als Idestam un~ Lode in ihren Ämtern bestätigt wurden 
und an Stelle Gadolins, der den Abschied erhielt, der Rentmeis­
ter Johan Gustaf Winter in die Direktion eintrat. 

Nach Idestam war Lode, als ältestes Mitglie'd, laut Bestim­
m1].ngen in der Verordnung von 1817, zugleich Vorsitzender der 
Direktion, und der vakante Mitgliedsplatz wurde mit dem vor­
tragenden Rat im Senat Eric Wallenius, geadelt Wallensköld, 
besetzt. Lode trat im Jahre 1827 aus, wo das Amt des Vor­
sitzenden von Winter eingenommen wurde, der aber erst im 
Jahre 1840, laut damals geltendem Reglement, ausdrücklich zum 
Vo,rsitzenden der Direktion ernannt wurde. 

Im Rechnungswesen wohl bewandert und auf Grund seiner 
Sachkenntnis die leitende Persönlichkeit in der Bankverwaltung, 
verstand es Winter, dort seinen Willen geltend zu machen. 
Er war ein strenger Mann der Ordnung. Die Protokolle ver­
wahren von ihm unter anderem eine zehn Seiten lange Reser­
vation gegen den Beschluss der Direktion, durch welchen diese 
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.den zuständigen Kämmerer von der Verpflichtung befreit hatte, 
, '" 

das Register über die Schuldner der Bank aufzumachen, und 
1 00 Rubel banco einem der' Buchhalter, anwies, der diese Ar­
beit ausführte. Selbst war er so eifrig in der Erfüllung seiner 
Pflichten, dass er nach seinen eigenen Angaben in einem Ur­
laubs gesuch aus dem Jahre 1836, vorher seit 1801 keinen LJr­
laub genommen hatte, ausser in Krankheitsfällen oder irgend 
einem einzelnen Tag für Privatangelegenheiten. Winter war 
mehr ein Bureaukrat als ein Mann, der die Bank vorwärts brin­
gen konnte. Die Veränderung, die im Jahre 1840 und der 
zunächst darauf folgenden Zeit durchgeführt wurde, stimmte 
mit der bureaukratischen Auffassung Winters nicht überein. 
Er trat 1840 zurück. 

Im Jahre 1822 kam ein vierter Direktor runzu und zu die­
sem Amt wurde der Oberdirektor des Zollamts Claes Joel 
Gripenberg ausersehen. Gleichzeitig wurde Wallenius verord­
net als Vize gouverneur "vorläufig die Provinz Abo und Björ­
neborg zu verwalten IC , ohne dass ein Ersatzmann für ihn in 
der Bank ausersehen wurde. Wallenius trat von dem Direk­
toramt im Jahre 1827 zurück. 

In dem letztgenannten Jahre wurde der Gaidehauptmann, 
Graf Alexander Armfeit, der spätere Minist~rstaatssekretär von 
Finland zum stellvertreten~en Direktor verordnet. Vier Jahre 
später, im Jahre 1831, wurde er zum ordentlichen ,Direktor 
ernannt, aber kurz darauf erhielt er den Auftrag, unter Beibe­
haltung seines Bankdirektoramts, für besondere Aufträge beim 
Ministerstaatssekretär zu fungieren und hörte damit auf, das 
Amt eines Direktors zu versehen. Er trat von dem Posten als 
Bankdirektor im Jahre 1837 zurück, als er zum Adjunkten des 
Ministerstaatssekretärs ernannt wurde. 
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Bankdirektor Gripenberg erhielt im Jahre 1837 seinen Ab­
schied, und zu Ende, der vorliegenden Periode befanden sich 
neben Winter in der Direktion der Bank Freiherr Axel Erik 
Boije, der nach Lode in die Direktion eingetreten war,_ und 
Kurt Gustaf Stjernwall, der im Jahre 1832 zum stellvertreten­
den Bankdirektor und im Jahre 1834 zum ordentlichen Direk­
tor ernannt worden war, sowie Freiherr Samuel Werner von 
Troil, der im Jahre 1837 ,ernannt wurde. 

Die genannten drei Mitglieder in der Direktion wurden zu 
Anfang der folgenden Periode als Kontorchefs in die Provinz 
übergeführt und zwar Boije nach Kuopio, Stjernwall nach Wasa 
und von Troil nach Abo. 

Das Personal der Bank bestand nach seinem ersten Etat . 
aus zwei Kämmerern, einem Schriftführer, zwei Kassierern, 
zwei Buchhaltern, einem Papierzähler und zwei Bedienten. Von 
den Kämmererämtern blieb das eine einige Zeit unbesetzt, da 
der erste Kämmerer die Arbeit gut bewältigen konnte. Das, 
Gehalt wurde statt dessen dazu verwandt, zwei Extrabuchhal­
ter anzustellen. Die Verordnung von 1817 enthält noch einen 
Rechtsbeistand, einen Kanzlisten und einen, Kontorschreiber und 
statt des zweiten Kämmerers einen Vizekämmerer. Gegen 
Ende der Periode kam ein dritter Kämmerer, ein dritter Kas-' 
sierer und ein Registrator hinzu. Die Buchhalter wurden an­
fangs ausschliesslich für das Ausschreiben der Zettel verwandt. 
Der Papierzähler und die Diener, sowie später der Stempel­
meister, ,waren bei der Anfertigung der Zettel behilflich. 

Die' Gehälter der höheren und niederen Beamten betrugen 
anfangs ungefähr zwanzigtausend Rubel banko, stiegen aber zu 
Ende der Periode auf fünfunddreissigtausend Rubel. Die Ge­
hälter wurden bis 1816 hauptSächlich dem primitiven, und nur 
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zum geringen Teil dem Kleinzettelfonds zu Lasten ge?chrieben; 
seit dem genannten Jahr jedoch ausschliesslich dem letztgenann­
ten Fonds. Für die Verwaltung des Staats- und des Militär­
fonds wurde eine Provision berechnet, über deren Verteilung 
nicht selten Zwistigkeiten unter den Beamten entstanden. 

Der bureaukratische Geist, der um diese Zeit herrschte, ge­
langte in einer Menge, in der Protokollen der Bankdirektion 
bewahrten, Vorschriften und Ma~sregeln hinsichtlich' der Beam­
ten zum Ausdruck. 

Im Reskript Seiner Kaiserlichen Majestät vom 30. Mai 1826 
wurde ein jeder im Lande befindliche höhere und niedere 
Beamte vom Zivilstande oder Militär verpflichtet, eine eigenhän­
dig unterzeichnete Verbindung abzugeben, dass er in keinen 
Freimaurerorden noch in andere geheime Gesellschaften, wel­
ches Namens sie auch seien, eintreten werde, und, falls jemand 
früher einer derartigen Gesellschaft angehört hatte, sollte er in 
seiner Verbindung umständlich den Namen, unter welchem die 
Gesellschaft. bestand, ihren Zweck, sowie die Mittel angeben, 
die man angewandt hatte, oder die Absicht gehabt hatte, zur 
Erreichung desselben zu verwenden. Ferner wurden nicht nur 
diejenigen, welche unter ihrem Ehrenwort oder Versprechen 
als Mitglieder in den Freimaurerorden aufgenommen worde:q. 
waren oder ihren Zusammenkünften beigewohnt hatten, sondern 
auch alle, die an derartigen Fo.rmalitäten in irgend einer sol­
chen Gesellschaft teilgenommen oder von ihrem Vorhand~nsein 
Kenntniss gehabt hatten, verpflichtet, bei Abgabe der Verbin­
dung solches "genau, aufrichtig und offenherzig bekannt zu 
geben; wer etwas hiervon verheimlicht hatte, würde als Staats­
verbrecher, nach aller Strenge der Gesetze, behandelt werden ll

• 

Diese Vorschriften gereichten auch der Bank zur Richtschnur 
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und die Direktion beschloss, nicht nur die' Verbindungen der 
Direktionsmitglieder, sondern auch die der Beamten dem Gene­
ralgouverneur einzusenden. 

Gleichzeitig hiermit ward die Frage über die Uniform der 
Bankbeamten angeregt. Für einen Entwurf zu Zeichnungen für 
diese Uniformen verlangte der damalige Generalgouverneur 
Zakrewski einen Betrag von hundertfünfzig Rubel banko. Die 
Uniform sollte bestehen aus "einem dreieckigen Hut, Frack mit 
einer Reihe von Knöpfen und Hosen aus grünem Tuch, Degen 
mit port d'epee, Husarenstiefeln". Für die Mitglieder der Di­
rektion war Stickerei auf Kragen und Aufschlägen auf dunkel­
grünem Sammet vorgeschrieben, für die übrigen auf Tuch. Die 
Beamten der niedrigsten KategorieeIl sollten an ihrer Uniform 
keine Stickerei auf den Aufschlägen tragen, dafür sollte aber 
ihre Uniform mit einer schwarzen Stickerei am äussersten 
Rande versehen sein. Die Protokolle melden nicht, ob diese 
Uniformen zur Anwendung kamen. Soweit das Gedächtnis 
der gegenwärtigen älteren Generation reicht, haben die Beam­
ten der Bank keine Uniformen getragen. 

Das Interesse des Generalgouverneurs Zakrewski für Uni­
formen erstreckte sich nicht nur auf die Beamten der Bank, 
sondern auch auf die Bedienten. Bei einer Inspektion der Bank, 
den 11. August 1830, machte er eine ,Bemerkung darüber, dass 
die Bankbedienten einer Uniform ermangelten; infolgedessen 
liess die Direktion unmittelbar auf Kosten der Bank denselben 
Uniformen beschaffen, insbesondere mit Rücksicht auf einen 
angekündigten Besuch des Kaisers Nikolaus, welcher Besuch 
auch tatsächlich den 14. August stattfand. 

In diesem Zusammenhang mag auch erwähnt werden, dass 
, . 

der Generalgouverneur im Jahre 1826 die Dienstverzeichnisse 

71 



der Bankbeamten nebst Gutachten -der Direktion über dieselben 
einforderte. Es ist nicht ohne Interesse zu erfahren, wie die 
Direktion die Beamten taxierte. Der erste Kämmerer wurde 
"emsig und ordentlich" genannt. Über den dritten Kämmerer 
sagte die Direktion, dass er wohl fleissig war, aber manchmal 
nicht ganz zuverlässig. Der Schriftführer erhielt dieselbe Zen­
sur wie der erste Kämmerer. Der Wechselkassierer besass laut 
Zeugnis der Direktion "Redlichkeit, aber weniger Emsigkeit, 
als die Umstände es manchmal erforderten". Einer der Buch­
halter erhielt die Zensur "ordentlich", ein anderer h~tte dage­
gen manchmal "weniger ordentlich (/ seine Obliegenheiten 
erfüllt. Der Eifer des Kanzlisten wurde als "mittelmässig" 
bezeichnet, unter Hinzufügung, dass "er oft durch Krankheit 
verhindert worden, sein Amt zu versehenlI. Er hatte der Direk­
tion mancherlei Kummer bereitet. So heisst es in den Proto­
kollen für das Jahr 1820, dass er "oft später als andere Beamte 

_ an den gewöhnlichen Arbeitstagen sich im Dienst eingefunden 
und auch früher als andere weggegangen war 11 , ohne sich nach 
erneuerten Vorstellungen zu richten. Ein Extrabuchhalter war 
laut Zeugnis der Direktion fleissig und redlich, ein anderer 
ordentlich und zuverlässig; ein Extrakontorschreiber erhielt d.ie 
Zensur "fleissig und tüchtiglI. Die Direktion behauptet bei der 
Erteilung dieser Zensuren, "genau das Verhalten eines jeden 
Beamten im Dienst geprüft und erwogen zu haben ". 

Der zweite Kämmerer und der zweite Kassierer werden 
nicht erwähnt, weil die Ämter vakant waren, ebenso wenig der 
Rechtsanwalt. Das letztgenannte Amt erschien nicht vor dem 
Jahre 1814 notwendig und wurde dann als blosser "Auftrag" 
nicht ordentlich besetzt, sondern im Nebenamt verwaltet. 
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Die hauptsächlichste Sorge für die Bankverwaltung bestand 
in der Verfertigung und Unterschreibung der KIeinzettel. 

Schon zu einer der ersten Sitzungen der Direktion den 9. 
April 1812 hatte der Adjunkt des Finanzchefs von Haartman 
Formulare für· Zwanzig-, Fünfzig- und Fünfundsiebzigkopeken­
schei?-e eingesandt. Der Feinschmied Falenius übernahm es, 
die Druckpresse für 1,200 Rubel Banko-Assignationen zu ver­
fertigen, welchen Preis man jedoch für zu hoch befun,den und 
auf 1,000 Rubel herab gedrückt hatte. Die Verfertigung von 
"Schwarz- und Weissstempeln" wurde dem Hofschwertfeger 
Tillberg Und dem Buchbinder Björklund übertragen, welcher 
letztere auch für den Äboer Diskont Schwarzstempel verfertigt 
hatte. Der Druck sollte nicht in der Bank stattfinden, son­
dern laut Übereinkunft mit dem Buchdrucker, Magister Frenc­
kell, in dessen Druckerei unter Kontrolle. Nach der Verlegung 
der Bank nach Helsingfors erfolgte der Druck in der Drucke­
rei von Simelius. 

Die Zettelverfertigung begann Ende August 1812. Mit nur 
einer Presse konnte man nicht mehr als 1 O~O ~ettel täglich 
drucken. Der Finanzchef beklagte sich über die Langsamkeit. 
Die Direktion schaffte noch eine Presse an und erhielt die Er­
. laubnis , die Werte auf der Vorderseite mitte1st Stempels anzu­
bringen, die anfangs mit der Hand geschrieben worden waren, 
und ebenso für die Namenszeichnungen der Direktoren Stem­
pel zu benutzen. Die Anzahl der Diener wurde .erhöht. Die 
Buchhalter erhielten ein bestimmtes tägliches Rensum Unter­
schriften vorgelegt, anfangs etwas weniger, später 3000 Zettel 
in der Woche;~ Buchhalter mit langen Namen durften diese 
verkürzen. 

IIil Jahre 1822 ersuchten die Buchhalter um Herabsetzung 
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des Zettelpensums, das sie täglich unterschreiben und numerie­
ren sollten, und um Erhöhung des Preises für die Überstunden. 
Sie begründeten dies damit, "dass beim Schreiben der neuen 
Rubelzettel die Arbeit durch die doppelten Nummern und Jah­
reszahlen auf denselben für die Buchhalter der Bank so bedeu­
tend grösser, ja beinahe doppelt gegen die Zeit war, die die 
früheren Rubelscheine erforderten; hierzu kam noch, dass der 
Druck auf den neuen Zetteln auf die Dauer für die Augen 
ermüdend war, wodurch die Arbeit ebenfalls nicht wenig 
erschwert wurde; infolgedessen und zumal eine besondere Sau­
berkeit beim Schreiben dieser Zettel anbefohlen war, ersuchten 
die Antragsteller, dass das bereits allzu hohe Pensum hinsicht­
lich des Schreibens der neuen Zettel auf etwa 350 Zettel für 
jeden Arbeitstag herabgesetzt würde, und dass die Entschädi­
gung für Überstunden auf 7 Rubel 50 Kopeken für tausend 
Stück festgesetzt würde il

• Dieses Gesuch wurde teilweise be­
willigt. 

Auch die Rubelscheine wurden anfangs in der Druckerei 
von Simelius gedruckt. Da sie schon 1820 nachgeahmt wur­
den, bestellte die Direktion Papier mit Wasserzeichen aus der 
Alexandrow'schen Papierfabrik und im Jahre 1822 wurde vor­
geschrieben, dass neue, auf ein und zwei Rubel lautende 
Scheine ausgegeben werden sollten, statt der damals gangba­
ten Ein-, Zwei- und Vierrubelscheine, welche gleich den Kope­
kenzetteln älteren Datums für ungültig erklärt wurden. Die 
Verfertigung der neuen Rubelscheine, sowie der neuen Kope­
kenscheine wurde nach der Zetteldruckerei iSt. Petersburg 
verlegt, wo diese Verfertigung von einem Beamten des Staats­
sekretariats überwacht wurde, der für "die damit verbundene 
Mühe und die sorgfältige Ausführung des Auftrages il von Seiner 
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Kaiserlichen Majestät ein zinsenfreies Darlehen von fünfzehn- . 
tausend Rubeln aus dem Klein~ettelfonds erhielt, wovon bei­
nahe der ganze Betrag, ebenfalls auf Kaiserlichen Befehl, später 
abgeschrieben wurde. Als Belohnung für drei Beamte der 9. 
Klasse für die Geschicklichkeit und den Eifer, mit dem sie die 
Blankette verfertigt hatten, erhielt ein jeder von ihnen einen 
Brillantring, .für welchen Zweck die Bank eintausend fünfhun­
dert Rubel banko einzahlen musste. 

Die Zettelverfertigung suchte man besonders um die Zeit 
der Gründung der Bank zu beschleunigen, da man mit den 
Zetteln der Bank die schwedischen Kleinzettel verdrängen wollte, 
und ebenso im Jahre 1819, wo die Bank das Recht erhielt, 
Zettel mit Rubelwerten auszugeben, und man hoffte, mit deren 
Hilfe ganz und gar von dem schwedischen Papiergelde sich 
befreien zu können. 

Aber ausser bei der Zettelverfertigung hatte man offenbar 
viel Zeit und machte sich deshalb auch gern Ferien. Anfangs 
war man der Ansicht, dass der Dienst in der Direktion ab­
wechselnd von einem der Direktionsmitglieder bestritten werden 
könnte, sodass die übrigen frei wären und im Sommer sich 
auf dem Lande aufhalten könnten. Einen oder zwei Tage in der 
Woche sollten jedoch gemeinsame Sitzungen stattfinden, um 
wichtigere Angelegenheiten zu entscheiden. Auch später, als 
tägliche Sitzungen eingeführt waren, heisst es nicht selten im ' 
Protokoll, dass keine Angelegenheit der Direktion zur Behand-

~ 

lung angemeldet worden. In der Regel war die Bank geschlos-
sen, wenn Inventur, Bücherabschluss und Revision stattfand. 
Beim Umzug, auch innerhalb derselben Stadt, wurde die Bank 
für mehrere Tage geschlossen. 

Auch sonst war die Bank geschlossen, wenn akademische 
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oder andere F e~ttage eintrafen, wenn Jahrmarkt stattfand, am 
1. Mai, ein paar Tage nach den eigentlichen Feiertagen, sowohl 
Weihnachten wie Ostern, Pfingsten und Johanni; doch sollte 
der Schriftführer, "um etwaige einlaufende Schreiben entgegen­
zunehmen, sich von 11-12 Uhr vormittags im Kontor ein­
findentl. Im Jahre 1818 wurde beschlossen, "in Anbetracht der 
Fortdauer der starken Sommerwärme während der Hundstage 
Sonnabends keine Direktionssitzungen abzuhalten 11 , und wäh­
rend der zunächst folgenden Jahre erhielt diese Massregel den 
Charakter von allgemeiner Gültigkeit. Im Protokoll der Direk­
tion vom 23. Juli 1819 heisst es solchermassen, dass die Direk­
tion nach üblichem Brauch während der Hundstage Sonnabends 
nicht zusammentreten würde. Mit der Bequemlichkeit des Pu­
blikums nahm man es nicht so genau. So war es vorgeschrie­
ben, dass Einzahlungen von Darlehen den Tag vorher angemel­
det werden sollten, und dass Darlehen am Tage nach Bewilli­
gung derselben erhoben werden sollten, und zwar nicht später 
als um 12 Uhr mittags, "andernfalls man aller weiteren Rechte 
verlustig gingetl. Das Bedürfnis an Schreibmaterialen und 
anderen Kanzleibedürfnissen war gering. Im Jahre 1822 be­
trug es einige Dutzend Ries Papier von verschiedener Art, 
10 "MarkenIl gewöhnlichen roten Siegellacks, 15 Pakete hollän­
discher Schreibfedern, 6 Lispfund Talglichte; iin Jahre 1836 
war der Bedarf an Siegellack auf 20 Pfund gestiegen und das 
Verzeichnis enthält 5 Dutzend Bleifedern. Es wurden konkur­
rierende Angebote auf Liefer:ungen eingefordert. Bezeichnend 
für die erste Zeit sind die Ausgabeposten für Feuersteine, Stabl 
und Zunder. 

Die Bank genoss anfangs keine Portofreiheit, sondern der . 
Regierungs-Conseil hatte in dieser Beziehung bestimmt, dass 
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"das Kontor ein derartiges Recht nicht erhalten könne, zumal 
sein hauptsächlicher Briefwechsel Privatpersonen betreffen würde, 
welche dem Kontor gegenüber für das Postporto hafteten, dass 
aber, falls ein derartiger Briefwechsel stattfinden sollte, für 
welchen Postporto von einer Privatperson nicht verlangt wer­
den kann, dem Kontor allerhöchst gestattet wurde, der Kanzlei­
expedition des Regierungs-Conseils s,olche Briefe zu übergeben, 
um dann mit der dieser Behörde zukommenden Portofreiheit 
an den Adressaten abgesandt zu werden iC

• So ging es bis 
1817, wo die Kanzleiexpedition sich nicht mehr mit den Briefen 
der Bank befassen wollte, und die Direktion beschloss um Porto­
freiheit, wenigstens für ihren offiziellen Briefwechsel, zu ersu­
chen. Der Professor Gadolin war der Ansicht, dass die Briefe, 
ehe die Frage entschieden, liegen bleiben ,sollten. Die Übrigen 
Direktionsmitglieder konnten sich jedoch dieser Ansicht nicht 
anschliessen. Doch fanden auch sie später Grund, einen Auf­
schub der Bezahlung der Postrechnungen zu verlangen, die 
ungefähr 300 Rbl. banko im Qllartal betrugen. Im Jahre 1819 
wurde die Frage dahin entschieden, dass die Bank Portofrei­
heit für solche Briefe erhielt, für welche eine Privatperson nicht 
mit Porto belastet werden konnte. Hinsichtlich der Verpflich­
tung für die Bank Stempelpapier anzuwenden, war man schon 
im Jahre 1817 darüber im Klaren, dass' die Bank "als Staats­
behörde, die sie ganz und gar war ii

, von der Stempelabgabe 
befreit werden sollte. Dagegen wurde die Bank von dem soge­
nannten "Revisionsschillingii nicht befreit, da auch die schwe­
dische Bank hiervon nicht befreit gewesen war. 

Die Protokolle waren umfangreich. Jedes Darlehengesuch, ' 
sowie jede Anmeldung über Einzahlung von Darlehen wurde 
ins Protokoll aufgenommen. Auch die unbedeutendsten Kleinig-
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keiten, wie der Einkauf von Kontorkalendern, eines Staatska­
lenders für ein paar Rubel Banko-Assignationen, Reparaturen, 
die einige Rubel banko kosteten, kann man in den Protokollen 
erwähnt finden. Wenn das Gesuch 'ein Darlehen gegen Hypo­
tek betraf, wurden sämtliche eingereichten Urkunden weitläufig 
referiert usw. Im Jahre 1817 wurde für Urkunden, welche von 
der Bank ausgefertigt wurden, dieselbe Gebühr vorgeschrieben, 
wie für Schriftstücke des Rathausgerichts in Städten, wo es 
ein Kämmerergericht gab. 

Das Hauptbuch umfasste nur einige Dutzend Folien. Die 
Unkosten und die Materialrechnung waren die weitläufigsten, 
und jede noch so kleine Ausgabe wurde besonders, ungefähr 
'wie in einer gewöhnlichen Haushaltungsrechnung, gebucht. 
Eine Abschrift des Hauptbuches sollte laut der Verordnung 
von 1817 nach erfolgter Revision mit dem Siegel der Revisoren 
versehen, dem Verwaltungsdepartement des Senats eingesandt 
werden. 

Die Rechnungen des ersten Tätigkeitsjahres der Bank wur­
den per 1. April 1813 abgeschlossen, oder wie es in dem aller­
höchst,en Brief vom 2. Februar des genannten Jahres heisst, 
"bis zu dem Zeitpunkt, wo das erste Jahr nach Gründung der 
Bank abgelaufen isel

• Dasselbe Verfahren wurde bis zum Jahre 
1822 beobachtet, seit welcher Zeit, gemäss dem kaiserlichen 
Brief vom 12. November 1821, "das Bankjahr gleich dem Ka­
lenderjahr mit dem 1. Januar beginnen und mit dem 31. De­
zember schliessen sollte"; infolgedessen wurde das 1 O. Ver­
waltungsjahr der Bank vom 1. April bis zum 31. Dezember 
gerechnet. Zugleich wurde vorgeschrieben, dass die Bank be­
hufs Abschliessung der Bücher und Rechnungen jährlich den 
15. Dezember geschlossen werden sollte und die Revisionen 
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den 15,. Januar beginnen sollten; aber im Jahre 1828.wurde 
bestimmt, dass die Bank nicht vor dem 31. Dezember geschlos­
sen werden dürfe, und dass die Revisionen den 1. Februar 
beginnen sollten. Durch Bekanntmachung wurde das Publikum 
daran erinnert, dass die Bank infolge des Bücherabschlusses 
und der Inventur geschlossen wurde, und dass danach keine 
Zahlungen erfolgen könnten, ehe die Revision beendigt worden. 
Im Jahre 1835 heisst es im Protokoll vom 4. Januar, dass, 
nachdem die Revision so weit fortgeschritten, dass die Bar­
bestände der Bank gezählt und inventiert worden, die Herren 
Revisoren erklärt hatten, dass weiter kein Hindernis vorlag, 
dass das Wechselkontor dem Publikum geöffnet werde, und der 
Wechselkassierer sollte deshalb verständigt werden, sic~ den 
9. desselben Monats im Dienst einzufinden, während die Bank 
im übrigen in dem genannten Jahr für die gewöhnliche Tätig­
keit den 16. Februar geöffnet wurde. Die Bank war also dem 
Publikum mehrere Wochen lang geschlossen. Sitzungen fan­
den jedoch zeitweise in der Direktion statt und solche Ange­
legenheiten, die keinen Aufschub duldeten, wurden dabei be­
handelt. 

Nach der obigen Schilderung der Bank und ihrer Tätigkeit 
wird man nicht erstaunen, wenn man sieht, wie bescheiden die 
äusseren Bedingungen für ihr Dasein sich gestalteten. 

Als die Direktion mit ihrer Tätigkeit begann, galt es zu­
nächst für das neue Geldinstitut ein Lokal zu finden. In den 
öffentlichen Gebäuden war der Raum viel, zu eng, um die neue 
Behörde in ihnen unterbringen zu können. Es war also not-
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wendig, bei irgend einem privaten Hausbesitzer Zimmer für 
diesen Zweck zu mieten. 

Die Protokolle der Direktion In dieser Mietsangelegenheit 
berichten, dass das Mitglied der Direktion, Professor Gadolin, 
für den Fall, dass "die zwei Zimmer im oberen Stock seines 
Holzhauses, die der Professor zum Stundengeben und teils zur 
Aufbewahrung von Büchern benutzt hatte, nebst einer Kammer 
im unteren Stock desselben Gebäudes als Amtszimmer für das , 
Kontor und dessen Bedienung genügend erschienen", bereit· 
war, "wenn auch nicht ohne einige Unbequemlichkeit bis zum 
nächsten Michaelitag. diese beiden Zimmer nebst zwei mit 
Eisentüren versehenen Gewölben der Direktion zu überlassen, 
indem der Direktion zugleich gestattet war, für ihre Sitzungen 
zwei Zimmer in dem steinernen Hause zu benutzen, in welchem 
der Professor selbst wohnte"; und da die Direktion das ange­
botene Lokal zweckmässig befand, wurde es bis zum nächsten 
Umzugstag für 600 Rubel banko gemietet. 

Das Meublement war bescheiden: 1 Dutzend Stühle, für den 
Anfang zwei Schreibpulte sowie zwei Eisenkisten, sollten für die 
Direktion angeschafft werden. Im folgenden Jahre finden wir 
die Bank im Hause des zweiten Direktionsmitglieds, des Fa­
briksdirektors Dreilick, wiederum in der Sorge, den folgenden 
Herbst das Lokal wechseln zu müssen. Der Direktor Dreilick 
hatte nämlich erklärt, dass er nicht in der Lage war, von der 
genannten Zeit an das von der Bank benutzte Lokal weiter zu 
vermieten, "da der· Direktor, der recht eng wohnte, für seine 
privaten Zwecke nicht nur das von der Direktion für ihre Sit­
zungen benutzte Zimmer brauchte, sondern auch die davor lie­
genden Säle, die die Direktion und der Direktor jetzt gemeinsam 
benutzten 11. Da aber die Direktion kein anderes gemeinsames 
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, 
Zimmer finden konnte, traf man das· Übereinkommen, dass 
Dreilick sich anderweitig Zimmer mietete und der Bank sein 
ganzes Lokal für eine Jahresrniete von 1,200 Rubel banko 
überliess. 

Im Herbst 1815 wechselte die Bank indessen wiederum das 
Lokal und siedelte in das den Erben des Oberdirektors Josef 
Bremer gehörende Haus Nr. 5 im Klosterquartier über. Aber 
schon im folgenden Jahre sah sich die Direktion gezwungen, 
an die Beschaffung eines neuen Lokales zu denken. Die Wahl 
fiel jetzt auf das "dem jungen Herrn Tjäderll gehörige Haus 
Nr. 25 und 26 im Kirchenquartier, wo die Bank für einen Miet­
zins von 2,000 Rubel Banko-Assignationen jährlich folgende 
Räumlichkeiten erhielt·: im oberen Stock einen grossel1 Saal 
nebst Kammer und ein kleines Gewölbe und darüber ein mit 
Eisengittern vor den Fenstern versehenes Zimmer und ein grös­
seres Gewölbe, das den Eingang vom Hof hatte. 

Gleich den Regierungsbehörden wurde die Bank nach der 
neuen Hauptstadt des Landes Helsingfors verlegt. Die Über­
siedlung fand im Herbst 1819 statt. Für den Transport eines 
Teils der Bank gehöriger Gegenstände fand man es nötig "ein 
sicheres Fahrzeug von 20, 25 a 30 Lastenll zu mieten, und 
zwar für eine Summe von 200 Reichsthaiern. Die Geldkästen 
aber und andere Gegenstände der Bank wurden den Landweg 
gesandt; und mit Rücksicht auf die "Unsicherheit hinsichtlich . 
der Tauglichkeit der Karren, welche von ,den. Bauern zu erhal­
ten warenlI, wurden für Rechnung der Bank sechs Karren 
gekauft. Die Beamten erhielten aus Staatsgeldern ein Viertel 
ihres Gehalts als Umzugsgratifikation. Die Übersiedlun,g be­
gann in den ersten Tagen des September, und den 1. Oktober 
hielt die Direktion der Bank ihre erste Sitzung in Helsingfors 
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ab. Vom 3. September bis zum letztgenannten Tage hatte 
keine Sitzung stattgefunden. Über, das Verfahren bei der Zin­
senberechnung usw. für Darlehen, die während der Übersied­
lungszeit verfielen, erschien eine besondere Bekanntmachung 
den 8. Juli 1819. 

In Helsingfors war für die Bank ein Lokal in einem dem 
Kaufmann Sederholm gehörigen steinernen Hause in der soge­
nannten Stora gatan, nunmehr Alexanderstrasse, gemietet wor­
den, wo der ganze zweite Stock nebst zwei Hinterzimmern, 
Küche und feuersicherem Gewölbe, im ganzen 14 Zimmer für 
eine Jahresmiete von 2,200 Rubel Banko-Assignationen der 
Bank zur Verfügung gestellt wurden; die Miete überstieg aller­
dings um 200 Rubel die' Summe, die hierfür angewiesen war, 
erschien aber annehmbar. Im Herbst 1824 siedelte die Bank , 

in den südöstlichen Flügel des Senatsgebäudes über, der in 
dem Protokoll der Bank "das Bankhaus il genannt wird. 

Die Direktion liess es sich schon um diese Zeit angelegen 
sein, der Bank ein neues Haus zu verschaffen und schlug 'des­
halb vor, dass der Bank gestattet würde "auf ihre eigenen 
Kosten, folglich ohne die geringste Belastung der Staatskasse, 
für ihren eigenen Bedarf an einer geeigneten Stelle in der Stadt 
ein besonderes Haus aufzuführen, dass sich für die gegenwär­
tigen und künftigen Bedürfnisse der Bank eignete, sogar für 
eine eigene Druckerei, und zugleich so eingerichtet war, dass 
im Falle einer Feuersbrunst schleunig und in reichlichem Masse 
Wasser vorhanden war, um das Feuer zu löschen il

• 

Zur Deckung der Kosten sollten laut Vorschlag der Direk~, 
tion dienen: der ganze Gewinn des Kleinzettelfonds während 
der Bauzeit, der mindestens 25,000 Rubel betrug, und ausser­
dem 25,000 Rubel jährlich aus dem Gewinn, der sich durch 

82 



die Darlehen aus dem primitiven Fonds ergab,' "wodurch 
50,000 Rubel jährlich für den Bau des Bankhauses angewandt 
werden konnten, da die Direktion vermutete, dass es nach vier 
Jahren fertig gebaut sein würde 11 , 

Die Direktion gab allerdings zu, dass während dieser· Zeit 
das Publikum weniger Möglichkeit hatte, aus den eigenen Fonds 
der Bank Darlehen zu bekommen; dafür konnten aber in immer 
grösserem Masse Darlehen bewilligt werden aus dem von der 
Bank verwalteten allgemeinen Militär-, sowie dem Armen-, und 
Arbeitshaus-Fonds, von welchen der erstere den Darlehen­
betrieb aus dem primitiven Fonds der Bank ergänzte, der zweite 
wiederum den Darlehenbetrieb aus dem Kleinzettelfonds. 

Schliesslich führte die Direktion an, dass "die Räumlichkei­
ten im Gebäude des Senats, die weniger für q.ie Bank bestimmt 
g~wesen waren, nun einer anderen Behörde zur Benutzung 
überlassen werden konnten, die bisher noch keine eigenen 
Räumlichkeiten besass ll

, 

Das Gesuch der Direktion fand kein Gehör, sondern die 
Regierung gab darauf die Antwort,. "dass, da die erforderlichen 
Räumlichkeiten für die Wechsel-, Darlehen- und Depositions­
bank schon in dem im Bau befindlichen Senatshause ausersehen 
worden und es an· der· nötigen Sicherheit für die Gelder und 
Effekten der Bank dort nicht mangeln werde, Seine Kaiser­
liche Majestät keinen AnJass gefunden, den Fiskus mit einer 
neuen Ausgabe in dieser Beziehung zu belasten 11,· Das Einzige, 
was die Bankdirektion erreichte, war, dass der Vorsitzende des 
Neubautenkomitees in Helsingfors, Ehrenström, auf Antrag des 
Direktionsvorsitzenden versprach, mit dem ArchiteI.rten des 
Gebäud.es, Engel, anlässlich der Bemerkung . der Direktion zu 
beraten, dass Holzbalken in den Fussboden des künftigen 
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Gewölbes eingesetzt, sowie Öffnungen oder Aufbewahrungs­
räume im Erdgeschoss eingerichtet wo~den waren. 

Aus den Protokollen der Bank geht nicht hervor, in wel­
cher Weise man anfangs über den solchermassen der Bank 
überlassenen Flügel des Senathauses disponierte. Aber noch 
während der siebziger Jahre und während der ersten Jahre des 
darauf folgenden Jahrzehnts, als die Bank wie früher ihr Lokal 
im südöstlichen Flügel des Senathauses hatte, befand sich im 
untersten Stockwerk auf der einen Seite des Eingangs das 
Wechselkontor der Bank, auf der anderen das Kassengewölbe, 
das mit Eisentüren versehen war, wie man sie noch heute hier, 
und da am Eingang zu Vorratskellern findet. Ausserhalb der 
Gewölbetüren stand ein russischer Soldat unter Gewehr und 
es war eine Genehmigung von Seiten der Hauptwache erfor­
derlich, selbst wenn die eigenen Funktionäre der Bank das Ge­
wölbe betreten wollten. Man erzählt, dass die Türen einmal, 
als der wachthabende Soldat sich gegen sie stützte, nachgege­
. ben hätten, so dass er sich plötzlich nicht ausserhalb, sondern 
innerhalb- derselben befunden hatte. Eine Treppe höher befan­
den sich die - Räume des Oberkassierers und des ersten und 
zweiten Kassierers. Der Raum für das Publikum war minimal; 
der hierfür bestimmte Teil ausserdem dunkel, da er von der 
einen Seite durch die Kassenschranke, auf der anqeren von 
einer Mauer ohne Fenster begrenzt war. 'Im dritten Stock, der 
mit der Kassenabteilung durch eine Wendeltreppe verbunden 
war, waren die Direktion und die beiden Abteilungen des Käm­
mererkontors untergebracht. Die Direktion hatte für sich und 
für den Schriftführer ein wenig geräumiges Sitzungszimmer und 
vor demselben ein unbedeutendes Vorzimmer mit einem F ens­
ter; dieser Raum bildete zugleich einen Durchgang zu einem 
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anderen Zimmer, wo der Registrator und zwei Kanzlisten ihren 
Platz hatten. Ein enger Flur trennte diese Abteilung des Bank­
lokals vom Kämmererkontor, welches aus zwei Zimmern be­
stand, wo der erste Kämmerer, der zweite Kämmerer, einige 
Buchhalter und ein paar extra Beamten mit Schwierigkeit Platz 
fanden und wo dem Publikum ein Tisch und ein paar Sofas 
zur Verfügung standen. Noch ein Stockwerk höher besass der 
Rechtsanwalt der Bank und dessen Kanzlist ein Zimmer. Mit 
diesem Lokal musste die Bank sich begnügen, bis der Gedanke 
an ein eigenes Haus, der schon von der Finanzkommission am 
Borgaer Landtag ausgesprochen worden war, in den achtziger 
Jahren verwirklicht ward, wo das gegenwärtige Bankhaus auf­
geführt wurde. 

Die der Bank überlassenen Räumlichkeiten genügten indes­
sen noch für eine lange Zeit. Die Bank war vorläufig unbe­
deutend, wie ·die Direktion sich in einem Schreiben an die 
Regierung im Jahre 1818 ausdrückt.; und diese Tatsache erlitt 
Während, der ganzen ersten Periode des Daseins der Bank 
keine Veränderung. 

'Während dieser ersten Periode ihrer Tätigkeit macht die 
Bank in der Tat mehr den Eindruck eines Staatskontors als 
den einer Bank. Aber es kam eine andere Zeit mit ver-' 
änderter Anschauung über die Bank und ihre Aufgabe. Bank­
direktor Stjernwall gab dieser Anschauung Ausdruck als er 
bei seinem Abgang 9-er Direktion in ihrer neuen Zusammen­
setzung "mit umso aufrichtigerem Gefühl Glück und Gedei­
hen wünschte, als er für sein Teil sich schon lange zu den 
GrundSätzen im Bank- und Geldverkehr bekannt hatte, die 
sich unter' kraftvollem Schutz jetzt geltend zu machen be­
gannenil

• 
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Die zitierten Worte bezogen sich auf den neuen Chef der 
Finanzexpedition und Vizepräsidenten im Verwaltungsdeparte­
ment des Kaiserlichen Senats, Lars Gabriel von Haartman, 
den Sohn des oben erwähnten Finanzchefs von Haartman 
und während der folgenden Jahrzehnte bis zum Ende der 
fünfziger Jahre den einflussreichsten Mann des Landes. 
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111. 

1840-1868. 

Diejenige von Lars Gabriel von Haartmans Reformen, wel­
cher dieser bemerkenswerte Mann in erster Linie seine Für­
sorge widmete, war die sogenannte Münzrealisation. Um die 
genannte Reform vorzubereiten, oder, wie es in den offiziellen 
Urkunden hiess, um Vorschläge darüber auszuarbeiten, welches 
die geeignetsten Auswege wären, um für die Zukunft der Un­
ordnung vorzubeugen, welche der Umlauf einer fremden Münze 
im Lande in den Geldverhältnissen desselben verursachte, und 
um das fremde Papiergeld, soweit tunlich, gegen die Grund­
münze des Reiches einzutauschen, wurde zu Ende des Jahres 
1839 ein geheimes Komitee unter Vorsitz von Lars Gabriel 
von Haartman eingesetzt, der damals Gouverneur in der Pro­
vinz Äbo-Björneborg war. Zu Mitgliedern des Komitees wur­
den ernannt der Finanzchef Sackleen, dessen Nachfolger als 
Finanzchef ein Jahr später von Haartman wurde, während 
Sackleen selbst in die Kanzleiexpedition des Senats versetzt 
ward, sowie der Kammerrat Johan Gabriel von Bonsdorff. Das 
Komitee, welches den 20, 21 und 26 Dezember 1839 und den 
20 Januar 1840 zusammentrat, schlug in seinem Gutachten vor, 
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dass statt der Zwangsmassregeln gegen das schwedische Pa­
piergeld, welche in Schweden Verstimmung hervorrufen, auf 
die Handelsverbindungen ungünstig wirken und Misstrauen zur 
Regierung erwecken könnten, eine sukzessive Einlösung der 
schwedischen Zettel gegen russisches Metallgeld unter Bedin­
gungen stattfinden sollte, die für das Publikum vorteilhaft wären. 

Diese Einlösung sollte spätestens 'den 1. November 1840 
beginnen und von Finlands Bank vermittelt werden, und die 
eingelösten Zettel sollten unmittelbar nach Schweden herüber- . 
gesandt werden, um dort gegen metallische Münze oder in 
Metall realisierbare Valuta ausgetauscht zu werden; die Letz­
tere wiederum sollte in St. Petersburg für Rechnung der Bank 
in Silberrubel umgeprägt oder gegen solche eingetauscht 
werden. 

Um der Bank die Möglichkeit zu verschaffen .diese Ein­
wechslung auszuführen, schlug das Komitee vor, dass der rus­
sische Fiskus der Bank ein Darlehen von einer halben Million 
Rubel Silber bewilligen sollte. 

Privatpersonen, welche selbst den Austausch schwedischer 
Zettel gegen metallische Münze auszuführen wünschten, sollten 
hierbei vom russischen Generalkonsul in Stockholm unters~ützt 
werden. Grundbesitzer und Händler wiederum sollten das 
Recht erhalten Abgaben und Zollgebühren in schwedischer 
metallischer Münze zu erlegen. 

Ein bemerkenswerter. Vorschlag des Komitees bestand darin, 
dass für Rechnung der Bank besondere für Finland bestimmte 
Silbermünzen zu sechs, neun und zwölf Kopek~n Silber geprägt 
werden sollten, die ai:J. Wert den gangbarsten schwedischen 
Kleinzetteln entsprachen, und zwar um den Umlauf von Kupfer­
münzen zu vermeiden. 
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Obgleich der Vorschlag des Komitees solchermassen darauf 
ausging, die Reform für das Publikum vorteilhaft zu gestalten, 
und ihre Durchführung folglich als gesichert betrachtet werden 
konnte, schlug das Komitee dennoch vor, dem Postamt zu ver­
bieten schwedisches Papiergeld als eingeschriebene Sendungen 
zu befördern, sowie Schiffskapitänen und Reisenden zu verbie­
ten schwedische Münze in das Land einzuführen. Und schliess­
lich schlug das Komitee auch vor, eine Verordnung darüber zu 
erlassen, dass Kontrakte unter Privatpersonen, um gültig zu 
sein, in Silberrubeln abgeschlossen sein mussten. 

Der Vorschlag des Komitees, für Rechnung von Finlands 
Bank besondere silberne Scheidemünzen prägen zu lassen, fand 
keine Genehmigung. Im übrigen wurde jedoch die Frage über 
die Münzrealisation den 28. März (9. April) 1840 in der vom 
Komitee vorgeschlagenen Richtung entschieden. Ein Manifest 
schrieb vor, dass dasselbe Münzsystem wie in Russland auch 
in Finland gelten sollte, wo solchermassen in Übereinstimmung 
damit, was der Borgäer _ Landtag geäussert hatte, der Silber­
rubel nun endlich nicht nur, wie bisher, auf dem Papier, son­
dern in Wirklichkeit Münzeinheit wurde. 

Den' 5.' Mai 1840 wurde behufs Durchführung der Reform 
eine zeitweilige Abteilung des Verwaltungsdepartements des 
Senats errichtet, die aus den Senatoren Bror Ulrik Björksten, 
geadelt af Björksten, und earl Edvard af Heurlin als Mitglie­
dern und von Haartman als Vorsitzend~m bestand. Das vor­
geschlagene Darlehen vom russischen Fiskus war, in vermin­
dertem Betrag' von dreihunderttausend Rubel Silber, Finlands 
Bank zur Verfügung gestellt worden. Indem russische Banko­
Assignationen, die im Lande ~liefen, in St. Petersburg gegen 
metallische Münze eingewechselt und Guthaben des Fiskus und 

12 89 



der Bank in russischen Geldinstituten erhoben worden waren, 
" hatte die Bank ausserdem Mittel erhalten, um den Forderungen 

zu genügen, welche die Einlösung der schwedischen Zettel an 
sie stellte. " 

Die Münzrealisation wurde nun ohne besondere Schwierig­
keiten durchgeführt. Die im Lande zirkulierenden schwedischen 
Zettel wurden mit Silberrubeln eingelöst, und zwar nach einem 
Kurse von einem Rubel einundvierzig und einhalb Kopeken 
für einen Reichsthaler Specie, der" zwei und ein halb Reichs­
thalern banko entsprach, die kleineren Zettel ein wenig dar­
über, die grösseren etwas darunter. 

Der Betrag schwedischer Zettel, der 1840 durch Finlands 
Bank aus dem Verkehr gezogen wurde, war allerdings noch 
unbedeutend, nicht volle dreissigtausend Reichsthaler banko. 
Aber im Jahre 1841 erreichte der eingewechselte Betrag unge­
fähr zwei Millionen siebenhunderttausend Reichsthaler und im 
Jahre 1842 zwei Millionen zweihunderttausend Reichsthaler. 
Insgesamt also die für damalige Verhältnisse bedeutende Summe 
von vier Millionen neunhunderttausend Reichsthalern, die einem 
Betrag von etwas mehr als zwei Millionen sechshunderttausend 
Rubeln entsprachen oder in unserer gegenwärtigen Münze un­
gefähr zehn Millionen finnischen Mark. Im Verlauf des Jahres 
1843 wurden weiter etwa dreihunderttausend Rubel eingewech­
selt. In wiefern diese Zahlen einigermassen exakt den Bestand 
an schwedischen Zetteln im Lande um diese Zeit wiedergeben 
oder ob sie um die Beträge, welche Privatpersonen behufs 
Einwechslung nach Schweden hinüberschickten, erhöht oder 
um die Beträge vermindert werden müssen, die unterdessen 
von neuem hierhergebracht wurden, ist schwer zu entscheiden. 
Der Kurs, den die Bank für die kleineren Zettel erlegte, konnte, 
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als etwas über pari, zur Rückeinfuhr verlocken. Doch wurde 
nur ein unbedeutender Betrag Kleinzettel eingelöst. Für die 
grösseren Valeurs war der Kurs wiederum, wenn auch unbe­
deutend, unter pari. Die genannten Zahlen dürften deshalb 
als richtig betrachtet werden können. 

Die Einwechslung erfolgte sowohl durch die Bank wie auch 
durch die Landrenteien und besondere für diesen Zweck auser­
sehene Agenten. Der Hauptteil der Einwechslung fiel auf 
Abo mit etwas über zwei Millionen Reichsthalern. Danach 
folgten zunächst Wasa mit ungefähr einer Million vierhundert­
tausend Reichsthalern, Helsingfors mit ungefähr siebenhundert­
tausend Reichsthaiern, Uleäborg mit dreihunderttausend Reichs­
thaiern, Kuopio mit zweihunderttausend Reichsthaiern, Tavaste­
hus mit einhundertfünfzigtausend Reichsthalern und Tammer­
fors mit vierzigtausend Reichsthalern. Die Landrentei in Wi­
borg wird nicht genannt, und man kann daraus schliessen, dass 
mit Rücksicht auf die Nähe zu Russland und die lebhaften 
Handelsverbindungen mit diesem Lande schwedische Zettel um 
jene Zeit nicht in nennenswertem Grade dort im Umlauf wa­
ren. Früher verhielt es sich offenbar auch ,dort anders. Laut 
den Protokollen der Bankdirektion klagte solchermassen der 
Gouverneur in Wiborg im Jahre 1819 darüber, dass die Steuern 
in schwedischen Kleinzetteln einliefen, während die Ausgaben 
in russischen Rubel Banko-Assignationen bestritten werden 
mussten. 

Die temporäre Abteilung des Verwaltungs departements des 
Senats meldete den 31 Dezember 1842, dass ihr Auftrag glück­
lich zu Ende geführt worden, ohne dass die Bank, wie man doch 
vorausgesagt hatte, Verluste erlitten hätte. Auch das vom rus­
sischen Fiskus erhaltene Darlehen war zuruckbezahlt worden. 
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Die Regierung glaubte nun von Jahre 1843 an den Umlauf 
schwedischer Zettel im Lande vollständig verbieten zU können. 
Nur hinsichtlich der Gegenden um die Flusstäler des Tornea, 
des Muonio und des Kemi wurde eine Ausnahme gemacht. Mit 
Rücksicht auf den lebhaften Handel, den die Bevölkerung nach 
Schweden betrieb, zeigte es sich unmöglich, dort die schwe­
dischen Zettel zu verdrängen. 

Schwedische Zettel waren indessen auch fernerhin im Umlauf, 
und· nennenswerte Beträge wurden auch während der folgen­
den Jahre von der Bank eingewechselt und zur Einlösung n?-ch 
Stockholm übersandt. I?er Gesamtbetrag für die Jahre 1844-
1850 wird mit etwas mehr als achthundertvierzigtausend Reichs­
thalern angegeben, wovon der grösste Teil aus der Provinz 
Uleaborg stammte. Im Jahres durchs cl}.nitt ist jedoch dieser 
Betrag nicht grösser, als dass er durch die normalen Handels­
verbindungen mit Schweden erklärt wird. Die Münzrealisation 
und ihre Resultate wurden hierdurch nicht berührt. 

Dass die Lösung der verwickelten Frage 'sich so einfach 
gestaltete, wie aus dem Obenstehenden hervorgeht, erklärt sich 
dadurch, dass. das im Lande zirkulierende Papiergeld, das 
schwedische seit 1834, das russische 'seit 1839, mit Metall ein­
gelöst werden konnte. Es lag also nicht mehr ein Kampf 
zwischen zwei verschiedenen Papiermünzen mit wechselndem 
Werte vor, sondern beide besassen jetzt den Wert der Quan­
tität Silber, welche sie repräsentierten. Bei der Münzrealisation 
war es deshalb, wie sonst bei Reformen dieser Art, wie auch 
bei denjenigen, die uns später bevorstanden, nicht nötig, will­
kürlich in die Wertverhältnisse einzugreifen und dadurch dem 
Einen Verluste zu verursachen, dem Anderen Gewinn zu verschaf­
fen. Ras Problem lag nun in wesentlich vereinfachter Form vor. 
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Auch früher hatte man, indem man behufs Verdrängung des 
. schwedischen Papiergeldes denselben Ausweg benutzte, der bei 
der Münzrealisation zum Ziele führte, auf dem Wege der Frei­
willigkeit durch Einlösung der schwedischen Zettel und ihre 
Einwechslung in Stockholm gegen Metall, in die Geldverhält­
nisse des Landes Einheit zu bringen versucht. So bereits im 
Jahre 1811, wo eine· Summe von einer Million fünfhunderttau­
send Rubeln Banko-Assignationen russischer Staatsgelder \ zu 
diesem Zweck zur Verfügung gestellt wurde, woyon für den 
Anfang fünfhunderttausend Rubel hierher übersandt wurden 

, und der Rest vom russischen Finanzminister ausgezahlt werden 
sollte, je nachdem eine gleich grosse Summe für jeden geleis­
teten Vorschuss 'wieder eingelaufen war. Die Einwechslung 
ging langsam, ungeachtet aller Anstrengungen von Seiten der 
Regierung. Nicht einmal der erste Posten, fünfhunderttausend 
Rubel, kam in seinem ganzen Betrage zur Anwendung. Umso 
weniger fand man sich veranlasst den Versuch fortzusetzen, 
von dem deshalb nicht behauptet w~rden kann, dass er irgend 
einen nennenswerten Einfluss auf das Vorkommen schwedischen 
Papiergeldes in Finland ausgeübt h~be. Im Senat wurde aus­
drücklich hervorgehoben, dass "die hochzulobende Unterstüt­
zunglC

, die durch • die übersandten Einwechslungsgelder "der 
ärmeren Bevölkerung Finlands lC vergönnt worden, ihren Zweck 
nicht erfüllt habe. Das Publikum hatte kein Vertrauen zu den 
russischen Banko-Assignationen, die in Austausch gegen das 
schwedische Papiergeld angeboten wurden, an welches Letztere 
es sich gewöhnt hatte und das es bei den andauernd lebhaften 
Handelsverbindungen mit Schweden auch fernerhin brauchte. 

Nicht mehr Erfolg hatte man in diesen Bestrebungen, als 
man die Massregeln auf Zettel yon geringerem Valeur als zwei 
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Reichsthaler begrenzte, und doch konnte man sich bei den 
Letzteren auf die von Finlands Bank ausgegebenen Kopeken­
zettel stützen, welche, in schwedischer und finnischer Sprache 
abgefasst, besser als die russischen im Stande waren sich das 
Vertrauen des Publikums zu erwerben.' Man nahm hierbei 
auch, im Jahre 1812, seine Zuflucht zu einem Verbot der Ein­
fuhr derartiger schwedischer Kleinzettel unter Androhung ihrer 
Konfiskation. Und als man binnen kurzem sich genötigt sah, 
festzustellen, dass das Verbot wirkungslos geblieben war, indem 
unter den im Umlauf befindlichen schwedischen Kleinzetteln ein 
grosser Teil aus den Jahren 1813-1817 datiert war, erklärte 
man, im Jahre 1817, dass nach Ablauf des Jahres 1818 der 
Umlauf sämtlicher schwedischer Zettel von geringerem Valeur 
als zwei Reichsth~er banko verboten sei, widrigenfalls sie, in 
wessen Händen sie sich auch befänden, konfisziert würden. 
pieser strenge Befehl scheint auch einen gewissen Einfluss auf 
das Vorkommen der schwedischen Kleinzettel gehabt ~u haben, 
nicht aber auf den Gesamtbestand des schwedischen Papier­
geldes im Lande. Denn ein beträchtlicher Teil der schwedi­
schen Kleinzettel, welche einliefen, wurde in Stockholm nicht 
gegen Metall, sondern gegen schwedische Zettel von höherem 
Valeur eingewechselt, weil, wie es im Protokoll der Bankdirek­
tion im Jahre 1818 heisst, "der gegenwärtige Vorrat des fin­
ländischen Staates an geeigneter schwedischer Münze solange 
zur Bestreitung der Ausgaben nicht hinre!chen dürfte, wenn 
nicht rechtzeitig Ersatz herbeigeschafft würde." Im Jahre 1819 
erhielt die Direktion den Auftrag an die Landrentei von Abo 
und Björneborg, die der "nötigen Staatsgelder in schwedischer 
Münze zur Bestreitung der Ausgaben" ermangelte, sechsund­
sechzigtausend Reichsthaler banko zu senden. Gegen Ende 
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, des Jahres wurde die Äusserung 'der Bankdirektion über den 
Kurs eingeholt, der bei der Erhebung von Steuern' zwischen 
schwedischer und russischer Münze festgesetzt werden sollte. 
Gleichzeitig wie die Regierung Krieg gegen die schwedischen 
Zettel führte, war dieselbe Regierung solchermassen von der 
Gewalt der Umstände gezwungen, in ihren eigenen Zahlungen 
sich jener Zettel zu bedienen, trotzdem seit dem 12 Oktober 
1810 ein Befehl bestand, dass die Berechnung schwedischer 
Münze nunmehr aufhören und darnach alle Handelsgeschäfte 
und sämtliche Preisbestimmungen ohne Ausnahme in russischer 
Münze erfolgen sollten, wobei gleichzeitig sämtlichen zuständi­
gen Behörden befohlen ward darüber zu wachen, dass diese 
Vorschriften befolgt würden. 
. Doch wurden die Versuche das schwedische Papiergeld ein­

zuwechseln und den Banko-Assignationen einen grösseren Raum 
in dem öffentlichen Verkehr zu verschaffen, nicht aufgegeben. 
Man wandte sich nun, im Jahre 1818, vorzugsweise an das 
'flache Land, indem man damit, wie es hiess, "die Unterstützung 
der ländlichen und ackerbauenden Bevölkerung" bezweckte. 
Aber vergebens. Die Bauern hatten so geringe Lust russisches 
Geld einzuwechseln, dass während einer Zeit von vierzehn 
Monaten nicht einmal die für jenen Zweck damals angewiesene 
unbedeutende Summe von hundertfünfundsechzigtausend Rubel 
verbraucht ward, obgleich auch in der Provinz von den Lan­
deshauptleuten Wechselkontore errichtet worden waren, 

Im folgenden Jahr, als die Bank ausser ihren Kopekenzet­
teln auch solche auf Rubelvaleure ausgab, gelang die Einwechs­
lung dagegen etwas besser. Etwa achthunderttausend Reichs­
thaler wurden eingelöst, und nun meinte man, dass das Publi­
kum genügend russisches Geld zur Zahlung' der Steuern und 
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Zinsen besass, weshalb der früher ausgefertigte und öfters 
wiederholte, aber ebenso oft ganz und gar oder teilweise sus­
pendierte Befehl, dass alle Abgaben nur in russischer Münze 
zur erlegen seien, vom Jahre 1822 an von neuem bekräftigt 
V!urde .. 

Die Steuererhebung ist jedoch üherhaupt nicht für die Geld­
zirkulation massgebend, und war es auch zu jener Zeit nicht. 
Aus anderen Ländern kann man in dieser Beziehung mehrere 
sehr beleuchtende Beispiele dafür anführen,. dass Steuern, Eisen­
bahngebühren u. s. w. in einer Münze erhoben wurden, die der 
Zahlungspflichtige sich .für den gegebenen Fall verschafft hatte, 
während im öffentlichen V erk~hr eine andere Münze Gültigkeit 
hatte. So auch bei uns zur Zeit der Durchführung der Münz­
realisation. In Österbotten, der Provinz Abo und den Grenz­
gegenden der Provinzen Tavastehus und Nyland hatte das 
schwedische Papiergeld damals noch das Übergewicht in der 
Zirkulation und war beinahe ausschliessliches Tauschmittel im 
Handel, während die russische Münze nur bei der Erlegung 
von .Steuern und bei Zahlungen für russische Waren zur An­
wendung kam. Auch in dem übrigen Finland hatte man nicht 
die Gewohnheit aufgegeben die Preise in schwedischer Münze 
zu bestimmen. Nur in den Teilen des Landes, die der russi­
schen Grenze zunächst lagen, wurden die Preise in Rubel 
Banko-Assignationen ausgedrückt. 

Es war indessen nicht nur das Publikum, das auch ferner­
hin schwedisches Geld bei seinen Zahlungen anwandte. Auch 
die Regierungsbehörden scheinen nicht einmal zu Ende .dieser 
Periode von dieser Gewohnheit abgekommen zu sein. Im Jahre 
1830 erhielt die Bank den Auftrag einen Betrag schwedischer 
Münze, der vo~ der Wasaer Rentei in Zetteln von geringerem 
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Valeur als zwei 'Reichsthalern eingesandt worden war, für 
Rechnung des Fiskus entgegenzunehmen und zu verwahren. 
In demselben Jahr erhielt ,die Bank von der Finanzexpedition 
den Befehl an die Rentei in Nyland einen bedeutenden Betrag 
schwedischer Zettel auszuzahlen. Für das Jahr 1831 giebt es 
einen Vermerk, dass aus Wasa sechsunddreissigtausend Reichs­
thaler allgemeiner Staatsgelder und sechstausend siebenhundert 
Reichsthaler Militärgelder eingelaufen waren. Im Jahre 1833 
erhielt die Direktion den Auftrag "in Anbetracht dessen, dass 
die hiesige Landrentei im Bedarf schwedischer Münze war", 
der genannten Behörde das Saldo in den Staats- und Militär­
depositionsfonds in schwedischer Münze übersenden zu lassen. 
Recht bemerkenswert ist eine von der Bankdirektion im letzt­
genannten Jahr abgegebene Erklärung anlässlich einer Klage 
des Landrenteimeisters in Wasa darüber, dass ein Betrag von 
der dortigen Rentei an die Bank übersandter schwedischer 
Zettel zurückgeschickt worden war. Die Direktion sagt in ihrer 
Erklärung unter anderem, dass sie ihrerseits habe dazu beitra­
gen wollen, die Absichten . seiner Kaiserlichen Majestät hinsicht­
lich der Entgegennahme schwedischer Zettel in den amtlichen 
Behörden zu fördern. 

Als eine wesentlich mitwirkende Ursache dazu, dass alle 
gegen die Zirkulation des schwedischen Papiergeldes im Lande 
gerichteten Massregeln vergeblich waren, und als eine Erklä­
rung dafür, dass die russische Münze, die während des Krieges 
ins Land eingeströmt war und noch während der ersten Zeit 
darnach in bedeutenden Beträgen im Umlauf war, später abnahm 
und durch schwedische Zettel ersetzt wurde, ist mit Recht der 
starke Preisfall hervorgehoben worden, dem die Letzteren wäh­
rend des grösseren Teils der in Rede steltenden Zeit ausgesetzt 
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waren. Ihr Wert fiel allerdings auch in Finland allmählich, 
aber doch, besonders in den inneren Teilen des Landes, lang­
samer als in Stockholm und anderen Plätzen in Schweden, 
wohin unsere Exportart~el sich einen Weg such~en, und es 
war unter solchen Umständen für den Exportör vorteilhaft in 
dieser Münzart Zahlung zu empfangen, da er ausser dem 
gewöhnlichen Verdienst auc~ einen nennenswerten Kursgewi~n 
erwarten konnte. Nachdem in Schweden 1834 die Metallzirku­
lation eingeführt worden, fiel allerdings diese extra Prämie für 
das schwedische Papiergeld weg. Aber eine erhebliche Ver­
schiebung zu Gunsten des russischen Papiergeldes konnte den­
noch nicht beobachtet werden. Auch auf diesem Gebiet erfor­
derte' es Zeit, um einen neuen Artikel einzuarbeiten, und aus­
serdem war auch der Kurs der Banko-Assignationen nunmehr 
wenig wechselnd. Für den Kaufmann und den Geldwechsler 
war hierbei wenig zu verdienen. 

Bei oberflächlicher Betrachtung könnte es scheinen, als ob 
die Massregeln der Regierung hinsic~tlich des Vorkommens 
des schwedischen Papiergeldes im Lande nicht von mangelndem 
Willen, wohl aber von mangelnder Fähigkeit Zeugnis ablegten. 
Den einen Tag erliess man Befehle, die an Strenge ihres Glei­
chen suchten. pen anderen Tag war man nicht nur nachsichtig 
in der Anwendung dieser selben Befehle, sondern gestattete 
ausdrücklich Abweichungen von ihnen, erlaubte sich selber 
Übertretungen derselben, um schliesslich zu ermatten und wäh­
rend anderthalb Jahrzehnten den Dingen ihren Lauf zulassen. 
Gab es aber wohl unter den gegebenen Verhältnissen irgend 
einen Ausweg aus den Schwierigkeiten? Wenn die Regierung 
für das schwedische Papiergeld nicht einen höheren Kurs be­
zahlte als der zur Zeit galt, so folgte das -Publikum nicht der 
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Aufforderung der Regierung die schwedischen Zettel einzu­
wechseln. Wenn die Regierung wiederum einen Überpreis für 
dieselben gezahlt hätte, so wären sie ohne Zweifel zur Ein­
lösung präsentiert worden, aber neue Zettel wären st<;ttt ihrer 
ins Land gebracht worden und der Verlust des. Fiskus beim 
Wechseln wäre stetig gewachsen, ohne dass das Vorkommen 
des schwedischen Papiergeldes im Lande dadurch Einbusse 
erlitten hätte, wie' dies ja immer der Fall ist, wenn die Regie­
rungen versuchen den Kurs eines Papiergeldes zu regeln. 

, Die Lösung des Problems war in der Tat erst dann mög­
lich, wenn beide im Lande 2;irkulierenden Zettelmünzen dadurch 
einen stabilen Kurs erhielten, dass sowohl in Russland wie ,in 
Schweden Metallzirkulation eingeführt wurde. 

Wenn. aber auch solchermassen der richtige Augenblick für 
eine Reform auf diesem Gebiet erst zur Zeit der Münzrealisa­
tion eintraf, und der Erfolg deshalb zunächst den gfuistigen 
äusseren Umständen zuzuschreiben ist, so mag doch Lars Ga­
briel von Haartmans Verdienst hierbei nicht unterschätzt wer­
den. Er dachte an alles, war überall mit d~bei und hatte für 
alles Zeit, das Ganze sowohl wie die Details. Kurz, er legte eine 
einzig dastehende Energie bei der Durchführung dieser Reform 
an den Tag, die ihm auch den einen seiner zwei Beinamen 
eintrug: Silber-Lasse. Der zweite war: Seine Furchtbarkeit. 

Indessen wurde von Haartman auf eine Probe gestellt, die 
ein schwächerer Wille als er wahrscheinlich nicht, bestanden 
hätte, und zwar von ganz und gar unerwarteter, von russischer 
Seite. Anlässlich der Vorstellungen, welche die schwedische 
Regierung auf diplomatischem Wege gegen die'Münzrealisation 
machte, zeigte nämlich der Leiter der russischen auswärtigen 
Politik Graf Nesselrode sich geneigt, diesen Vorstellungen Gehör 
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zu leihen, welche dadurch hervorgerufen waren, dass die Münz­
realisation in der Zettelzirkulation der schwedischen Reichsbank 
eine erhebliche Verminderung verursachte, nachdem Finland 
nicht mehr innerhalb des Gebietes derselben lag. Das Verlan­
gen nach metallischer Münze zum Austausch der. sch wedischen 
Zettel, die aus Finland zur Einlösung herbeiströmten, bereitete 
der genannten Bank bedeutende Schwierigkeiten. Die Sache 
hatte eine umso empfindlichere Seite, als die schwedische Re­
gierung auch sonst um diese Zeit mit einer starken Opposition 
im Reichstag zu rechnen hatte, und die Opposition bediente 
sich auch der Schwierigkeiten, die jetzt infolge der Münzreali­
sation in Finland hinzutraten. 

Schon als die Münzrealisation beschlossen wurde, ward be­
stimmt, dass die Sache geheim gehalten werden solle, bis die 
schwedische Regierung auf ministeriellem Wege darüber benach­
richtigt worden. Ferner wurde vorgeschrieben, dass die Mass­
regeln nicht vor Schluss des damals tagenden schwedischen 
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Reichstags bekannt gemacht und dass als Vorwand für. die 
Einwechslung, die nichtsdestoweniger beginnen sollte, der 
Wunsch der finländischen Regierung angegeben werden sollte, 
dem Publikum die Möglichkeit zu gewähren, sich mit russischer, 
Münze zu versehen, in welcher Münzsorte die Steuern vom 
Jahre 1841 an bezahlt werden sollten. 

Nun hob Graf Nesselrode in einem Brief an den General­
gu~erneur Fürst Menschikow seine durch das gegenseitige Ver­
hältnis der schwedischen Regierung und des schwedischen 
Reichstags hervorgerufenen Bedenken in der Sache hervor. 
Es sah aus, als hätte man russischerseits gerne die in Aussicht 
genommenen Massregeln behufs Entfernung des schwedischen 
Papiergeldes aus Finland· fallen gelassen. 
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Im vorhergehenden Kapitel ist hervorgehoben worden, ein 
wie grosses Gewicht man in russischen Regierungskreisen frü­
her darauf legte, das schwedische Papierg,eld ~us dem Lande 
zu entfernen, und wie dieses als eine der hauptsächlichste~ 
Aufgaben, vielleicht als die wichtigste Aufgabe von· Finlands 
Bank aufgestellt wurde. 

Die politischen Gesichtspunkte, die· früher das Übergewicht 
in dieser Frage hatten, mussten indessen allmählich in den Hin­
tergrund treten. Man hatte sich an die Zirkulation des schwe­
dischen Papiergeldes in Finland gewöhnt und war zu der Ein­
sicht gekommen, dass die politischen Verhältnisse dadurch 
nicht beeinflusst worden, und dass auch di~ Geschäftsverbin­
dungen mit Russland nichtsdestoweniger immer lebhafter ge­
worden waren. Dies war die Ursache der veränderten Stel­
lungnahme in der Frage. 

v. Haartman jedoch, der von Nesselrodes Brief Kenntnis 
erhalten hatte, war nicht der Mann, der vor den Hindernissen 
zurückwich. Er antwortete dem Fürsten Menschikow, dass die 
unerwarteten Schwierigkeiten dadurch entstanden seien, dass 
die Tagung des schwedischen Landtags verlängert worden, sowie 
dadurch, dass die schwedische Presse, "la presse revolutionaire 
de nos voisins", in der Münzrealisation eine gegen Schweden 
und dessen Kredit gerichtete Massregel sah; er sei auch bereit 
die Schweden zu beruhigen und zunächst, solange der Reichs­
tag dauerte, die Einwechslung auf die schwedischen Kleinzettel 
zu begrenzen, auf die Vollendung der begonnenen Reform ver­
zichte er jedoch nicht. Für ihn seien auch, und vielleicht in 
erster Linie, andere Gesichtspunkte als die politischen mass­
gebend. Er wünschte dem Chaos in unseren Geldverhältnissen 
mit all den verschiedenen Münzsorten, die hier vorkamen, em 
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Ende zu machen, er wollte den eigenen Zetteln des Landes eine 
dominierende Stellung verschaffen. 

Das Problem war jetzt ein anderes als zur Zeit der Grün­
dung der Bank. Damals bezweckte man die Verdrängung der 
schwedischen Zettel durch russische Rubelzettel, ohne dass 
die finländische Bank und ihre Zettelausgabe dabei eine nen­
nenswerte Bedeutung erhalten sollte. Nun war es die Zettel­
ausgabe dieser Bank, auf der das Hauptgewicht lag. 

Die Reform, die in ihren allgemeinen Zügen in dem Obigen 
geschildert worden, sollte allerdings nach etwas mehr als einem 
Jahrzehnt sich nur als eine halbe Reform erweisen, indem näm­
lich nicht metallische Münze als das einzige gesetzliche Zah­
lungsmittel festgesetzt wurde, sond~rn die Zettel, finnische wie 
russische, dieselbe Gangbarkeit erhielten wie die metallische 
Münze. In dem Kampf gegen den Zwangskurs des Papiergel­
des, der uns bevorstand, war die Stellung sogar geschwächt 
worden, da wir uns nicht mehr auf das Vorkommen des schwe­
dischen Papiergeldes im Lande und die Notwendigkeit der Be­
seitigung desselben berufen konnten. Für diejenigen, die zu 
Anfang der sechziger Jahre den letzten Schritt machen und 
eine vollständige Münzreform durchführen mussten, wäre es 
günstiger gewesen, wenn die Massregeln damals sich nicht 
ausschliesslich gegen den russischen Kreditrubel zu richten ge­
braucht hätten, sondern auch die Beseitigung der schwedischen 
Münze bezweckt hätten. Über die Münzrealisation von Haart­
mans kan man deshalb sagen, dass sie in der eben angedeute­
ten Beziehung ein Fehlgriff war, vielleicht ein absichtlicher in 
Anbetracht der Auffassung, die von Haartman über unsere 
politische Stellung zum Kaiserreich hegte, er, der ein Mann des 
herrschenden Nikolaischen Regimes war, vielleicht auch ein 
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unbeabsichtigter, da er sich nicht denken konnte, dass binnen 
etwas mehr als einem Jahrzehnt der Zwangskurs für Papiergeld 
in Russland wieder eingeführt werden würde, aber jedenfalls 
ein unvermeidlicher Fehlgriff, da eine weitergehende Reform 
um diese Zeit noch nicht hätte durchgeführt werden können. 

Für unsere Aufgabe ist es genügend festzustellen, dass die 
Münzrealisation, wenn sie auch nicht eine vollständige Münz­
reform erleichterte, doch einer solchen nicht derartige Hinder­
nisse in den Weg' stellte, dass nicht auch diese Reform, wenn 
ihre Zeit gekommen war, durchgeführt werden konnte, und 
dass. die Münzrealisation, trotz' ihrer Mängel, doch von d~r 
durchgreifendsten Bedeutung :wurde, nicht zum mindesten hin­
sichtlich des Umfanges der Zettelausgabe von Finlands Bank 
und damit auch der Fähigkeit der Bank die erweiterten Auf­
gaben zu erfüllen, die ihr nunmehr vorlagen. 

Ein bedeutender Verlust ward im Verlauf der Zeit dem 
Lande dadurch verursacht, dass ansehnliche Beträge russischer 
und schwedischer Zettel verloren gegangen oder, wie bei der 
Feuersbrunst in Abo, vernichtet worden waren, und noch mehr 
,infolge der Wertverminderung, die die hier zirkulierenden rus­
sischen wie schwedischen Zettel allmählich erleiden mussten; 
ebenso ein Zinsverlust, indem nicht eigene, sondern fremde 
Zettel im Verkehr gewesen waren. In der einen wie in der 
anderen Beziehung' trat nun eine neue an Versprechen reichere 
Zeit ein. 

Durch die Münzrealisation erhielt die Bank die Stellung 
einer zettelausgebenden Zentralbank. Die den 21. April 1840 
erlassene kaiserliche Bekanntmachung über "die veränderte 
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Organisation von Finlands Wechsel- Depositions- ,und Dar­
lehenbanku , erteilte der Bank das Recht behufs Erleichterung 
grösserer Geldgeschäfte und Sendungen, unter Garantie der 
Obrigkeit, gegen Depot in Silber Depositionsscheine mit glei­
chen Valeurs wie die in Russland bereits geltenden auszuge­
ben, nämlich auf 'drei, fünf, zehn und fünfundzwanzig' Rubel 
Silber. Wenn diese Zettel zur Einwechslung in Silber vor­
gewiesen wurden, sollten sie sofort in der genannten Münz­
sorte zu ihrem vollen Betrage eingelöst werden, ohne dass 
irgend ein Abzug für Deposition oder Einwechslung stattfin­
den durfte. 

Jetzt war es ,nicht ,mehr wie früher, ein bescheidener Anteil 
Kleinzettel, die die Bank unter einer überwiegenden Menge 
anderer Zettel von höherem Valeur, schwedischer und russi­
scher, ausgeben durfte. Nein, ihre Zettel wurden jetzt, indem 
sie die übrigen verdrängten, die vorherrschenden im Verkehr. 

Mit einem Mal' hatte die Bank einen entscheidenden Schritt 
vorwärts getan. Ihre Zettelausgabe wurde nunmehr von wirk­
licher, für damalige Verhältnisse von gros!3er Bedeutung, wie 
schon die bIossen Zahlen über die laufende Zettelmenge aus­
weisen. Die Zettelausgabe der Bank, die während der nächst­
vorhergehenden Periode überhaupt nicht zwei Millionen Rubel 
banko erreicht hatte, betrug zu Ende des Jahres: 

1841 S:r Rub. 2,329,443: -
1845 

" 
4,204,659: -

1850 
" 

3,529,143: -, 
1855 

" 
4,700,202: -

1860 
" 

5,581,009: ~ 
1865 Fmk 26,076,557: -
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Die Bank war aUerdings verpflichtet, für die EinlösUl~g der 
Zettel einen "Depositsilberfonds" zu ,unterhalten, der sieben 
fünfzehnteln der Zettelemission entsprach. Aber die übrigen 
acht fünfzehntel war sie berechtigt als Darlehen auszugeben, 
und dadurch erhielt sie die Möglichkeit, der Geschäftswelt das 
erforderliche Betriebskapital und sich selbst einen Gewinn zu 
verschaffen, welcher, indem er sich im Verlauf der Jahre an­
häufte, die Grundlage' ihrer soliden Stellung werden sollte. 

Die 'von der Bank früher betriebene Emission von Klein­
zetteln hörte auf. Sie wurden jedoch auch fernerhin bei vor­
kommenden Zahlungen nach demselben Berechnungsgrunde wie 
die russischen Banko-Assignationen entgegengenommen, näm­
lich nach einem Kurs von drei Rubel fünfzig Kopeken Banko­
Assignationen für einen Rubel Silber. Sie wurden aber all­
mählich aus dem Verkehr gezogen, und den 16. Februar 1848 
erldärte eine allerhöchste Bekanntmachung, dass die Zeit ge­
kommen sei, diese Zettelmünze endgültig aufzuheben, und ver­
ordnete, dass die genannten Zettel vom 1. Juli 1849 an sowohl 
im Privatverkehr wie bei der Steuererhebung des Staates ihre 
Gültigkeit verlieren sollten. Seitdem hat eine Annuliierung von 
Zetteln der Bank nicht mehr stattgefunden, und, wenn auch 
hin und wieder neue Zettel ausgegeben wurden, haben- die 
früher emittierten doch ihre Gültigkeit behalten. 

Als die Kleinzettel aus dem Verkehr gezogen wurden, folgte 
hieraus, dass auch der Darlehenbetrieb aus dem Hypoteken­
fonds für diese Zettel aufhörte. Die aus dem Fonds früher 
bewilligten Darlehen sollten mit einem Viertel jährlich abbe­
zahlt werden. ' 

Statt dessen wurde jetzt durch die auf Grund' der genann­
ten Bekanntmachung vom 21. April 1840 ausgefertigte Instruktion 
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der Bank vom 18. November desselben Jahres neben dem pri­
mitiven Fonds und den Ackerbau- und Manufakturdarlehen­
fonds, für welche die früheren Bestimmungen in der Hauptsache 
unverändert beibehalten wurden, ein neuer Fonds eingeführt, 
welcher Hypotekenfonds für Depositionsscheine genannt ward. 

. Der Zins für Darlehen aus diesem Fonds wurde auf vier Pro­
zent festgesetzt. Eine spätere Verordnung vom 13. April 1859 
überliess es dem Senat "vorkommenden Falls auf Vorschlag 
der Bankdirektion diesen Zinsfuss nach den .Umständen zu 
verändern. II Aber als man die Instruktion von 1840 erliess, 
dachte man' sich den dort erwähnten vierprozentigen Zinsfuss 
als dauernd. 

Von der Bank konnten als Hypotek "angenommen und be­
liehenll werden in erster Linie: "Die von FinlaI?-ds Bank sowie 
den russischen Kreditanstalten ausgefertigten zinstragenden Obli­
gationen. II Darunter waren die Depositionsscheine zu verstehen, 
welche die Kreditanstalten in St. Petersburg ausgaben, und 
welche nunmehr auch von Finlands Bank, wie wir weiter un­
ten besprechen werden, an Personen ausgefertigt wurden, 
welche, wie es hiess, der Bank Darlehen gegeben hatten. 

Auch "Aktienbriefe in Gesellschaften und öffentlichen An­
stalten 11 wurden in der Instruktion von 1840 "im Verhältnis 
zum grösseren oder geringeren allgemeinen Wert der Aktien 
und der davon abhängenden Sicherheit der Bankll als Hypotek 
genehmigt. Was für Aktien man damals anzubieten hatte, geht 
daraus hervor, dass Darlehen gegen Hypotek auf Aktien in den 
Teatergebäuden in Abo und Helsingfors, im Sozietätshause in 

. Tavastehus, in Ulrikasborgs Badehaus bewilligt wurden. 
Ferner wurden als Hypotek allerhand in der Verordnung 

aufgezählte "einheimische Produkte und Erzeugnisse' geneh-
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migt, welche, zur Sicherheit der Bank, in den Städten dem 
. Magistrat und auf dem Lande dem Kronsvogt in Verwahr gege­
ben wurden. Als während der späteren Hälfte der vorliegen­
den Periode ein Darlehen von dreissigtausend Rubel verlangt 
wurde gegen Sicherheit von dreitausend Ki!'!ten Streichhölzer, 
fand die Direktion jedoch, dass gegen Hypotek "einer so inku­
ranten feuergefährlichen Are' ein Darlehen nicht bewilligt wer­
den könne. 

Schuldscheine, "die für Darlehen bei Privatpersonen durch 
Hypotek auf Immobilien sichergestelJt worden und deren Trans­
port und Verpfändung in der Bank der Schuldner durch eige­
nen Vermerk gestattet hatte," gehörten ebenfalls zu den Hypo­
teken, die für fragliche Darlehen. genehmigt werden konnten. 

Die früher so gewöhnlichen Darlehen gegen Bürgschaft 
wurden dagegen abgeschafft. Wohl aber konnten vom Darle­
henempfänger verpfändet werden nicht nur "von Privatpersonen 
oder Gesellschaften in Finland ausgegebene und zahlbare akzep­
tierte Wechsel oder auf den Inhaber lautende Anweisungen und 
laufende Schuldscheine," sondern auch "andere vom Schuldner, 
d\lrch eigenen Vermerk, zum Transport genehmigte Verschrei­
bungen, die mit Bürgschaften wie für eigene Schuld versehen 
warenlI. 

Die Darlehen wurden für eine bestimmte Zeit bewilligt, nicht 
für eine kürzere Zeit als sechs Monate, noch für eine längere 
als zwei Jahre. 

Eine neue Kategorie von Darlehen, ebenfalls aus dem Hy­
potekenfonds für Depositionsscheine, wurde durch die Instruk­
tion von' 1840 eingeführt, indem Darlehen "für Errichtung öff~nt­
licher Gebäude und Anlagen" "grösseren Gem.einwesen und 
Assoziationen" bewi~gt werden k<;mnten, und zwar für eme 
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Zeit von zehn Jahren gegen fünf Prozent Jahreszinsen und die 
. gemeinsame Haftpflicht der Darlehenempfänger. 

Bemerkenswerter als die vorher genannten Bestimmungen 
in der Instruktion von 1840 ist eine Vorschrift darüber, dass 

. die Bank "behufs Erleichterung des allgemeinen Kredit- und 
Geschäftsverkehrs" das Recht erhielt "sichere Kredit- oder An­
leihepapiere, nach Abzug gewisser Prozente oder Abgaben" zu 
übernehmen. Zu einer derartigen Diskontierung konnten in 
der Bank Wechsel oder Anweisungen und laufende Schuld­
scheine angemeldet werden, die von Personen ausgegeben und 
akzeptiert waren, welche bekannt waren und allgemeines Ver­
trauen genossen. Der Betrag der Diskontzinsen und die Be­
zahlungszeit wurde für jedes Jahr vom Chef der Finanzexpe­
dition im Kaiserlichen Senat bestimmt. Irgend eine Bedeutung 
erhielt diese Wechseldiskontierung jedoch erst gegen Ende der 
vorliegenden Peri?de. 

Dagegen ward die Tätigkeit der Bank schon während der 
ersten Jahre der fraglichen Periode auf ein anderes Gebiet aus­
gedehnt worden, nämlich auf den Ankauf und den Verkauf von 
Wechseln auf das Ausland. 

Als diese Frage angeregt wurde, erfuhr der Vorschlag aller­
dings viel Widerstand in der Direktion der Bank. 

Vorsitzender der Direktion, die nunmehr aus drei Direkto­
ren bestand, von welcher einer besonders zum Vorsitzenden 
verordnet wurde, war Carl Wilhelm Trapp, der bei der Reor­
ganisation der Bank im Jahre 1840 zum Mitglied der Direktion 
ernannt und, nach Winters Abgang, zum Vorsitzenden dersel­
ben verordnet worden war. Er stammte aus einem alten Kauf­
mannsgeschlecht in Abo und verstand voll die Forderungen zu 
würdigen, die Handel und Gewerbe billigerweise an die Bank 
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stellen konnten. Von den Mitgliedern aber war Axel Federley, 
der gleichzeitig mit Trapp in die Direktion der Bank eingetre­
ten und vorher Kämmerer der Universität gewesen war, ein 
Vollblutvertreter der alten büreaukratischen Anschauungen, und 
das zweite Mitglied, Blidberg, welcher bereits während des 
ersten Tätigkeitsjahres der Bank als Buchhalter. angestelltwor­
den war und nun, . bei der Ernennung Trapps zum Vorsitzen­
den, vom Amt eines ersten Kämmerers zum Direktionsmitglied 
befördert wurde, war auch kein Freund von Reformen. 

In der solchermassen zusammengesetzten Direktion erfuhr, 
wie gesagt, der Vorschlag, dass die Bank sich auf Kauf und 
Verkauf von ausländischen Wechseln einlassen sollte, einen 
bedeutenden' Widerstand. Federley erklärte, "dass die Bank 
als eine öffentliche AnstaJtl' sich nicht " mit den fraglichen 
Wechseloperationen befassen sollte". Er hob hervor, dass Fin­
land jetzt, "nachdem die Realisation sich in erforderlicher Weise 
befestigt hatte, und im Geldwesen durch das Verbot des schwe­
dischen Papiergeldes Einheit erzielt worden war, inbezug auf 
seine Münze gleich jedem anderen Staat zu betrachten war, 
wo nur die. eigene Münze des Landes gangbar und zugänglich 
ist/l, und er glaubte, dass lIder Staat noch nirgends darauf 
eingegangen sei, den Geschäftsleuten Wechsel und Anweisun­
gen auf fremde Orte zu verkaufen oder solche von ihnen 
zu kaufen:" Die vorgeschlagene Massregel könnte allerdings 
einigen Kaufleuten des ;Landes zu Nut~en und Bequemlichkeit 
sein, aber, wie es dem Bankdirektor schien, nicht für "die 
Bank oder das" Land, und schliesslich würde der Import von 
Waren aus dem Auslande "durch die bequeme und wenig 
kostspielige Art immer das nötige Geld zur Hand zu haben ", 
befördert. 

109 

. . 



Dies ungefähr war Federleys Begründung einer Ablehnung 
des Vorschlages. Blidberg war weniger entschieden und sprach 
hauptsächlich von der Vermehrung des Personals, welche die 
Reform erforderte. Der Vorsitzende Trapp jedoch erklärte, 
dass er, falls die vorgeschlagene Massregel nicht vorgenommen 
würde, ausser Stande sei die Metallkasse der Bank zu schüt­
zen. Er hob hervor, wie es in Finland, wo es keine grösseren 
oder wohlhabenderen Handelshäuser gab, welche Wechsel­
geschäfte nach dem Auslande' unterhielten, auch an Gelegen­
heit fehlte im Lande selbst direkte Wechsel zu erhalten, welche' 
deshalb behufs Zahlung ausländischer Schulden und anderer 
vorkommender Bedürfnisse halber bis dahin in St. Petersburg 
oder Stockholm beschafft und angekauft worden waren. Diese 
Operation war auf geringere Schwierigkeiten gestossen, solange 
das russische und schwedische Papiergeld den allgemeinen im 
Lande zirkulierenden Zettelstock bildete. Da solches dagegen 
nach 'der Münzrealisation nicht weiter tunlieh war, konnte die 
Vermittelung dieser Geschäftstransaktion am geeignetsten von 
der Bank übernommen werden, "die nicht die Bestimmung hat 
sich nur selbst zu bereichern, sondern auch dem Handel und 
Gewerbe beizuspringen und zu' helfen. 11 Da die Ausfuhr nach 
England, Frankreic)J., Holland, Dänemark, Portugal, Spanien 
und anderen Häfen am, Mittelmeer indessen, wie bereits im 
vorhergehenden Kapitel angeführt worden, im allgemeinen die 
Einfuhr alJ.S jenen. Ländern überstieg" und das Saldo durch 
Wechsel eingezogen wurde, die von Dänemark gewöhnlich auf 
Hamburg, Lübeck oder Schweden und von den übrigen Län­
dern meist auf London, manchmal auch, auf Amsterdam in hol­
ländisch Kurant ausgestellt waren, und an hiesige Remittenten 

-überlassen und verkauft oder auch In St. Petersburg oder 
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Stockholm realisiert wurden, lag nach Trapps Ansicht kein 
Bedarf an Wechseln auf diese Länder vor, wohl aber an sol­
chen auf Russland, Deutschland und Schweden. Die Bank 
war schon gemäss der Instruktion von 1840 verpflichtet in St. Pe­
tersburg 11 Verbindungen mit irgend einem grösseren Handels­
hause von allgemeinem Ansehen zu eröffnen und zu unterhal­
ten, um in demselben, behufs Erleichterung von Geldremissen, 
für Privatpersonen Anweisungen bereit zu halten, doch nicht 
zu geringeren Beträgen als dreihunde~t Rubel Silber tt , und die 
Bank hatte in dieser Beziehung zu ihrem Vertreter daselbst 
die Firma Gustaf Sterky & Sohn angenommen, deren Dienste 
sie auch früher in Anspruch genommen hatte, besonders bei 
der Einwechslung von russischen Rubel Banko-Assignationen 
gegen Silbergeld, die im Zusammenhang mit der Münzrealisa­
tion stattgefunden hatte. In Hamburg und Stockholm brauchte 
jedoch die Bank, nach Trapps Ansicht, Vertreter mit Guthaben 
von zweihunderttausend a dreihunderttausend Mark banko am 
erstgenannten Ort und sechzigtausend a hunderttausend Reichs­
thalern banko in Stockholm. In Hamburg erwartete er drei 
Prozent Zinsen vom nicht erhobenen Betrage, in Stockholm 
jedoch, 11 WÖ es an allgemeinen Kreditpapieren und Anstalten 
behufs Verzinsung von Geldern fehlte 11 , glaubte er mit,weniger 
Sicherheit auf Zinsen rechnen zu können. Die Wechsel auf 
Hamburg sollten nach neunzig Tagen, aber auch nach fünfund­
sechzig oder siebenundsechzig Tage~ zahlbar gemacht werden, 
die auf Stockholm nach dreissig Tagen, geringere Summen drei 
Tage nach Sicht, aber auch a vista. Die Wechsel sollten nicht 
nur von der, Bank, sondern auch von ihren Kontoren in der 
Provinz ausgestellt, werden. Die Letzteren sollten die auf Stock­
holm 'ausgestellten Wechsel direkt avisieren, während die Avi-
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sierung der auf Hamburg ausgestellten Wechsel durch die 
Bank in Helsingfors erfolgen sollte, "um das Po~to zu sparen,· 
da mehrere Wechsel in demselben Brief avisiert werden konn­
tenil . Als ein Korollarium .zum Vorschlage hob Trapp hervor, 
dass die Bank sichere ausländische Wechsel kaufen sollte, um 
die Guthaben bei den ausländischen Vertt"etern zu verstärken, 
und dass diese das Recht erhalten sollten, auf die Bank Wech­
seI auszustellen. 

v. Haartman war es, von dem der Vorschlag ausgegangen 
war, und er hätte ihn durchgesetzt, auch wenn die ganze Di­
rektion sich demselben widersetzt hätte. Umso leichter war 
es nun, wo der Vorsitzende der Bankdirektion den Vorschlag 
unterstützte. 

Durch den allerhöchsten Brief vom 29. März 1843 wurde 
infolge dessen die Bank für berechtigt erklärt, nicht nur "sichere 
und akzeptierte Wechsel und Anweisungen, die finländischen 
Kaufleuten an ausländischen Orten zufallen, zu kaufen und zur 
Diskontierung entgegen zunehmenil, sondern auch "Anweisun­
gen auf Hamburg und Stockholm auszufertigen und für diesen 
Zweck Vertreter in den genannten Städten zu habeniI, woneben 
der Vertreter in Stockholm das Recht erhielt Wechsel auf Fin­
lands Bank zu trassieren. Im Kaiserlichen Brief von 17. Mai 
desselben Jahres wurde ausserdem bestimmt, dass bei Kauf von 
Wechseln auf Stockholm das schwedische Geld nach dem in 
Stockhol~ auf St. Petersburg, für andere ausländische Wechsel 
jedoch nach dem in St. Petersburg auf die betreffenden. Orte 
zuletzt notierten höchsten Kurs berechnet werden sollte. Für 
die Wechse! wiederum, welche die Bank ausfertigen würde, 
sollte Hamburger banko nach dem in St. Petersburg auf Ham­
burg und schwedisches Geld nach dem in Stockholm auf 
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St. Petersburg zuletzt notierten niedrigsten Kurs berechnet wer­
den. Die Bank erhielt auch die Befugnis sichere Anweisungen 
auf St. Petersburg und Riga zum Diskont anzunehmen. 

Als Vertreter in Hamburg wurde Salomon Heine angenom­
men, als Vertreter in Stockholm die Firma Tottie & Arfvedson, 
die schon früher mit der Bank in Verbindung gestanden hatte 
und unter anderem der Bank ähnliche Dienste inbezug auf die 
Einlösung schwedischer Zettel in der schwedischen Reichsbank 
geleistet hatte, wie Gustaf Sterky & Sohn in St. Petersburg 
inbetreff der Einwechslung russischer Zettel. 

Es erwies sich als notwendig allmählich die gestatteten Ma­
ximisalden über die anfangs in Aussicht genommenen Beträge 
zu erhöhen, so bereits 1847 auf fünfhunderttausend Mark banko 
in Hambu:rg und dreihunderttausend Reichsthaler in Stockholm. 

I 

Wie Trapp auch. vorausgesehen, wurden der Bank für ihre 
Guthaben in Hamburg Zinsen zugesichert, vom Stockholmer 
Vertreter dagegen nicht. In den Protokollen von 1855 heisst 
es jedoch, dass die Ba~k für ihre Guthaben in Stockholm drei 
Prozent, in Hamburg dagegen nur zwei Prozent Zinsen erhielt. 
Die Firma Westberg & Co in Riga meldete ihren Wunsch an, 
als Vertreter der Bank behufs Einwechslung der Zettel der 
Bank daselbst angenommen zu werden. Doch fand man, dass 
ein derartiger Beqarf nicht vorlag. Wohl aber trat die Bank 
später· mit der Firma in Verbindung zwecks Einkaufs von Wech­
seln auf Deutschland, da der Kurs in Riga sich vorteilhafter 
erwies als in St. Petersburg. Federley war wie gewöhl1lich 
anderer Ansicht· und behauptete, dass "der ganze ausländische 
Wechselbetrieb mit Verlust ging, wenn auch ein unbedeutender 
Buchgewinn aufgewiesen werden konnte. 11 Zeitweise waren 
die Transaktionen auf Riga re~ht bedeutend, und die Abschlüsse 
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erfolgten auch "unter Benutzung des elektrischen Telegraphen", 
wie es lin Protokoll von 1856 heisst. 

Es dauerte zwei Jahrzehnte, ehe die Bank Vertreter in an­
deren ausländischen Geschäftszentren annahm als den eben 
genannten. Als dieses zu Anfang der sechziger Jahre in Lon­
don, Paris und Frankfurt alM geschah, waren es die verschie­
denen Zweige des Hauses Rothschild, mit denen die Bank in 
Verbindung trat. Besonders wertvoll wurden die Beziehungen 
zu der Rothschildschen Firma in Frankfurt alM, welche während 
zweier Jahrzehnte neben Finlands Bank beinahe sämtliche fin­
ländischen Staatanleihen übernehmen sollte. Zu Anfang der 
sechziger Jahre wurden auch mit Kopenhagen Verbindungen 
angeknüpft, wo die so~ben gegründete Privatbanken i Kj0ben­
havn, Aktieselskab, Vertreter der Bank wurde. 

Damit war der Anfang mit den ausländischen Verbindungen 
und dem Handel mit ausländischen Valuten gemacht, der in 
späterer Zeit der wichtigste Zweig der Tätigkeit der Bank wer­
den sollte und der in einem Lande, welches abseits von den 
grossen Geldzentren liegt, dieselbe Bedeutung hat, wie die Zu­
fuhr und der Export von Gold für diese. 

Einen besonderen Umfang erhielt indessen dieser Tätigkeits­
zweig noch nicht während der vorliegenden Periode. Gegen 
Ende der fünfziger Jahre erreichte allerdings der Umsatz in 
russischen Valuten annähernd zwanzig Millionen Mark jährlich, 
zu Anfang der Periode betrug er jedoch nur einundeinhalb Mil­
lionen Rubel Silber. Der Umsatz in anderen ausländischen Va­
luten betrug im Anfang der Periode etwas über zwei Millionen 
Mark, gegen Ende der fünfziger Jahre ungefähr fünf Millionen 
Mark. Hierbei ist ausserdem zu beachten, dass, wenn die Tras­
saten ihre Wechsel nicht einläsen konnten und eine Prolonga-
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tion derselben infolge dessen gestattet werden musste, dieselben 
Wechsel mehrere mal in der Schlusssumme des Jahres enthal­
ten sind und dass die oben angegebenen Zahlen folglich keine 
richtige Vorstellung von dem Umfang dieses Zweiges der Tä­
tigkeit der Bank geben. 

Der ausländische Wechselhandel war eine Neuheit im Pro­
gramm der Bank. Eine andere Neuheit war die Entgegennahme 
von Depositionen aus dem Publikum gegen Ausfertigung von 
Obligationen. 

Gleichwie während der vorhergehenden Periode stand es 
auch jetzt sowohl Privatpersonen wie öffentlichen Anstalten 
frei in der Bank grössere oder geringere Summen in' gangbarer 
Münze zu deponieren, ohne dass jedoch für die eingezahlten 
Gelder Zinsen vergütet wurden, während anderseits auch keine 
sogenannte Foliogebühr für die Mühewaltung der Bank vom 
Deponenten erlegt zu werden brauchte. Die Gelder konnten 
in geraden Zehnern Mark erhoben oder auch durch Anweisun­
gen, die auf eine bestimmte Person oder Order gestellt waren, 
disponiert werden. Diese Rechnung wurde indessen während 
der vorliegenden Periode ebenso wenig wie während der vor­
hergehenden benutzt. 

In der Geschäftswelt zog man es vor die Überschüsse, über 
welche man möglicherweise verfügte, bei Bankieren im Aus­
lande zu plazieren, zumal man dann bei ihnen bei Bedarf auf 
einen Kredit in bedeutend beträchtlicheren Beträgen rechnen 
konnte, als denjenigen, den Finlands Bank darbieten wollte 
oder konnte. 

Die Privatpersonen wiederum, die über Bargeld verfügten, 
deponierten es in der russischen Reichskommerzbank in St. Pe­
tersburg, ganz ebenso wie es der Fiskus und die Bank während 
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vorhergehender Perioden getan und auch während der vorlie­
genden noch immer in recht bedeutendem Umfange taten. 

Aber statt eines Depositionsbetriebes in gewöhnlichem Sinne 
erhielt die Bank: nun durch die oben genannte Bekanntmachung 
vom 21. April 1840 die Befugnis nach dem Muster dieser De­
positionen der russischen Banken "bei Privatpersonen Darlehen 
gegen vier Prozent Zinseszinsen in einem Betrage von sieben­
hunderttausend Rubel Silber aufzunehmen, und auf Grund des­
sen, unter Garantie der Obrigkeit, Verschreibungen in zwei 
Valeuren, nämlich auf dreihundert und neunhundert Silber­
rubel, auszugeben, welche auf den Darlehengeber ausgestellt 
waren, 'aber in jedermanns Hand Gültigkeit hatten und auf deren 
Rückseite der Zinsbetrag vermerkt war, der vom ersten Tage 
desjenigen Monats an zu erlegen war, der zunächst nach der 
Auszahlung des Darlehens folgte, bis zum ersten Tage in jedem 
Monat während der zehn Jahre, während welcher ein Zinsge­
nuss für solche Zettel stattfinden sollte;" die Bank war "ver­
pflichtet binnen drei" Tagen nach Vorweisung dieser Verschrei­
bungen dieselben unbedingt einzulösen und zwar nebst den 
Zinsen bis zum ersten Tage im laufenden Monat, falls das Dar­
lehen mindestens drei Monate in der Bank gestanden hatte;" 
andernfalls sollte eine Zinsberechnung nicht stattfinden. Auf 
Grund der kaiserlichen Bekanntmachung vom 13. Februar 1841 
wurden darnach ähnliche Obligationen auch auf einhundert Ru­
bel ausgegeben, damit "derartige Obligationen auch weniger 
bemittelten Personen zugänglich würden". 

Diese Obligationen oder Depositionsscheine, die später, weil 
ähnliche ObligationeD ausgegeben wurden, um Gelder für den 
Bau des Saimakanals zu beschaffen, unter der Benennung 
"Saimazettel" liefen, bildeten tatsächlich eine Form vo~ laufen-
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der Rechnung gegen hohen Zinsfuss' und waren deshalb viel 
begehrt. Unter denen, die in den Protokollen als Käufer die­
ser Obligationen genannt werden, bemerkt man auch' Beamte, 
von denen mehrere zu jener Zeit der ausgedehnten Gerichts­
sprengel u~d der. grossen Pastorate in pekuniärer Beziehung 
günstig gestellt waren. 

Im Anfang der vorliegenden Periode, wo der Geldvorrat 
reichlich war, war diese Art der' Kapitalbeschaffung und die 
daraus folgende Vermehrung der Mittel der Bank für die Letz­
tere unvorteilhaft. Die Bank war allerdings berechtigt, "falls 
die Umstände es erforderten, diese Scheine aus dem Verkehr 
zu ziehen". Aber gegen Ende 1842 heisst es in den Protokol­
len der Bank, dass die Obligationen so gesucht waren, dass' es 
der ,Bank "trotz aller ergriffenen Massnahmen und Schritte" 
nicht gelungen sei, den Betrag aus dem Verkehr zu ziehen, 
der während des genannten Jahres hätte getilgt werden sollen, 
und man nahm, obgleich solches im Text der Obligationen 
nicht vorausgesetzt war, seine Zuflucht dazu, sie zu verlos~n 
und auf einen bestimmte~ Tag mi.ch der Verlosung zu kündi­
gen, von welchem Tage an sie keine Zinsen mehr trageI?­
sollten. 

Später wurden die Obligationen infolge des Geldmangels 
eine Gefahr für die Bank, weil sie in grossen Mengen zurück­
strömten und an der Kasse der Bank zehrten.' Die Direktion 
hatte nun allen Anlass sich über dieselben zu beklagen, zumal 
die eingelaufenen Gelder für Bedürfnisse des Staates in An­
spruch genommen worden waren, während die Einlösung der 
Obligationen das Kapital in Anspruch nahm, worüber die Bank 
für Rechnung der Geschäftswelt verfügte. Schon im Jahre 1845 
wurde in der Direktion der Ba.nk die Frage angeregt, für die Obli-
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gationen in Hamburg und Stockholm einen Markt zu suchen. 
Aber gegen eine solche Maasregel, die wohl in keinem Fall , 
zum gewünschten Resultat geführt hätte, ,wrde eingewandt, dass 
die Zinsen der Obligationen "aus dem Lande gehen würden ll

• 

Solange diese Obligationen nicht das ursprüngliche Maximum 
von siebenhunderttausend Rubel Silber überstiegen, waren die 
Fluktuationen in dem im öffentlichen Verkehr befindlichen Be­
trag noch nicht bedeutend und die Gefahr für die Bank in der 
an~egebenen Hinsicht noch nicht drohend. Aber den 4. April 
und den 25. December 1855 erhielt die Bank den Befehl, be­
hufs Bestreitung der Staatsausgaben noch weitere derartige 
Obligationen in einem Betrag von einer Million achthundert­
fünfzigtausend Rubel auszugeben. Ihr Gesamtbetrag erreichte 
solchermassen mehr als zweiundeinhalb Millionen Rubel Silber 
oder einen für die damalige Stellung der Bank allzu bedeuten­
den Betrag in a vista Verbindungen. 

Die Form für Ansammlung der Ersparnisse des Publikums, 
die man in diesen Saimazetteln geschaffen hatte, und welche 
sich anfangs geeignet erwies die Mittel der Bank in nennens­
wertem Grade zu stärken, sollte nun ihre Kehrseite zeigen und 
auf die Bank lähmend wirken, die, um die einströmenden Obli­
gationen einlösen zu können, gezwungen war den Kredit für 
die Geschäftswelt einzuschränken . 

• 
Im vorhergehenden Kapitel ist bereits erwähnt worden, dass 

bei der Umorganisation der Bank im Jahre 1840 die damaligen 
Mitglieder der Bankdirektion als Direktoren der Filialen nach 
Abo, Wasa und Kuopio versetzt worden waren. Aus Abo war 
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bereits im Jahre 1820 ein Gesuch eingelaufen, daselbst ein 
Abteilungskontor der Bank zu errichten, dieses Gesuch war 
aber abschlägig beschieden worden. Jetzt wurden derartige 
Kontore an den g~nannten drei Orten errichtet, und einige 
Jahre später kamen die Bankkommissarämter in Wiborg und 
Uleäborg hinzu. Im Jahre 1861 wurde ein Kontor in Björne­
borg und eine Agentur in Tammerfors und im Jahre 1866 
Agenturen in Kexholm und Sordavala errichtet. In der Haupt­
sache hatten di~ Kontore und die Bankkommissare jeder an 
seinem Ort ungefähr gleichartige Funktionen. Der Unterschied 
lag mel?-r in Rang, Gehalt und Anzahl untergeordneter Beam­
ten, als in der Art des Auftrages, und· nach und nach erhielten 
die Leiter der Kontore auch an den Orten, wo sie ursprüng­
lich Direktoren genannt worden waren, den bescheidneren 
Titel von Bankkommissaren. Die Agentur in Tammerfors hatte 
nicht den Charakter einer Staatsinstitution, sondern die Form 
einer privaten Geschäftsverbindung. Die Aufgabe der Agentu­
ren in Kexholm und Sordavala war, finländisches Geld in russi­
sches und russisches in finländisches zu wechseln. Zu demsel­
ben Zweck wurden auch im Jahre 1866 provisorisch nur für 
einige Monate Wechselkontore in S:t Michel, Joensuu und Will­
manstrand errichtet, am letztgenannten Ort, um dem in die Stadt 
verlegten russischen Militär Möglichkeit zu geben russisches 
Geld gegen finländisches zu wechseln. Später wurde jedoch die 
Anordnung getroffen, dass das Gehalt des russischen Militärs in 
finländischem Gelde ausgezahlt wurde, wodurch das Wechselkon­
tor in Willmanstrand überflüssig ward. Auch in der Zollkam­
mer in Rajajoki wurde russisches Geld ein- und ausgewechselt. 

Die Kontore, von denen die in .Abo, Was~ und Kuopio von 
dem Beginn .der Münzrealisation an in Tätigkeit traten, hatten, 
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gleich den Bankkommissaren und in der Hauptsache auch der 
Agentur in Tammerfors, die Aufgabe "den Bedarf des öffent­
lichen Verkehrs an verschiedenen Münzsorten durch deren 
Auswechslung gegen einander zu befriedigen, so dass durch 
einen grösseren oder geringeren Vorrat der einen oder der 
anderen Münzsorte kein Agio entstände"; daneben sollten die 
Kontore, "behufs weiterer Förderung des Geldverkehrs", nicht 
nur "Gesuche um Darlehen aus der Bank entgegennehmen und 
dieselben, nebst ihrem eigenen Gutachten, der Bank einsenden, 
sonder? auch den am Ort befindlichen Darlehensuchern, laut 
Verordnung der Bank, die Darlehen auszahlen, die ihnen be­
willigt w:o.rden. iI ~in Recht, selbst Kredite zu bewilligen, be­
sassen die Kontore nicht. Aber schon der Umstand, dass Kre­
dite Personen in. der Provinz bewilligt' wurden, ohne dass die 
Kreditsuchenden sich direkt an die Hauptverwaltung in Hel­
singfors zu wenden brauchten, bedeutete für damalige Verhält-

, 
nisse 'einen wesentlichen Fortschritt. 

Während des letzten Teils der vorliegenden Periode, im 
Jahre 1859, errichtete die Bank auch ein Kontor in St. Peters­
burg. Dessen Hauptaufgabe war die Zettel der Bank einzu­
wechse~n. Ausserdem aber war das Kontor verpflichtet, "solche 
Einkassierungen und Auszahlungen am Ort zu besorgen, welche 
die Bank-Direktion geeignet findet dem Kontor zu übertragen/I, 
wobei es jedoch der Direktion frei stand, sich mit irgend einem 
wohlangesehenen Bankierhause in St. Petersburg in Verbindung. 
zu seizen,nicht nur um wichtigere Aufträge und eigentliche 
Bankiergeschäfte zu besorgen, wie Ankauf und Verkauf von 
Wechseln auf das Ausland und deren Remittierung und der­
gleichen, sondern auch, um das Kontor mit russischer Münze 
in solchen Fällen zu versehen, wo bei vorfallenden bedeuten-
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deren und unerwarteten Einwechslungen em augenblicklicher 
Bedarf an derartiger Münze entstehen konnte. 

Die Frage über die Einwechslung der Zettel der Bank in 
S:t Petersburg war lange Gegenstand verschiedener Ansichten 
gewesen. 

Einerseits fand man es von Bedeutung, dass die Zettel der 
Bank auf diese Weise auch in Russland in Umlauf kamen, und 
diese Ansicht vertrat von Haartman. Er brachte gegen Ende 
des Jahres j 853 in der Direktion zu Protokoll, dass die Kosten 
für diese Einlösung vielfach dadurch ersetzt wurden, dass eine 
bedeutend grössere Zahl von Zetteln der Bank, als verschlissen 
oder verloren, niemals zur Einlösung vorgewiesen wurden, vor 
allem aber betonte er, dass diese Zettel auf diese Weise einen 
grösseren Kredit und einen Ausweg zu unbegrenztem Umlauf 
in dem ausgedehnten und lebhaften Geldverkehr Russlands 
erhielten; ausserdem aber könnte die Handelsgemeinschaft mit 
diesem Lande und deren weitere Entwickelung, die eine Bedin­
gung für den Bestand und das weitere Gedeihen der Gewerbe 
in Finland bildete und folglich die Möglichkeit des kulturellen 
und materiellen Fortschritts des Landes bedingte, vernünftiger 
Weise . nicht aufrecht erhalten werden, geschweige denn an 
Lebhaftigkeit und Bedeutung wachsen, ohne dass eine Anstalt 
vorhanden war, die in Russland dem Papiergelde des Landes 
denselben sicheren und unbestrittenen Wert und die Gangbar­
keit verschaffte, die das Silbergeld im ganzen Reich besass. 

Anderseits dagegen war man in der Direktion der Bank 
über die Mengen von Zetteln der Bank in Sorge, die besonders 
während Zeiten von Missernten behufs Ankauf von Getreide 
nach S:t Petersburg strömten und, indem sie dort dem Vertre­
ter der Bank zur Einlösung vorgewiesen wurden, die Mittel 
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der Bank in Anspruch nahmen. Man nahm an, dass die Ein-
.lösung der Zettel in S:t Petersburg für Rechnung der Bank 
dazu angetan war die Schwierigkeiten in der genannten Bezie­
hung für die Bank zu erhöhen. Man überschätzte jedoch offen­
bar auf der einen wie auf der anderen Seite die Bedeutung 
dieser Einlösung. Die Einfuhr russischer Waren, insbesondere 
Getreide, hätte nicht abgenommen, auch wenn die Einlösung 
der Zettel für Rechnung der Bank aufgehört hätte, und die 
Zahlung für diesen Import, wenn sie auch unter solchen Um­
ständen nicht in Form von Übersendung von Zetteln der Bank 
stattgefunden hätte, sondern in deren Anweisungen oder in 
ausländischen Valuten, hätte doch letzterhand die ausländischen 
Guthaben der Bank getroffen. 

Auch als es sich im Jahre 1859 darumhandelte, die oben 
erwähnte lYlassregel vorzunehmen, um behufs Einlösung der 
Zettel der Bank in S:t Petersburg ein besonderes Kontor da­
selbst zu errichten, wurden im Senat dieselben Gründe für und 
gegen die vorgeschlagene Massregel hervorgehoben, die oben 
angeführt werden. 

Die Erfahrung hat nachträglich gezeigt, dass sowohl die 
Hoffnungen auf diesen neuen Vermittler der Geschäftsverbin­
dungen mit Russland wie auch die gegen den Vorschlag aus­
gesprochenen Befürchtungen übertrieben waren. 

Die Organisation der Bank und die Formen ihrer Tätigkeit, 
wie sie sich zu Beginn der vierziger Jahre gestaltet hatten, 
blieben wähFend der ganzen vorliegenden Periode in der 
Hauptsache unverändert bis zum,13. April 1859, wo eine Ver-
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ordnung über die veränderte Organisation der Bank erlassen 
ward. Dieselbe enthielt hinsichtlich der Zettelausgabe der Bank 
die grundwesentliche Veränderung, dass in die metallische 
Valuta für die Zettelausgabe auch "die unbestr~itbaren Forde­
rungen, welche die Bank bei ihren ausländischen Agenten für 
remittierte Wechsel besass il

, einberechnet werden durften, ein 
Prinzip, das später in der Gesetzgebung über die Zettelausgabe 
der Bank beibehalten wurde und das die Grenzen der Zettel­
ausgabe bedeutend erweiterte, während gleichzeitig ihre Basis 
vollkommen solide verblieb, da nämlich die Guthaben der Bank 
im Auslande, die bei Banken von anerkannter Solidität plaziert 
waren und sind, für die Einlösung der Zettel ebenso disponibel 
sind wie das Gold, das die Bank in ihrem Gewölbe verwahrt. 
Auch verdient erwähnt zu werden, dass die Oberaufsicht über 
die Bank, die laut früherer Bestimmungen von der Finanzexpe­
dition ausgeübt wurde, durch die Verordnung von 1859 dem 
Verwaltungs departement des Senats übertragen wurde, und der 
persönliche Einfluss, den der Finanzchef ausgeübt hatte, und 
der die Direktion der Bank, auch inbezug auf die Bewilligung 
von Krediten, hatte in den Hintergrund zurücktreten lassen, 
nunmehr sich vermind,.erte; auch wurde eine für die Arbeits­
weise in der Direktion bedeutungsvolle Veränderung der Pro­
tokollführung in d~esem Zusammenhang durchgeführt, indem 
von nun an ein vollständiges Protokoll nur in solchen Fragen 
geführt zu werden brauchte, in denen die Mitglieder der Direk­
tion verschiedener Ansicht waren, oder wo Auszüge aus dem 
Protokoll ausgefertigt werden sollten oder die Direktion in­
bezug auf die Bedeutung und die sonstige Beschaffenheit der 
Frage der Ansicht war, dass sie in dem Protokoll aufgenommen 
werden sollte. 
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· Die Reformen fanden eine Fortsetzung durch die Bekannt­
machung vom 9. November desselben Jahres über die Bedin­
gungen für Kassakreditive, laufende Rechnung und Geldein­
lagen gegen Zinsvergütung .. Hierbei war es eine Neuheit von 
grosser prinzipieller, wenn auch nicht besonders praktischer 
Bedeutung, dass für Geldeinlagen in der Bank Zinsen in Aus­
sicht gestellt wurden. Noch in der Verordnung vom 13. April 
1859 wurde bestimmt~ dass "für derartige Depositionen keine 
Zinsvergütung stattfindet". Die Bank wurde im Gegenteil be­
rechtigt, wenn auch nicht von öffentlichen Anstalten und Stif­
tungen, so doch von Privatpersonen, die Einlagen in der Bank 
machten, vorschussweise "als Provision einen gewissen Prozent­
satz des deponierten Kapitals zu erhebenCI, welcher vom Senat 
"ohne Rücksicht darauf, wie lange die Deposition dauern sollte', 
bestimmt . wurde. In der Verordnung vom 9. November 1859 
wurde dagegen in der laufenden Rechnung eine Zinsvergütung 
von drei Prozent festgesetit, während andererseits der Rech-' 
nungsinhaber dennoch mit einer Folioabgabe von mindenstens 
fünfzehn Rubel belastet wurde. Für Depositionen wurden für 
die ersten zehn Tage keine Zinsen berechnet, darnach jedoch 
dreiundeinhalb Prozent Zinsen pis zu dem Tag, wo das Geld 
erhoben wurde, falls es mindenstens drei Monate in der Bank 
gelegen hatte, wogegen für Einlagen, welche früher erhoben' 
wurden, keine Zinsvergütung stattfand. Einlagen, die nicht drei­
tausend ~ubel erreichten, wurden auf Anforderung ausgezahlt, 
grössere Beträge nach einer Kündigung von drei, beziehungs-
weise acht und vierzehn Tagen. . 

Die Einführung dieses Tätigkeitszweiges der Bank war bereits . 
im Jahre 1853 vorgeschlagen worden, und zwar anlässlich des 
damals herrschenden Geldmangels, jedoch nicht zu' einem hö-
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herem Gesamtbetrage als dreihunderttausend Rubel Silber; der 
Vorschlag kam jedoch damals nicht zur Ausführung. Auch 
jetzt erhielt"der Depositionsbetrieb für den Anfang einen geringen 
Umfang. Aber während der ersten Hälfte des Jahres 1865 
meldete die Direktion dem Senat, dass teils Geschäftsleute" 
teils auch unsere erste Privatbank, Föreningsbanken i Finland, 
auf Depositionsrechnung bedeutende Summen eingezahlt hätten, 
und da solche gelegentliche Depositionen nicht im Darlehen­
betrieb der Bank verwandt werden konnten, erhielt die Direk­
tion die Befugnis interimistisch die Kündigungsfrist für die 
Depositionen zu verlängern, und kurz darauf ward der Direk­
tion die Entscheidung darüber überlassen ob, nach Massgabe 
der Stellung der Bank und der grösseren oder geringeren 
Möglichkeit für die Bank in ihrem Darlehenbetrieb fremdes 
Kapital anzuwenden, derartige Depositionen entgegengenommen 
oder abgelehnt werden sollten. 

Eine Um organisation der Bank enthielten die genannten 
Verordnungen vom Jahre 1859 nicht, geschweige denn eine 
solche, die mit derjenigen aus dem Jahre 1840 verglichen wer­
den konnte. Die Verordnung vom 13. April 1859 war aber 
dennoch für die Bank von eingreifender Bedeutung in des 
Wortes vollster Bedeutung; zur Bildung eines "Amortissements­
fonds 11 , der die Aufgabe hatte, die Einlösung der durch die 
Bank ausgefertigten vierprozentigen Darlehenobligationen sowie 
der ohne Vermittelung der Bank ausgegebenen drei und sechs 
zehntel-prozentigen auf fünfzig Rubel lautenden Obligationen 
des finländischen Staates sicherzustellen, sollte nämlich laut die­
ser Verordnung das Saldo im Kleinzettel-, Ackerbau- und Manu­
fakturfonds dienen, sowie aus dem primitiven Fonds der Bank 
"die Million Rubel Banko-Assignationen, die bei der ersten 
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Gründung derselben im Jahre 1811 aus den Summen des Staa­
tes vorgeschossen worden war". 

Die Summen des Amortisementsfonds wurden allerdings 
ebenfalls durch Vermittelung der Bank ausgeliehen und kamen 
auf diese Weise dem Verkehr zu Gute, als aber während einer 
folgenden Periode zwischen den Fonds der Bank und denjeni­
gen des Staats, unter den letztgenannten auch dem Amortisse­
mentsfonds, eine Trennung stattfand, war das auch sonst wenig 
bedeutende Kapital der Bank noch um die Beträge weiter re­
duziert, die solchermassen zum genannten Fonds übergeführt 
wurden. 

Während des ersten Teils der Periode, die vorliegendes 
Kapitel be~andelt, war der Geldvorrat im Lande, nicht zum 
mindesten in Finlands Bank, im allgemeinen reichlich. Der Zins­
fuss für Diskontierungen betrug vier Prozent. 

Sowohl der Finanzchef wie die Direktion klagten darüber, 
dass der Darlehenbetrieb langsam ging und dass die Nachfrage 
nach Kredit in der Bank unbedeutend war. Das erste Jahr nach 
der Umorganisation der Bank unterliess es die Direktion der 
Bank einen Diskontzinsfuss vorzuschlagen und erklärte diese ihre 
Unterlassung damit, dass 1Jder Ausweg nicht benutzt worden". 

Durch die Münzrealisation wurde das Betriebskapital in 
Finland in demselben Masse vermehrt, wie es sich in Schwe­
d~n verminderte, oder also um einen Betrag, der der Summe 
der schwedische~ Zettel entsprach, die dorthin zurückkehrten 
und gegen metallische Münze eingewechselt wurden. Dasselbe 
war der Fall mit dem Betrag russischer Zettel, die durch die 
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l\'Iünzreali~ation aus dem Verkehr gedrängt und durch finländi­
sche ersetzt wurden. Allerdings kam nicht der ganze entspre­
chende Betrag dem hiesigen Verkehr zu Gute, denn der Teil 
davon, den die Bank verpflichtet war in metallischer Münze zu 
halten, wurde auf diese Weise gebunden. Aber auch der über­
schüssige Betrag war für damalige VerhäItnisse bedeutend, und 
es war natürlich, dass einige Zeit verging, ehe er zur Anwen­
dung kam. 

Es muss auch hervorgehoben werden, dass die wirtschaft­
liche Entwickelung im Lande in den vierziger Jahren still stand 
u.nd deshalb keinen Bedarf an vermehrtem Betriebskapital hatte. 
Auf dem Gebiet der Industrie war keine grössere Lebhaftigkeit 
zu bemerken. Die Hoffnungen, die man früher auf die Eisen­
industrie gesetzt hatte, wurden getäuscht, und die Protokolle 
der Bank legen ein Zeugnis ab von den Sorgen, die die Direk­
tion anlässlich einiger Kredite auf dem Gebiet der Eisenindu­
strie hatte.' Neue fudustrien wiederum entstanden noch nicht 
bei uns. 

Auch der Ackerbau stand still. Die alten Herrenhöfe wur­
den vernachlässigt, während die Besitzer ihr Auskommen in' 
der Beamtenlaufbahn suchten. Der Bauernstand wiederum hatte 
noch nicht den Grad von Bildung und Wohlstand erreicht, dass 
er die Kräfte hätte ersetzen können, deren der Ackerbau solcher­
massen verlustig ging. 

Handel und Schiffahrt gediehen dagegen offenbar besser als 
während der vorhergehenden Periode. Aber bei Kreditbedarf 
hielt man sich vorzugsweise an ausländische Kreditgeber. An­
lässlich der Aufforderung des Chefs der Finanzexpedition an 
die Direktion, einen Vorschlag über die Förderung des Darle­
henbetriebs . einzureichen, hob die Direktion in einem Gutachten 
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vom 7. Dezember 1842 ausdrücklich die Kreditverhältnisse her­
vor, "auf die sich ein grosser Teil des finländischen auswärtigen 
Handels besonders auf Deutschland und England gründete, und 
die Leichtigkeit, mit der man zu diesem Zweck ausländische 
Kapitalien erhielt, ohne irgend eine wirkliche Garantie oder 
Sicherheit der Rückzahlung derselben". 

Um für die verfügbaren Gelder der Bank eine grössere Ver­
wendung zu finden, . schlug die Direktion vor, behufs Anlage 
und Erweiterung von grösseren landwirtschaftlichen Unterneh­
mungen und Errichtung von Fabriken, Manufakturen und Berg-

. werken Darlehen gegen eine Annuität VO)1 fünf Prozent zu be­
willigen, wovon nur zwei Prozent als Zinsen und der Rest als 
Amortisation berechnet werden sollten, wobei die Darlehen 
binnen sechsundzwanzig und zwei drittel Jahren amortisiert 
werden sollten. Auch für Darlehen anderer Art schlug die 
Direktion eine Herabsetzung des Zinsfusses auf höchstens fünf 
Prozent vor. Den Diskontzinsfuss wiederum glaubte man bei 
vier Prozent belassen zu können. Dieser Vorschlag der Direk­
tion wurde in der Hauptsache genehmigt. 

Trotz der niedrigen Zinssätze war die Nachfrage nach Kre­
dit in der Bank auch fernerhin unbedeutend.· 

Der Gesamtbetrag der aussenstehenden Forderungen, die 
der Hypotekenfonds für die Depositionszettel im Lande hatte, 
erreichte zu Ende des Jahres 1841 nur etwas über zweihundert­
tausend Rubel Silber und war zehn Jahre später nicht höher· 
gestiegen als auf eine Million dreihundertsiebenundzwanzigtau­
send Rubel. 

Das trostlose Bild von Stillstand, das ein Studium der wirt­
schaftlichen Verhältnisse in Finland in den vierziger Jahren 
darbietet, ermangelt jedoch nicht aller li~hten Punkte. In dieser 
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Beziehung verdient hervorgehoben zu werden, dass die erste 
Dampferflotte des Landes damals zu Stande kam. Die Aboer 
Dampfschiffsgesellschaft, mit einem Kapital von vierhundert­
tausend Rubel Banko-Assignationen, war es, die hierbei an der 
Spitze ging. Die Gesellschaft erwarb zwei Dampfschiffe, "Stor­
fursten lC und "Furst Menschikoffi', die in England für sechzehn­
tausend englische Pfund versichert waren, und wünschte noch 
einen dritten für einen Preis von dreizehntausend Pfund anzu­
kauf~n;. zu diesem Zweck ersl1.chte sie um einen Kredit von 

.. siebzigtausend Rubel gegen fünf Prozent Zinsen für zehn Jahre: 
. Der Kredit wurde bewilligt, und die Gesellschaft kaufte das 

dritte Dampfschiff, ,;Finland CI genannt: Die Gesellschaft hatte' 
jedoch keinen Erfolg, un~ nach einigen Jahren machte sie Kon­
kurs. Auch in Kuopio wurde eine Ge,sellschaft behufs Anschaf- . 
'fung von Schleppern für den Kallavesisee gebildet, und die 
Gesellschaft 'e~hielt für diesen Zweck ein Darlehen von zwan­

zigtausend Rub~1. 
Einige Stadtgemeinden zeigten Beispiele von Unterneh­

mungslust. Wasa, das damals noch nicht an der See lag, 
. sondern auf dem Platz, wo das sogenannte Alte Wasa sich 

befindet, plante "eine Kanalanlage zur SalzseelC und erhielt zu 
diesem Zweck ein zinsfreies Darlehen aus Staatsmitteln. Die 
Stadt Abo erhielt im Jahre 1850 ein Darlehen für den Bau der 
Brücke nach Runsala. Auch Kristinestad nahm eine Anleihe 
für einen Brückenbau auf. 

Das Unternehmen jedoch, das· alle anderen in jener Zeit, 
private, kommunale, wie die des Staates, in den Hintergrund 
treten lässt, war der Bau des Saima-Kanals. Er wurde für den 
Verkehr allerdings erst im Jahre 1856 eröffnet, und es war 
also einer späteren Zeit vorbehalten die Früchte der neuen 
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Verkehrslinie zu ernten. Aber die Ausführung dieses für un­
sere damaligen Verhältnisse grossartigen Unternehmens wie 
auch die Finanzierung desselben fallen hauptsächlich in den 
Rahmen der Zeitperiode, von der hier die Rede ist. 

Die Bedeutung des Saimakanals war und ist am grössten 
für den Holzwarentransport. Wie im vorhergehenden Abschnitt 
dieser Schrift hervorgehoben worden, fand allerdings auch vor­
her ein bedeutender Holzwarenexport aus Finland statt, und 
die Wiborger Handelshäuser, die. in späterer Zeit einen so her­
vorragenden Platz auf diesem Gebiet eingenommen haben, be­
sassen schon damals Sägen und Anteile an solchen an den 
Binnengewässern. Aber von Lauritsala, wohin der Kanal jetzt 
vom Meere führt, musste der Transport damals mittels Pferden 
geschehen, was nicht nur die Kosten wesentlich erhöhte, son­
dern auch vor allem nicht einen Export in der Skala gestat­
tete, der später durch Zustandekommen des Kanals möglich 
wurde. 

Lars Gabriel von Haartman war es, er und niemand anders, 
der dieses besonders für die östlichen Teile des Landes bedeu­
tungsvolle Werk zustande brachte, er war es, der die Initiative 
dazu ergriff, er, der es zum Abschluss brachte. 

Für damalige Verhältnisse war von Haartman eine gross­
angelegte Persönlichkeit. Er wäre es auch in den jetzigen Ver­
hältnissen gewesen, selbst wenn man ihn nach einem grösseren 
Massstab Il1essen wollte als dem unsrigen. In Zeiten wirtschaft­
lichen und politisc\len Aufschwungs findet man oft Personen, 
die die Führung übernehmen, die ihrer Zeit vorangehen und 
Dank diesem Umstande, Dank ihrer Energie und Fähigkeit be-. 
merkenswerte Dinge verrichten. Von Haartman aber führte 
die Münzrealisation durch, erneuerte Finlands Bank, setzte den 

130 



Bau des Saimakanals durch, um nur diejenigen seiner Werke 
zu nennen, die in erster Linie in den Rahmen dieser Schilde­
rung gehören, zu einer Zeit, wo überall Hoffnungslosigkeit 
herrschte. Dieses, dass er allein an die Zukunft des Landes 
oder, mag es sein, an seine eigene schöpferische Fähigkeit zu 
glauben wagte, während andere zweifelnd und niedergeschlagen 
dastanden, dieses ist es, das seine Grösse bildet und ihm für 
immer einen hervorragenden Platz in der Geschichte unserer 
wirtschaftlichen Entwickelung sichert. 

Gleichzeitig ein Mann der genialen Initiative und der ruhi­
gen praktischen Berechnung, entwarf von Haartman einen soli­
den Finanzierungsplan für die Ausführung des Saimakanals. 
Der Kostenanschlag für den Kanal stieg auf etwas über zwei 
Millionen Rubel, von Haartman jedoch berechnete die Kosten 
auf drei Millionen Rubel und verteilte sie auf fünfzehn Jahre 
mit zweihunderttausend Rubel jährlich. Die eine Hälfte sollte 
durch die Bank jährlich von 1845 an zur Verfügung gestellt 
werden als zinstragender Vorschuss gegen Staatskassenobliga­
tionen zu fünfzig Rubel, die mit drei und dreifünftel Prozent 
Zinsen liefen, einem halben Kopeken täglich entsprechend, und 
nach Verlauf von fünfzehn Jahren zur Zahlung fällig waren. 
Zur Bestreitung der übrigen Hälfte der Jahreskosten, einhun­
derttausend Rubel, sowie für Zinsen und Amortisation der ge­
nannten Obligationen sollte der finländische Fiskus die ersten 
zehn Jahre hund~rtfünfzigtausend Rubel jährlich zahlen, die 
folgenden zehn Jahre einhunderttausend Rubel und die letzten 
zehn Jahre fünfzigtausend Rubel jährlich. Eine Sicherheit für 
die Annuitäten bildeten ausserdem dreihundertfünfzigtausend 
Rubel, die der finländische Fiskus als deponiertes Saldo in der 
Reichskommerzbank in St. Petersburg liegen hatte. 
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Die neuen Staatskassenobligationen fanden keine Nachfrage, 
obgleich sie als Sicherheit für Darlehen, Einkassierungsbürg­
schaften und Entreprenaden genehmigt wurden. Auf von Haart­
mans Frage nach den Ursachen des geringen Absatzes der 
Obligationen hob die Direktion unter anderem den niedrigen 
Zinsfuss der Obligationen hervor; um sie aber doch begehrt 
zu machen, schlug sie vor, dass die Obligationen von der Bank 
in allen vorkommenden Zahlungen entgegengenommen werden 
sollten. Infolge dessen ~urde vorgeschrieben, dass die Obliga­
tionen anstatt Bargeldes bei Zahlungen mit Privatpersonen und 
anderen öffentlichen Kassen in der Bank und vom Fiskus ent­
gegengenommen werden sollten, was laut Erklärung der Finanz­
expedition so aufzufassen war, "dass sie nicht nur bei Zahlun­
gen von Darlehen nebst Zinsen, sondern auch bei anderen 
vorkommenden Geldgeschäften und Erneuerungen oder als Zah­
lung für Anweisungen, Wechsel und dergleichen gelten sollten 11. 

Die Bank sollte sie in ihren Fonds behalten, aber, wenn sol­
ches nicht mehr tunlich erschien, vom Fiskus Zahlung für sie 
erhalten. 

Solange der Geldvorrat noch reichlich oder wenigstens gut 
war, hatten diese Obligationen geringe Ungelegenheiten für die 
Bank im Gefolge. Aber auch in den vierziger Jahren findet 
man in den Protokollen der Bank die Erwähnung, dass die 
Handelskonjunkturen ungünstig waren, so im Jahre 1845. Im 
Jahre 1847 wird ausdrücklich von einer vorhandenen "Handels­
krisis 11 gesprochen. Die genannten Obligationen wurden wäh­
rend solcher Zeiten für die Bank sehr drückend, und die Sache 
wurde dadurch nicht besser, dass, wie in einem Schreiben des 
Generalgouverneurs, Fürsten Menschikow, vorgeschlagen wurde, 
die Darlehen aus 'dem "Armen- und Arbeitshausfonds ll des 
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Staates eingezogen und die Gelder in Obligationen des Staa­
tes plaziert werden sollten. Sie beeinträchtigten nichtsdestowe­
niger das für 9-en Darlehenbetrieb zugängliche Kapital. 
. Ein dauernder Geldmangel konnte indessen noch nicht beo­

bachtet werden, was daraus hervorgeht, dass die Diskontzinsen 
für Wechsel auf höchstens neun Monate noch im Dezember 
1851 auf nur vier Prozent festgesetzt wurden. 

Aber einige Jahre später hatte das Bild sich plötzlich ver­
ändert. 

Missernten traten ein nebst der daraus folgenden vermehr­
ten Einfuhr von Getreide. Mehrere Städte brannten ab. Die 
im Jahre 1832 errichtete Allgemeine Feuerversicherungsgesell­
schaft nahm, um die Brandschadenversicherungen decken zu 
können, in der Bank eine Anleihe von zweimalhunderttausend 
Rubel auf. Der Fiskus war mit den jährlich wiederkehrenden 
Ausgaben für den Bau des Saimakanals und die Amortisation 
der für diesen Zweck ausgefertigten Obligationen sowie der 
Verzinsung derselben belastet und ebenso mit der Verzinsung 
und Amortisation einer behufs Errichtung der Festung Bomar­
sund und des Baues der lutherischen Kirche in Helsingfors 
aufgenommenen Anleihe. Es folgten darauf der Krimkrieg nebst 
den Verlusten, welche die feindlichen Geschwader mehreren 
unserer Küstenstädte verursachten, sowie die Hemmung unse­
res Exports. Unsere Handelsflotte konnte allerdings bei Aus­
bruch des Krieges noch zum Teil verkauft werden,. und als 
Kauf~umme hierfür kassierte die Bank 862,183 Mark Hambur­
ger banko, 48,216 Pfund Sterling und 177,328 Reichsthaler ein. 
Aber eine grosse Anzahl Fahrzeuge wurde aufgebracht und 
geriet in die Gewalt des Feindes. Von der früheren Handels­
flotte war weniger als die Hälfte übriggeblieben. 
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Jetzt traten auch die Mängel in der Münzrealisation, wie sie 
durchgeführt worden, zu Tage, indem nämlich nicht metallische 
Münze für das. einzige. gesetzliche Zahlungsmittel erklärt wor­
den war, sondern die Zettel der finländischen Bank und gleich 
ihnen die russischen Rubelzettel zu ihrem nominellen Wert 
gleich der metallischen Münze Gangbarkeit erhalten hatten. 
Als anlässlich des Krieges in Russland der Zwangskurs ein­
geführt wurde, musste Finlands Bank dieselbe Massregel ergrei­
fen. Denn obgleich die Bank genügend metallische Münze be­
sass, um ihre eigenen Zettel einzulösen, reichte ihre Metall­
kasse nicht zur Einlösung der Menge russischer Zettel hin, die 
im Fall einer fortdauernden Einlösung derselben hereingeströmt 
wären. Und da die Bank verpflichtet war die russischen Zettel 
gleich ihren eigenen zu behandeln, blieb ih~ nichts anderes 
übrig, als auch für diese den Wechseltisch zu schliessen. 

Den 5. April 1854 meldete die Direktion der Finanzexpedi­
tion, dass die Auswechslung klingender Münze seit den letzten 
Tagen des vorhergehenden Monats höchst bedeutend zugenom­
men, und dass verschiedene Kaufleute erklärt hatten, dass sie 
die Absicht hatten, auch ferner derartige Münze in Beträgen , . 
zu erheben, welche die' für den gewöhnlichen Umsatz not-
wendigen überstiegen; die Direktion schlug deshalb vor, dass 
um eine übermässig strenge Inanspruchnahme der metallischen 
Valuta der Bank zu vermeiden, die Auswechslung derselben 
von der Direktion je nach den Umständen. bestimmt werden 
dürfte, indem vorläufig das jedermann zuerkannte unbedingte 
Recht, in Austausch gegen jede beliebige Summe Zettel klin­
gende Münze zu verlangen und zu erhalten, aufgehoben würde. 
Durch Schreiben der Finanzexpedition vom 8. April ward die 
Direktion benachrichtigt, dass der Kaiserliche Senat den Vor-
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-schlag der Direktion genehmigt hatte; darnach sollte die Direk- ' 
tion, "solange die gegenwärtigen- Verhältnisse fortdauern, (t den 
Betrag bestimmen, der bei Auswec~slung in klingender Münze 
ausgegeben werden durfte. Die Direktion setzte diesen Betrag 
auf nur dreissig Rubel fest, und damit war in Finland der 
Zwangskurs für Papiergelq nebst all der daraus folgenden Un­
sicherheit in Geldwert und Geschäftstransaktionen eingeführt. 
Er blieb dann mehr als ein Jahrzehnt lang bis zur Durchfüh­
rung der Münzreform im Jahre 1865 bestehen. 

Die mit dem' Zwangkurs und dem Kursfall des Rubels ver­
einigte Steigerung aller Preise machte das in Zirkulation be­
findliche Papiergeld, dessen Vorrat auch vorher ungenügend 
gewesen war, noch knapper. 

Die Bank machte nun ihre erste- Krisis durch. Nicht inso­
fern, als nicht auch früher während des Daseins der Bank die 
Konjunkturen gewechselt hätten und guten Zeiten, Zeiten von 
Geldmangel und wirtschaftlichen Schwierigkeiten gefolgt wä­
ren. Aber die Tätigkeit der Bank hatte früher nicht den Um­
fang, die Verhältnisse waren nicht so verwickelt, dass die Vor­
aussetzungen für eine Geschäftskrisis schon im Lande vorhan-- , 

den gewesen wären, geschweige denn, dass Finlands _ Bank 
mit seinen unbedeutenden Geschäften dadurch hätte berührt 
werden können. Nun _ aber lagen die typischen Zeichen für 
eine Krisis in modernem Sinne vor. 

Um die Stellung der Bank zu steärken, aber mit dem Ergeb­
nis, dass die Krisis nur erschwert wurde, ward den 8. Novem­
ber 1854 ein allerhöchstes Reskript an die Direktion erlassen 
des Inhalts, dass Seine Kaiserliche Majestät mit Rücksicht darauf, 
dass Unternehmungen, welche sich auf Darlehen aus öffent­
lichen Darlehenfonds gründeten, in Kriegszeiten verhängnisvoll 
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werden konnten, nicht nur für diese Fonds, sondern auch für 
den allgemeinen Wohlstand es nötig befunden habe, solange 
nicht eine anders lautende Verordnung erschiene, die Bewilli­
gung weiterer Darlehen aus den besonderen Fonds von Fin­
laI?-ds Bank teils ganz und gar zu verbieten, teils zu beschrän­
ke~, umsomehr, als die bereits ausgegebenen Darlehen allzu 
bedeutend im Verhältnis zu den Summen erschienen, welche 
in der finländischen Industrie im allgemeinen umgesetzt wur­
den, und dass Seine Kaiserliche Majestät infolge dessen aller­
höchst folgendes verordnete: 

1:0 aus dem primitiven Fonds dürfen weitere Darlehen, 
worunter Erneuerung bereits bewilligter Darlehen jedenfalls 
miteinbegriffen ist, nicht ausgegeben werden, bis in· dieser Be­
ziehung in anderer Weise verordnet wird;. 

2:0 Darlehen aus den übrigen Fonds der Bank können mit 
Genehmigung des Generalgouverneurs oder seines Stellvertre­
ters nur in solchen Fällen bewilligt werden, die besondere 
Berücksichtigung verdienen, und wenn das eigene Vermögen 
des Darlehenempfängers eine vollkommene Sicherheit für das 
Darlehen darbietet, wogegen Darlehen für neue industrielle 
Unternehmungen sowie. Darlehen. in bedeutenderen Beträgen, 
zu welchem Zweck es auch sein mag, vorläufig nicht bewil!igt 
werden sollen. . 

Später, den 4. Dezember, wurde dieses Reskript dahin erläu­
tert, dass die wirkliche Absicht Seiner Kaiserlichen Majestät 
gewesen sei, abenteuerlichen Spekulationen vorzubeugen und 
Darlehen oder Bürgschaften: zu verhindern, welche die Solidi­
tät der Darlehenempfänger oder Bürgen überstiegen. 

Die Direktion der Bank suchte diese Vorschriften zu be­
folgen. Die Darlehenempfänger jedoch vermochten überhaupt 
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keine Abzahlungen auf ihre Darlehen zu leisten, und die Bank 
musste sich darein fügen. 

Ein Jahr später, den 22. November 1855, forderte von Haart­
man das Gutachten der Direktion h,insichtlich der damaligen 
Stellung der Bank ein, und die Direktion hob anlässlich dessen 
hervor, dass infolge all des Elends, das der Krieg her.vorgeru­
fen, und des daraus folgenden Misstrauens und Geldmangels 
die damaligen Verhältnisse mehr als sonst es erheischten, dass 
die Barbestände der öffentlichen Darlehenfonds verteilt würden, 
nicht nur, damit der Geldvorrat im Lande im allgemeinen ver­
mehrt würde, sondern vor allem damit Ackerbau, Handel und 
sonstige Gewerbe neubelebt würden, und damit die hundert­
tausende von Personen, welche durch das Aufhören der Schiff­
fahrt, des Schiffbaus und des Sägereibetriebs, durch die Ein­
schränkung des Handels, die Einstellung öffentlicher und priva­
ter Bauarbeiten, den Aufschub von Kulturen und anderen grös­
seren landwirtschaftlichen Unternehmungen, den Stillstand von 
Fabriken und durch andere ähnliche hemmende Ursachen arbeit­
und brotlos geworden waren, Auswege zu Beschäftigung und 
Verdienst fänden. 

Die Direktion schlug deshalb vor, dass der Darlehenbetrieb 
der Bank im früheren Umfang aufgenommen würde, und im 
allerhöchsten Reskript vom 27. Mai 1856 fand Seine Majestät 
für gut, J,nachdem nunmehr die Kriegsverhältnisse aufgehört 
hatten (I , die früheren Verordnungen über die Einschränkung 
des Darlehenbetriebes der Bank aufzuheben. 

Die Bank war auch in äusserer Beziehung durch die Kriegs­
verhältnisse gestört worden. Schon während des ersten Jahres 
des Krieges, 1854, war, auf Grund einer Verordnung des Senats 
vom 24. März, der Vorrat der Bank an Silber und Gold und 
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ein T~il Dokumente nach Tavastehus hinübergebracht worden, 
wohin zugleich einer der Kämmerer der Bank mit einem ande­
ren Bankbeamten und zwei Dienern geschickt wurden. Später 
fand man es genügend, dass "nur einer der B~kbeamten unter 
der Aufsicht des Gouverneurs die genannten Wertgegenstände 
verwalten und die dabei vorkommenden Geschäfte besorgen 
sollte ll

• Diese letzteren bestanden hauptsächlich darin, dass er 
"die von der Direktion benötigten Darlehenurkunden heraus­
suchen und ihr übersenden, sowie die von der Direktion zur 
Verwahrung übersandten Schuldscheine und Hypoteken auf 
ihren. Platz legen sollte ll

• Auch klingende Münze wurde von 
und nach diesem "Depot der Bank in Tavastehusll gesandt. 

Im folgenden Jahr, 1855, erhielt~n die Massregeln behufs 
Sicherung des Kapitals der Bank einen grösseren Umfang. Das 
Kontor in Abo schlug währenc\ der ersten Hälfte des Januars 
vor, dass auch die Kupfermünze nach anderen Orten sollte ver­
sandt werden dürfen. Die Direktion aber entschied, dass die 
Kupfermünze, die )n einem feuersicheren und fest gemauerten 
Gewölbe deponiert wprden 11, "soweit es nicht für den Bedarf 
des Wechselkontors erforderlich war, vorläufig und bis darüber 
anderweisig verordnet würde, in dem erwähnten Gewölbe ver­
wahrt werden solle, dessen Eingang, nach etwaiger erneuter 
Herausnahme von Kupfergeld, wieder zugemauert werden 
müssteli. Später jedoch erhielt das Kontor den Auftrag, mit 
Rücksicht darauf, dass der Barbestand "den Betrag zu über­
steigen schien, den man unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
ratsam und notwendig finden konnte dort zu b eh alten 11 , einen 
Teil der Kupfermünze an die Bank in Helsingfors oder in Ta­
vastehus zu senden. Auch wurde vorgeschlagen, dass die 
"Urkunden und entbehrlichen Vorräte an Kupfermünzenil des 
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Kontors in Abo noch weiter ins Innere des Landes hinein als 
nach Tavastehus, nämlich nach Tammerfors, geschickt werden 
sollten; ebenso sollten die Urkunden und die metallische Kasse 
des Kontors in Wasa nach Tammerfors oder Jyväskylä, die des 
Kontors in Wiborg nach Willmanstrand oder Kexholm und die 
des Kontors in Uleäborg nach Kajana gesandt werden. Die 
Direktion war jedoch hierzu nicht geneigt, da die Tätigkeit der 
Kontore dadurch unmöglich gemacht worden wäre. Die Sorgen 
um die Kontore in der Provinz und deren Sicherheit musste 
später vor den Besorgnissen für das Hauptkontor in Helsingfors 
zurücktreten, welches insbesondere durch die Beschiessung von 
Sveaborg und die im Zusammenhang damit erwarteten Lan­
dungsversuche gefährdet schien. Nicht einmal Tavastehus schien 
mehr die nötige Sicherheit· darzubieten, sondern der General- . 
gouverneur, Graf Berg, forderte im Schreiben vom 2. April den 
Senat auf darauf bedacht zu sein, im Fall eines feindlichen 
Angriffs im. Lande, "die klingende Münze und andere Wert­
gegenstände der Bank aus der genannten Stadt nach einer an­
deren sicheren Stelle zu verlegen". Anlässlich dieses Briefes 
verordnete der Senat, dass das Eigentum der Bank in Tavaste­
hus, "falls die Umstände es erforderten, worüber die Direktion 
nähere Anweisungen erhalten würde, ohne Verzug den 1. Mai, 
im Fall die Wege dann fahrbar waren", nach S:t Michel gesandt 
werden sollte. Für diesen Zweck wurden "zwei gewölbte 
Arc:Qivzimmer" des Landvermessungskontors in der letztge­
nannten Stadt zur Verfügung gestellt. In der Direktion ward 
hierbei die Frage aufgeworfen, wie die der Bank gehörigen in 
Tavastehus verwahrten "Silber, Gold und Dokumente, die in 
288 a 290 besonderen Gefässen, jedes etwa 18 Lispfund schwer, 
und in einer eisernen Kassenkiste und etwa 12 Kästen ver-
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schlossen waren", bei dem geringen Raume, der in S:t Michel 
der Bank dargeboten wurde, untergebracht werden konnten. 
"In Anbetracht der Anzahl und bedeutenden Schwere der Sil­
bergefässe,. die ungefähr dem Gewicht von 400 Tonnen Roggen 
entsprach((, fand die Direktion, dass es unmöglich sei, "sie alle 
in einem Zimmer unterzubringen, zumal nicht mehr als 3 Ge­
fässe gut auf einander gestellt werden konnten, sondern dürfte 
ein Teil derselben in dem andern Archivzimmer nach dem Hof 
zu aufbewahrt werden müssen, in welchem letzteren die Urkun­
den der Bank und Ähnliches verwahrt werden sollte, um leichter 
zugänglich zu sein (/ . Die Direktion liess auch untersuchen, in 
wiefern die Gefässe in Tavastehus ohne Gefahr "einen längeren 
Transport aushalten" konnten, und erhielt einen in der Haupt­
sache befriedigenden Bescheid in dieser Beziehung. In S:t Michel 
erschien der Direktion ein Bankbeamter wie in Tavastehus nicht 
genügend, sondern sie schlug vor für diesen Zweck interemis­
tisch einen Bankdirektor zu ernennen, und schliesslich bat die 
Direktion, dass "die Finanzexpedition veranlassen möge, dass 
beim Depot in S:t Michel ein Militärwachtposten bestellt würde, 
und zwar des Tags ein Mann bei der Eingangstür zum Kassen­
gewölbe, und des Nachts, zwischen 7 Uhr Abends und 7 Uhr 
Morgens, ausserdem ein zweiter Mann an der äusseren Seite 
des Hauses nach dem Platz hin". Den 4 Mai erwähnen die 
Protokolle "zwölf fiskalische Fuhrwerke" behufs Transport von 
Schuldscheinen und anderen Wertgegenständen aus der Bank 
nach Tavastehus, von wo der Umzug nach S:t Michel den 18 
Mai stattfinden sollte. Den 7. Mai heisst es, dass auch die Di­
rektion der Bank "nebst so vielen Beamten der Bank, wie nach 
Ansicht der Direktion unbedingt erforderlich ist", nach S:t Michel 
umziehen sollte, "falls ein derartiger Umzug beschlossen würde, 
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worüber die Direktion eine nähere Verordnung ab:warten sollte'. 
In Helsingfors sollten einige Beamte und laut Verordnung der 
Bankdirektion auch ein Direktionsmitglied zurückbleiben, um 
Erneuerungen von Darlehen und andere unvermeidliche Ge­
schäfte zu erledigen. Den 11. Mai erliess die Direktion eine 
Instruktion für einen zeitweiligen Bankdirektor in S:t Michel. 
Den 24. Mai erwähnen die Protokolle, dass eine Kompanie des 
11 :ten finländischen Linienbataillons beordert worden, . den 
Transport von Tavastehus nach S:t Michel zu begleiten, wo 

. einhundert Mann als Wache zurückbleiben sollten. Ein paar 
Monate später, den 1 S. Juli, erhielt die Direktion vom General­
gouverneur den Befehl, "im Fall eines befürchteten feindlichen 
Anfalls während des Tages 11 , mit. Kassen und Urkunden abzu­
reisen. Einige Tage später ward der Direktion eine Eskorte 
von "einem Unteroffizier und vier Soldaten, alle bewaffnet", 
zugesichert. Aber erst den 7. August teilte der Vorsitzende 
der Bankdirektion, Kammerrat Robert Trapp mit, "dass die 
aus einer grösseren Anzahl Fahrzeugen bestehende englisch­
französische Flotte gestern Nachmittag die äussere Rhede von 
Sveaborg angelaufen und dass er zuständigerseits den I?efehl 
erhalten hatte die hier befindlichen Kassen, Bücher und Urkun­
den der Bank sofort .einpacken zu lassen, damit sie fertig wären 
nach S:t Michel abzugehen 11 ; infolge dessen waren diesbezüg­
liche Massregeln getroffen worden, und das Eigentum der 
Bank sollte denselben Tag nach dem genannten Ort abgesandt 
werden, "wohin die Direktion der Bank und die nötige Anzahl 
Beamte ebenfalls unverzüglich sich begeben sollten, um daselbst 
vorläufig und bis darüber anders verordnet würde, die Tätig­
keit der Bank fortzusetzen". Ein Mitglied der Direktion blieb, 
wie früher vorgeschlagen, in Helsingfors zurück) und erhielt 
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den Aufrag mit Hilfe des Schriftführers und ein paar anderer 
Beamten Anweisungen aUf S:t Petersburg und Stockholm sowie 
Wechsel auf Hamburg zu verkaufen, Anzahlungen auf Darlehen 
entgegenzunehmen und andere vorkommende Geschäfte zu er­
ledigen. Den 1.6. August hatte die Direktion, durch den zeit­
weilig verordneten Bankdirektor verstärkt, ihre erste Sitzung 
in S:t Michel, und alles ging wieder nach der alten Weise .. 
Der Vorsitzende der Direktion erhielt sogar den üblichen Som­
merurlaub. Die Verweisung nach S:t Michel dauerte nicht 
lange. Schon den 8. Oktober heisst es in den Protokollen der 
Direktion, dass der Kaiserliche Senat, "nachdem die Ursachen, 
die unter den gegenwärtigen Kriegsverhältnissen die Verlegung 
der Bankdirektion nach S:t Michel veranlasst hatten, nunmehr 
in Anbetracht -der fortgeschrittenen Jahreszeit nicht mehr zu 
befürchten sein dürften", verordnet hatte, "dass sowohl die 
Direktion und das Beamtenpersonal der Bank, wie auch der 
Teil der Wertgegenstände und Urkunden der Bank, welcher 
notwendig war~ um die Verwaltung der Bank zu handhaben 
und ihren Darlehen- und Geldbetrieb in Helsingfors fortzuset­
zen, am 20 dieses Monats nach der genannten Stadt zurück­
kehren sollen, so dass die Tätigkeit der Bank am darauf 
folgenden Wochentag wieder aufgenommen werden kannlI. 
Den 12. Oktober erfolgte die Abreise, und den 22. Oktober 
konnte die Direktion der Bank Seiner Kaiserlichen Majestät 
und dem Generalgouverneur melden, dass die Direktion an 
demselben Tage in Helsingfors ihre Tätigkeit aufgenommen hatte. 

Ein Teil des Eigentums der Bank blieb jedoch noch einige 
Zeit in S:t Michel. Es wurde, wie es auch in Tayastehus der 
Fall gewesen war, nur von einem Bankbeamten mit Hilfe eines 
Dieners verwaltet. 
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Die Bank konnte jetzt zu normaler Tätigkeit zurückkehren. 
Aber während der nächsten Jahre nach dem Kriege traten 
schwere Missernten ein, und zu den inneren Schwierigkeiten 
gesellte sich die Krisis, die, aus Hamburg im Jahre 1857 aus­
gegangen, die Geschäftswelt besonders in Dänemark und 
Schweden erschütterte, die aber auch, wenn auch in geringe­
rem Grade, die Kaufleute bei uns betraf .. Der Kredit, del,l unsere 
Kaufleute ,im Auslande in Anspruch genommen hatten, zeigte 
nun seine Kehrseite, und Finlands Bank war genötigt, soweit 
sie es vermochte, helfend einzugreifen. 

In dem Protokoll der Direktion vom 7. J~ 1857 wird über 
erhöhte Nachfrage nach Kapital und starke Einfuhr geklagt. 
Die zirkulierende Zettelmenge war auf einen Betrag hinauf­
geschraubt, welcher grösser war, als ·ihn der U~msatz im Lande 
erforderte oder beschäftigen konnte. Statt dessen strömten die 
Zettel nach S:t Petersburg, wo die Einwechslung so stark war, 
dass die Direktion befürchtete, dass 'sie den für die Einwechs-, 
lung erforderlichen Fonds nicht weiter würde aufrecht erhalten 
und mit nötigem Kapital versehen können. Eine vollständige 
Aufhebung des Darlehenbetriebsaus dem Hypotekenfonds war 
nicht durchführbar ohne fühlbare Rückwirkung auf die indu­
striellen und merkantilen Verhältnisse im Lande. Wohl aber 
erschien es notwendig den Zinsfuss für Hypotekendarlehen von 
vier auf fünf und sechs Prozent zu erhöhen, je nach der dar­
gebotenen Sicherheit, und ebenso den Diskontzinsfuss, der wäh­
rend der vorhergehenden Zeit fünf Prozent betragen hatte, auf 
sechs Prozent zu erhöhen. 

Der Vorschlag der Zins erhöhung wurde von der Regie­
rung genehmigt. Damit waren aber die Schwierigkeiten kei­
neswegs überwunden. Im Protokoll der Direktion vom 10. 
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Oktober 1857 heisst es, dass die Einwechslung der Zettel der 
Bank in S:t Petersburg, die im Jahre 1849 nicht mehr als unge­
fähr eine Million Rubel und im Jahre 1852 etwa drei Millionen 
Rubel betragen hatte, im Jahre 1856 auf mehr als drei Millio­
nen einhunderttausend Rubel und während der ersten neun 
Monate des Jahres 1857 auf drei Millionen dreihunderttausend 
Rubel gestiegen sei. Die Direktion schreibt dies der Aus­
rüstung der Handelsflotte zu, nachdem dieselbe während des 
Krieges vernichtet worden war; ferner der Anlage neuer und 
der Erweiterung mehrerer älteren industriellen Anstalten; 
schliesslich den infolge der Missernten der vorhergehenden 
Jahre geschehenen Getreideankäufen und hauptsächlich der 
übertriebenen Einfuhr im übrigen. Die Direktion wünschte die 
Krisis abzuleiten, von welcher die Geldlage des ganzen Landes. 
betroffen zu werden schien, oder wenigstens so viel wie mög­
lich die Wirkungen derselben zu mildern und hätte deshalb 
die Erlaubnis erwirkt, die dem Staat gehörigen, von russischen 
Reichskreditanstalten ausgefertigten Obligationen übernehmen 
zu dürfen und hätte die Gouverneure veranlasst russisches 
Papiergeld der Bank zu übersenden, welches in die Renteien 
eingelaufen war. Auf diese Weise sei es der Direktion gelun-

. gen die ausländischen Valuten der Bank etwa um eine Million 
Rubel zu erhöhen. Aber obgleich die Direktion hoffte, dass 
die Ursachen der, Krisis vorübergehender Art wären, fände sie' 
sich dennoch vor die Wahl ,gestellt, entweder den Darlehen­
betrieb noch mehr einzuschränken oder die Einwechslung der 
Zettel der Bank in S:t Petersburg einzustellen, und zöge ihrer­
seits die letztere Alternative vor, auch wenn die Gangbarkeit 
der Zettel im Kaiserreich dadurch Einbusse erlitte und der 
metallische Fonds der Bank in Anspruch genommen würde. 
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Die Direktion hoffte auch, dass die von finländischen Bürgern 
in russischen Reichskreditanstalten angelegten Kapitalien heraus­
genommen würden, weil der Zinsfuss in denselben herabgesetzt 
worden war. Anweisungen auf S:t Petersburg sollten jedoch, 
"je nach den Auswegen, die sich in dieser Beziehung der Bank 
darhoten", verkauft werden, obgleich die Direktion sich bereits 
genötigt gesehen hatte vorläufig damit aufzuhören. 

Die Finanzexpedition lehnte diesen Vorschlag d~r Direktion 
ab und 'schrieb statt dessen vor, dass ein Kreditiv von. min­
destens einer Million Rubel für Rechnung der Bank in S:t Pe­
tersburg kontrahiert werden sollte. Ein Vertrag hierüber wurde 
mit der Bankierfirma Stieglitz & C:o abgeschlossen, und die 
Bedingungen waren sechs. Prozent Zinsen unter Hinzufügung 
von einem halben Prozent als Provision. 

Ein Bericht über diese Transaktion ist im Protokoll der 
Bankdirektion vom 6. November 1857 enthalten. Den 14. des­
selben Monats berichtet das Protokoll, dass der Finanzchef 
Vorsicht bei Bewilligung von Krediten vorgeschrieben. Den 18. 
November ward der Zinsfuss für Darlehen gegen Hypotek von 
Obligationen auf sechs Prozent erhöht. Den 10. Dezember bat 
die Direktion, dass ihr das Recht bewilligt würde, Wechsel, 
die aus Hamburg returniert wurden, stunden zu dürfen. Also 
ein direkter Beweis für die Einwirkung der obenerwähnten, von 
Hamburg ausgegangenen Handelskrisis auch auf unsere Ver­
hältnisse. Zugleich bat die Direktion um höchstens vierhundert­
tausend Rubel das festgestellte Verhältnis zwischen Zettelaus­
gabe und metallischem Fonds überschreiten zu dürfen. Diese 
Vorschläge wurden von der Regierung genehmigt. 

Der russische Geldmarkt, auf den der finländische Staat 
und die Bank um diese Zeit angewiesen waren, wenn es galt 
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die Mittel zu vermehren und der Geschäftswelt Erleichterung 
zu verschaffen, war glücklicherweise damals nicht angestrengt, 
dort war Kredit zu billigen Bedingungen zu haben. 

Den 13. Februar 1858 enthält das Protokoll der Direktion 
eine Mitteilung darüber, dass die Bank in S:t Petersburg ein 
Kreditiv von anderthalb Millionen Rubel Silber auf sechs Jahre 
erhalten hatte; für jeden auf dieses Kreditiv erhobenen Posten 
sollten dreiundeinhalb Prozent Zinsen jährlich gezahlt werden. 
Damit sollte zunächst der Stieglitzsehe Kredit bezahlt werden. 
Zugleich durfte die Bank jedoch, wenn auch mit Vorsicht, den 
ausländischen Wechselbetrieb wiederaufnehmen, der seit eini­
ger Zeit eingestellt war, und ebenso den einheimischen Darle­
henbetrieb, . doch mit " Auswahl und nötiger Vorsicht", vor 
allem, um "Industrie und inneren Handel 'I zu fördern, nicht 
dagegen den Import. Auch die Einwechslung von.Zetteln in 
S:t Petersburg sollte fortgesetzt werden, da ein Aufhören dieser 
Einwechslung ,J besonders während des gegenwärtig herrschen­
den Geldmangels und der Unordnung im Geschäftsleben die 
bedenklichsten Folgen nach sich ziehen konnte". 

Der Diskontzinsfuss, der zu Anfang des Jahres sieben Pro­
zent betragen hatte, wurde im Mai auf sechs Prozent und drei . 

. Monate später auf fünf Prozent herabgesetzt, zugleich wurde 
der Zinsfu,ss für Hypotekendarlehen ebenfalls auf fünf Prozent 
herabgesetzt, für Darlehen gegen Hypotek von ausländischen 
Waren wurde dagegen ein Zinsfuss von sechs Prozent beibe­
halten; diese Ausnahme wurde damit begründetJ dass JJdie ohne 
entsprechende Ausfuhr während des letztverflossenen Jahres in 
die Höhe geschraubte Einfuhr mit Rücksicht auf die herrschen-

I 

den Verhältnisse nicht ermuntert oder unterstützt werden dürfte" . 
Als Grund. für die Herabsetzung des Zinsfusses wurde im Pro-
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tokoll der Direktion angeführt, dass das Verhältnis zwischen 
dem metallischen Vorrat der Bank und dem zirkulierenden 
Zettelstock während des Jahres die wesentliche Veränderung 
erfahren hatte, dass der gegenwärtige metallische Fonds eine 
vermehrte Zettelemission von etwas mehr als einer Million 
Rubel gestattete. Die Ursache der solchermassen verminderten 
Nachfrage nach Darlehen aus der Bank glaubte die Direktion 
darin zu sehen, "dass für Darlehen aus der Bank gegenwärtig 
ein hoher Zinsfuss galt und Handel und einheimische Industrie 
unter gegenwärtigen ungüI,lstigen Verhältnissen mit grossen 
Schwierigkeiten zu kämpfen hatten ". 

Die Krisis war hiermit überstanden. In wie hohem Grade 
die Kräfte der Bank dabei in Anspruch genommen worden 
waren, geht schon daraus hervor, dass die Forderungen des 
Hypotekenfonds für Depositionszettel zu Ende des Jahres 1853, 
oder des Jahres, wo der Zwangskurs für die Zettel der Bank 
eingeführt worden war, nicht volle zwei Millionen Rubel be­
trugen, zu Ausgang" des Jahres 1858 aber auf mehr als vier 
Millionen Rubel gestiegen waren. 

Indessen hatte ein Wechsel des Finanzchefs stattgefunden, 
indem von Haartman den 29. April 1858 den Ab~chied erhielt 
und Fabian Langenskiöld an seine Stelle zum Chef der Finanz­
expedition ernannt wurde. 

Nach dem früheren Diktatorregime, das keine Hindernisse 
kannte noch kennen wollte, trat nun hinsichtlich der Ver­
waltung der Bank eine Politik, die einerseits die. Direktion der 
Bank mehr als früher ihre Ansicht geltend machen liess, wäh­
rend andererseits bei der Behandlung der Geschäfte im Senat 
die kollegiale Entscheidung an Stelle der ·früheren persönlichen 
Regierung trat. Aber, im Grossen gesehen, wachte auch Lan-
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genskiöld darüber, dass sein Wille entscheidend war - auch, 
wenn nötig, gegen die Ansicht der Kollegen. Während der 
kurzen Zeit, 1858-1863, die er Chef der Finanzexpedition ~ar, 
verrichtete auch er bedeutende Dinge. Oben ist über die Ver­
fügungen betreffend Finlands Bank berichtet worden, die aus 
seiner Zeit stammen. Als den Gegenstand dieser Darstellung 
nahe berührend, mag ferner di~ Verordnung über die Handels­
beziehungen mit Russland erwähnt werden, welche hierdurch 
für eine lange Zeit zu gegenseitiger Befriedigung geordnet 
wurden, sowie seine Arbeit an der Vorbereitung einer Münz­
reform. 

Hinsichtlich der herrschenden Geldkrisis und ihrer Linde­
rung setzte Langenskiöld auf dem bereits eingeschlagenen Wege 
fort und suchte durch Aufnahme von Anleihen in Russland die 
Geldmittel des Landes zu verstärken. Während seiner Zeit 
wurde, behufs Konsolidierung der in Russland kontrahierten 
Schulden des Fiskus "und der Bank, die vierprozentige Anleihe 
von fünf Millionen Rubel Silber vom Jahre 1859 aufgenommen, 
von der jedoch nur vier Milllonen Rubel erhoben wurden. Die 
Bank erhielt und haftete davon für anderthalb Millionen Rubel. 

Land und Volk erholten sich bald von den Unglücksfällen. 
Die Unternehmungslust, die bereits unmittelbar nach dem Frie­
densschluss sich zu regen begonnen hatt<;, aber von der ein­
brechenden Geldkrisis von neuem gehemmt worden war, erhielt " 
neues Leben. Industrielle Anlagen in einem Umfange, wie man 
sie früher bei uns sich nicht hatte vorstellen können, traten "ins 
Leb~n. Allein die Anlage der Leinenspinnerei in Tammerfors 
nahm Beträge in Anspruch, die bis dahin bei uns unbekannt 
gewesen waren. Kurz darauf ·wurde das Schiffsdock in Hel­
singfors und die damit verbundene mechanische Werkstadt 
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angelegt. Die Baumwollenspinnerei In Forssa verdantk ihre 
Entstehung ebenfalls dieser Zeit, ebenso die Tuchfabrik in 
Tammerfors. Die bereits vo~handenen Industrieen wurden er­
,weitert. Die Holzwarenindustrie nahm einen Aufschwung, be­
sonders in Wiborg, dank dem Zustandekommen des Saimakanals. 
Die Dampferflotte wurde durch drei Dampfschiffe vermehrt, 
welche der "vom Grafen Berg begründeten Österbottnischen • 
Dampfschiffahrtgesellschaftll gehörten; diese Gesellschaft hatte 
dank, dem genannten Begründer vom russischen Fiskus eine 
günstige Anleihe von hundertfünfzigtausend Rubel Silber erhal­
ten. Die Schiffe der Gesellschaft befuhren die Linie S:t Peters­
burg und Uleäborg. Gleichzeitig wurde die Südfinländische 
Dampfschiffgesellschaft gegründet, um einerseits zwischen Hel­
singfors und S:t Petersburg, anderseits zwischen Helsingfors 
und Lübeck den Verkehr zu unterhalten. Auch diese Gesell­
schaft erhielt vom russischen Fiskus ein zinsfreies Darlehen von 
fünfzigtausend Rubel. Ne,ue Segelschiffe wurden gebaut, und 
im Jahre 1856 wurde aus den Summen der Bank ein Betrag 
von vierhunderttausend Rubel zu Darlehen für diesen Zweck 
angewiesen. Die Darlehenfrist betrug zehn Jahre. Während 
der ersten drei Jahre liefen die Darlehen ohne Zinsen. Dar­
nach betrug der Zinsfuss zwei Prozent. Die letzten fünf Jahre 
sollte ein fünftel des Kapitals jährlich zurückbezahlt werden. 
Die' Handelssozietät in Uleäborg, ein zu diesem Zweck gebil­
deter Garantieverein in Abo u. a. erhielten weitere Darlehen 
für Schiffsbau, wenn auch gegen strengere Bedingungen. Der 
Rhedereibetrieb erhielt neuen Aufschwung und sollte während 
d~r zunächst folgenden Zeit den Grund zu bedeutenden Ver­
mögen, besonders in den österbottnischen Küstenstädten, legen. 
Zu diesem Bilde von Leben, Unternehmungsgeist und wirt-
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schaftlichem Gedeihe~. gehört der Bau unserer ersten Eisen­
bahn von Helsingfors nach Tavastehus, sowie die Begründung 
des Hypotekenvereins' Finlands und unserer ersten Privatbank, 
Föreningsbanken i Finland. 

Auch der Ackerbau zog einen grossen Teil des Interesses 
auf sich. Allerdings sollten viele von den Hoffimngen, die 
damals an dieses Gewerbe und dessen Zukunft geknüpft wur­
den, getäuscht werden. Während der zunächst folgenden Jahre 
standen Missernten bevor, wie sie der finländische Landwirt 
nicht seit Jahrhunderten erlebt hatte. Nachdem aber diese Jahre 
der p,rüfungen überstanden waren, zeigte es sich doch, dass 
die Bestrebungen, die auf dem Gebiet der Landwirtschaft sich 
zu Ende der fünfziger und zu Anfang der sechziger Jahre Bahn 
brachen, einen richtigen Weg eingeschlagen hatten. 

Man ist im allgemeinen bei u.ils, vielleicht ebenso wie an-
derswo, geneigt die Ursachen der Entwickelung auf dem wirt-
schaftlichen wie auf dem sozialen Gebiet in einzelnen Handlungen 
der Regierung und in Gesetzgebungsurkunden zu suchen. Eine 
zweckmässige Gesetzgebung und eine wohl erwogene Wirt­
schaftspolitik vonseiten der Regierung tragen auch ohne Zweifel 
dazu bei die wirtschaftliche Entwickelung zu erleichtern .. Wenn 
man aber, wie es zu geschehen pflegt, den wirtschaftlichen 
Aufschwung zu Ende der fünfziger Jahre auf die Gelegenheit 
zurückführt, wo Alexander II den 24. März 1856 im Senat den 
Vorsitz führte und den Wunsch aussprach, dass die Industrie 
im Lande von der Regierung ermuntert werden sollte, oder 
wellll man in unserer späteren wirtschaftlichen Entwickelung 
ein Resultat der voraussehenden Gesetzgebung in den sechzi­
ger Jahren sieht, so übersieht man die kräftigen Anregungen, 
welche die in der ganzen Welt seit Ende der fünfziger Jahre 

150 

• 



aufblühende kommerzielle und industrielle Unternehmungslust 
auch bei uns darbot. Die Gründung des Hypotekenvereins 
Finlands und der Föreningsbank ist der Zeit nach älter als die 
Aktien- und Bankgesetze,' und der industrielle Aufschwung 
wurde sicher auch und hauptsächlich von anderen Faktoren 
beeinflusst als der genannten Regierungsurkunde von 1856. Es 
ist wohl keinem Zweifel unterworfen, dass Alexander II, d~in 
wir auf allen Gebieten so viel Dank schulden, durch sein war­
mes Interesse für dep. wirtschaftlichen Fortschritt des Landes 
die Entwickelung beschleunigte. Man muss jedoch auch nicht 
vergessen, dass überall in der Welt um jene Zeit frische Winde 
wehten, die auch hierher drangen und mit der Kraft eines Na­
turgesetzes auch hier nicht nur auf dem Gebiete der Politik, 
sondern auch auf dem der wirtschaftlichen Entwickelung Leb­
haftigkeit und Zuversicht zur Zukunft hervorriefen. 

Zu Beginn der sechziger Jahre wurde unser Land, wie er­
wähnt, von schweren Missernten betroffen. Finlands Bank, 
die bereits im September 1859 den Diskontzinsfuss auf fünf 
und fünfachtel Prozent jährlich und im Dezember 1860 auf 
sechs Prozent erhöht hatte, fand ihre Stellung noch mehr an­
gestrengt, als der Fiskus im August und September 1862, um 
behufs Linderung der Not Getreide einführen zu können, von 
den russischen Valuten der Bank fast eine Million Rubel Silber 
in Anspruch genommen hatte, und die Bank im Oktober des­
selben Jahres den Auftrag erhielt weitere zweihunderttausend 
Rubel dem Fiskus zu Verfügung zu stellen. Die Direktion erhob 
Einwand hiergegen, erhielt jedoch zur Antwort, dass die 
Direktion, "nach Möglichk.eit und soweit solches ohne schwe­
rere Folgen für Handel und Gewerbetätigkeit geschehen kann, 
den Darlehen- und Diskontbetrieb einschränken sollteil , beson-
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ders "m den Fällen, wo der Darlehenempfänger schon früher 
den Kredit in der Bank übermässig in Anspruch genommen hatte". 

Die aussenstehenden Forderungen der Bank auf Grund be­
willigter Darlehen, Diskontierungen und Kassakreditive hatten 
ultimo September 1862, oder also ehe die genannte Warnung 
erteilt wurde, etwa über sechsundzwanzig Millionen Mark be­
tragen. Diese Forderungen waren nicht von der Art, dass sie 
zu einem nennenswerten Teil unmittelbar· beigetrieben werden 
konnten. Wohl aber verlangte man bei Erneuerungen jeden 
sechsten Monat mindestens, fünf Prozent des Darlehenbetrages 
als Abzahlung, und auf diese Weise gelang es der Direktion 
den Gesamtbetrag der Darlehen einigermassen zu vermindern. 

Inzwischen war für. Rechnung des ~iskus in Petersburg ein 
Kreditiv auf eine Million zweihunderttausend Rubel Silber auf 
drei Mon<;tte abgeschlossen worden, sodass der Fiskus sich in 
der Lage sah, die von der Bank vorgeschossenen Gelder zu­
rückzuzahlen, und im November 1862 wurde eine ausländische 
Anleihe abgeschlossen, diesmal nicht auf dem russischen Markt, 
wo Geld für annehmbare Bedingungen nicht mehr zu haben 
war und seit jener Zeit nicht mehr zu haben gewesen ist, son­
dern in Deutschland, das darnach Jahrzehnte lang den Darle­
henbedarf des finländischen Staates befriedigen sollte. Die 
Anleihe, deren Nominalbetrag vier Millionen vierhunderttausend 
preussische Thaler war, wurde zu bedeutend ungünstigeren 
Bedingungen abgeschlossen als die Anleihe vom Jahre 1859. 
Der Zinstypus war höher: vier und einhalb Prozent und der 
Kapitalrabatt dennoch bedeutend grösser als bei der Aufnahme 
der letztgenannten Anleihe. Die Anleihe wurde von M. A. von 
Rothschild & Söhne in Frankfurt a. M. und Finlands Bank ver­
mittelt. Die Bank, die später regelrecht an den Konsortien 

152 





teilgenommen hat, die unsere Staatsanleihen übernahmen, tat 
dies jetzt zum ersten mal. 

Die Anleihe hatte zunächst den Zweck ein Glied in der 
Münzreform zu bilden, die von Langenskiöld begonnen, aber 
unter dem Druck. der Verhältnisse verzögert, nach seinem Ab­
gang im Jahre 1863 mit unerschütterlicher Energie und schliess­
lieh auch mit Erfolg von seinem Nachfolger Johan Wilhelm 
Snellman zu Ende geführt ward und zur Wiedereinführung der 
Metallzirkulation im Lande führte. 

Die . Münzreform, w~lche bedeutete, dass metallische Münze 
das einzige gesetzliche' Zahlungsmittel im Lande wurde und 
dass eine besondere Münzeinheit, die Mark, einem viertel Sil­
berrubel entsprechend, hier eingeführt wurde, ward bei' einem 
Vortrag beim Monarchen den 4. November 1865 beschlossen, 
und dabei wurde dem Senat überlassen die" Zeit für die Durch­
führung der Reform zu bestimmen. Den 7. November traf das 
Schreiben des Ministerstaatssekretärs hierüber an den Senat 
ein. Den folgenden Tag um 2 Uhr versammelte sich der Senat 
und fasste in der Angelegenheit Beschluss. Am folgenden 
Morgen um 9. Uhr gingen die ersten Eilboten ab, welche im 
Lande die Verordnung über die Münzreform verbreiteten, etwas 
später die übrigen. Den 12. November wurde die Verord­
nung in den Kirchen verlesen, und den folgenden Tag trat 
sie in Kraft. 

Selten ist eine Reform so ersehnt gewesen, selten ist eine 
Regierungsrnassregel mit soviel Begeisterung entgegengenom­
men worden wie diese. 
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Die Neuheit kam wohl nicht unerwartet. Aber sie' war so 
lange erwartet worden, dass man bereits angefangen hatte zu 
befürchten, dass die Reform gar nicht verwirklicht werden 
würde. Die .Befriedigung war deshalb umso grösser, dass man· 
nun endlich dieses Ziel erreicht hatte,. nach welchem Regierung 
und Gemeinwesen seit Ende der fünfziger Jahre in einiger 
Mitarbeit gestrebt hatten. 

Als ein Beweis unter vielen für den lebhaften Anteil, den 
das Publikum an den Bestrebungen für diese RefoEm nahm, 
mag angeführt werden, dass in einer Versammlung in Helsing­
fors behufs Bildung eines Hypotekenvereins, im Herbst 1859, 
eine Denkschrift über die Notwendigkeit der Münzreform be­
schlossen wurde. Darin wurde hervorgehoben, dass die Münz­
reform um diese Zeit die Regierungsmassregel war, welche 
~orr allen gefordert wurde,' u,nd dass sie eine notwendige Vor­
aussetzung für ande:r:e wirtschaftliche Reformen' bildete, beson­
ders hinsichtlich der Förderung eines Kredites, welcher, wie 
der landwirtschaftliche Kredit, die Form von langfristigen Amor­
tisationsdarlehen . annehmen musste. Wie waren solche Darle­
hen überhaupt denkbar in einer Münzsorte mit wechselndem 
und im allgemeinen sinkendem Wert? Am allerwenigsten 
war es für den Verein möglich für diesen Zweck ausländische 
Obligations anleihen aufzunehmen, da die Annuitäten derselben 
in ausländischer Münze bezahlt werden mussten, Zinsen und 
Kapitalabzahlung für die dem Grundbesitzer ausgegebenen Dar­
lehen jedoch in einer Münzsorte einliefen, die Tag für Tag an 
Wert sank. Wer sollte den Unterschied decken? In einer 
einheimischen, vieljährigen Obligationsanleihe, die auf eine im 
Sinken begriffene Valuta lautete, wollte das Publikum auch 
sein Kapital nicht binden. Es zog kürzere Plazierungen vor 
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oclersolche, welche, WIe' der Ankauf 'Von Grundstücken, von 
dem Weohsel des Kurses unabhängig waren. 

Darstellungen ähnlichen Inhalts" und mit demselben Zweck 
wurden dem Kaiserlichen Senat auch von verschiedenen Kauf­
leuten in Helsingfors und von Kaufleuten una Grundbesitzern 
in der Provinz Abo und Björneborg eingereicht. 

Als die Frage zum ersten mal,den 5. 0ktober 1859, im 
Senat zur Behandlung kam, -geschah dies nicht anlässlich .,der 
genannten Darstellungen, Q!e noch nicht eingelaufen, waren, ' 
sondern auf Grund ,eines Vortrags von Langenskiöld "über den 
im Lande herrschenden und allgemein gemissbilligten Mangel 

_ an Scheidemünze und der daraasfolgenden Schwierigkeit, be­
sonders im ,kleineren Markt- und Detailhandel sowie im Fabrik­
betriebe Zahlungen zu ileistenU

• 

Die Direktion von iFänlands Bank, deren Äusserung in der 
,Frage eingefordert wurde, hob in ihrem den 21. Oktober abge­
gebenen Gutachten hervor, dass, da 'Irussisches Pi:lpiergeld laut 
allerhöchstem Manifest von 9. April 1840 für gültiges Zahlungs­
mittel auch ,in Finland er:klärt wordenil und dadas Agio in 
St. Petersburgzwischen fünf .und zehn Prozent 'für Silber ge­
sohwankt hatte, mit ziemlicher Sicherheit angenommen werden 
könne, dass die wesentlichste ,Ausfuhr ,der Scheidemünze :des 
Landes naoh Russland stattgefunden und noch immer stattfinde: 
"man kann -auch voraussehen, dass "dieser Export solange dauern 
wird, bis man entweder in Russland für . d~s russische Papier­
geldzum Nominalbetrage metallische Münze erhalten wird oder 
ibis der :Unterschied zwischen ,demselben and der 'klingenden 
Mü,Il2le nicht mehr den Transportkosten von Finland eTItsr>richtil. 

Ein Mitg.lied der Direktion, Bankdirektor Langenskiöld, ein 
;Verwandter des oben genannten Finanzchefs, war ,anderer An-
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sicht: er gab zu, dass die Münzver~ältnisse im Lande sich 
verbessern würden, wenn russisches Papiergeld nicht mehr 
gültiges Zahlungsmittel daselbst wäre, glaubte aber hinsichtlich 
des gemissbilligten Mangels .an Scheidemünze vorschlagen zu . 
müssen, dass die Bank das Recht erhielte, Zettel von einem 
Rubel Valeur bis zum einem Betrage von mindestens drei­
hunderttausend Rubel auszugeben, welche später allmählich aus 
dem Verkehr gezogen werden konnten, "falls das Kursverhält­
nis sich verbesserte, so dass die Ausfuhr der Silbermünze aus 
dem Lande nicht mehr mit dem pekuniären Gewinn verbun­
den war wie gegenwärtig((. Doch gab er zu, dass, obgleich 
die Ausgabe vön Einrubelzetteln. unzweifelhaft den Warenum­
satz im Lande erleichtern würde, "dem gegenwärtigen Mangel 
an Scheidemünze dadurch nicht vollkommen abgeholfen würde, 
da es bekannt ~st,. dass verschiedene Fabrikbesitzer, ungeachtet 
russische Einrubelzettel im Umlauf sind, gezwungen gewesen, 
selbst Billette oder Zettel von geringerem Valeur auszugeben, 
um vorkommende Zahlungen mit dem Arbeitpersonal zu ermög­
lichen, obgleich solches in den geltenden Gesetzen bei strenger 
Strafe verboten ist; wenn man auch - sagte er weiter -
nicht voraussetzen konnte, dass eine derartige unerlaubte .Aus­
gabe von Kredit1:>illetten Strafe nach sich ziehen würde, ander­
seits es aber nicht mit guter Ordnung übereinstimmte, dass 
eine Gesetzübertretung unbestraft blieb,. so fand er sich veran­
lasst zu befürworten, dass die Besitzer grösserer Fabriken die 
Erlaubnis erhielten, falls sie solches wünschten, gegen Sicher­
heit Billette zu einem gewissen Betrage auszugeben, unter der 
Bedingung, dass die Billette nicht ausgegeben würden ehe sie, 
behufs Abstempelung, ~ns Kontor der Chartae Sigillatae oder 
an eine andere von der Regierung zu, bestimmende geeignete 
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Stelle gesandt worden waren, und dass der Ausgeber verpflich­
tet war auf die Summe, deren Ausgabe er gewünscht hatte, 
vier Prozent an den Fiskus zu zahlen, damit der mit der Aus­
gabe solcher Billette sonst verbundene pekuniäre Gewinn nicht 
zum Missbrauch oder zu einer übertriebenen A1.J.sgabe verloc­
ken möge ll

• 

Als die Frage das nächste mal, den j. Dezember 1859, im 
Senat behandelt wurde, waren ausser der Äusserung der Di­
rektion auch die oben erwähnten· Darstellu~gen. aus Helsingfors 
und der Provinz Abo und Björneborg angekommen, die darauf 
hinausgingen, dass Silbergeld von festgestelltem Schrot und 
Korn für das einzige gesetzliche Zahlungsmittel in Finland 
erklärt werden sollte. Hierin ist wohl zunächst der Anlass 
dafür . zu suchen, dass der Senat in dem nun beschlossenen 
Schreiben an den Kaiser sich nicht mehr auf die Frage über 
den Mangel an Scheidemünze beschränkte, sondern, indem er 
noch' immer auch diese Seite der Frage betonte und zugleich, 
wenn auch nur beiläufig, "die für ein so armes Land wie Fin­
land wohl hohe Münzeinheitll berührte, in seiner Darstellung 
hauptsächlich dabei verweilte hervorzuheben, dass die Fluktua­
tion im Wert des Papiergeldes "im Besitzrecht . Unsicherheit 
und eine allgemeine Furcht vor der nächsten Zukunft bewirkt 
hatte, welche wiederum alle Unternehmungslust gelähmt hatte 
und über alle Zweige industrieller Tätigkeit Verderben zu brin­
gen drohte 11 , weshalb der Senat nicht länger zögern zu dürfen 
glaubte, offen auszusprechen, dass ein baldiges und kräftiges 
Eingreifen von Seiten des Kaisers für das Land in hohem Grade 
Not tat. "Hinsichtlich dessen, unter welcher Bedingung ein 
stabiles Münzwesen zu erzielen sei, wodurch das Land noch 
von der schweren finanziellen Krisis bewahrt werden könnte, 
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die früher oder später zu erwarten sei, ohne dass solches jedoch 
in geringstem Masse auf die Münzverhältnisse des Kaiserreichs 
'störend einwirken würde 11, herrschte, laut Versicherung des 
Senats, nur eine Ansicht. Finlands Bank, hiess es, befand sich 
in einer falschen Stellung, indem sie gezwungen war mit ihrem 
verhältnismässig geringen Vorrat an klingender Münze nicht 
nur 'für ihre eigenen Zettel, sondern auch für die den Letzteren 
gleichgestellten russischen Zettel zu haften; um ,sich ,von dieser 
falschen Stellung zu befreien und ihre Verpflichtungen dem 
Lande gegenüber erfüllen zu können, müsste die Bank von den 
Einflüssen des russischen Papiergeldes unabhängig gemacht 
werden; dies könne dadurch erreicht werden, dass die dies­
bezügliche Bestimmung im Manifest vom 23. März (9. April) 
1840 aufgehoben würde und dass in Übereinstimmung mit den 
im 'Manifest von 1809 bereits ausgesprochenen Grundsätzen 
verordnet würde, dass das russische Papiergeld in Finland nicht 
nach seinem nominellen, sondern nach seinem wirklichen Werte 
Gültigkeit hätte, welcher Letztere auf der Börse in St. Peters­
burg bestimmt 'und von Finlands Bank notiert werden sollte. 
Wenn die finländischen Depositionszettel auf diese Weise nicht 
mehr vom russischen Papiergelde abhängig wären, könnte ,das 
Geldwesen des Landes, ohne Störung fremder Einflüsse, sich 
in Übereinstimmung mit der Produktion und den eigenen Han­
delsveihältnissen des Landes ausbilden, könnte dessen materielle 
Entwickelung weiter gehen, ohne durch die Umwälzungen ge­
fährdet zu werden, die ein fluktuirender Geldwert unbedingt 
im Gefolge hat. 
. Der Vorschlag des Senats, der Ende Januar 1860 vorgetra­
gen wurde, fand 'indessen in dem Teil, der oben' dargestellt 
worden,' keine Genehmigung. Die Ablehnung wurde damit 
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begründet, dass die vom Senat vorgeschlagene Massregel ohne 
Zweifel auf die Gangbarkeit des im Kaiserreich geltenden Pa­
piergeldes störend einwirken würde. 

Dagegen gestattete der Kaiser 
1) dass Finlands Bank von der im Kaiserreich, erscheinen­

den neuen silbernen, Scheidemünze durch den Finanzminister 
jährlich einen Betrag von 50,000 Rubel Silber gegen russische 
Reichskreditbillette erhalten sollte; 

2) dass. der Senat weitere· Massrege1n vorschlagen sollte, 
um dem Mangel an Scheidemünze abzuhelfen; könnte dieser 
Zweck dadurch erreicht werden, dass Finlands Bank Recht 
erhielte besonders für Finland kupferne Scheidemünze prägen 
zu lassen, so sollte der Senat auch hierüber Vorschläge ein­
reichen. 

Der Senat sollte auch in Erwägung ziehen, ob die Geld­
und sonstigen Verhältnisse des Landes es gestatteten, dass S(j­

woht für die Abrechnungen des Fiskus wie auch für den Pri­
vatverkehr in Finland eine kleinere, aber dennoch zum russi­
schen Silberrubel in einem bestimmten und unveränderten Ver­
hältnis stehende Münzeinheit angenommen würde, und in sol­
chem Fall hierüber Vorschläge machen. 

Auf dieser begrenzten Basis fand die weitert: Behandlung 
der Frage statt. Die Direktion· der Bank, deren Gutachten 
eingefordert wurde, schlug eine Münzeinheit vor, die fünfund­
zwanzig Kopeken Silber entsprach, unter der Benennung "MarklC

, 

die bei Geldberechnungen im Lande früher benutzt wordeJ? und 
folglich für dessen Bevölkerung nicht fremd war; unter An­
wendung des für die Münze überhaupt angenommenen Dezimal­
systems sollte jede Mark in hundert gleiche Teile geteilt wer­
den, "OSil." benannt, wovon jeder also an Wert einem viert€l 
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Kopeken Silber entsprechen sollte. Der Vorschlag wurde. auch 
vom Senat unterstützt, doch fand dieser, dass, um die Auffas­
sung des Publikums hinsichtlich dieser für Finland eigenen 
Münzeinheit . zu erleichtern, auch ihre Benennung der eigenen 
Sprache des Landes entnommen werden sollte; man fand die 
älteste in der finnischen Sprache vorkommende Münzbenennung 
"markka Ii (mark) für den Zweck am geeignetsten, ebenso er­
schien die Benennung "penni Ii , die 'vom urfinnischen Wort 
pieni (klein) abgeleitet war, als am geeignetsten für den hun­
'dertsten Teil einer Mark. Laut diesen Grundbestimmungen 
sollte Finlands Bank das Recht erhalten, sobald die Umstände 
es gestatteten, besonders für Finland kupferne Scheidemünze 
prägen zu lassen. Indessen war der Bedarf an Münzvaleuren 
zwischen der kupfernen Scheidemünze und dem niedrigsten 
Zettel der Bank, der auf drei Rubel Silber lautete, im täglichen 
Geldverkehr so dringend, dass man nicht gut so lange warten 
konnte, bis Finlands Bank Silbermünze mit der neuen Münz­
einheit prägen konnte; infolge dessen schlug der Senat vor, 
dass die Bank das Recht erhalten sollte, Zettel auf eine und 
fünf Mark Silber auszugeben. In der Hauptsache waren die 
Mitglieder des Senats einig, doch sprach sich einer von ihnen 
für die Benennung Daler, Mark und Öre aus, und zwar sollte 
die Mark den zehnten und das Öre den hundertsten Teil des. 
Dalers bilden, und zwei andere Mitglieder schlossen sich dieser 
Ansicht insofern an, als sie der Benennung "Öre li vor dem 
Ausdruck "Penni" den Vorzug gaben. 

In Übereinstimmung mit dem Vorschlag der Senatsmehrheit 
erschien den 4. April 1860 die erste sichtbare Frucht der Ar­
beit an einer Münzreform in einem kaiserlichen Manifest, das 
für Finland eine "eigene Münzeinheit unter der Benennung 
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"MarkkalI (Mark), die in einhundert kleinere Einheiten unter 
der Benennung "Penni 11 geteilt war (I feststellte; gleichzeitig 
erhielt Finlands Bank das Recht laut dieser Münzeinheit "be~ 
sonders für Finland kupferne Scheidemünzen, die auf einen, 
fünf, zehn und zwanzig Penni lauteten 11 I prägen zu lassen und 
"vorläufig Zettel, die auf eine und drei Mark Silber lauteten, 
auszugebenlI. Kurz darauf, den 19. April, beauftragte eine Be­
kanntmachung den Senat einen Entwurf auszuarbeiten über 
"eine besondere Silbermünze für dass Grossfürstentum (, sowie 
über Ausgabe von Zetteln auch höheren Valeurs, laut. der 
neuen Münzeinheit. Den 12. Juni desselbe~ Jahres erschien 
eine Verordnung,' welche der finländischen Regierung die Be­
fugnis erteilte, "laut der für das Grossfürstentum festgestellten 
Münzeinheit nebst ihrer Unterabteilung Silbermünzen zu zwei 
und einer Mark sowie fünfundsiebzig, fünzig und fünfundzwan­
zig Penni zu prägen 11 ; zugleich erhielt Finlands Bank das Recht 
"Papiergeld zu zwölf, zwanzig, vierzig und einhundert Mark ll 

auszugeben. Es dauerte nun etwa ein Jahr, ehe die folgende . 
einschlägige Verordnung, den 8. Mai 1861, erschien und die 
Zeichnungen für die neuen Kupfer- und Silbermünzen fest­
stellte, unter die!?en auch solche von zwanzig Penni, welche 
jedoch ebenso wenig wie die fünfundsiebzig-Pennistücke von 
Silber später geprägt wurden. 

Indessen war ein neuer Vorschlag aufgetaucht, der zu einem 
vollständigen Stillstand der begonnenen Reform hätte führen 
können. Laut diesem Vorschiag sollten Privatpersonen gestat­
tet werden Geldgeschäfte abzuschliessen, die auf finnische Mark 
lauteten mit der Angabe des zur Zeit des Geschäftsabschlusses 
im Auslande geltenden Kurses für Mark· und mit der Verpflich­
tung die Zahlung ebenfalls in Mark nach . dem ausländischen 
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Wechselkurs zu leisten, der am Zahlungstermin galt. Der Vor­
schlag rührte vom damaligen Generalgouverneur Baron Rokas­
sowsky her; nachdem das russische Finanzkomitee darüber ein 
Gutachten abgegeben hatte, war der kaiserliche Senat durch 
Schreiben des Staatssekretariats vom 10. April 1861 beauftragt 
worden ein Komitee zu berufen, "das aus Personen bestehen 
sollte, welche die Geldlage im Lande kanntenU, und welches 
darüber, "ob der Vo~schlag für das Grossfürstentum vorteilhaft 
sei u, beraten und dann sein eigenes Gutachten in der Angele­
genheit einreichen sollte. 

Das infolge dessen eingesetzte Komitee gab sein Gutachten 
den 8. Mai ab und fand die vorgeschlagene Massregel für das 
Land nicht nützlich, sowie dessen praktische Durchführung mit 
höchst bedenklichen praktischen Schwierigkeiten und Verwicke­
lungen verknüpft. "Der einzige mögliche Ausweg, um die Geld­
verhältnisse im Lande sicherzustellenu, bestand laut Ansicht des 
Komitees darin, dass die bereits "ausgesprochene allerhöchste 
AbsichtU des Kaisers vollständig durchgeführt würde, "und 
zwar in der Weise, dass nicht nur Finlands Bank die Möglich­
keit erhielte die von ihr ausgegebenen Zettel zum vollen nomi­
nellen Wert gegen Silber einzulösen, sondern das~ auch me­
tallische Münze von festgestelltem Schrot und Korn für das 
einzige gesetzliche Zahlungsmittel in Finland erklärt würde II • 

Das Gutachten des Komitees wurde bereits den 13. Mai im 
kaiserlichen Senat vorgetragen, welcher beschloss den Vorschlag 
des ~omitees zu genehmigen und den Antrag zu stellen, dass 
hinsichtlich des im Schreiben des Staatssekretariats erwähnten 
Vorschlages keine Massregeln ergriffen würden, sondern dem 
Verwaltungs departement des Senats überlassen bliebe die Aus­
wege zu erwägen, welche in der Frage nötig erscheinen könn-
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ten. Da auch dieses Schreiben ohne Erfolg blieb, reichte das Pub­
likum eine untertänige Petition in der Frage ein. Diese Peti­
tion, die von mehr als zweitausend Personen unterzeichnet war 
und folglich mit Rücksicht auf damalige Verhältnisse bedeutende 
Dimensionen aufwies, gab der Unruhe und dem Kummer des 
finländischen Volkes über die Unsicherheit Ausdruck, die iIp. 
Geldwesen des Landes herrschte und welche, wenn ihr nicht 
bald abgeholfen würde, Unheil über das Land bringen würde. 

Ende März 1862 wurde die Petition von einer Deputation 
an Rokassowsky überreicht, der sich damals in Petersburg auf­
hielt und die Petition an den Monarchen weiter beförderte. 

Die Petition wurde dem Senat übergeben, der den 16. April 
1862 sein Gutachten darüber abgab, in welchem er hervorhob, 
dass die' gegenwärtige heikle Lage nicht nur den Fiskus be­
drückte, dessen Ausgaben durch oft erneuerte Erhöhungen von 
Gehältern und Anweisungen aus Staatsgeldern ständig im Stei­
gen begriffen waren, ohne dass sich die Einnahmen in dem­
selben Verhältnisse vermehrten, sondern auch den grösseren 
Geschäftsmann und Kapitalisten, wie auch einen- jeden, selbst 
den ärmsten Einwohner des Landes. Der Geschäftsmann fürch­
tete sich irgend welche Verpflichtungen einzugehen, weil er 
infolge der Veränderlichkeit des Papiergeldes als Wertmesser 
nicht sicher war, ob die Verträge, durch welche er die Erfül­
lung jener Verpflichtungen hatte sicherstellen wollen, ihm nach 
einiger Zeit die erforderlichen Mittel hierzu würden darbieten 
können. Der Kapitalist, sowohl der grössere wie der kleinere, 
sähe sein Kapital von einer täglichen Verminderung bedroht, 
oline sogar irgend eine Grenze berechnen zu können, wo diese 
Verminderung aufhören würde, und ohne irgend ein anderes 
Mittel in seiner Hand zu haben dieser Verminderung vorzubeu-
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gen, als, indem er rettete, was etwa noch zu retten war, die­
sen Rest in Grundstücken zu plazieren, wodurch der Preis der 
letzteren in unnatürlicher Weise in die Höhe geschraubt wor­
den sei und, bei einer raschen Veränderung in entgegengesetz­
ter Richtung, fühlbare Verluste allen denjenigen verursacht wer­
den könnten, die selbst nur einen Teil der Gelder besassen, die 
sie hierfür angewandt, - oder auch durch Ankauf ausländi­
scher Papiere oder Plazierung der Kapitalien bei Bankieren in 
fremdem Lande sich vor weiteren Verlusten zu schützen. Die 
Zettelmenge, die um den genannten Zeitpunkt im Lande in 
einem Betrage von ungefähr siebenundeinhalb Millionen Rubel 
in Zetteln der firtländischen Bank zirkulierte, repräsentierte noch 
im Jahre 1856 einen Wert von dreissig Millionen Francs. Sechs 
Jahre später entsprach dieser Teil des Vermögens des' Volkes 
kaum sechsundzwanzig Millionen Francs, der Wert sei folg­
lich blos im Verlauf einiger Jahre um etwa vier Millionen in 
derselben Münze gefallen. In derselben Weise verhielte es sich 
mit den Salden in allen· öffentlichen Kassen sowie mit den 
Summen, welche durch Schuldverbindungen in der geltenden 
Münze des Landes repräsentiert wurden. Alle grösseren Un­
ternehmungen, wie Hypotekenvereine, Privatbanken u. s. w., 
sähen sich durch diese Unsicherheit vollständig in ihrer Tätig­
keit gelähmt. Es sei deshalb leicht erklärlich, dass das ganze 
Land mit Unruhe der Lösung dieser Frage entgegensehe. 

Der Senat berührte weiter den einzigen Umstand, der nach 
der Ansicht des Senats eine befriedigende Lösung d~r Frage 
verhindern könnte, nämlich dass das russische Nationalgefühl 
sich dadurch verletzt fühlen könnte, dass das russische Papier­
geld keine Gangbarkeit nach seinem non;tinellen Wert in einem 
mit dem grossen Reiche vereinigten Lande hatte. Aber ausser 

164 



dass diese Tatsache eine ganz natürliche Folge der wiederhol­
ten Regentenversicherun'gen sei, welche diesem Lande eine 
eigene Regierung, eigene Finanzen und eine eigene Bank ver­
bürgt hatten, wagte der Senat von' der edelmütigen Gerechtig­
keit Seiner Kaiserlichen Majestät, die sich mit derselben Für­
sorge auf, alle treuen Untertanen erstreckte, zu hoffen, dass 
dieses Land, so klein es auch ~ei, und seine Finanzen und sein 
Wohlstand nicht in einem Fall geopfert würden, wo der wirk­
liche y orteil und das wohlverstandene Interesse des grossen 
Russland solches in keiner Weise erheischten. 

Der Senat hatte noch eine Seite der Frage in Erwägung zu 
ziehen, welche ebenfalls ihre grosse Bedeutung hatte, besonders 
für eine Regierung, welche immer ihr höchstes Ziel darin ge­
sehen hatte, das Glück ihrer Untertanen zu fördern. Dies war 
die politische Seite. Der Senat zögerte nicht, in aller Unter­
tänigkeit die bestimmte Überzeugung auszusprechen, dass eine 
jede Regierungsmassregel, die eine grössere Sicherheit, im all­
gemeinen und einzelnen einen grösseren Wohlstand und Zu­
friedenheit in Finland hervorrufen konnte, die Bande fester knüp­
fen würde, die Finland mit dem grossen Kaiserreich vereinen. 
Ein ablehnender Bescheid auf den einstimmigen Wunsch des 
Volkes, von der allgemeinen drückenden Geldnot. befreit zu 
werden, müsße dagegen eine niederschlagende Wirkung aus­
üben. Der Senat hob hierbei besonders die Verhältnisse her­
vor, welche vor der Ausfertigung der Verordnung von 1859 
über die Handelsbeziehungen mit dem Kaiserreich geherrscht 
hatten. Vor jener Zeit habe man sich ebenso allgemein wie 
berechtigter Weise darüber beklagt, dass ein unüberwindliches 
Hindernis für die Entwickelung unserer Industrie und unseres 
Handwerks In der Gesetzgebung lag, welche gestattete, dass 
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alle russischen Fabrikserzeugnisse und sonstigen Artikel sowohl 
zu Lande wie zur See und alle ausländischen Waren zu Lande 
zollfrei von Russland nach Finland eingeführt wurden, während 
der Export aus Finland nach Russland dagegen fast nur auf 
die einfachsten Rohwaren beschränkt war. Unzweifelhaft drängte 
sich oft genug einem jeden der Gedanke auf, dass diese Tat­
sache weder als billig noch als in politischer Beziehung irgend­
wie unbedingt notwendig bezeichnet werden konnte. Alle der­
artigen schädlichen Einflüsse seien durch die Verordnung vom 
Jahre 1859 aus dem Wege geräumt worden, und darin habe die 
grosse Bedeutung dieser Urkunde für Finland gelegen. Neulich 
habe Finlands Volk die Versicherung erhalten, in Bälde in Über­
einstimmung mit den Institutionen des Landes gemeinsam mit der 
Regierung über die Veränderungen in der Gesetzgebung und 
Verwaltung beraten und beschliessen zu dürfen, die im Verlauf 
eines halben Jahrhunderts unvermeidlich geworden waren, und 
dieses Versprechen habe ebenfalls eine mächtige Wirkung in 
derselben Richtung ausgeübt. Dass eine Verordnung von der 
nun In Frage stehenden Art behufs Sicherstellung des Geld­
wesens im Lande von einer ähnlichen Wirkung sein würde, 
glaubte der Senat mit Sicherheit voraussehen zu können. 

Der Senat bat untertänigst, falls seine hier oben referierte 
Darstellung den allerhöchsten Beifall fände, später die· Mass­
regeln und Verfügungen vorschlagen zu dürfen, die hierdurch 
bedingt würden .. 

In diesem seinem Schreiben konnte sich der Senat auf die 
Direktion von Finlands Bank stützen, welche in einem Gutach­
ten hervorgehoben hatte, dass der Zeitpunkt für die Durchfüh­
rung der Reform günstig war. Finlands Bank verfügte nämlich 
über_ einen metallischen Fonds von zweiundeinviertel Millionen 
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Rubel, bei ihren ausländischen Vertretern über ein Saldo, das 
einundeinviertel Millionen Rubel entsprach, und über russische 
Valuten in einem Silberwert von etwa neunhunderttausend Ru­
bel; insgesamt etwa vier Millionen vierhunderttausend Rubel. 
Bei diesem in Metall sofort verfügbaren Kapital, welches etwa 
zwei Dritteln des zirkulierenden Zettelstocks der Bank entsprach, 
welcher etwas über sieben Millionen Rubel betrug, konnte kein 
Zweifel darüber herrschen, dass die Bank im Stande war die 
Silberauswechslung zu eröffnen. 

Wohl aber war es, nach der Ansicht der Bankdirektion, 
notwendig, dass die Bank vorher von der drückenden Verpflich­
tung befreit würde, die bei Vorweisung einlösbaren Obligatio­
nen des Staates einzuwechseln, welche deshalb in zweckmässi- " 
ger Weise konvertiert werden mussten, und zwar aus umso 
zwingenderen Gründen, als die Kapitalbeschaffung des Staates 
durch die in Rede stehenden in Finland ausgegebenen Obliga­
tionen dem Ackerbau und der Industrie bedeutende Kapitalien 
zum grössten Schaden für diese Gewerbe entzogen hatten. Die" 
Direktion der Bank war deshalb der Ansicht, dass die Billig­
keit es verlangte, dass die Regierung an irgend einer auslän­
dischen Börse eine entsprechende Anleihe in Silber aufnehmen 
sollte, die, nach Finland eingeführt, zu Münzen in Mark ge­
prägt würde, welches Geld darauf zur Einlösung der genann­
ten Obligationen nach einem Wert von vier Mark für einen 
Rubel Silber angewandt werden sollte. 

Die Direktion beantwortete auch die Frage, in welcher Weise 
die Silberauswechslung für die Zukunft sichergestellt werden 
könnte, und hob in dieser Beziehung zunächst eine vorsichtige 
Zettelausgabe in geeignetem Verhältnis zum metallischen Fonds 
der Bank hervor. Sie nahm jedoch zugleich an, dass die He-
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rausnahme von Silbermünzen aus der Bank in demselben Masse 
sich vermindern würde, in welchem sich das Vertrauen zur 

. Fähigkeit der Bank die Silberauswechslung fortzusetzen be­
festigte. Irgend ein Export von Silber ins Ausland sei dage­
gen nicht zu befürchten, solange die Bank entsprechende Va­
luten zu niedrigerem Preise vorrätig hielt. 

Auf Grund dieses ihres Gutachtens glaubte die Bankdirek­
tion vorschlagen zu müssen, dass, nachdem erforderliche vorbe­
reitende Massregeln ergriffen worden, die Bank die Befugnis 
erhielte, unmittelbar den Kurs für finnische Mark auf pari zu 
erhöhen und darnach allmählich ihre Silberauswechslurtg gegen 
die 'eigenen Zettel der Bank zu beginnen, wogegen die Bank 
zugleich von der Einwechslung russischer Kreditbillette befreit 
werden sollte. 

Zwei Mitgliedern der Direktion, den Bankdirektoren Törn­
qvist und Freiherrn Mannerheim, erschien es notwendig die 
Gangbarkeit des russischen Papiergeldes in Finland zu ermit­
teln. Sie hoben hervor, dass unter den Zetteln, welche im 
Manifest von 1840 über die Münzrealisation gleiche Gangbarkeit 
mit dem Silberrubel erhielten, die unter der Garantie der Re­
gierung von der Bank gleichzeitig ausgegebenen Depositions­
scheine gemeint waren, während das Manifest, dass doch die 
Weigerung russische Silber- und Kupfermünze entgegenzuneh­
men mit Strafe belegte, russisches Papiergeld nicht einmal 
erwähnte. Dagegen schrieb die Bekanntmachung vom ~1. April 
1840 über veränderte Organisation von Finlands Bank in ihrem 
zweiten Absatz vor, dass die unter der Aufsicht der russi­
schen Reichskommerzbank erscheinenden Depositionskassen­
scheine, gleich den finländischen Depositionsscheinen, ohne 
irgend ein Agio gangbar und bei Zahlungen in Finland gültig 
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sein sollten. Diese Depositionskassenscheine, welche solcher­
massen gesetzliche Gangbarkeit im Lande erhalten hatten, wa­
ren jedoch später anulliert und aus dem Verkehr gezogen wor­
den, ohne dass ein ähnlicher Vorzug gültiges Zahlungsmittel zu 
sein durch ein Gesetz in Finland auf die darnach in Russland 
ausgegebenen russischen Reichskreditbillette ausgedehnt wor­
den wäre. Zwischen diesen und den Depositionskassenschei­
nen lag auch der wesentliche Unterschied vor, dass, während 
die letzteren gegen Depot klingender Valuta ausgegeben wur­
den, die Reichskreditbillette sich ausschliesslich auf den Staats­
kredit gründeten. 

Auf Grund dessen gab es, nach der Ansicht der zwei Di­
rektionsmitglieder, keine in Finland geltende Gesetzvorschrift 
für die Gangbarkeit der russischen Kreditscheine im Lande, und 
eine solche Gangbarkeit war auch nicht vereinbar mit der aller­
höchsten Erklärung Seiner Kaiserlichen Majestät in der Bekannt­
machung vom 19. April 1860 darüber, dass die für Finland 
bestimmte Münzeinheit Mark als Wertmesser allgemein benutzt 
und im Verkehr vorkommen sollte. Unter solchen Umständen 
fanden sie, dass sowohl die Regierung wie Privatpersonen ge­
setzlich unbehindert waren, bei der Entgegennahme russischen 
Papiergeldes nur ihre Interessen in Betracht zu ziehen. 

Diese Auffassung, laut welcher die Münzreform ohne wei­
tere Gesetzgebungsmassregeln zur Ausführung gebracht werden 
konnte, fand jedoch, wie erklärlich, keinen Anklang bei der 
Regierung, wie sie auch nicht von den übrigen Mitgliedern der 
Direktion unterstützt ward. Der Chef der Finanzexpedition 
Langenskiöld glaubte auch persönlich sich in der Bankdirektion 
einfinden zu müssen um zu erklären, dass russische Reichs­
kreditbillette auch fernerhin entgegengenommen werden sollten 
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und kein Verbot gegen dieselben erlassen werden dürfe, ehe 
eine allerhöchste Antwort auf das untertänige Schreiben des 
Senats über die Münzreform eingelaufen. 

Dieses Schreiben war indessen dem russischen Finanzkomi­
tee übergeben worden, zu dessen Sitzungen auch Langenskiöld 
und der Ministerstaatssekretäradjunkt Freiherr Stjernva1I-Wal­
leen berufen worden waren. Das Komitee fand die vom Senat 
angeführten Gründe der Beachtung wert; und in Übereinstim­
mung mit dem, was der Finanzminister geäussert, war das Ko­
mitee der Ansicht, dass dem finländischen Senat gestattet wer­
den könne, die nötigen vorbereitenden Massregeln zur Durch­
führung der Reform zu ergreifen; aber in Anbetracht der bevor­
stehenden Notwendigkeit zu diesem Zweck' eine· ausländische 
Anleihe aufzunehmen, erschien es nach der Ansicht des Komi­
tees geeigneter, den Zeitpunkt, wo die Einwechslung der Zet­
tel von Finlands Bank gegen klingende Münze beginnen sollte, 
nicht festzusetzen, sondern der finländischen Regierung zu über­
lassen, nachdem die von ihr in Aussicht genommenen vorbe­
reitenden Massregeln ergriffen worden, mit dem russischen. 
Finanzministerium hinsichtlich des Zeitpunkts übereinzukom­
men, von welchem an Finlands Bank die Einwechslung gestat­
tet werden könne. Dieses Gutachten ward beim Vortrag aller­
höchsten Orts den 8. (20.) August 1862 genehmigt, und damit 
war die Münzreform beschlossen. 

Es dauerte indessen noch lange, ehe die Reform ihrer Ver­
wir~lichung weiter en~gegenschritt. Den 10. Dezember 1862 
erschien allerdings eine Bekanntmachung darüber, dass in den 
Rechnungen des Staates Rubel und Kopeken aUf Mark und 
Penni umgeschrieben werden sollten. Den 1. April 1863 wurde, 
die' Beschaffenheit der neuen Markzettel von Finlands Bank 
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festgestellt und vorgeschrieben, dass sie vom 1. Juni an anstatt 
der Rubel oder, wie sie noch immer genannt wurden, der De­
positionsscheine in Umlauf gebracht werden sollten, welche 
Letzteren allmählich aus dem Verkehr gezogen werden sollten. 
Dies waren aber Massregeln, welche nicht notwendigerweise 
der Reform voranzugehen brauchten, sondern ihr ebenso gut 
folgen oder gleichzeitig mit ihr ergriffen ,werden konnten und 
die Reform selbst nicht in nennenswertem Grade weiterbrachten. 
Der Zwangskurs verblieb auch ferner geltend, die neuen Mark­
zettel hatten keinen stabileren Wert als die Rubelzettel, sondern 
gingen nach, Kurs wie diese. 

Was war der Grund dieser Verzögerung? warum führte 
man die Reform nicht bis zum Ende durch? Warum ward das 
bereits gegebene Versprechen nicht· eingelöst? 

Ein Hindernis sachlicher Art lag darin, dass die Silberkasse 
der Bank, wie auch im russischen Finanzkomitee ,bei der Be­
handlung der Frage hervorgehoben worden war, nicht für stark 
genug befunden wurde" um den Forderungen zu genügen, die 
an sie gestellt werden würden. 

Es herrschte wohl kein Zweifel darüber, dass die Bank für 
ihre Verpflichtungen gut war. Sie war es auch während der 
ganzen Zeit gewesen, wo der Zwangskurs seit 1854 geherrscht 
hatte. Ihre eigenen Zettel hätte die Bank stets einlösen können, 
und sie hielt den Wechseltisch nur deshalb geschlossen, weil, 
wenn er geöffnet, worden wäre" auch die russischen Zettel ein­
geströmt wären und dasselbe Recht beansprucht hätten. Auch 
jetzt war die Bank, wie oben gezeigt worden, für eine Wieder­
aufnahme der Silberauswechslung gerüstet. Aber ein bedeu­
tender Teil des Kapitals der Bank war doch in einem Kredit 
gebunden, der nicht eingezogen werden konnte. Und in dem 
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Masse in welchem dieses indessen geschehen war, hatte die 
Zahlung nicht in eigenen Zetteln der Bank, sondern zu einem 
wesentlichen Teil in russischen Rubelzetteln stattgefunden. Die 
grösste Schwierigkeit bestand indessen in der von der Bank­
direktion in ihrem Gutachten hervorgehobenen Verpflichtung 
der Bank die laufenden, einheimischen Obligationen des Staates 
in jedem beliebigen Augenblicke einzulösen. ' 

Die früher besprochene Staatsanleihe von nominell vier 
Millionen vierhunderttausend Thalern war allerdings den 21. 
November 1862 a"/)geschlossen worden, und die Absicht mit 
dieser Anleihe war die schwebende Schuld zu konsolidieren 
und auf diese Weise auch die Stellung der Bank zu stärken. 
Die Anleihe wurde jedoch für Massregeln zur Linderung der 
Not in Anspruch genommen, welche die Missernten zu Anfang 
der sechzig~r Jahre im Gefolge gehabt hatten. Das Kapital der 
Bank erfuhr auf diese Weise keine Verstärkung, wie die Absicht . 
gewesen war, sondern da~ Gegenteil war der Fäll; die Bank 
war bereit gewesen der russischen Reischbank den Rest, vier­
hunderttausend Rubel, einer· in der genannten Bank aufgenom­
menen Anleihe von einer Million Rubel zurückzuzahlen, erhielt 
aber jetzt Aufschub und sah sich genötigt den Betrag dem 
Fiskus zur Verfügung zu. stellen; die Summe wurde erst im 
Jahre 1864 zurückbezahlt. Und da die Regierung keine neue 
Staatsanleihe aufzunehmen wünschte, tauchte statt dessen der 
Gedanke auf, mit dem Hypotekenverein Finlands zusammenzu­
arbeiten, dem beim Landtag von 1863-1864 eine Garantie für 
eine ausländische Anleihe bis zu dreissig Millionen Mark zuge­
sichert worden war, und zwar unter der Bedingung, dass der 
Verein von der Anleihe wenigstens acht Millionen Mark in aus­
ländischen Valuten zum Parikurs in Finlands Bank deponierte, 
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oder also zu emem niedrigeren Preise als der zur Zeit galt, 
während anderseits die Bank sich verpflichtete, zum Parikurs 
die Valuten zu verkaufen, deren der Verein in Zukunft für Ver­
zinsung und Amortisation der Obligations anleihe bedurfte. Die 
Anleihe wurde im Herbst 1864 abgeschlossen, und schon wäh­
rend die Unterhandlungen hinsichtlich derselben betrieben wur­
den, hatte der Senat den 21. November um die Befugnis ersucht 
die Zeit für die Durchführung der Reform bestimmen zu dür­
fen, sobald der Hypotekenverein in der Bank vier Millionen 
Mark deponiert hatte. 

Das Publi~um betrachtete es als entschieden, dass die Durch­
führung der Münzreform nunmehr nicht eine Frage von Mona­
ten, sondern von Tagen war. Der Kaufmann richtete sich in 
seinen Geschäften und Finlands Bank ihre Kurse darnach. Aber 
ungeachtet dessen, dass der Hypotekenverein im Januar 1865 
nicht nur die vier Millionen Mark deponierte, die der Senat 
in seinem letzten einschlägigen Schreiben für genügend ange­
sehen hatte, sondern den ganzen übereingekommenen Betrag 
von acht Millionen Mark, sah sich die Bank veranlasst, den 21. 
Janu,ar 1865 wiederum den Kurs nach dem für die russischen 
Kreditzettel geltenden zu notieren, weil der Finanzchef der 
Bank mitgeteilt hatte, dass die Reform wieder aufgeschoben 
worden war. 

Es waren Schwierigkeiten anderer Art, die jetzt drohten. 
Während der Jahre 1862 und 1863 trug man sich auch in 
Russland mit dem Plan die Metallzirkulation wieder einzufüh­
ren. Den 25. April 1862 erschien dort eine Verordnung, laut 
welcher die Einlösung der Zettel den 1. August desselben Jah­
res zu einem Kurs von fünf . Rubel sechzig Kopeken für einen 
Halbimperial beginnen sollte; und man rechnete darauf, allmäh-
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lich den Kurs für den Kreditrubel erhöhen zu können, so dass 
den 1. Januar 1864 nur fünf Rubel fünfzehn Kopeken für einen 
Halbimperial bezahlt zu werden brauchten und damit pari er­
reicht wäre. Während des Jahres 1862 konnte der Plan auch 
durchgeführt werden, aber gegen Ende des Jahres 1863 erwies 
es sich als nicht mehr möglich. Den 29. Oktober des letztge­
nannten Jahres entstand an der Börse eine Panik, und die rus­
sische Valuta fiel um sieben Prozent. Den 5. November hörte 
die Einwechslung auf, und der Kreditrubel fiel auf einmal auf 
siebenundsiebzig Kopeken metallische Münze. Man kann unter 
solchen Umständen verstehen, dass die russischen Staatsmän­
ner nicht geneigt waren die ·Reform nur in einem Teil des 
Reiches durchzuführen. 

Snellman aber verstand mit dem Erbe zu wuchern, das er, 
wie er selbst sagte, von seinem Vorgänger Langenskiöld emp­
fangen hatte, und scheute keine Anstrengungen, um die Reform 
durchzuführen. Er erzählt in einer im Jahre 1881 veröffent­
lichten Schilderung der Unterhandlungen, wie er noch im Herbst 
1864 keine Hoffnung hegte, die russischerseits ~ntstandenen 
Bedenken überwinden zu können, als ihm eines Abends im 
Dezember der Gedanke einfiel, dass auch der metallische Sil­
berrubel, also die russische Münzeinheit, o~ne dass der Zweck 
der Reform in Frage gestellt würde, als gesetzliches Zahlungs­
mittel in Finland erklärt werden könnte. Eine diesbezügliche 
Verordnung, die einen Nachtrag zu den früheren einschlägigen 
Verordnungen bildetej wurde den 1. Februar 1865 allerhöchst 
genehmigt. 

Gleichzeitig hiermit erhielt der Senat den Auftrag sobald 
der Zeitpunkt für die Durchführung der Münzreform nach sei­
ner Ansicht gekommen war, hierüber ein untertäniges Schreiben 
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einzusenden und den Beschluss Seiner Majestät in der Sach~ 
abzuwarten. Der Senat, der in einer Sitzung im Februar ge­
funden hatte, dass die Reform damals nicht durchgeführt wer­
den konnte, weil dadurch ein grosser Teil der Steuerpflichti­
gen ausser Stande gesetzt worden wäre, bei der bevorstehenden 
Steuererhebung ihre Abgaben zu entrichten, und deshalb be­
schlossen hatte die Entscheidung der Frage bis zu irgend einer 
Sitzung im April aufzuschieben, nahm die Frage von neuem 
den 26. April auf und beschloss nun vorzuschlagen, dass die 
Reform je eher je besser durchgeführt werden sollte, da ihre 
Verzögerung einen Stillstand in allen Geschäften herbeigeführt 
hatte, der umso grössere Verluste nach sich ziehen würde, je 
länger er noch nach der Eröffnung der Schifffahrt dauern 
würde. Die $teuererhebung - heisst es im Schreiben des 
Senats -.:.. habe stattgefunden und. dabei sei wenig russische 
Münze eingeflossen, woraus hervorgehe, dass nur eine geringe 
Menge solcl;ter Münze im Lande vorhanden war, weshalb die 
Reform ohne Einfluss auf das Geldwesen Russlands sei. Die 
Stellung der Bank sei jetzt ebenfalls ·günstig, und ihr Vorrat 
an russischen Zetteln könnte ohne grösseren Verlust zur Deckung 
des Mehlimports aus Russland verwandt werden. 

Dieser Vorschlag wurde indessen den 22. Juni (4. Juli) ab­
schlägig beschieden, da der Generalgouverneur gemeldet hatte, 
dass Finland infolge ungünstiger Witterung während des vor­
hergehenden Herbstes und, Frühlings von schwerer Missernte 
bedroht war, und die Durchführung der Reform unter sol­
chen Umständen zu Verwickelungen in allen Geldverhältnis7 

sen führen und allgemeine und private Verluste hervorrufen 
könnte. Die Durchführung der Reform solIte' deshalb vor-' 
läufig aufgeschoben werden, bis ermittelt worden, welcher 
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Art der Jahreswuchs war und ob er für das Land aus­
reichte. 

Den 30. August wiederholte der Senat seinen Vorschlag 
dass die Münzreform baldigst durchgeführt werden müsste. 
Eine Missernte war nicht zu befürchten. Die Ernte versprach 
im Gegenteil den Bedarf des Landes besser als während der 
drei vorhergehenden Jahre zu decken. Der Senat schlug des­
halb vor, dass die Reform spätestens den 1. Oktober bekannt­
gemacht werden solle. Wie wenig Hoffnung der Senat indes­
sen nunmehr hinsichtlich der Verwirklichung der Reform hegte, 

. geht daraus hervor, dass der Senat bat, falls Seine Majestät 
auch jetzt nicht die Durchführung der Reform für möglich hielt, 
dieses zur allgemeinen Kenntnis kommen lassen zu dürfen, da­
mit in Zukunft die Unsicherheit aufhören möge, welche jetzt 
die Geschäftstätigkeit im Lande lähmte, woneben die Prägung 
finländischer Münze, die während des verflossenen Jahres be­
gonnen worden war, eingestellt und Finlands Bank freigestellt 
werden sollte, ohne Rücksicht auf die geplante Reform zu han­
deln, wie es ihr Vorteil erheischte. 

Der Senat dachte sich also die Möglichkeit, dass die Hoff­
nungen auf die Münzreform ganz und gar getäuscht würden. 
Die Äusserung, dass Finlands Bank so sollte handeln düden, 
wie es ihr Vorteil erheischte, darf wohl nicht als ein Hinneigen 
zu der oben berührten, von einigen Mitgliedern der Bankdirek­
tion ausgesprochenen Ansicht gedeutet werden, dass die Bank, 
auch ohne dass die Reform ergriffen würde, den Wechseltisch 
für ihre eigenen Zettel eröffnen, die Einlösung der russischen 
Zettel dagegen verweigern könnte. Diesen Schlusssatz hätte 
man wohl unmöglich ziehen können, am allerwenigstens damals, 
nachdem eine andere Interpretation während einer Folge von 
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Jahren sich geltend gemacht hatte. Finlands Bank war damals 
noch eine vollständig der Regierung untergeordnete Institu­
tion, der es nicht gestattet worden wäre, auf diesem Gebiet 
einer anderen Politik zu folgen, als der, welche die Regierung 
sich selbst vorgezeichnet hatte. Wäre die Münzreform einge­
stellt worden, so wäre die F olke davon unzweifelhaft gewe­
sen, dass der Zwangskurs weiter bestanden hätte, vielleicht 
bis er mehrere Jahrzehnte später auch im Kaiserreich aufge­
hoben wurde. 

Wie finster die Aussichten für die Durchführung der Reform 
solchermassen auch erschienen, erwies es sich doch schliesslich 
möglich die Bedenken zu heben, welche die Behörden im Kai­
serreich gegen dieselbe hegten. Bemerkenswert ist die dank­
bare Anerkennung, welche Snellman für die Hilfe ausspricht, 
die er hierbei von Seiten russischer Männer erhielt. Besonders 
erwähnt er, dass der Vorsitzende des Reichsrats Grossfürst 
Konstantin mit grosser Wärme den Reformvorschlag unter-

. stützt hatte. Ebenso der damalige russische FinaIiZminister 
Reutern und der ein hohes Vertrauen geniessende Staatssekre­
tär Walujeff. 

Dagegen war der Generalgouverneur, Baron Rokassowsky, 
der ebenfalls, nach Snellmans Wort, die Auffassung hegte, 
dass die Interessen des Reichs hier "die beste Förderung er­
fuhren, wenn die Finländer mit der Vereinigung zufrieden 
gemacht wurdenil , der Reform abgeneigt, wie auch aus sei­
nem oben berührten Verlangen nach Aufschub der Reform 
hervorgeht. 
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Während die Münzrealisation und die Münzreformen, die 
derselben vorangingen, erst in Schweden, nachher in Russland, 
die Rückkehr zur Metallzirkulation auf die Wertverhältnisse 
basierten, welche allmählich durch den Kursfall entstanden wa­
ren, war ein Rückgang zum Parikurs schon von Anfang an 
die Voraussetzung für die Re:llflrm von 1865. So in den Schrei­
ben der Direktion von Finlands Bank, so in der allgemeinen 
Vorstellung. Es ist wohl auch keinem Zweifel unterworfen, 
dass nach einer formell juristischen Betrachtungsweise diese 
Art der Durchführung der Münzreform die richtige war. Wenn 
aber ein Papiergeld, wie bei uns um die fragliche Zeit, seit 
mehr als einem Jahrzehnt mit Zwangskurs gelaufen und dessen 
Wert gefallen war und dieser niedrigere Wert tatsächlich einer 
Menge von Verträgen und Übereinkommen zu Grunde gelegen 
hatte, so liegt doch" eine nicht geringe Ungerechtigkeit darin, 
dass diese Verträge nachher auf einer ganz anderen Basis 
erfüllt werden sollen, die für den Gläubiger vorteilhafter, für 
den Schuldner aber unvorteilhafter als die ursprüngliche ist. 
Für diejenigen, die aussenstehende Forderungen, aber keine 
Schulden hatten, wie öffentliche Kassen u. s. w., brachte die 
Reform einen offenkundigen Gewinn .. Für diejenigen wieder­
um, welche Forderungen und Schulden ungefähr in demsel­
ben Verhältnis hatten, wie die Mehrzahl der Kaufleute, war es 
gleichgültig, nach welchem Grund die Reform durchgeführt 
wurde. Aber für verschuldete Grundbesitzer und Industrielle, 
deren Aktiva nicht aus aussenstehenden Forderungen, sondern 
aus Grundstücken und Waren bestanden, bedeutete die Münz­
reform in der Gestalt, wie sie durchgeführt wurde, eine bedeu­
tende, für manchen eine verhängnisvolle Vermehrung der Schul­
denlast. Eine Geschäftkrisis traf auch um ~iese Zeit· ein, und 
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wenn es auch richtig war, dass, wie Snellman im La~dtag von 
1867 äusserte, die Geschäftsverhältnisse im Lande bei der Durch­
führung der Münzreform teilweise so ungesund waren, dass sie 
unabhängig von der Reform zu einer Krisis geführt hätten, so 
ward die Stellung für manchen doch durch die Münzreform 
noch mehr erschwert. 

Die Opfer, welche die Münzreform forderte, sind indessen 
vergessen, und diese Reform erscheint der ge~enwäi:tigen Ge­
neration als eine der schönsten in unserer wirtschaftlichen Ent­
wickelungsgeschichte. Der Eindruck,' dass sie so zu sagen 
eine Reform von höherer Ordnung als die Münzrealisation 
war, darf wohl zum Teil dem Umstande zugeschrieben wer­
den, dass sie nicht mit einer Wertherabsetzung des Tausch­
mittels verbunden _ war. 

Der Kurs. des Kreditrubels, der laut den Notierungen von 
Finlands Bank seit 1854, als der Zwangskurs eingeführt wurde, 
sich bald pari genähert hatte, bald bis auf 13,8 % unter pari 
gesunken war, hatte sich während der Zeit, wo die Arbeit an 
der Durchführung der Münzreform vorsichging, bei ungefähr 
10% unter pari gehalten, ausser im Jahre 1863, wo das Agio 
im Juli nur 3,8 % betrug. Während der letzten Hälfte des 
Jahres 1864 stieg das Agio wieder auf 14,4 % im Juli, und im 
Jahre 1865 betrug es im Januar 20,8%, im Juli 16,2%, im 
August 17,8%, im September 16,8%, im Oktober 18,4%, zu 
Anfang November 17,7 %. 

Für diejenigen, welche im Hinblick auf die Münzreform auf 
den Kursunterschied hätten spekulieren wollen, war solcher-
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massen ein bedeutender Gewinn zu erwarten. Zeitweise wa­
ren auch Spuren einer solchen Spekulation zu bemerken. Hier­
von zeugt das Schreiben der Finanzexpedition des Senats an 
die Bankdirektion vom 22. März 1865, wo es unter anderem 
heisst, dass zur Kenntnis des Senats gekommen, dass die Ein­
wechslung der Zettel der Bank im Kontor zu S:t Petersburg 
vom Dezember an stockte, und zwar aus dem Grunde, weil 
diese Zettel daselbst von Spekulanten aufgesammelt wurden. 
Aber alle die Umständlichkeiten, mit denen die Münzreform 
verbunden war, und die Verzögerung ihrer Durchführung wirk­
ten abkühlend auf die Spekulationslust. Als die Reform schliess­
lich verwirklicht ward, hatte man sie bereits vielerseits für ver­
loren angesehen, und während der Zeit von etwas mehr als 
einer Woche, die zwischen dem Vortrag der Angelegenheit 
beim Monarchen, den 4. November, und der Eröffnung des 
Wechseltisches, den 13. November, verfloss, wurde die Dis­
kretion so streng gewahrt, dass nur wenige Beispiele, wenn. 
überhaupt welche, dafür angeführt werden können, dass man 
sich der Situation bedient, oder richtiger, dieselbe ~iss­

braucht hätte. 
Dagegen trat nach der Münzreform, infolge eines Übersehens 

bei ihrer Durchführung, eine Spekulation auf, die verhängnis­
voll hätte werden können, die aber bald dadurch unterdrückt 
wurde, dass die Verordnung in dem Teil, der Anlass zur Spe­
kulation gegeben hatte, eine Veränderung erfuhr. 

Im Vorhergehenden ist' erwähnt worden, dass Snellman, als 
er schon an der Möglichkeit der Durchführung der Münzreform 
zweifelte, auf den Ausweg verfiel, auch den' Silberrubel im 
Lande für gangbar zu erklären und dass es ihm damit gelang 
die Bedenken zu beheben, welche man russischerseits gegen 
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die Reform hegte. Die Gangbarkeit des Silberrubels hatte an 
sich keine Ungelegenheit im Gefolge und widersprach auch 
nicht dem Princip, welches der Reform zu Grunde lag, laut 
welchem der Metallwert allein das Entscheidende war. Der 
russische Silberrubel und dessen vollhaltige Unterabteilungen 
von fünzig und fünfundzwanzig Kopeken entsprachen in dieser 
Beziehung genau vier, zwei und einer Mark Silbermünze. Aber 
in der Verordnung vom 1. Februar 1865 wurde die minder­
wertige Scheidemünze nicht a1;l.sgenommen, und die Verordnung 
vom 8. November 1865 enthielt eine ausdrückliche Bestimmung 
über die Gangbarkeit dieser Scheidemünze. Privatpersonen 
waren jedoch nicht verpflichtet in derselben Zahlung höhere 
Beträge davon entgegenzunehmen als zwei Rubel fünfzig Ko­
peken, die zehn Mark entsprachen, und ebenso wenig war 
Finlands Bank verpflichtet diese Scheidemünze gegen finlän­
dische Silbermünze einzuwechseln. Aber bei Erhe~ung von 
Zollabgaben und in den Kassen des Fi~kus sollte die russische 
Scheidemünze in unbegrenztem Betrage entgegengenommen 
werden. Die russische silberne Scheidemünze hatte, obgleich 
ihr Metallwert stets niedriger gewesen war als der nominelle, 
doch bei dem gegen Ende der fünfziger Jahre herrschenden 
Kurs für den Papierrubel einen so viel höheren Wert als der 
Letztere, dass es sich lohnte sie zu schmelzen oder zu expor­
tieren. Sie verschwand deshalb aus dem Verkehr, und nur die 
kupferne Scheidemünze blieb übrig. Man sah sich unter sol­
chen Umständen genötigt, die' silberne Scheidemünze mit einem 
noch niedrigeren Metallwert als früher zu prägen, und sie stand 
darnach ebenso niedrig im Kurs wie der Papierrubel. Der 
Kurs für den Papierrubel war zur Zeit der Münzreform drei­
hundertdreissig Mark für einhundert Rubel. Man gewann also 
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siebzig Mark für einhundert Rubel, wenn man russische Scheide­
münze bei Zahlungen in Finland anwandte. Es dauerte auch 
nicht lange, ehe die Spekulation sich dieses Umstandes bediente 
und Massen von russischer Scheidemünze ins Land eingeführt 
wurden. Besonders der Fiskus, der verpflichtet war die rus­
sische Scheidemünze in unbegrenztem Betrage entgegenzuneh­
men, sollte hierdurch grosse Verluste erleiden. Schon den 6. 
Dezeinber 1865 wurde deshalb die Verpflichtung des Fiskus in 
dieser Beziehung eingeschränkt, so dass Fiskus wie Privatper­
sonen nur zehn Mark in derselben Zahlung entgegenzuneh­
men brauchten, und den 28. Februar 1866 wurde die Gang­
barkeit der minderwertigen russischen Münze vollständig auf­
gehoben. 

Hinsichtlich dieser Sache erwähnt Snellman, dass die ein­
schlägige Verordnung in diesem Teil einen anderen Wortlaut 
hatte, als er selbst vorgeschlagen hatte. Da er alle die Schwie­
rigkeiten einsah, die diese Bestimmung unbedingt im Gefolge 
haben würde, war er anfangs geneigt eine Änderung der Ver­
ordnung in dieser Beziehung vorzuschlagen, schon ehe die Re­
form durchgeführt wurde. Aber er beschloss dennoch beim 
Vortrag der Frage im Senat seinerseits keinen Einwand dage­
gen zu erheben, um die Reform nicht noch mehr zu verzögern. 
Die übrigen Mitglieder des Senats beachteten diese Detailbe­
stimmung nicht. Es zeigte sich nachher, dass die fragliche Be­
stimmung auch später verändert werden konnte. 

Die Solidität, welche das Geldwesen des Landes durch die 
Münzreform erhielt, kann nicht hoch genug bewertet werden, 
besonders wenn man den Blick vorwärts richtet und die ge­
waltsamen Schwankungen mit in Betracht zieht, welche der 
Rubelkurs während der folgenden Jahrzehnte durchgehen 
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musste, und welche, wenn die Münzreform nicht zu Stande 
gekommen wäre, in vollem Masse auch unser wirtschaftliches 
Leben und dessen Entwickelung getroffen hätten. 

Wenn auch die Kursfluktuationen uns nicht ebenso unmit­
telbar und folglich auch nicht ebenso schwer betrafen wie frü­
her, insbesondere bei dem oben erwähnten gewaltsamen Kurs- ' 
fall im· Jahre 1863, so blieben wir doch, bei der, Lebhaftigkeit, 
welche die Handelsbeziehungen zwischen .Finland und dem 
Kaiserreich bereits erlangt hatten, keineswegs unberührt von 
ih~en. Finlands Bank trug hierb.ei nicht nur wie der private, 
Geschäftsmann ein bedeutendes Risiko, sondern musste auch, 
und besonders als der Kurs fiel und die Ejnfuhr russischer 
Waren gleichzeitig damit stieg, bei der Beschaffung von Valu­
ten für die enormen Beträge in Rubel, die zeitweise in An­
spruch genommen wurden, Schwierigkeiten bekämpfen, welche 
mit denen in den fünfziger Jahren vergleichbar waren. Erst 
als der Geldverkehr auch in Russland auf metallische Münze 
be/?ründet wurde, sind die segensreichen Folgen der Münzre­
form uns auch beim Handel auf Russland zu Gute gekommen, 
wo unsere Geschäftsbeziehungen Jahr für Jahr eine immer gräs­
sere Bedeutung und deinen immer grässeren Umfang erhalten. 

Im Landtag zu Borgä hegte man die Voraussetzung, dass 
nicht nur die Zettelausgabe, sondern auch die Prägung eine 
Angelegenheit von Finlands Bank sein würde. Auch das Ma­
nifest vom 4. April 1860 verlieh der Bank ,das Recht, kup­
ferne Scheidemünze besonders für das Grossfürstentum prä­
gen zu lassen. Trotzdem aber die Kupfermünze in Überein­
stimmung hiermit anfangs für Rechnung der Bank geprägt 
wurde, ward das Mülizamt doch zu einer Regierungsinstitu­
tion. Der Hauptzweck selbst, dass nämlich die Geldzirkula-
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tion im Lande auf der Grundlage metallischer Münze als ein­
zigem gesetzlichen Zahlungsmittel geregelt werden sollte, wurde 
hierdurch nicht in Frage gestellt. 

Die Bank war bis zum 13. März 1866 zeitweilig von der 
Verpflichtung befreit ihre Zettel einzulösen. Eine temporäre 
einschlägige Verordnung war im Zusammenhang mit der" Münz­
reform erschienen, damit man Zeit fände, einen genügenden 
Vorrat der neuen silbernen Münze zu prägen. Schon den 1. 
März .wurde jedoch' der Silbertisch in der Bank eröffnet. Die 
Nachfrage nach metallischer Münze war nicht bedeutend. Wäh­
rend des Jahres 1866 kamen nicht mehr als etwa drei Millio­
nen Mark in den Verkehr. 

Die Bank war noch so schwach und die Forderungen, die 
infolge der Missernten und der dadurch hervorgerufenen Ein­
fuhr von Getreide an die ausländischen Valuten der Bank ge­
stellt wurden, so gross, dass die der Bank drohende Gefahr in 
das Zwangskurssystem zurückzufallen, wie man auch die neue 
Reform zu schirmen versucht hätte, nicht übersehen werden 
konnte. 

Die Bankkommission im Landtag von 1863-1864 äusserte 
sich in dieser Beziehung dahin, dass die Erfahrung, welche 
man hinsichtlich der wechselnden Schicksale gemacht hatte, 
welche, die Bank während der kurzen Zeit von 1840-1862 
erlebt hatte, es denkbar erscheinen liess, dass, nachdem die 
Bank ihre Silberauswechslung wieder er,öffnet hatte, neue und 
unvorhergesehene Umstände eintreffen konnten, welche mit 
unabweisbarer Notwendigkeit wieder die Einstellung der Silber-
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auswechslung erzwangen. Eine kluge Berechnung erforderte 
deshalb, nach Ansicht der Kommission, dass man ebenso wie 
früher insoweit Vorsicht beobachtete, dass die Existenz der 
Bank nicht in Frage gestellt werden dürfte, um mit Ach und 
Krach einige kürzere Zeit den Münzwert aufrecht zu erhalten, 
welcher darnach noch tiefer sinken könnte. Unter erforderlicher 
Berücksichtigung ähnlicher gemeingefährlicher Umstände und 
damit Finland während einer solchen Zeit in möglichst gerin­
gem Grade gezwungen würde des Tauschmittels zu entbehren, 
welches das Vertrauen der Einwohner des Landes gefunden 
hatte, glaubte die Kommissien befürworte? zu müssen, dass die 
Regierung des Landes, entweder nachdem ein diesbezüglicher 
Vorschlag der Bankbevollmächtigten genehmigt worden oder 
auch nachdem die Bankvollmächtigten einen ähnlichen Vorschlag 
der Regierung angenommen, das Recht erhalten sollte in zwin-

.gendem Notfall die Silberauswechslung der Bank einzuschrän­
ken oder ganz einzustellen und darnach, sobald die Stellung 
günstiger geworden, sie wiedereröffnen zu lassen; während der 
Zeit, wo Silber in der Bank nicht ausgewechselt wurde, sollte 

f 

wiederum der Vertreter der finländischen Silbermark, die Zettel-
mark, als das einzige gesetzliche Zahlungsmittel neben dem 
Silber im Lande festgestellt werden. Die Kommission gab 
ihren Vorschlag unter der Voraussetzung ab, dass die Bank, so 
wie die Regierung in einer dem Landtage übergebenen Vor­
lage vorgeschlagen hatte, von den Ständen übernommen und 
die Bankvollmächtigten von diesen für die Verwaltung der Bank 
ausersehen werden sollten. 

Schon in der Kommission erhoben sich Stimmen gegen den 
Vorschlag, und dem Gutachten der Kommission waren zwei 
Reservationen beigefügt, welche sich kräftig jedem Gedanken 
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an die Wiedereinführung des Zwangskurses widersetzten, nach-
• dem das Land einmal davon befreit worden war. Der Vor­

schlag fand auch nicht die Genehmigung des Landtages, der 
im Gegenteil beschloss zu. ersuchen, dass Finlands Ba~k für 
die Silberauswechslung eröffnet werden möge, nachdem ihre 
metallischen und baren Fonds die nötige Verstärkung erhalten 
hatten, zu welchem Zweck nach Ansicht des Landtags für 
Rechnung der Bank eine Staatsanleihe von acht Millionen Mark 
aufgenommen werden sollte, nachdem auch andere Bedingun­
gen und Umstände, welche b~i einer ähnlichen Massregel von 
Bedeutung sein konnten, von den Bankbevollmächtigten und 
der Regierung des Landes in Erwägung gezogen worden wa­
ren, von deren gemeinsamen Beschluss die 'Entscheidung der 
Angelegenheit abhängen sollte; von dem Tage an, wo die Sil­
berauswechslung der Bank begann, sollte Silber für das einzige 
gesetzliche Zahlungsmittel im Lande erklärt werden, 

In der Verordnung vom 8. November 1865 über die Durch­
führung der Münzreform wird auch ohne irgend einen Vorbe­
halt vorgeschrieben, dass metallische Münze das einzige gesetz­
liche Zahlungsmittel im -Lande sein soll. 

Aber noch im Landtag von 1867 äusserte ein Mitglied der 
Ritterschaft und des Adels, Robert Montgomery, der an demsel­
ben Landtage zum Bankbevollmächtigten des genannten Standes 
ausersehen worden war, in einer Rede, in welcher er befürwor­
tete das Kapital der B:mk zu verstärken, indem man private Ka­
pitalisten an der Bank interessierte, dass man sich davor hüten 

, . , 

müsse das wirtschaftliche Palladium, welches die Verordnung 
von 18.65 enthielt, durch' ein schwaches Bankkapital in Frage zu 
stellen, weil er befürchtete, dass die Stände, ehe sie die Bank 
schliessen liessen, vorziehen würden das Gesetz zu suspendieren. 
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Die' Stellung der Bank während der nächsten Jahre nach 
der Münzreform war jedoch nich~ derart, dass ein Rückfal~ in 
den Zwangskurs in Frage zu kominen brauchte. Die metalli­
sche Kasse bal~nzierte mit neun Millionen, die Guthaben der 
Bank bei ihren. ausländischen Vertretern mit fünf Mil~ionen 

Mark. Das waren bescheidene Beträge. Aber die Zettelaus­
gabe war auch nicht gross. Sie betrug ungefähr zwanzig Mil­
lionen Mark. Etwas später wurde die Stellung' der Bank so 
solide, dass jede Gefahr in der angedeuteten Hinsicht ausge­
geschlossen war. 

Grässere Schwierigkeiten als durch die Münzreform wurden 
der Bank durch die Geschäftskrisis bereitet, welche im Jahre 
1866 in England ausbrach und von dort sich nach andern Län­
dern verbreitete, und auch die finländische Geschäftswelt be­
traf, welche um diese Zeit in bedeutendem Umfange sich des 
Kredits in England bediente. 

Von den an die ausländischen Vertreter der Bank im genann-
. ten Jahr remittierten Wechseln kamen Fmk 660,758: 50 als teils 

wegen mangelnden Akzepts teils wegen mangelnder Zahlung 
protestiert zurück. Ein Teil der ausländischen Wechsel, welche 
der Bank verkauft wurden, waren Blankotrassierungen, ohne ent­
sprechendes Guthaben beim Trassaten, was .auch die Direktion 
veranlasste, vom Jahre 1867 an die Forderung aufzustellen, dass 
die Wechsel akzeptiert oder auch mit einem Endossement von 
einer oder mehreren Personen im Lande versehen sein sollten, 
weil andernfalls der Betrag nicht ausgezahlt werden würde, 
ehe eine Benachrichtigung darüber eingelaufen, dass das Akzept 
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erhalten worden. Von den protestierten Wechseln belief sich 
der grösste Teil, Fmk 520,824: 55, auf London. Die Direktion 
hob inbetreff dieser Verluste hervor, dass sie hervorgerufen 
waren "teils durch die im Auslande, besonders in England 
während des Jahres -eingetroffenen Geldkrisen, die mit einem 
hohen Diskontsatz verbun~en waren, teils durch die daraus 
folgende Einschränkung früher bewilligter KrediteI' . 

Die Direktion ist jedoch nicht blind dafür, dass die Ur­
sachen teilweise und, wir können hinzufügen, hauptsächlich, so­
wie auch aus der oben zitierten Äusserung Snellmans hervor­
geht, zu suchen waren "in schlecht berechneten und ausgeführten 
Unternehmungen im eigenen Lande, welche bereits während 
der vorhergehenden Jahre eingeleitet worden waren und deren 
traurige Resultate ein weit ausgedehntes Blankokreditsystem 
eine Zeit lang hatte verbergen und aufschieben können". 

Die Stellung war in der Tat schon lange unhaltbar gewe­
sen, was der Aufmerksamkeit der Revisoren nicbt entgangen 
war, wie bureaukratisch auch die Revision der Bank um jene 
Zeit angeordnet war. Die Revisoren hatten scharfe Einwände 

_ gegen die Verwaltung der Bank während der -Jahre 1861 und 
1862 erhoben, und die Decharge wurde der Direktion mit dem 
Vorbehalt einer solchen Ersatzpflicht erteilt, welche von einem 
Gericht über die DIrektion verhängt werden konnte. In einem 
allerhöchsten Reskript vom 3. Mai 1865 anlässlich der Revision 
der Bankverwaltung für das Jahr 1863 erhielt die Kritik der 
Verwaltung einen noch schärferen -Ausdruck. Es heisst dort, 
dass "Darlehen aus dem Hypotekenfonds an verschiedene Per-­
sonen und Firmen in einem Betrage ausgegeben worden waren, 
welcher weder in einem richtigen Verhältnis zum Kapital der 
Bank steht noch auch mit der erforderlichen Fürsorge für dessen 
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Sicherheit vereinbar ist". Die Direktion wurde deshalb ermahnt 
bei der Ausgabe von Darlehen Mass zu beobachten; da der 
Bericht des Rechtsanwalts, heisst es weiter im Reskript, "wel­
cher indessen nicht alle durch richterlichen Spruch zur Zahlung 
fälligen Darlehen enthält", zeigt, "dass die bei den Schuldnern . 
des Hypotekenvereins eingeklagten Forderungen den hohen 
Betrag von drei Mil~ionen dreihundertvierundzwanzigtausend 
Mark erreichten, wovon ein bedeutender Teil bereits als für 
die Bank verloren betrachtet werden muss, während wahr­
scheinlich ein anderer nicht geringer T eil ver~oren sein wird, 
haben Wir, die Wir im übrigen für gut befunden Ihnen aller­
höchst für die Verwaltung der Bank während des mit dem 
31. Dezember 1863 zu Ende gehenden zweiundfünfzigsten Be­
richtsjahres Decharge zu erteilen, Sie dennoch nicht von der 
Ersatzpflicht befreien wollen, zu welcher Sie, auf Grund der 
Ihnen laut Instruktion der Bank obliegenden Haftpflicht, von 
einem gesetzlichen Gericht für die Verluste verurteilt werdep 
können, die die Bank möglicherweise erleiden kann". 

Der Ersatzanspruch gegen die Direktion der Bank, der sol­
chermassen in Frage gesetzt wurde, kam allerdings nicht zur 
Ausführung, und in den folgenden Jahren ward der Direktion 
wieder wie gewöhnlich ohne allen Vorbehalt Entlastung erteilt. 
Aber die Verluste, bereits eingetroffene oder bevorstehende, 
welche das oben erwähnte allerhöchste Reskript berührte, wur­
den bald eine unbestreitbare Tatsache. Nicht nur einige ein­
zelne Firmen oder industrielle Unternehmungen waren es, wel­
che unterlagen, sondern die Verheerung verbreitete sich weit 
umher. 

Es würde zu weit führen, wenn wir hier auf eine nähere 
Darstellung dieser Krisis eingehen wollten, w:elche an Gewalt-
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samkeit offenbar alles übertraf, was wir in ~nserem Lande frü­
her oder später auf dem genannten Gebiete erlebt haben. Wohl 
aber dürfte hier in allgemeinen Zügen eine Massregel erwähnt 
werden, welche die Verwaltung der Bank ergriff, um noch zu 
retten, was zu retten war. 

Ein bedeutender Teil der Darlehensumme der Bank lag 
teils in Hypotekendarlehen gebunden, teils und vornehmlich in 
Diskontierungen, welche eine längere Zeit hindurch bei jedem 
Verfalltermin mit geringfügigen Abzahlungen erneuert worden 
waren; die unsichere Geschäftsstellung der Inhaber dieser Dar­
lehen liess voraussehen, dass weitere Fallissements nicht nur 
die bereits früher gedrückte Geschäftsstellung erschweren, son-
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dem auch für die Bank Verluste im Gefolge haben würden, falls 
diese Forderungen bar beigetrieben würden. Der Chef der 
Finanzexpedition beriet sich infolge dessen mit der Direktion 
der Bank und schlug vor, "soweit möglich, diese Schuldverbin­
d~ngen in langfristige Amortisationsanleihen zu konvertieren 
und auf diese Weise, indem sie von dem übrig~n Darlehen­
betrieb des Hypotekenfonds abgetrennt wurden, die Regelung 
desselben auf einer mit seinem Zweck besser übereinstimmen­
den Bas~s zu erleichtern". Sämtliche Mitglieder der Direktion 
waren hiermit einverstanden und schlugen zugleich für diese 
Amortisationsdarlehen eine Frist von höchstens zehn Jahren 
vor, "je nach dem Darlehenbetrag und der wahrscheinlichen 
Fähigkeit des Darlehenempfängers seine Geschäfte zu regeln". 

Diese Anordnung, für welche die allerhöchste Genehmigung 
erwirkt wurde, war ihrerseits geeignet die Sc:qwierigkeiten zu 
verringern, und dank derselben und anderen Massregeln mit 
ähnlichem Zweck wurden mehrere Geschäfte, die sich später 
als vollkommen lebenskräftig erwiesen hatten, vom Untergang 
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gerettet.· Aber andere Geschäfte standen auf allzu schwachen 
Füssen, als dass irgend etwas inbezug auf dieselben mit Aus-. 
sicht auf Erfolg hätte getan werden können, und in der Ge­
schäftswelt fanden infolge dessen Fallissements statt, deren An­
zahl, besonders in Anbetracht des geringen Umfanges, den un­
ser Geschäftsleben damals noch hatte, als enorm bezeichnet 
werden muss, und die für Finlands Bank V c:rluste brachten, 
welche für ein privates· Unternehmen wahrscheinlich die Liqui­
dation im Gefolge gehabt hätten. . 

Die Bank hatte ausserdem grosse Schwierigkeiten zu über­
winden, indem der Hypotekenverein allmählich die Gelder her­
ausnahm, welche er zu Anfang des Jahres 1865 deponiert 
hatte. Von den der Bank überlassenen· ausländischen Valuten, 
welche etwas mehr als acht Millionen Mark entsprachen, hatte 
der Hypotekenvereiri bereits vor Ablauf des Jahres vierundein-

'halb Millionen Mark wieder erhoben. Der Rest wurde von der 
Bank während der ersten Hälfte des Jahres 1866 ausgezahlt. 

Schon früher hatte die Finanzexpedition im Schreiben an 
die Bankdirektion vom 20. Mai 1864, zwecks Erleichterung des 
Übe~gangs zur Metallzirkulation, vorgeschrieben "die Ausgabe 
von Darlehen aus der Bank und den" Verkauf von Wechseln 
einzuschränken und dadurch den gegenwärtigen Zettelstock zu 
vermindern, damit, soweit möglich, die Forderungen der Bank 
bei ihren ausländischen Vertretern und die in ihrem Besitz be­
findlichen $taatspapiere in .ausländischer Münze nur den ein­
fachen Betrag der ausgegebenen Zettel garantierten". In einem 
späteren Brief vom 29. November 1866 hebt die Finanzezpedi­
tion auch die Notwen"digkeit hervor die ~rneuerung von Kassa­
kreditiven zu verweigern, wo diese' als stehende Darlehen be­
nutz,t wurden. 
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Es gelang der Direktion die aussenstehenden Forderungen 
der Bank, welche den 31. März 1864 oder in dem dem oben 
erwähnten Befehl der Krediteinschränkung vorangehenden Mo­
nat etwa vierundzwanzig Millionen Mark betrugen auf etwas 
unter zwanzig Millionen Mark ultimo September 1865 herunter­
zubringen. 

Wie verhängnisvoll diese Einschränkungen im Darlehenbe­
trieb der Bank auch für die Kunden der Bank und damit auch 
für die Bank selbst gewesen . waren, sah sich die Direktion in­
dessen gezwungen, den Darlehenbetrieb noch mehr einzuschrän­
ken. Er wurde auf etwa achtzehn Millionen Mark im Juni, auf 
siebzehn Millionen Mark im September 1866 heruntergeschraubt. 
Die im Umlauf befindlichen Zettel der Bank, die im' Dezember 
1865 sechsundzwanzig Millionen betragen hatten, gingen im 
Juni 1866 auf einundzwanzig und im Juli auf zwanzig Millio­
nen herab. 

Um die Stellung der Bank zu erleichtern, wurde im Früh­
ling 1866 für Rechnung des Staates eine ausländische Anleihe 
von zwei Millionen sechshunderttausend Mark aufgenommen, 
welcher Betrag durch die Bank an Fabrikfirmen, Sägereibesitzer 
und Exportöre als Darlehen ausgegeben wurde. Im September 
desselben Jahres erhielt die Bank das Recht von den dem Staat 
gehörigen Obligationen in ausländischer Münze in den Hypo­
tekenfonds zweihundertdreitausend fünfhund~rt preussische Tha­
ler überzuführen und auf diese Valuta Zettel auszugeben. Auch 
der Hypotekenverein deponierte gegen Ende des Jahres in der 
Bank einen Betrag von anderthalb Millionen Mark. 

U:nter den Auswegen, welche um diese Zeit in Aussicht 
genommen wurden, um sich von den Schwierigkeiten zu be­
freien, mag erwähnt werden, dass in der Direktion vorgeschla-
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gen wurde den Zinsfuss für Depositionen in der Bank zu erhö­
hen. Die Bank müsste nämlich nach der Ansicht des Antrag­
stellers nicht "versäumen auf diese Weise freie Kapitalien an 
sich zu ziehen und, indem sie dieselben auslieh, nicht nur sich 
selbst einen grösseren Gewinn zu verschaffen, sondern sich 
auch in die Lage zu versetzen, wirksamer als es sonst geschehen 
konnte, die Industrie und den Handel zu unterstützen und auf 
diese Weise, auf einem mit den Prinzipien der Tätigkeit der 
Bank vollkom.men übereinstimmenden Wege, einen der Zwecke 
zu erfüllen, welche man mit der Bankinstitution im Auge ge­
habt hatte", Der Vorschlag wurde in einer der vielen Sitzun­
gen vorgebracht, welche der' Finanzchef Snellman während des 

,Jahres 1866 mit der Direktion der Bank hielt. Gegen den Vor-' 
schlag wandte Snellman folgendes ein: "Obgleich der Depo­
sitionsbetrieb für Bankinstitute im allgemeinen natürlich und 
auch mit dem Zweck von Fin1ands Bank' wohl vereinbar sei, . . 
wäre ihre Aufgabe doch in erster Linie den Münzwert aufrecht 
zu erhalten, was deshalb insbesondere unter den gegenwärtigen 
Geldverhältnissen vor allem im Auge behalten werden müsse; 

. da, wie die Erfahrung gezeigt hatte, der Export des Landes 
bei vorkommenden Missernten bei weitem nicht genügte, um 
die durch den in solchem Fall nötigen Getreideimport bedeu­
tend vermehrte Einfuhr zu decken, sondern die Valuta der Bank 
in. Anspruch genommen werden musste, um sie zu saldieren 
und sogar ausländische Anleihen für diesen Zweck aufgenom­
men werden müssten, würde die Stellung der Bank unter sol­
chen Verhältnissen noch mehr erschwert werden, falls die Bank 
zugleich Valuta für einen, durch Auszahlung grösserer depo­
nierter Kapitalien bedeutend vermehrten Zettelstock in Bereit­
schaft halten müsste". Auf Grund dessen fand Snellman, ndass 
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eine Ausdehnung des Depositionsbetrrebes der Bank wenigstens 
unter gegenwärtigen Verhältnissen nicht durch Erhöhung des 
Depositionszinsfusses gefördert werden sonte". Hiermit waren 
die Mitglieder der Bankdirektion, ausgenommen den Antrag­
steller, ei?-verstanden, und die Frage wurde deshalb fallen 
gelassen. 

Ebenso wenig wurde eine Erhöhung des Zinsfusses für Dar­
lehen ratsam befunden. Allerdings hob die Direktion, als sie' 
im Dezember 1865 dem Senat einen Vorschlag über den Zins- . 
fuss für das folgende Jahr einreichte, hervor, dass es nach der 
Durchführung der Münzreform angebracht erscheine, der Bank­
direktion das Recht zu erteilen, "falls die metallische Kasse der 
Bank gedrückt wäre, nach Umständen den Diskontzinsfuss zu 
erhöhen, um dadurch im Verein mit einer gewissen Zurückhal­
tung im Darlehenbetrieb der Bank. einem übertriebenen Aus­
strömen der metallischen Müp.ze entgegenzuwirken". Aber die 
Direktion fand "de.nnoch in Anbetracht der Einschränkungen 
im Darlehenbetriebe der Bank, welche sie seit Beginn dieses 
Jahres vorgenommen, dass kein Anlass vorlag, wenigstens für 
die nächste Zukunft eine Erhöhung des Diskontzinsfusses zu 
befürworten, wodurch die jetzt herrschende gedrückte Ge­
schäftsstellung im Lande erschw:ert werden würde", sondern 
war der Ansicht, dass der während dieses Jahres und mehrerer 
vorhergehenden Jahre berechnete Diskontzinsfuss von 1/2 % im 

Monat vom Beginn des nächstfolgenden Jahres' an unverändert 
beibehalten werden sollte". In dieser Richtung ging auch der 
Beschluss des Senats. Es waren auch nicht Massregeln dieser 
Art, die jetzt der Bank Not taten, sondern eine Vermehrung 
der Möglichkeiten ausländische Valuten zu erhalten. Das Pro­
tokoll der Direktion vom 8. Oktober 1866 teilt in dieser Bezie-

194 



hung . mit, dass die Direktion "allmäplich immer mehr die Er­
fahrung gemacht hat, dass die Bankzettel, welche sie seit der 
Einführung der Münzreform als Darlehen ausgegeben, zum 
grössten Teil sofort in die Bank zurückgekehrt sind, um da-' 
selbst gegen Metall oder Wechsel auf das Ausland einge­
tauscht zu werden, welche bestimmt waren teils im Auslande 
längst verfallene Schulden zu bezahlen, deren ~iquidierung in 
der Erwartung eines stabilen Münzwertes aufgeschoben wor­
den war, teils die Kosten für Getreide- oder anderen Import 
zu bestreiten 11. 

Die starke Nachfrage nach den ausländischen Guthaben 
der Bank hatte eine verhängnisvolle Rückwirkung auf das 
Zettelausgaberecht der Bank, da die vorgeschriebene Propor­
tion von sieben zu fünfzehn zwischen Zettelvaluta und Zettel-

n 

emission die Bank zwang für jede Verminderung in der Va-
luta mehr als den doppelten Betrag in Zetteln aus dem Ver­
kehr zu ziehen. 

Die Zettelemission war allerdings soweit hinuntergebracht 
worden, dass man nicht mehr befürchten zu brauchen schien, 
dass auch nur ein Teil davon noch einströmen konnte, um ge­
gen Metall oder ausländische Valuta eingetauscht zu werden. 
Aber aus einer späteren Zeit, wo die wirtschaftlichen Verhält­
nisse bei uns sich bereits entwickelt und die Möglichkeiten im 
Auslande Kredit zu erhalten für uns sich bedeutend vermehrt 
hatten, haben wir in dieser Beziehung bemerkenswerte Bei-

. spiele dafür, wie die Zettelausgabe unter dem Druck von 
schlechter Ernte und infolge verminderter Konsumtion und sin­
kender Werte zusammenschrumpfen kann. Wie die Verhält­
nisse sich um die fragliche Zeit gestaltet hatten und wie ·sehr 
auch die Zettelausgabe heruntergebracht worden war, erschien 
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es deshalb nicht ausgeschlossen, dass immer noch ein Teil der 
im Umlauf befindlichen Zettel einströmen würde. Dadurch 
wäre allerdings die Fähigkeit der Bank die Zettel mit Metall 
einzulösen nicht in Frage gestellt worden. Die Stellung der 
Bank war, wie bereits hervorgehoben, in dieser Beziehung voll­
kommen solide. Wohl- aber lief die Bank Gefahr, nicht das 
vorgeschriebene Verhältnis zwischen Zettelemission und Valuta 
für dieselbe aufrechterhalten zu können. 

Das Streben der Bankdirektion ging deshalb darauf, die 
Grenzen der Zettelausgabe zu erweitern, indem der Bank ge­
stattet wurde zur Zettelvaluta auch solche Aktiva zu zählen, 
welche früher nicht dazu gehört hatten. Schon in einem Schrei­
ben vom 20. Juni 1863 war die Bank berechtigt worden zur 
Valuta für das Zettelausgaberecht den Betrag in Obligationen 
zu zählen, welchen die Bank von der Anleihe von 1862 über­
nommen hatte. Nun wünschte man diese Bestimmung auch 
auf andere Staatspapiere und auf das russische Papiergeld, 
welches die Bank besass, auszudehnen. Snellman hatte auch 
in dieser Frage persönliche Beratungen mit der Bankdirektion. 
Diese resultierten in einem Schreiben der Finanzexpedition vom 
15. August 1866, laut welchem zur Valuta für die Zettelaus­
gabe auch Staatspapiere in ausländis~her oder russischer Münze 
und russische Zettel gezählt werden durften, doch sollten von 
diesen Valuten nicht nur die Zettelschuld der Bank, sondern 
auch Depositionen und die auf Kreditive nicht erhobenen Be­
träge abgezogen werden. 

Von diesen Normen für die Zettelausgabe wurden bald ver­
schiedene Ausnahmen gestattet. Snellman hob in einer Sitzung 
der Bankdirektion den 18. September 1866 hervor, dass es 
wünschenswert sei, den Darlehenbetrieb der Bank zu erweitern, 
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da "die drohende Gefahr einer Missernte im Lande nunmehr als 
überstanden betrachtet werden kann und ein Getreideimport 
in irgend bedeutenderem Umfang infolge dessen nicht notwen­
dig werden dürfte ll

• Er wies hierbei darauf hin, dass die frü­
her erwälinte Vorschrift "über die Berechnung der unbestreit­
baren Forderungen der Bank bei ihren ausländischen Vertre­
tern als Valuta nur für einen gleichen Betrag Zettel nicht als 
unbedingt zu betrachten sei 11 , sondern eigentlich "nur als ein 
zu erstrebendes Ziel ll aufgestellt worden sei. Snellman. war 
deshalb der Ansicht, "dass ein etwas vermehrter Betrag Zettel 
auf Grund der genannten Forderungen ausgegeben werden 
könne ll

• Um das Zettelausgaberecht der Bank zu erhöhen, 
ward ferner im Schreiben der Finanzexpedition vom 22. No­
vember 1866 erklärt, dass die Gelder, welche der Hypoteken­
verein in der Bank deponiert hatte, als Anleihe gebucht wer­
den sollten, "weshalb die der Deposition entsprechende Valuta 
nicht im Monatsvoranschlag des Hypotekenfond~ reserviert zu 
werden brauchte". Dieselbe Bestimmung galt für die Anleihen 
in bar, oder in Obligationen, welche die Bank vom Fiskus 
erhielt, ebenso für die ausländischen Kredite, welche von der 
Bank kontrahiert wurden. Auf diese Weise wurde eine not­
wendige Dehnbarkeit in den Bestimmungen über die Zettelaus­
gabe durchgeführt, welche sonst allzu verhängnisvoll hätten 
werden können. 

Im oben erwähnten Schreiben der Finanzexpedition vom 
15. August 1866 wurde einerseits vorgeschrieben, um die Bank 
gegen alle Eventualitäten sicherzustellen, dass im Hypoteken­
fonds ausser der Valuta, welche die Bank laut Gesetz verpflich­
tet war behufs Einlösung ihrer laufenden Zettel zu besitzen, 
eine Reserve in Valuten vorhanden sein sollte, welche nicht 
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weniger als drei Millionen Mark betrug. . Die Direktion schlug 
indessen vor, dass diese Reserve in einem niedrigeren Betrage 
festgesetzt würde, und die Regierung gestattete, dass sie we­
niger als ~rei Millionen betragen dürfte, dagegen wenn mög­
lich in einer Höhe von zwei Millionen Mark aufrecht erhalten 
werden sollte. 

Alle die genannten Massregeln hinsichtlich des Zettelaus­
gaberechts der Bank waren jedoch mehr oder weniger bedeu­
tungslos, da das einzige wirkliche Heilmittel in der Inanspruch­
nahme ausländischen Kredits bestanden hätte. Snellman schlug 
deshalb auch in einer Sitzung der Bankdirektion den 25. Okto­
ber 1866 vor, in Hamburg für Rechnung der Bank ein Kredi­
tiv auf sechs bis' neun Monate in einem Betrage von fünfhun­
derttausend Mark Hamburger banko aufzunehmen. Die Direk­
toin aber lehnte den Vorschlag ab, da die Bank wahrscheinlich 
nicht im Stande sein würde nach so kurzer Zeit die Anleihe 
zurückzubezahlen und dadurch in eine. missliche Stellung ge­
raten würde. Snellman nahm die Frage in einer gemeinsamen 
Beratung den 6. Dezember von neuem auf, hatte aber jetzt 
seine Ansicht geändert und hob hervor, dass "eine solche An­
leihe natürlich nur dann aufgenommen werden sollte, wenn sie 
unumgänglich notwendig erschiene"; ihm sei mitgeteilt worden, 
heisst es weiter im Protokoll, dass eine grössere Nachfrage 
nach Darlehen in der ."Bank gegenwärtig nicht vorlag; stelle 
man diesen Umstand mit verschiedenen anderen Erscheinun­
gen in der Geschäftswelt zusammen, so scheine der dringend­
ste Bedarf an Vermehrung des Zirkulationsmittels bereits auf­
gehört zu haben; zudem könne der Darlehenbetrieb der Bank 
auch ohne Verstärkung ihrer Valuta in nicht unbedeutendem 
Masse erweitert werden; mit Rücksicht auf die Grundursachen 
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der gegenwärtigen Krisis könne. mit Sicherheit angenommen 
werden, dass dieselbe durch Aufnahme einer Anleihe zu Zir­
kulationszwecken nur aufgeschoben würde, die fragliche Mass­
regel ,würde folglich kein radikales Heilmittel darstellen, son­
dern nur einen Eingriff in den natürlichen Gang der Dinge; 
aus allen diesen Gründen fand Snellman, dass nunmehr kein 
unabweisbares Bedürfnis nach einer Anleihe vorlag. Die Bank­
direktion war indessen anderer Ansicht. Sie hatte allerdings von 
einem kurzfristigen Kredit abgeraten, glaubt~ aber dagegen die 
Aufnahme einer Anleihe auf zwei oder lieber auf drei Jahre 
in einem Betrage von vier Millionen Mark befürworten zu müs­
sen. Zur Begründung hierfür hob die Direktion hervor: "wie 
man von verschiedenen Seiten, besonders in den östlichen Tei­
len des Landes, vernommen, sei der Mangel an nötigem Be­
triebskapital, das unter annehmbaren Bedingungen und mit an­
gemessenen Rückzahlungsfristen bewilligt würde, nicht aber 
die gegenwärtig weniger guten Konjunkturen für den Absatz 
im Auslande die Ursache qazu, dass eine so bedeutende An­
zahl Sägen im Lande den Betrieb eingestellt hatten, und dass 
die früher so lebhafte Holzwarenindustrie, welche ganzen Lan­
desteilen Arbeitsverdienst darbot, jetzt kümmerlich dahinsiechte. 
Man könnte allerdings sagen, dass die Gewerbe in einem 
Lande sich selber helfen müssten, und dass die Privatindustrie 
in einem wohlgeordneten Gemeinwesen keine rechtmässigen 

. Ansprüche auf Beistand von Seiten des Staates hätte, aber 
dieser Satz, dessen Wahrheit nicht bestritten werden kann, 
wenn es Gemeinwesen gilt, wo normale V erhäl~nisse und Ver­
mögen herrschten, dürfte nicht gegenwärtig und mit Grund auf 
Finland angewandt werden können, wo wirkliche Landesheim­
suchungen wie die vielen auf einander folgenden Missernten, 
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im Verein mit anderen mitwirkenden ungünstigen Umständen, 
eine Armut und eine Niedergesch~agenhet hervorgerufen hat­
ten, die das einzelne Individuum nicht zu überwinden vermag, 
es sei denn, dass die vom Staat und dessen Kredit repräsen­
tierte Allgemeinheit hierzu ihren Beistand lieh iI • Dieser Antrag 
blieb ergebnislos, aber seine Richtigkeit sollte während der zu­
nächstfolgenden Zeit auf eine nur allzu schlagende Weise an 
den Tat gelegt werden. 

Im folgenden Jahr, 1867, ward nämlich das bereits früher 
durch dicht auf einander folgende schlechte Jahre so hart ge­
prüfte Finland von einer Missernte und daraus folgenden Not 
betroffen, die so gross war, dass ihres Gleichen fast zweihun­
dert Jahre weiter zurück in der Vergangenheit, zu Ende des 17 
Jahrhunderts, gesucht werden muss. Die Regierung tat was 
sie vermochte, um die Not durch Anordnung öffentlicher Arbei­
ten und Einfuhr von Getreide zu lindern. Aber die Not war zu 
gross,. um durch die Massregeln gehoben werden zu können, 
welche von der Regierung getroffen wurden, und der Einzelne 
vermochte nur in geringem Masse der Regierung in diesen Hilfs­
massregeln behilflich zu sein. Bettlerscharen aus den von der 
Missernte heimgesuchten Gegenden, unter ihnen auch Familien, 
welche zu der grundbesitzenden Klasse gehörten, überschwemm­
ten die Teile des Landes, welche von der Missernte verschont. 
geblieben, und brachten Hungertyphus und andere Krankheiten 
mit, welche nachher immer zahlreichere Opfer verlangten. Das 
Land war wie gelähmt. Man verzagte an der Zukunft, und 
die vollständigste Hoffnungslosigkeit bemächtigte sich aller Ge­
müter. Die düsteren Erinnerupgen aus jener Zeit haben so 
·tiefe Spuren hinterlassen, dass sie noch in der Überlieferung 
lebendig sind, und noch heute, obgleich jüngere Generationen 
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an deren Stelle getreten sind, welche damals ihren schwe­
renf wie es schien, trostlosen Kampf kämpften, geschieht es 
nicht selten" dass wenn eine Frostnacht droht, die Gespenster 
von 1867 emportauchen, trotzdem ja die Verhältnisse heute 
ganz andere. sind durch Einführung einer rationelleren Land­
wirtschaft, durch Ausdehnung des Eisenbahnnetzes, durch er­
höhten Wert der Wälder, durch Verwertung der Wasser­
kraft in unseren Stromschnellen für Bedürfnisse der Industrie 
und durch die allseitig verbesserte wirtschaftliche Stellung im 
Lande. 

Es bedurfte indessen nicht mehr als einiger guten Jahre, 
um die Schäden zu heilen und die Zukunft wieder licht und 
hoffnungsvoll erscheinen zu lassen. Der Staatskörper war bald 
wieder im Besitz seiner ganzen Elastizität. Auf allen Gebieten 
blühten Leben uhd Unternehmungslust auf. 

Nur in einer Beziehung waren die Spuren der Missernten 
von 1867 und der vorhergehenden Jahre noch viel später be­
merkbar, nämlich inbezug auf den ·Bodenwert, welcher noch 
anderthalb Jahrzehnte darnach sich nicht von dem Preisfall 
erholt hatte, welchen die Missernten hervorgerufen hatten. Der . . 
Zweifel an der Möglichkeit einer Landwirtschaft. bei uns, c;lie 

. grosse Anzahl Landgüter, welche auf den Markt kamen, indem 
der neugegründete Hypotekenverein gezwungen worden war 
Hunderte von Landgütern zu erwerben, von denen ein Teil 
noch zu Anfang der achtziger Jahr~ sich in den Händen des 
Vereins btrfand; die Neigung der wohlhabenderen Klassen Land­
güter :hicht nur nicht zu kaufen, sondern eher sogar auch die 
zu verkaufen, welche sich seit alters in ihrem Besitz befunden 
hatten; der Mangel an Kapital bei den Bauern, vielleicht auch 
ihre mangelnde Fähigkeit den Boden ,zu bebauen; alles dies 
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trug dazu bei lange Zeit den Wert des Bodens darniederzu­
halten. Aber auch hierin trat zu Anfang der achtziger Jahre 
eine Veränderung ein, dank den verbesserten Verkehrsanstal­
ten und dem erhöhtem Werte des Waldes; und seitdem ist 
der Bodenpreis unaufhörlich gestiegen und hat sich die wirt­
schaftliche Stellung des grundbesitzenden Bauernstandes ver­
bessert. 

Wie früher unter ähnlichen Verhältnissen nahm der Fiskus 
auch jetzt Finlands Bank für Darlehen in Anspruch. Im Schrei­
ben vom 16. September 1867 benachrichtigte die Finanzexpedi­
tion, dass sie inbezug auf Ankauf und Einfuhr von Getreide 
für Rechnung des Fiskus Verträge abgeschlossen hatte und, 
,lauf Grund der vom Kaiserlichen Senat gegebenen Autorisa­
tion ((, behufs Bestreitung der Kosten Wechsel auf drei Monate 
auf sich ausstellen liess, welche, mit dem AkZept der Expedi­
tion versehen, zwecks Diskontierung dem Kontor in S:t· Pe­
tersburg eingereicht werden würden; solche Wechsel sollten 
in einem Betrage, der mindestens einer Million finnischer Mark 
entsprach, zur Diskontierung im Kontor entgegengenommen 
werden. Die Finanzexpedition akzeptier~e ebenso Wechsel von 
"Händlern und Kaufleuten 11 , mit welchen die Expedition inbe­
zug auf Vorschüsse aus öffentlichen Geldern für den Import 
von Getreide ins Land Übereinkommen getroffen hatte, und 
auch diese Wechsel musste die Bank diskontieren. Laut Pro­
tokoll der Direktion vom 11. November waren diese Diskontie­
rungen auf einen Betrag von, zwei Millionen Mark begrenzt 
worden, welcher Betrag jedoch bereits überschritten worden 
war. Wie die Finanzexpedition im Schreib.en vom 17. Septem­
ber ausserdem mitteilte, könne man voraussehen, IAass die Ge­
schäftsleute bedeutende Quantitäten Cerealien aus dem Aus-
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lande ins Land einführen würden; mit Rücksicht darauf, dass 
diese Ware nur gegen bar gekauft werden konnte, sei anzu­
nehmen, dass. die Kaufleute den Wunsch haben würden, so­
lange die Ware unverkauft war, durch ihre Hypotezierung 
das darin gebundene ansehnliche Kapital freizumachen"; infolge 
dessen habe der Senat verordnet, "dass die Bank vorläufig 
auch gegen Hypotek von ausländischen und russischen Getrei­
desorten und Mehl Darlehen ausgeben möge'. Die Aktiva der 
Bank wurden hierdurch in hohem Grade geschwächt. In~em 
aber der Fiskus bei M. A. von Rothschild & Söhne in Frank­
furt alM einen Kredit von anderthalb Millionen Thalern auf­
nahm, konnte das in diesen Geschäftstransaktionen gebundene 
Kapital der Bank wieder freigemacht werden. 

Während dieser an wirtschaftlichen Prüfungen so reichen 
Zeit stand Finlands Bank nicht mehr allein, sondern hatte ne-, 
ben sich die Föreningsbanken i Finland, deren Begründung im 
Vorhergehenden erwähnt .worden ist. Auch diese Bank hatte' 
in ihrer Tätigkeit die Wirkung der schweren Zeiten erfahren, . . 
auch sie hatte bedeutende Verluste erleiden müssen. Sie war 
auc~ noch nicht genügend stark geworden, um den Schwierig­
keiten die Spitze bieten zu können. Auf~ Grund der Verord­
nung von 1866 ~ber Privatbanke:p. hatte die Föreningsbank das 
Recht zur Zettelausgabe erhalten, aber nur für den Maximibe­
trag von einer Million. fünfhunderttausend Mark, welcher dem 
halben Aktienkapital der Bank entsprach. Während einer spä­
teren Zeit, als die gesamte Zettelausgabe im Lande vermehrt 
wurde, während die der Föreningsbank unyerändert blieb, er­
hielt die Letztere immer geringere Bedeutung, bis das Zettel­
ausgaberec~t der privaten Banken, deren sich keine der später 
en~standenen Privatbanken bediente, durch die Verordnung vom 
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10. Mai 1886 aufgehoben wurde. Um die in Rede ·stehende 
Zeit entsprachen diese Zettel jedoch einem nennenswerten Teil 
der ganzen Zettelausgabe im Lande. Anfangs lag ein Teil der 
Verpflichtung auch diese einlösen zu müssen auf Finlands Bank. 
So enthält das Protokoll der Direktion für den 4. Oktober 1867 
eine Anzeige aus dem Äboer Kontor, dass das Kontor der 
dortigen Föreningsbank einen Betrag von etwas über zehntau­
send Mark präsentiert hatte, welcher in Anbetracht mangelnder 
Kasse von der genannten Bank nicht eingelöst worden war. 

Das Saldo in den Fonds der Bank betrug zu Ende des Jah­
res 1867 Fmk 11,669,703: 15. Hierin sind nicht miteingerech­
net die Übertragungen in den Amortissementsfonds im Jahre 
1859 in einem Betrage von Fmk 2,518,488, auch nicht verschie­
dene Anweisungen für Irrenanstalten, für die Realschulen, für 
die Förderung der Landwirtschaft u. s. w., welche im Verlauf 
der Jahre aus dem Gewinn der Bank in einem Gesamtbetrage 
von Fmk .1,614,17.2 ausgezahlt worden waren. . 

Hierbei ist aber zu beachten, dass das Resultat nach den 
Büchern besser war als in Wirklichkeit. Denn zu den gros­
sen Verlusten, von welchen die Bank im Anfang der nächst­
folgenden Periode betroffen werden sollte, war bereits jetzt der 
Grund gelegt worden. Der gebuchte Gewinn der Bank muss 
deshalb bei der Beurteilung ihrer Tätigkeit in entsprechendem 
Masse vermindert werden. Doch muss billigerweise anerkannt 
werden, dass die Bank, obgleich sie auch ferner eher nach 
bureaukratischen als nach geschäftsmässigen Ges~chtspunkten 

geleitet wurde, dennoch ihrer Aufgabe in einem ganz ande-
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ren Sinn gewachsen war als während der ersten Periode ihres 
Daseins. 

Dass dies der Fall war und das~ alle die Schwierigkeiten, 
welche vyährend dieser Periode sich der Bank in den Weg 
stellten, glücklich überwunden wurden, ist vor allem das Ver­
dienst der obersten Leitung der Bankverwaltung, das heisst 
des Chefs der Finanzexpedition. Der Anlage wie, den Nei­
gungen nach von einander verschieden, hatten von Haartman, 
Langenskiöld und Snellman, -yvelche mlcheinander während 
dieser Periode den Posten des Finanzchefs bekleideten, das 
eine gemeinsam mit einander, dass sie als Staats- und Finanz­
männer hoch über dem' gewöhnlichen Mass bei uns standen. 

Ein gerechter Teil der Anerkennung muss jedoch auch der 
Direktion der Bank zugewiesen werden. 

In der Zusammensetzung, welche die Direktion zu Beginn 
der vorliegenden Periode hatte, trat 1 845 die Veränderung 
ein, dass der Vorsitzende der Direktion Trapp zum Adjunkten 
des Chefs der Finanzexpedition ernannt ward und Axel Lud­
vig Born verordnet wurde während dieser Zeit den Vorsitz 
in der Direktion zu führen. In demselben Jahr wurde die 
Anzahl' Mitglieder in der Direktion auf drei erhöht, und zum 
neuen' Direktionsmitglied wurde Freiherr August Mannerheim 
ausersehen. 

Im Jahre 1853 erhielt Trapp den Abschied, und Born wurde 
zum ordentlichen Mitglied und Vorsitzenden in der Direktion 
ernannt, zugleich aber zum Adjunkten des Finanzchefs verord­
net, während Federley interimistisch den Vorsitz in der Bank­
direktion übernahm. Zum Mitglied der Direktion wurde der 
oben erwähnte Robert Trapp ausersehen. Im folgenden Jahr, 
1854, verschied Federley," und Robert Trapp wurde nun zum 
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Vorsitzenden verordnet, solange Born Adjunkt des Finanz-· 
chefs war. 

Sie wurden beide 1856 zu Mitgliedern des Senats ernannt, 
und da die Senatoren damals nicht mehr wie ehemals ihre .frü­
heren Ämter behielten, wurden der Posten des Vorsitzenden 
und der Platz eines Direktionsmitgliedes ordentlich besetzt, der 
erstere mit Frans Ivar Edelheim und der letztere mit Johan 
Henrik Nordensvan. 

Der Letztgenannte erhielt 1858 den Abschied, und nun 
wurde zum Direktionsmitglied August Törnqvist ausersehen, 
welcher seit 1854 Schriftführer der Bank gewesen war und 
bereits in dieser Eigenschaft in hervorragender Weise die ihm 
erteilten Aufträge ausgeführt hatte, so auch während der schwie­
rigen Zeit zu Ende der fünfziger Jahre bei den Unterhand­
lungen über die Millionenkredite in S:t Petersburg. Törnqvist 
übernahm den Posten eines geschäftsführenden Direktors der 
Föreningsbank nach dem Tode des Gründers der Bank Hen­
rik Borgström im Jahre 1865. Als die Direktion von Finlands 
Bank im Jahre 1859 ein Gutachten abgeben sollte über einen 
Vorschlag, welcher darauf hinauslief, dass für die Provinz Abo 
und Björneborg eine Privatbank mit dem Recht der Zettelaus­
gabe errichtet werden sollte, war Törnqvist der Ansicht, dass 
mit Rücksicht darauf, dass Finlands Bank das Recht erhalten 
hatte Depositionen entgegenzunehmen, und da die Errichtung 
von Hypotekenvereinen gestattet worden war, die wesentlich­
sten Mängel im Kreditwesen des !--andes behoben worden wa­
ren, und bezweifelte, dass es zweckmässig sei, "durch gleich­
zeitige Eröffnung privater Bankgesellschaften noch mehr Aus­
wege für den Kredit zu eröffnen, welche in gewisser Beziehung 
im Lande bereits über die Grenzen in Anspruch genommen 
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wurden, die d~rch die Fürsorge um das allgemeine Wohl be­
dingt wareni,. 

Im Jahre 1858 wurde Edelheim zum Mitglied des Senats 
ernannt, und den Platz des Vorsitzenden in der Direktion über­
nahm Blidberg, welcher solchermassen von dem Posten eines 
Buchhalters, den er, wie erwähnt, bereits während des ersten 
Tätigkeitsjahres der Bank erhalten hatte, allmählich bis zum 
führenden Platz in der Direktion der Bank befördert worden 
war. Er verblieb in diesem Amt bis zum Jahre 1861. Zu 
seinem Nachfolger als Vorsitzender in der Direktiol'l wurde der 
Referendarsekretär Karl Björkman ausersehen. 

Zum Direktionsmitglied ;vurde Lars Langenskiöld im Jahre 
1858 ernannt, als Blidberg den Vorsitz in der Direktion über­
nahm. Er trat bereits 1861 zurück, und sein Nachfolger wurde 
im darauffolgenden Jahr August Florin, der damals erster Käm­
merer der Bank war. 

Bei Törnqvists Abgang im Jahre 1865 trat an seine Stelle 
Victor von Haartman, der im Jahre darauf nach Björkman zum 
Vorsitzenden der Direktion ausersehen wurde. 

Gleichzeitig ging Freiherr Mannerheim ab, und zu Mitglie­
dern der Direktion statt seiner und von Haartmans wurden 
1867 Reinhold Frenckell und Albert 'Verner Nykopp auser­
sehen, von welchen Frenckell bereits von Anfang 1866 an 
zum zweiten Direktor verordnet worden war, "um an den 
Beratungen und Beschlüssen der Bankdirektion teilzunehmen; 
so oft seine Anwesenheit für diesen Zweck dem Vorsitzenden 
notwendig erschien". 
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Wie oben erwähnt, wechselte die Bank ihren Namen im 
Jahre 1817, wo sie an Stelle ihrer ursprünglichen Benen­
nung "W echsel-, Darlehen und I?epositions-Comptoir" für die 
"Wechsel- Depositions- und Darlehen-Bank des Grossfürsten­
tums Finland Il erklärt wurde. Die Verordnung vom 21. 
April 1840 gebraucht den Ausdruck "Finlands Wechsel-, De­
positions- und Darlehen-Bank. 1I Die Instruktion vom 18. No­
vember 1840 enhält· in ihrem ersten Paragraph den Satz: 
"Die Bank des Grossfürstentums Finland, den 30. Novem­
ber (12. Dezember) 1811 anlässlich eines untertänigen An­
trags der Landstände beim Landtag in Borgä unter der Be­
nennung Wechsel-, Darlehen- und Depositions-Comptoir be­
gründet, und später allerhöchst für Finlands Bank erkläre', 
aber im Titel der Instruktion sowie im Titel des ersten Ka­
pitels derselben wird der Ausdruck "Finländische Bank" ge­
braucht, und dies ward während einiger Jahrzehnte die 
gewöhnliche Benennung der Bank. Die Verordnungen vo+D 
13. April und 9. November 1859 führten die Firmabezeich­
ung ein, welche die Bank später behielt, nämlich: Finlands 
Bank. 

Die Bank verblieb während dieser· ganzen Zeit ausschliess­
lieh eine Regierungsinstitution. Der in der Instruktion von 
1840 enthaltene Hinweis auf den Antrag des Borgäer Landtags 
über die Begründung der Bank deutet jedoch darauf hin, dass 
der Gedanke an das Recht des Landtags hinsichtlich der Ver­
waltung der Bank nicht in Vergessenheit geraten war. Und 
hierfür spricht auch der Umstand, dass die Kaiserliche Ver­
ordnung vom 21. April 1840 über die Um organisation der 
Bank die Bestimmung enthielt, dass die Revision der Bank "in 
Gegenwart von vier Deputierten, welche unser Senat jährlich 
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aus jedem der vIer Stände des Landes auserslehtil , ausgeführt 
werden sollte. 

Aber erst als die Landtage in den sechziger Jahren wie­
der auflebten, ward ~ie Absicht des Borgäer Landtags ver­
wirklicht, nämlich dass die Bank eine Nationalbank unter der 
Verwaltung und Verantwortlichkeit der Stände werden sollte. 
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IV. 

1868-1911. 

Als die Stände in den, Jahren ,1863-64, zum ersten Mal 
nach dem Landtag in Borga und folglich nach einer Zwischen­
zeit von mehr als 50. Jahren, sich von neuem versammelten, 
wurde ihnen eine Vorlage über die Verwaltung von Finlands 
Bank übergeben, in welcher ~eine Kaiserliche Majestät dem 
Langtag 'anbot, die Verwaltung des primitiven und des Hypo­
tekenfonds der Bank wie auch die Verantwortung für dieselben 
zu übernehmen. 

. ; 

Hinsichtlich des' Staats fonds und des Militärfonds erschien es 
dagegen in verschiedenen Beziehungen ungeeignet jetzt schon 
Veränderungen vorzunehmen" und infolge dessen wurden diese 
Fonds auch fernerhin von der Bankdirektion unter der Ober­
aufsicht des Senats verwaltet. 

Während der Behandlung der Frage im Landtag erhoben 
nicht nur verschiedene Mitglieder des Bauernstandes, im Auf­
trage ihrer Kommittenten, sondern auch Mitglieder der Ritter­
schaft und des Adels gegen die vorgeschlagene Massregel Wi­
derspruch, indem sie hierbei dem Vorbilde des Bauernstandes 
im schwedischen Reichstage folgten, als es si~h dort um die 
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Übernahme der Palmstruchschen Bank handelte. Die überwie­
gende Mehrzahl 'in sämtlichen Ständen genehmigte jedoch die 
Vorlage in der Hauptsache, während zugleich verschiedene 
Abweichungen von derselben vorgenommen wurden. 

Besonders waren es zwei Punkte, in welchen der Landtag 
nicht geneigt war, die Vorlage der Regierung anzunehmen. 

Der eine betraf die oben erwähnte Anweisung für die Irren­
pflege, die Realschulen und die Förderung der Landwirtschaft 
in einem Gesamtbetrage von 44,000 Rubel jährlich. Mit Rück­
sicht auf die grossen Ausgaben, welche der Fiskus durch Amor­
tisation und Zinsenzahlung für die behufs Deckung der Kriegs­
~osten aufgenommenen Anleihen' sowie durch die Hilfsmass­
regeln bei den in den Jahren 1856 und 1862 eingetroffenen 
schweren Missernten zu tragen hatte, war es notwendig er­
schienen, die genannten Anweisungen vorläufig noch aus dem 
Bankgewinn zu decken, und die Regierungsvorlage sprach die 
Hoffnung aus, dass die Stände, nachdem sie von dem Zustande 
des Staatshaushaltungsplanes Kenntnis genommen hatten, die 
Billigkeit dieser Vorbehalte anerkennen würden. 

Die Stände waren indessen anderer Ansicht. In der Bank­
kommission, der die vorbereite:r;de Behandlung der Frage über­
tragen worden war, ging man so weit, dass man nicht nur 
ganz und gar die Bank von diesen jährlichen Auszahlungen 
an den Fiskus zu befreien wünschte, sondern noch darüber 
hinaus eine Äusserung in der Richtung vorschlug, dass "der 
Fiskus die früher von der Bank erhaltenen Beiträge ihr wieder 
zurück erstatten sollte. (( Der Landtag beschränkte sich jedoch 
darauf zu bitten, dass die fraglichen Beiträge mit Ablauf des­
jenigen Jahres, wo der folgende Landtag abgeschlossen würde, 
aufhören sollten. 
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Die zweite hauptsächliche Meinungsverschiedenheit zwischen 
der Regierung und dem Landtag von 1863-1864 betraf den 
Modus für die Ernennung des Vorsitzenden und der Mitglieder 
der Bankdirektion. 

Die Regierungsvorlage schlug in dieser Beziehung vor, dass 
die Bankbevollmächtigen das Recht erhalten sollten, bei der 
Besetzung der nächsten zwei Vakanzen in der Direktion dem 
Verwaltungs departement des Senats zwei hierfür geeignete Per­
sonen vorzuschlagen, von denen Seine Majestät auf Vorschlag 
des Departements den einen ernennen sollte. Und zwei in 
dieser Weise ernannte Direktoren sollten stets im Namen der 
Stände in der Bank fungieren. Die Ernennung der übrigen 
Direktoren sowie die des Vorsitzenden der Bankdirektion be­
hielt sich die Regierung vor. 

Hiergegen wandte die Bankkommission ein, dass der in der 
Regierungsvorlage vorgeschlagene Modus für die Ernennung 
der Bankdirektoren zu Spaltungen und Meinungsverschiedenhei­
ten in der Direktion der Bank führen könnte. Es sei nämlich 
möglich, dass die auf verschiedene Weise ernannten Direkto­
ren, infolge einseitiger und deshalb auch unrichtiger Auffassung 
ihrer Amtspflicht, zwei verschiedene Parteien innerha~b dersel­
ben Behörde bilden würden, zwischen denen die Streitigkeiten 
umso' bedenklicher ,werden könnten, als die eine Seite bei Vo-· 
tierungen dank der entscheidenden Stimme des Vorsitzenden 
immer auf ein sichereres Übergewicht rechnen konnte. Wenn 
man wiederum den Betrag der bedeutenden Fonds berücksich­
tigte, welche unter der Aufsicht der Bankbevollmächtigten der 
stände verwaltet werden würden und welche den Fonds des 
Zivil- und Militärfiskus entsprachen oder dieselben überstiegen, 
so schien eine natürliche Gerechtigkeit, und Billigkeit zu for-
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dern, dass der Einfluss der Stände und der Regierung bei der 
Ernennung der Bankdirektoren in möglichstem Masse gegensei­
tig und gleichgestellt würde. Denn sowohl die Stände wie die 
Regierung hätten offenbar ein gemeinsames und in gleichem 
Masse staatserhaltendes Interesse daran, dass die Wahl von 
Bankdirektoren, in Übereinstimmung mit dem Paragraph 10 der 
Regierungsform, auf die verständigsten, würdigsten und für das 
Amt geeignetsten Personen falle sowie dass, gemäss dem vier­
ten Punkt der Vereinigungs- und Sicherheits akte, Geschicklich­

.keit, Verdienst, Erfahrung und erprobte bürgerliche Tugend 
der einzige und rechte Grund auch bei der Beförderung zu 
Bankdirektorämtern verblieben. Die Kommission könne für 
ihren Teil nicht in Zweifel ziehen, dass nicht die Bankbevoll­
mächtigten der Stände bei der Errichtung von Kandidatenlisten 
zu den genannten Ämtern die Vorschriften dieser Grundgesetze 
beobachten würden, wie auch die Kommission ke~nen Grund 
dafür einsah, warum diese Kandidatenlisten, wie in der Regie­
rungsvorlage vorausgesetzt wird, nur zwei Personen enthalten 
sollten, während der oben zitierte Paragraph der Regierungs­
form ausdrücklich vorschrieb, dass zu allen Ämtern drei Kan­
didaten vorgeschlagen werden sollen. Da Seine Majestät das 
unbestrittene Recht habe unter den vorgesc?lagenen denjenig~n 
zu ernennen, den er für den geeignetsten hält, dürfte nach 
Ansicht der Kommission, "das Übergewicht gewahrt sein, wel­
ches die Grundgesetze Finlands dem Monarchen als dem höch­
sten Regenten des Landes zuerkennen, auch wenn die Kandida­
tenlisten zu sämtlichen Bankdirektorämtern von den Bankbe­
vollmächtigten der Stände errichtet werden dürfen". 

Auf Grund dessen glaubte die Kommission bei der Beset­
zung sämtlicher in Zukunft vakant werdenden Bankdirektorämter 

214 



den Modus befürworten zu müs~en, dass die Bankbevollmäch­
tigten, nachdem die Vakanz und die Zeit, innerhalb welcher 
die Gesuche einzureichen seien, in üblicher W E;ise bekanntge­
macht worden, in Übereinstimmung mit den Vorschriften der 
Grundgesetze drei Kandidaten vorschlügen, wogegen kein Ap­
pell gestattet wäre, und dass Seine Majestät, nachdem das Ver­
waItungsdepartement des Kaiserlichen Senats in der Frage ein 
untertäniges Gutachten abgegeben, allerhöchst einen der Vor-

,geschlagenen ernenne, indem es zugleich Seiner Majestät vor­
behalten bliebe, auf Vorschlag des Kaiserlichen Senats, einen 
unter den Bankdirektoren zum Vo~sitzenden in der Direktion 
auszuersehen. 

Der Vorschlag der Kommission wurde vom Landtag geneh­
migt und, obgleich die vom Landtag solchermassen an der Vor­
lage vorgenommenen Änderungen nicht unwesentlich waren, 
schien doch eine Sanktion des Beschlusses des Landtages in 
Aussicht 'zu stehen, zumal die Vorlage ausdrücklich betont 
hatte, dass die Regierung nicht die Absicht hatte, die Stände 
in dieser Frage an di~ in der Vorlage vorgeschlagenen 12estim­
mungen zu binden, sondern ,dass abweichende Vorschläge in 
Erwägung gezogen werden würden. Es zeigte sich indessen, 
dass die Frage dieses mal noch nicht ihrer Lösung entgegen­
geführt werden konnte. 

In erster Linie war es der Finanzchef Snellman, der bei der 
Behandlung der Angelegenheit im Senat darauf drang, die Über­
gabe der Bank an die Stände aufzuschieben, und in einem be­
sonders ausführlichen Vortrag zum Protokoll des Senats dieses 
sein Verlangen begründete. 

Wie früher erwähnt, hatte der Landtag die Bestimmung des 
Zeitpunktes, wo die Bank für die Silberauswechslung geöffnet 
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werden sollte, von dem gemeinsamen Beschluss der Regierung 
und der Bankbevollmächtigten abhängig gemacht, und da die 
Stände zugleich als eine Voraussetzung für die Silberauswechs­
lung eine notwendige Verstärkung der metallischen Kasse der 
Bank durch Aufnahme einer Staatsanleihe von acht Millionen 
Mark hervorgehoben hatten, befürchtete Snellman, dass die 
Bankbevollmächtigten sich von den vom Landtag solchermas­
sen aufgestellten Vorbe~a1ten gebunden betra,chten würden, und 
dass die Münzreform deshalb nicht auf dem bereits eingeschla­
genen Wege durchgeführt werden und am allerwenigsten der 
Senat den Zeitpunkt für dieselbe bestimmen oder die für die 
Durchführung derselben notwendigen Massregeln ergreifen 
könnte. Er hob hervor, da~s in jedem Fall diese für das Land 
so ausserordentlich wichtige Angelegenheit davon abhängen 
würde, wie "die Bankbevollmächtigten ihren Auftrag und ihre 
Rechte individuell auffassen würdenll , und er betonte, dass "eine 
Kollision in der angegebenen Beziehung zwischen der Regie­
rung und den Bevollmächtigten der Stände auch von politi­
schem Gesichtspunkt aus zu. bedauern wärell. Snellman glaubte 
nicht befürworten zu können, dass man "den Erfolg einer so 
delikaten Operation, wie der fraglichen, ganz und gar von 
deren Zustimmung abhängig m achte 11. Er fand es "UillSO be­
denklicher, als die Vorschriften für die Silberauswechslung im 
innigsten Zusammenhang mit der Reform des Münzwesens des 
Landes stehen, hinsichtlich ~essen die Bankbevollmächtigten 
keine beschliessende, nicht einmal eine beratende Befugnis be­
sitzenll . Aus der bemerkenswerten Begründung in Snellmans 
Vortrag mag noch folgendes angeführt werden: "Der Beschluss, 
dass metallische Münze der einzige gesetzliche Wertmesser im 
Lande sein soll, hängt allein von Seiner Majestät ab, und die 
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Öffnung der Bank für Silberauswechs1ung ist eine seibstver­
ständliche Folge dieses Beschlusses. Der Beschluss setzt aber 
auch die Bestimmungen und Massregeln voraus, welche eine 
notwendige Bedingung für seine Ausführung sind. Wie sollte 
da die Beschaffenheit dieser Bestimmungen und Massregeln von 
der Zustimmung der Bankbevollmächtigten abhängig gemacht 
werden können? Die Gefahr, um nicht zu sagen die Absurdi­
tät eines solchen Schrittes ist so offenbar, dass sie nicht über-. .. 
sehen werden dürfte". 

Auch an anderen Punkte im Antwortschreiben der Stände 
hatte Snellman Ausstellungen zu machen. "Jeder", heisst es 
hier, "der den Verhandlungen in dem soeben abgeschlossenen 
Landtage in den Fragen folgte, welche das Geldwesen des 
Landes betreffen, konnte sich davon überzeugen, wie unsicher 
die Ansichten in diesen Fragen waren", und "bei aller Ach­
tung vor den von den Ständen ausersehenen Bankbevollmäch­
tigten" berief er sich als auf "eine bekannte Tatsache, dass das 
Bankwesen und der Betrieb des Bankgeschäfts für die Mehr­
zahl derselben ein neues Feld ist". 

Von den übrigen Mitgliedern des Senats stimmte kein ein­
ziger der Ansicht des Finanzchefs Snellman bei, wohl aber gab 
es welche, die aus anderen Gründen eine Ablehnung des Vor­
schlags der Stände beantragten. Die Mehrzahl glaubte dage­
gen den Vorschlag in seinem ganzen Umfange befürworten zu 
können, jedoch mit folgendem Zusatz: "falls Seine Kaiserliche 
Majestät die Anträge der Stände allerhöchst genehmigt und 
folglich auch den von ihnen ausgesprochenen Wunsch, dass 
die aus dem primitiven und dem Hypotekenfonds zu verschie­
denen Zwecken angewiesenen jährlichen Summen VOh etwa 
44,000 Rubel nur bis zum Ende desjenigen Jahres zur Aus-
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tahlung gelangen sollen, wo der nächste Landtag abgeschlos­
sen werden wird, der Fiskus aber um jene Zeit noch nicht 
ohne diese Anweisungen aus~ommen kann, so wird es in sol­
chem Falle notwendig sein, dass den dann versammelten Land­
ständen eine Regierungsvorlage darüber· übergeben wird, in 
welcher Weise die mit den erwähnten Anweisungen bis dahin 
bestrittenen Ausgaben in Zukunft gedeckt werden sollen" .. 

Betreffend den Zeitpunkt für die Übergabe der Bank an die 
Stände fand die Mehrzahl des Senats, dass er nicht in einem 
so unmittelbaren Zusammenhang mit der Münzreform stand, 
dass ein Aufschub desselben begründet wäre, und schlug des­
halb vor, dass die Übergabe bereits den 1. Januar 1865 statt 
finden sollte. 

Auch der Generalgouverneur befürwortete den Antrag· des 
Landtags in der Hauptsache. 

Snellman gab sich indessen hiermit nicht zufrieden, sondern 
drückte in einem Brief an den Ministerstaatssekretär seinen Kum­
mer in Worten aus, welche andeuteten, dass er die Absicht 
hatte, sein Bleiben davon abhängig zu machen, dass seine An­
sicht beachtet würde. 

Das Komitee für finländische Angelegenheiten scheint anfangs 
der Ansicht gewesen zu sein, dass der Antrag der Ställde ge­
nehmigt werden könne, jedoch mit dem Vorbehalt, dass die 
Anweisungen von 44,000 Rubel für verschiedene öffentliche 
Zwecke auch fernerhin aus dem Bankgewinn gezahlt werden 
sollten. 'Dieser Vorschlag wurde. jedoch höchsten Ortes nicht 
vorgetragen, sondern die Angelegenheit blieb einige Zeit ruhen, 
und als sie später von neuem im Komitee zur Behandlung kam, 
beschloss dieses, dass die Frage für diesmal unentschieden blei­
ben, zum folgenden Landtag aber eine neue Vorlage aus ge-
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arbeitet werden sollte, in welcher die Wünsche des Landtags 
Berücksichtigung finden sollten, auss'er inbezug auf die erwähn­
ten Anweisungen sowie hinsichtlich des Modus für die Ernen­
nung des Vorsitzenden in der Bankdirektion, in welchen Punk­
ten die Bestimmungen der dem Landtag von 1863-1864 über- , 
gebenen Regierungsvorlage unverändert bleiben sollten. Dieses 
letztere Gutachten des Komitees fand dann beim Vortrag der 
Frage die allerhöchste Genehmigung. 

Bei diesem Ausgang der Angelegenheit konnten die vom 
Landtag ausersehenen Bankbevollmächtigten, der Referendarse­
kretär Johan Fridolf Pipping, der Kanzleirat Gabriel Rein, der 
Konsul Reinhold frenckell un,d der Professor Johan Wilhelm 
Rosenberg nicht in Funktion treten. Nach Snellmans Äusse­
rung lag allerdings kein Hindernis vQr, dass "die Bankbevoll­
mächtigten den ihnep. von den Ständen übergebenen Auftrag 
annahmen", auch "wenn Seine Majestät die eine oder andere 

'Bestimmung des Vorschlages ungeeignet finq.et" ul}d diese des­
halb nicht genehmigt wird. Aber so wie die Entscheidung 
allerhöchsten Ortes fiel, wurde die fragliche Reform in ihrer 
Gesamtheit bis zum Landtag von 1867 aufgeschoben, welchem 
eine neue Vorlage in der Frage übergeben ward. ' 

In der, neuen Vorlage wurde hervorgehoben, dass das, was 
der Landtag von 1863-':"'1864 in seine~' Antw01~tschreibenüber 
die Eröffnung der Silberauswechslurig .in. der Bank geäussert 
hatte, gegenstandslos geworden sei, nachdem "Seine Kaiserliche 
Majestät durch die alierhöchste Verordnung vom 8. 'November 
1865 bef0hlen, dass vom '13. desselben Monats an metallische 
Münze die einzige gesetzlich g~ltende Münze in. Finland seln 
soll". Hinsichtlich der Anweisungen für öffentliche Zwecke 
und des Modus für die Ernennung des Vorsitzenden der Bank-
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direktion war die neue Vorlage in Übereinstimmung mit der 
früheren abgefasst worden, im übrigen aber hatten "die von 
den Ständen ausgesprochenen Wünsche und Vorschläge" Beach­
tung gefunden. 

Als diese Vorlage im Landtag von 1867 zur entscheidenden 
Behandlung gelangte, gaben die Stände zu, dass die fraglichen, 
für verschiedene Staatszwecke angewiesenen Beträge im Ver­
hältnis zu den Mitteln der Bank und dem Umfang ihres Betrie­
bes nicht besonders bedeutend waren, und da sie zugleich nicht 
umhin konnten die Verminderung in Betracht zu ziehen, welche 
die Einnahmen des Fiskus infolge der ungünstigen und ge­
drückten wirtschaftlichen Verhältnisse erlitten hatten, glaubten 
die Stände mit Rücksicht al,lf. die Vorteile, welche die Bank 
von Seiten des Staates genossen, darauf eingehen zu können, 
dass diese Anweisungen aus der Bank gezahlt wurden, bis in 
Zukunft sich Auswege eröffneten, die genannten Bedürfnisse in 
anderer Weise zu decken. 

Hinsichtlich der Ernennung des Vorsitzenden in der Bank­
direktion bestimmte die Vorlage, dass derselbe "von Seiner 
Kaiserlichen Majestät in der Weise ernannt werden sollte, die 
bisher beobachtet worden war oder in Zukunft von Seiner 
Majestät vorgeschrieben werden kann". Um nicht die Reform 
selbst zu gefährden, sahen sich die Stände nun veranlasst ihren 
Beschluss in Übereinstimmung hiermit zu fassen. 

Der Landtag hatte sich also in diesen Teilen dem Stand­
punkt gefügt, den die Regierung in der Frage einnahm. In 
anderen Teilen der Regierungsvorlage nahm der Landtag 
Änderungen vor, äusserte aber in seinem Antwortschreiben, 
dass die Änderungen, "obgleich von recht grosser Bedeutung", 
dennoch den Ständen nicht als so unerlässlich. erschienen, dass 
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die Zustimmung Seiner Kaiserlichen Majestät als Bedingung 
für die Annahme der Vorlage zu betrachten sei, weshalb die 
Stände erklärten, dass sie, falls Seine Majestät die vorgeschla­
genen Änderungen nicht genehmigte, die Vorlage unverändert 
annahmen. 

Den 9. Dezember 1867 erschien eine Verordnung in Über­
einstimmung mit dem Beschluss des Landtags, ausser hinsicht­
lich der Zettelausgabe, in welchem Teil die früheren Bestim­
mungen beibehalten wurden. Da diese Verordnung für Fin­
lands Bank, in der Weise wie ihre Tätigkeit sich späterhin ge­
staltete, von grundlegender Bedeutung ist, dürfte eine Wie­
dergabe derselben hier am Platz sein. Sie hat folgenden 
Wortlaut: 

Wir ALEXANDER der Zweite, von Gottes Gnaden Kaiser und 
Selbstherrscher aller Reussen, Zar von Polen und Grossfürst von 
Finland &c. &c. &c. tun kund: Mit Zustimmung der Stände Fin­
lands wollen wir hinsichtlich der Verwaltung von Finla'nds Bank, 
behufs Nachachtung vom 1. Januar 1868, allerhöchst folgendes be­
stimmen und verordnen: 

§ 1. Die Stände erhalten unter ihre Verwaltung und Verant­
wortung den in der Bank errichteten primitiven und den Hypote­
kenfonds, welche darnach gemeinsam und ausschliesslich den Namen 
Finlands Bank führen, und beaufsichtigen durch ihre Bevollmächtig­
ten die Verwaltung der Bank; der der Bankdirektion zur Verwal­
tung übergebene Staatsfonds und Militärfonds sollen dagegen wie 
bisher abgesondert von den erstgenannten Fonds unter der Aufsicht 
des Senats für Finland verbleiben. 

§ 2. Die auf Grund von allerhöchsten Verordnungen Seiner Kai­
serlichen Majestät bisher aus dem Hypoteken- und dem primitiven 
Fonds behufs Bestreitung der Kosten für die Irrenpflege, die Real­
schulen und für verschiedene Anstalten ,zur Förderung der Land­
wirtschaft angewiesenen etwa einhundert sechsundsiebzigtausend 
Mark jährlich sollen bis auf weiteres aus den Summen von Fin­
lands Bank gedeckt werden; ebe.nso soll Finlands Hypotekenverein, 
welchem den 19. Juni 1860 aus den Zinsen des primitiven Fonds 
allerhöchst eine jährliche Unterstützung von sechzigtausend Mark 
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bewilligt worden, welche zehn Jahre lang als Darlehen dem Verein 
zukommen sollen, diesen Vorzug auch fernerhin behalten. 

§ 3. Der Zivilfiskus, dessen Fonds nebst dem Militärfonds in 
Zukunft von der Bankdirektion verwaltet werden, wird mit keinen 
Geldbeiträgen für die Gehälter und Ausgaben der Bank belastet. 

§ 4. Bei jedem Landtag werden vier Bankbevollmächtigte ge­
wählt, einer für jeden Stand, innerhalb oder ausserhalb desselben; 
diese sollen unter sich einen Vorsitzenden wähle.n und bis zum 
Ende des darauf folgenden Landtags, laut Instruktion der Stände, 
die oben erwähnte Aufsicht über die Verwaltung der Bank führen. 

§ 5. Der Vorsitzende der Bankdirektion wird von Seiner Kai­
serlichen Majestät in der Ordnung ernannt, die bisher üblich gewe­
sen oder in Zukunft von Seiner Majestät bestimmt wird. 

§ 6. Für jedes der übrigen drei im Etat der Ban~ vorgesehe­
nen Direktorämter, wenn sie in Zukunft vakant werden, schlagen 
die Bankbevollmächtigten nach üblicher Bekanntmachung über die 

. Vakanz und den Termin für die Einreichung der Gesuche, in Über­
einstimmung mit den Vorschriften der Grundgesetze, drei Kandida­
ten vor, wogegen kein Appell stattfindet; nachdem das Verwaltungs­
departement des Senats ein untertäniges Gutachten in der Frage 
abgegeben, ernennt Seine Kaiserliche Majestät allerhöchst einen der 
Kandidaten zum Direktor der Bank. 

§ 7. Imfall ein Bankdirektor inhabil oder aus anderen gesetz­
lichen Gründen behindert ist, so wird, ohne Rücksicht auf die län­
gere oder kürzere Zeit der Stellvertretung, der Stellvertreter von 
den Bankbevollmächtigten vorgeschlagen und vom Verwaltungsdepar­
tement des Senats verordnet. 

§ 8. Für die Ernennung von Vorstehern der Wechselkontore 
der Bank, des Schriftführers, des Rechtsanwalts, des ersten, zweiten 
und dritten 'Kämmerers und des ersten Kassierers in der Bank gelten 
die gegenwärtigen oder in Zukunft von Seiner Kaiserlichen Maje­
stät zu erlassenden Bestimmungen; die von der "Direktion aufgestell­
ten Kandidatenlisten zu diesen Ämtern sind durch die Bankbevoll­
mächtigten einzusenden, welche dabei ihre untertänigen Gutachten 
über die Kandidaten abzugeben haben. Die sonstigen Beamten und 
Bedienten der Bank werden von der Bankdirektion ausersehen. 

§ 9. Beim Landtag wird ebenfalls, für eine ebenso lange Zeit 
wie die Bankbevollmächtigten, von jedem Stande unter dessen Mit­
gliedern je ein Revisor ausersehen; diese vier Revisoren sollen im 
Namen der Stände jährlich die Verwaltung der Bank prüfen. Der 
Bericht und die etwaigen Ausstellungen der Revisoren werden den 
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BankbevoI1mächtigten mitgeteIlt, welche darüber die schriftliche :Er­
klärung der Bankdirektion einfordern, worauf sie die Schriftstücke 
nebst ihrer >eigenen Äusserung an das Verwa,ltungsdepartement des 
Senats einsenden, dessen Entscheidung, falls sie mit dem Beschluss 
der Bankbevollmächtigten übereinstimmt, als endgültig zu betrachten 
ist: im entgegengesetzten Fall unterbreitet das Verwaltungsdeparte­
ment die Angelegenheit der eigenen allerhöchsten Entscheidung Sei­
ner Kaiserlichen Majestät. 

§ 10. Um im Behinderungsfall an die Stelle der Bankbevoll­
mächtigten und der Revisoren zu treten, werden beim Landtag von 
jedem Stande je zwei Ersatzmänner für die Bankbevollmächtigten und 
je zwei für die Revisoren ausersehen, und zwar in derselben Ord­
nung wie für die Bankbevollmächtigten und die Revisoren oben ange­
geben worden. Ein Ersatzmann hat, je nachdem er dazu ausersehen 
worden, im Behinderungsfalle eines Bankbevollmächtigten oder eines 
Revisors an dessen Stelle zu treten; sind aber auch sämtliche Er­
satzmänner desselben Ständes behindert, so hat derjenige, der ein 
derartiger Ersatzmann für einen anderen Stand ist, an dessen 
Stelle zu treten; ist der Ersatzmann eines Revisors behindert, so 
beruft das Verwaltungsdepartement des Senats irgend eines der 
Mitglieder des Standes zur Teilnahme an der' Revision. 

§ 11. Die Verwaltung der in der Bank deponierten Fonds der 
Zivil- und Militärbehörden verbleibt unverändert, bis Seine Kaiser­
liche Majestät, nach Einholung des Gutachtens der Bankbevollmäch­
tigten, für gut befindet, darüber anders zu bestimmen, Hinsichtlich 
des primitiven und des Hypotekenfonds gilt aber folgendes: alle 
Vorschriften inbezug auf diese Fonds oder überhaupt inbezug auf 
den Barbestand von Finlands Bank, ihr Recht auf Zettelausgabe, 
ihren Darlehenbetrieb und ihre sonstigen Verhältnisse zur Allge­
meinheit sollen, wie es die §§ 40, 41, 42 und 43 der Regierungs­
form von 1772 über Gesetzfragen vorschreiben, ohne Rücksicht da­
rauf, ob die Initiative dazu von Seiner Kaiserlichen Majestät oder 
von den Ständen ausgegangen ist, laut übereinstimmendem Beschluss 
Seiner Majestät und der Stände zur Nachachtung ausgefertigt wer­
den; sollte irgend eine. neue Vorschrift oder eine Veränderung 
und Erklärung geltender Vorschriften in den erwähnten Fragen zwi­
schen den Landtagen als besonders notwendig erscheinen, so ist 
es Seiner Kaiserlichen Majestät vorbehalten nach eigener Prüfung 
und in Übereinstimmung mit dem. Gutachten der Bankbevollmäch­
tigten der Stände einen allerhöchsten Befehl hierüber zu erlassen, 
der in Kraft verbleibt, bis dieselbe Frage beim nächstfolgenden Land-
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tag in der oben erwähnten Weise von den Ständen behandelt und 
beschlossen werden kann. 

§ 12. In den gegenwärtig geltenden Bestimmungen über den 
primitiven und den Hypotekenfonds wird die Veränderung vorge­
nommen, dass die Summen des primitiven Fonds, je nachdem sie 
wieder dorthin einlaufen, in sichere zinstragende Obligationen kon­
vertiert werden sollen, welche, im Fall von Bedarf, zum Ankauf von 
Silber verwandt werden können, und dass, indem zugleich das be­
stimmte Verhältnis von sieben zu fünfzehn zwischen der metallischen 
Valuta und den Zetteln der Bank beibehalten wird, die Zettel, wel­
che die Bank auf Grund der unbestreitbaren Forderungen ausgiebt, 
die sie bei ihren ausländischen Vertretern hat, den einfachen Betrag 
dieser Forderungen nicht übersteigen dürfen. 

§ 13. Die Regierung erhält das Recht, bei Bedarf einer Ver­
stärkung des Silberfonds der Bank und nach Prüfung des von den 
Bankbevollmächtigten hierüber abgegebenen Gutachtens, im Namen 
der Stände eine Anleihe oder einen Kredit im Auslande bis zu 
höchstens acht Millionen finnische Mark zu garantieren, welche für 
Rechnung des Fiskus aufgenommen und der Bank zur Verfügung 
gestellt werden sollen, wogegen die Letztere sich verpflichtet, für 
die Rückzahlung dieser Summe innerhalb der vorgeschriebenen Amor­
tisationsfrist zu haften. 

Damit die ununterbrochene Einlösung der Zettel gegen Silber 
in der von der allerhöchsten Verordnung vom 8. November 1865 
vorgeschriebenen Weise stets sichergestellt sei, sind die Bankbevoll­
mächtigten verpflichtet darauf zu achten, dass die Bankdirektion, 
wenn der Kurs oder andere Umstände eine Herausnahme metalli­
scher Valuta befürchten lassen, rechtzeitig die erforderlichen Mass­
regeln trifft, um zu verhindern, dass die metallische Kassa auf acht 
Millionen Mark fällt. 

§ 14. Die Bank soll, wie bisher, die Kurse bekanntgeben, nach 
welchen ausländische Wechsel von hier diskontiert und verkauft 
werden, und ihre Wechselgeschäfte, doch mit der nötigen Vorsicht, 
fortsetzen. 

§ 15. Die Rechte und Verpflichtungen, welche den Bankbevoll­
mächtigten zukommen, nachdem sie nun über die Verwaltung von Fin­
lands Bank die Oberaufsicht erhalten haben, welche bisher vom Ver­
waltungsdepartement des Senats gehandhabt worden, sind folgende: 

a) auf Vorschlag der Bankdirektion inbezug auf den vorgeschrie­
benen Betrag von Kassakreditiven für öffentliche Anstalten Ausnah­
men zu gestatten; 
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b) inbezug auf die Einzahlung von Bargeld gegen Zinsen und, 
wenn die allgemeine Geldlage im Lande oder andere vorkommende 
Umstände es nötig erscheinen lassen, auf Vorschlag der Bankdirek­
tion, die Einschränkungen oder Veränderungen im Depositionsbetrieb 
vorzuschreiben, welche Erfahrung und Umstände erheischen und 
welche mit dem Interesse der Bank und dem öffentlichen Wohl am 
besten übereinstimmen; 

c) inbezug auf Depositionen von Zetteln, Obligationen, Münzen 
oder Paketen und anderem beweglichen Gut in der Bank, nachdem 
die vorgeschriebene Abgabe hierfür fünf Jahre lang oder länger nicht 
erlegt worden oder nicht hat beigetrieben werden können, nach 
Meldung der Bankdirektion vorzuschreiben, ob das Deponierte für 
Rechnung des Eigentümers in der Bank noch weiter verwahrt wer­
den soll oder welche anderen Massregeln inbezug auf dasselbe als 
geeignet erscheinen mögen; 

d) auf Vorschlag der Bankdirektion den Zinsfuss für Darlehen 
aus der Bank zu bestimmen sowie bei allgemeinerer Stockung in 
Handel und Gewerbe inbezug auf Darlehen gegen Hypotek von Pro­

f dukten und Erzeugnissen solche Erleichterungen zu bewilligen, wel­
che die Umstände erheischen und die mit der Sicherheit und dem· 
Vorteil der Bank vereinbar sind; , 

e) Auf Anmeldung und Vorschlag der Bankdirektion den Betrag 
des Diskontzinsfusses der Bank und die längste Verfallzeit bei Dis­
kontierungen festzustellen, welche jedoch nicht sieben Monate für 
Wechsel und fünf Monate für Anweisungen und Verschreibungen 
übersteigen darf; 

j) zu bestimmen, ob und zwar eine wie hohe Provision für die 
im Lande zahlbaren Wechsel und Anweisungen der Bank berech­
net werden darf; 

g) auf Anmeldung der Bankdirektion und nach erfolgter voll­
ständiger Untersuchung Ackordvorschläge von Schuldnern zu prü­
fen, die Abschreibung von Darlehen, Zinsen, ausgezahlten Gerichts­
kosten u. s. w., die von den betreffenden nicht zu erlangen wa­
ren, sowie solcher unumgänglicher Ausgaben der Bank, zu deren 
Zahlung ein anderer gesetzlich nicht verpflichtet werden kann, zu 
verordnen; und 

. h) nach Bedarf und Umständen solche Vorschriften zu erteilen, 
welche für die Ordnung, Sicherheit, den Bestand und das. Gedeihen 
der Bank nötig und dienlich sein können und die nicht Fragen 
betreffen, welche hier oben im § 11 behandelt worden sind; die 
Direktion muss zu diesem Zweck unverzüglich den Bevollmächtigten 
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die Monatsvoranschläge über dIe Stellung der Bank mitteilen und 
zugleich für deren Veröffentlichung sorgen; dagegen wird das dem 
Chef der Finanzexpedition oder statt seiner einem anderen Mitglied 
des Senats früher eingeräumte Recht in gewissen Fällen Sitz und 
Stimme in der Bankdirektion zu haben nur auf Fragen beschränkt, 
welche die unter die Verwaltung der Direktion gestellten Fonds des 
Zivil- und Militärfiskus betreffen. 

§ 16. Von der Prüfung und Entscheidung der Bankdirektion 
hängt es in Zukunft ab, den Wert zu bestimmen, zu welchem zins­
tragende Obligationen, welche von Hypotekenvereinen und anderen 
öffentlichen Anstalten im Lande ausgefertigt worden sind, als Hy­
potek für Darlehen angenommen werden dürfen; zugleich auch den 
Betrag von Darlehen aus der Bank gegen Hypotek auf dasselbe 
Grundstück oder gegen ein und dieselbe Hypotek zu bestimmen .. 

§ 1 7. Der höchste gestattete Betrag, für welchen ein und die.­
selbe Person als Trassent, Endossent, oder Akzeptant für im Lande 
zahlbare Wechsel der Bank gegenüber haftet, darf nicht zweihun­
derttausend Mark übersteigen. 

§ 18. Dem Verwaltungs departement des Senats kommt es zu, 
auf Vorschlag der Bankbevollmächtigten Veränderungen in dem für 
die Bank festgestellten Etat vorzimehmen, über die Errichtung neuer 
Wechsel anstalten oder Agenturen in den Städten zu verordnen, wo 
derartige notwendig befunden werden, den Umfang ihrer Tätigkeit 
und ihre Etats festzustellen, sowie vorher vorhandene zu verändern 
oder aufzuheben. Was allen, welche es bestritt, zu untertäniger 
Nachachtung gereicht. 

Wesentliche Veränderungen In der Verordnung von 1867 
wurden durch ein neues Reglement für Finlands Bank einge­
führt, das, nachdem es vom Landtag von 1872 angenommen 
worden, den 26. Juli 1875 sanktionert ward und vom 1. Januar 
1876 an in Kra,ft, trat. 

Unter den Veränderungen ist es eine, über die Bedingungen 
für die Zettelausgabe, die hier in erster Linie Bea~htung ver­
dient. Schon die Stände von 1867 waren der Ansicht, dass 
das bis dahin befolgte System, laut welchem ein Verhältnis von 
sieben zu fünfzehn zwischen der metallischen Valuta der Bank 
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und ihren Zetteln vorgeschrieben war, mit dem wechselnden 
Bedarf an Betriebsmitteln nicht recht gut vereinbar und geeig­
net war den Übergang zwischen verschiedenen Graden und ver­
schiedenen Richtungen in der produktiven Tätigkeit zu erschwe­
ren. Die Stände hoben hervor, dass dieses System bei lebhaf­
terem Ausfuhrbetrieb und daraus folgendem reichlicherem Vor­
rat an Valuten für die Zettelausgabe einen künstlichen Über­
fluss an Tauschmitteln und eine Überschätzung der wirklichen, 
dadurch dem Lande zugeströmten Kapitalverstärkung .hervor­
rief, wogegen eine Steigerung der Einfuhr und dadurch verur­
sachte Verminderung der genannten Valuten. in ebenso künst­
licher Weise dem allgemeinen Verkehr mehr Tauschmittel ent­
zog, als es die Umstände tatsächlich erforderten, und infolge 
dessen die Vorstellung von einer grösseren Verminderung des 
Nationalkapitals hervorrief, als sie wirklich stattgefunden hatte, 
wodurch bei einer auch im übrigen gedrückten Geschäftslage 
oft Misstrauen und Verzagtheit hervorgerufen wurden. Die 
Stände schlugen statt dessen, in hauptsächlicher Übereinstim­
mung mit der englischen Bankbill von 1844, vor, dass die Bank 
gegen Sicherheit ihrer Forderungen innerhalb des Landes das 
Recht erhielte einen gewissen begrenzten Betrag Zettel in den 
Verkehr zu bringen, welcher dem allerunumgänglichsten Bedarf 
des Landes für den inneren V erkehr genügt~; für alles was 
darüber ausgegeben wurde, sollte die Bank jedoch verpflichtet 
sein voll entsprechende Werte in Metall oder in leicht zu Me­
tall zu. verwandelnden Valuten in ausländischer Münze vorrätig 
halten. Die Stände hoben hervor, dass bei diesem System nu~ 
der Teil des Zettelstocks, der für den Wechselhandel mit dem 
Auslande notwendig werden konnte, bei störenden Schwankun­
gen im Verhältnis zwischen der Ausfuhr und der Einfuhr in 
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die Bank einströmen und aus derselben hinausströmen würde, 
der Rest würde aber im Verkehr zurückgehalten werden, und 
d~ssen Mechanismus dadurch von diesen störenden Einflüssen 
unabhängig. bleiben. Als derjenige Betrag, welcher von der 
Bank ohne entsprechenden Vorrat an Metall oder ausländischen 
Valuten sollte ausgegeben werden dürfen, wurden sechzehn 
Millionen Mark vorgeschlagen. Der Vorschlag der Stände wurde 
indessen wie erwähnt in diesem Teil höchsten Orts abgelehnt. 
Der Vorschlag ward aber im Landtag von 1872 von neuem 
aufgenommen und in Übereinstimmung hiermit wurden in das 
Reglement von 1875 veränderte Bestimmungen über die'Zettel­
ausgabe der Bank eingeführt. Zugleich wurde der Betrag der 
ungedeckten Zettelausgabe auf zwanzig Millionen Mark festge­
setzt und auf ausländische Münze lautende Obligationen und 
Staatspapiere wurden als Valuta für das Zettelausgaberecht mit 
den Guthaben der Bank bei ihren ausländischen Vertretern 
gleichgestellt. 

Durch das Reglement von 1875 wurde die Kapitalbeschaf­
fung gegen Zinsvergütung aufgehoben. Es hatte sich gezeigt, 
dass dieser ganze Gedanke, auf den man bei der Ausfertigung 
des Reglements von 1859 soviel Gewicht gelegt hatte, keine 
nennenswerte Bedeutung erhalten hatte. 

Hinsichtlich der Revision der Verwaltung der Bank führte 
das neue Reglement die in prinzipieller Beziehung wichtige Ver­
änderung ein, dass dieselbe, die auf Grund der Verordnung 
von 1867 sowohl 'von Vertretern der Regierung wie von Re­
visoren des Landtags ausgeführt wurde, ganz und gar den 
Letzteren überlassen ward. In Übereinstimmung hiermit erhiel­
ten auch die Bankbevollmächtigten, nicht, wie früher, die Re­
gierung, die Befugnis Entlastung zu erteilen. 
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Der Grundfonds Wurde auf sechs Millionen Mark festgesetzt 
und der Reservefonds sollte durch bestimmte jährliche Über­
tragungen aus dem Gewinn des Bankbetriebes auf neun Millio­
nen Mark gebracht werden, woneb.en bestimmt wurde, dass der 
Überschuss des Jahresgewinns "zu Zwecken angewiesen wer­
den durfte, welche der Tätigkeit der Bank fremd sind il

, Spä­
ter erhielt die Bestimmung den Wortlaut, dass der Gewinn 
der Bank vom Landtag "zu allgemeinen Staatszwecken angewie­
sen werden konnte il

• 

Die Anzahl Mitglieder in der Direktion wurde im Reglement 
von 1875 auf zwei statt drei, ausser dem Vorsitzenden, festge­
setzt Hinsichtlich des Modus der Besetzung der Direktorämter 
fand jedoch keine Veränderung statt. In der Begründung ihres 
Entwurfs des genannten Reglements, welches von der Voraus­
setzung ausging, dass jede weitere Befassung mit den Geldern 
des Fiskus für die Bank aufhören sollte, hoben die Bankbevoll­
mächtigten allerdings hervor, dass es folgerichtig erscheinen 
konnte, dass die Stände, als die Prinzipale der Bank, durch 
ihre Vertreter,' die Bankbevollmächtigten, wenigstens die Mit­
glieder der Direktion ernannten und die Kandidaten zum Amt 
des Vorsitzenden vorschlugen. Zugleich zogen aber die Bank­
bevollmächtigten in Betracht, dass die Bank inbezug auf die 
Aufrechterhaltung des Münzwertes und die Erleichterung des 
Geldverkehrs Land und Volk gegenüber solche Pflichten hatte, 
und dass sowohl der Modus wie die Prinzipien, nach wel­
chen die Verwaltung der Bank gehandhabt wurde, Angelegen-

. heiten von so grosser Bedeutung waren, dass ein gerechter 
Einfluss auf dieselben einem jeden der beiden Staatsgewalten 
eingeräumt werden müsste, und wie der Monarch infolge des­
sen an der einschlägigen Gesetzgebung teilnahm, so müsste 
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auch die F-egierungsgewalt an der Besetzung der höchsten Ver­
waltungsämter in der Bank wirksam Teil nehmen können, zu­
mal die Stände durch ihre Bankbevollmächtigten in der Lage 
waren einen ununterbrochenen Einfluss auf die Verwaltung 
selbst auszuüben. Auf Vorschlag der Bankbevollmächtigten 
wurde auch in das Reglement die Veränderung der hierüber 
geltenden Bestimmungen eingeführt, dass bei der Aufmachung 
von Kandidatenlisten· zur Besetzung von Direktorämtern auf die 
Geschicklichkeit des Kandidaten für das betreffende Amt Rück­
sicht genommen werden sollte, folglich nicht nur auf gewöhn­
liche Beamtenverdienste. 

Hinsichtlich der Vorsteherämter in den Kontoren der Bank 
erteilte das neue Reglement der Direktion die Befugnis drei 
Kandidaten vorzuschlagen, ohne dass eine Beschwerde über 
den Vorschlag statthaft war. Die Bankbevollmächtigten sollten 
dann einen der vorgeschlagenen Kandidaten befürworten. Das 
Recht der Ernennung ward dem Verwaltungsdepartement des 
Senats vorbehalten. Die Ernennung der übrigen Beamten wurde 
der Direktion übe~lassen, damit, wie es in der Begründung der 
Bankbevollmächtigten heisst, kein Beamter der Direktion gegen , 
ihren Willen, sei es von der Regierung oder den Bankbevoll­
mächtigten, aufgezwungen werden könne. 

Eine Umgestaltung der Kontore der Bank wurde im Regle­
ment von 1875 durch Errichtung von Diskontkomitees durch­
geführt, welche von den Bankbevollmächtigten unter Geschäfts­
leuten oder anderen hierfür geeigneten Personen ausersehen 
wurden. Zugleich wurde das Recht der Kontore Kredit zu 
bewilligen erweitert, wodurch ihre Bedeutung für das Geschäfts­
leben am betreffenden Ort wesentlich erhöht ward. 

Schliesslich mag erwähnt werden, dass die in der Verord-
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nling von 1861 enthaltene Bestimmung darüber, dass niemand 
der Bank gegenüber für mehr als zweihunderttausend Mark 
haften durfte, ausgeschlossen ward. 

Gleichzeitig mit der' Bestätigung des neuen Reglements wurde 
die Bank von aller weiteren Befassung mit dem Staats- und 
dem Militärfonds frei, und zu diesem Zweck wurde statt des­
sen ,eine besondere Behörde, nämlich Finlands Staatskontor, 
errichtet. 

Während der Jahrzehnte, welche seit der genannten Gesetz-. 
gebungsmassregel betreffend Finlands Bank verflossen, ist das 
Reglement der Bank sowohl in einzelnen Teilen verändert wie 
auch ganz und gar umgearbeitet worden. 

Die Veränderungen sind indessen nur formeller Natur ge­
wesen oder haben nur Einzelheiten berührt. Unter den vorge­
nommenen Veränderungen mögen hier folgende hervorgeho­
ben werden: Der Grundfonds ist auf fünfundzwanzig Millio­
nen Mark erhöht worden, die metallische Kasse darf nicht unter 

\ 

zwanzig Millionen Mark, sinken, zu derselben ist nur Gold, 
nicht aber Silber zu rechnen, und der Betrag Zettel, welche 
9-ie Bank ohne entsprechende Valuta in Metall oder in aus­
ländischen Forderungen und ausländischen Obligationen aus­
geben darf, ist allmählich auf vierzig Millionen ~Mark erhöht 
worden, wobei die Bank zugleich das Recht erhielt, nachdem 
jedesmal besonders die Genehmigung des Senats dazu einge­
holt worden, vorübergehend diesen Betrag um zehn Millionen 
Mark zu erhöhen. 

Eine auf fünzig Millionen Mark steigende Erhöhung des Zet­
telbetrags, welchen die Bank ohne entsprechende metallische 
oder ausländische Valuta ausgeben darf, wurde vom Landtag 
von 1908 beschlossen, der diesbezügliche Antrag des Landtags 
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ist aber noch nicht höchsten Orts vorgetragen worden. Der­
selbe Landtag beschloss auch eine andere Veränderung im Reg-' 
lement der Bank, nämlich hinsichtlich des ausländischen Kredits" 
welchen die Bank behufs Verstärkung ihrer metallischen Kasse 
in Anspruch nehmen konnte. Laut § ·13 in der Verordnung 
vom 19. Dezember 1867 über die Direktion und Verwaltung von 
Finlands Bank kam es der Regierung zu bei Bedarf "im Na­
men der Stände auswärtige Anleihen oder Kredite zu garan­
tieren", und die Anleihen sollten "für Rechnung d,es Fiskus auf­
genommen und der Bank zur Verfügung gestellt werden, wo­
gegen diese sich verpflichtete, für die Rückzahlung innerhalb 
der vorgeschriebenen Amortisationszeit zu haften((. Schon im 
Landtag von 1867 hatte die Ba:nkkommission allerdings hervor­
gehoben, dass das unerschütterliche Vertrauen und der gute 
Name, deren die Bank genoss, die Bank in die Lage versetzen 
würden auch ohne Vermittelung der Regierung im Auslande 
sich die Kassaverstärkung zu verschaffen, die etwa für kürzere 
Zeit erforderlich werden konnte, und die Kommission schlug 
deshalb vor, dass der Punkt in der Regierungsvorlage, welcher 
hierüber handelte, ausgeschlossen werden sollte. Er wurde:: 
aber vom Landtag beibehalten und nicht nur auf langfristige 
Anleihen, welche er eigentlich bezweckte, sondern auch auf 
kurze Kredite von der fraglichen Art angewandt. Die Bestim 
mung ist noch immer im Reglement der Bank enthalten, und 
zwar mit dem Inhalt, den sie bereits in der Verordnung von 
'1867 hatte. Hierin schlug der Landtag von 1908 die Verände­
rung vor, dass das Verwaltungsdepartement des Senats, auf 
Antrag der Bankbevollmächtigten, der Bank das Recht ertei­
len kann, in eigenem Namen eine ausländische Anleihe oder 
emen ausländischen Kredit in einem Betrage bis zu höchstens 
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zwanzig Millionen Mark aufzunehmen. Auch in diesem Punkt 
harrt der Antrag des Landtags noch der allerhöchsten Ent­
scheidung. 

Hinsichtlich der Zusammensetzung der Direktion sind ziem­
lich weitgreifende Reformvorschläge hervorgetreten und mehr 
als einmal Gegenstand der Beratung sowohl bei den Bankbe­
vollmächtigten wie im Landtage gewesen. 

Schon im Landtag von 1877-78 hatte solchermassen die 
Bankkommission, vor allem deshalb, weil die Bank bedeutende 
Verluste in ihrem Betrieb erlitten hatte, in Erwägung gezogen, 
ob . nicht die Direktion der Bank so zusammengesetzt werden 
könnte, dass die Eigenschaften, welche von, den ausführenden 
Organen in einer Bankanstalt vor allem verlangt werden, näm­
lich "Kenntnisse im Bankwesen, Bekanntschaft mit den Geschäfts­
verhältnissen im Lande und vor allem sorgfältige Wachsamkeit 
und unablässige Aufmerksamkeit hinsichtlich aller die Tätigkeit 
der Bank betreffenden Verhältnisse", daselbst vertreten wären. 
Die Kommission glaubte umso mehr Anlass zu haben die Frage 
unter Diskussion zu stellen, als die Gehälter der Direktions­
mitglieder in der Bank gleichzeitig über den Betrag erhöht 
wurden, den andere "in sozialer Beziehung gleichgestellte 
Beamte in den Verwaltungsbehörden des Landes" bezogen, 
und infolge dessen möglicherweise dazu führen könnten, dass . 
die Bankdirektorämter in höherem Grade als bisher von Per­
sonen gesucht sein würden, "welche hauptsächlich durch her­
vorragende Verdienste in der Beamtenlaufbahn sich der Beför­
derung verdient gemacht hatten". Die Kommission schlug des­
halb vor, dass die beid~n Direktionsmitglieder ohne Aufmachung 
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einer Kandidatenliste von den Bankbevollmächtigten für je drei 
Jahre ausersehen werden sollten, wogegen die Kommission fand, 
dass hinsichtlich der Besetzung des Amts des Vorsitzenden eine 
Veränderung überflüssig war, "weil es behufs Aufrechterhal­
tung der Kontinuität in der Verwaltung" und der Festigkeit in 
. den Grundsätzen, auf denen der Gang der Geschäfte ruht, für 
die Bank nützlich schien, dass, bei eintreffendem Wechsel in 
der Direktion, ein Mitglied derselben stets im Amte blieb il . 

Der Änderungsvorschlag der Bankkommission wurde indes­
~en vom Landtag nicht genehmigt, und gegen denselben hoben 
die Bankbevollmächtigten in ihrem an den nächstfolgenden Land­
tag abgegebenen Bericht hervor, dass der Vorschlag sich mit 
der Eigenschaft von Finlands Bank als einer Staats anstalt nicht 
gut vereinen liess. Der Vorschlag wurde aber auch im übri­
gen als nicht wohl überlegt befunden, denn "derartige Aufträge 
für nur drei Jahreil , wenn auch eine Erneuerung des' Auftrags 
in Frage kommen und sogar vorausgesetzt werden konnte, wür­
den wahrscheinlich solchen P~rsonen wenig verlockend erschei­
nen, welche diejenigen Eigenschaften besassen, die für die frag­
lichen Plätze erforderlich waren, und welchen Personen besser 
bezahlte und, wenn auch nicht unabsetzbare, so doch in der 
Tat weniger unsichere Ämter sich anderweitig darboten. Die 
Bankbevollmächtigten machten selbst einen Vorschlag, dessen 
BegrÜndung so bemerkenswert ist, dass ein Referat derselben 
hier am Platz ist. 

Zunächst betonen die Bankbevollmächtigten, dass die bedeu­
tenden Verluste, welche während der vorhergehenden fünfjähri­
gen Periode die Bank betrafen, den Bankbevollmächtigten als 
eine unabweisbare Mahnung erschienen seien, die Ursachen 
derselben sowie die Mittel und Auswege in Erwägupg zu zie-
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hen, wodurch in Zukunft ein kräftigerer Schutz gegen Gefahren 
geschaffen' werden könnte, denen die Bank unter· solchen Ver­
hältnissen, wie die von ihr durchlebten, ausgesetzt sein kann. 
Obgleich billigerweise zugegeben werden müsse, dass die Pe­
riode in reichlichem Masse Schwierigkeiten für eine Kreditan­
stalt wie Finlands Bank dargeboten, so gestattete die Prüfung 
dennoch nicht die Auffassung, dass die Verluste ganz und gar 
durch Umstände hervorgerufen worden, welche entweder nicht 
hätten berechnet werden können oder auch in einem solchen 
Grade ihre Wurzel in den Verhältnissen gehabt hätten, unter 
welchen die Bank gearbeitet, dass die. Verluste nicht in irgend 
einem Grade hätten vermieden werden können; vielmehr müsse 
auch eine gerechte und wohlwollende Prüfung zu dem Ergeb­
nis kommen, dass wirkliche Fehlgriffe vorgekommen und einen 
nicht geringen Anteil an den ungewöhnlich grossen Zahlen ge­
habt, welche die Rechnungen der Bank für abgeschrie~ene oder 
unsichere od~r von gerichtlichem Urteil oder Konkursaustrag 
abhängende Forderungen enthielten. Da die Verluste hicht dem 
Mangel an Sorgfalt und gutem Will~n bei der, Bankvervyaltung 
zuzuschreiben waren, hatten die Ba,nkbevollmächtigten nicht' 
umhin gekonnt sich die Frage vorzulegen, ob nicht die Orga­
nisation der Bankverwaltung einer Entwickelung fähig wäre, 
welche grössere Garantien' bieten würde nicht nu~ hinsichtlich 
der vielseitigen Sachkentnis und Erfahrung, sondern auch hin­
sichtlich der rein geschäftsmässigen:- Auffasung der Kreditope-·. 
rationen, welche bei der Leitung eines grossen Bankinstitutes 
von Nöten sind. 

Es sei eine' alte und allgemein bezeugte Wahrheit, setzen die 
Bankbevollmächtigten im Anschluss an das Vorhergehende fort, 
dass die Enttäuschungen, denen Staatsbanken bei Bewilligung 
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von Kredit ausgesetzt sind, hauptsächlich darauf beruhen, dass 
eine Betrachtungsweise, die' sich nicht nur in der allgemeinen 
Leitung, sondern auch bei jedem einzelnen Geschäftsabschluss 
ausschliesslich von dem eigenen Vorteil und ~er eigenen Sicher­
heit des Bankinstitutes selbst leiten lässt, gewöhnlich sich in 
den Direktionen von Staatsbanken nicht geltend zu machen ver­
mag, und dass auch die Voraussetzungen für die persönlichen 
Eigenschaften und die Ausbildung, welche erforderlich sind, um 
jedes Geschäft mit Sich,erheit vom Standpunkt des eigenen Inte­
resses aus zu prüfen, in der Verwaltung derartiger Staatsanstal­
ten schwer zu erzielen sind. 

Was Finlands Bank betraf, so hoben die Bankbevollmäch­
tigten hervor, dass die neue Organisation, welche die Bank im 
Jahre' 1867 erhielt, insofern vollkommen befriedigend war, ,als 
die Bank, indem sie von der Finanzverwaltung des Staates 
unabhängig gemacht wurde, nicht zu einem Organ einer für ih­
ren eigentlichen Zweck fremden Finanzpolitik gemacht werden 
kann, und dank dieser neuen Stellung, welche der Bank unter 
der Ägide eines ihre verwaltenden Behörden bindenden allgemei­
nen Gesetzes geschaffen worden war, sei die Bank während der 
verflossenen fünfzehn Jahre fest und stark geworden, woneben 
die Bank nach der Veränderung sich in mehreren anderen Be­
ziehungen von den für Staats anstalten eigentümlichen, für eine 
Bankanstalt aber störenden Formen freigemacht habe, welche .' während vorhergehender Entwickelungsperioden Finlands Bank 
gekenntzeichnet hatten, und si~h mehr die Eigenschaft eines 
Geschäftsinstitutes anzueignen versucht habe. Aber grade hier­
durch sei auch, nach der Ansicht der Bankbevollmächtigten, die 
Notwendigkeit bedingt worden, in erhöhtem Grade der Bank­
verwaltung die spezielle Sach- und Personenkenntnis und die 
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übrigen Eigenschaften zuzuführen, welche das Eingreifen in ein 
viel gestaltetes Geschäftsleben verlangt. 

Die erwähnte Äusserung der Bankbevollmächtigten berührte 
auch die Frage, ob die Institution der Bankbevollmächtigten das­
jenige ersetzen könnte, was in der angedeuteten Hinsicht der 
Direktion abging, gab jedoch darauf eine verneinende Antwort, 
"denn wenn auch die Stände bei der Wahl ihrer Vertrauens­
männer in der Bank immer in gewisser Beziehung auf Kennt­
ni~se in Angelegenheiten, weIche das Geldwesen betrafen, Rück-

. sicht nahmen, so dürfte doch in erster Linie das Vertrauen zu 
den Charaktereigenschaften der Gewählten bei der Wahl derje­
nigen Personen entscheidend sein, welche im Namen der Prinzi­
pale der Bank die Oberaufsicht über dieselbe ausüben sollen". 
Di& Bankbevollmächtigten rieten sowohl deshalb als auch um 
die überwachende und kontrollierende Befugnis der Bankbe­
vollmächtigten beizubehalten, davon ab, die Gesetzgebung hin­
sichtlich der Bank in der Richtung zu verändern, dass die 
Bankbevollmächtigten und die Direktion in eine gemeinsame 
Bankverwaltung verschmolzen würden. Die Stellung der Bank­
bevollmächtigten, so wird am Ende <;ler zitierten Äusserung 
hervorgehoben, ist und mus~ und kann, solange dieselben von 
rein politischen Wahlkorporationen ausersehen werden, nur 
darin bestehen, dass sie die Prinzipale der Bank vertreten, dass 
sie auf Grund von Mitteilungen der verwaltenden Behörde und 
~n gemeinsamer Beratung mit ihr Prinzipfragen entscheiden, dass 
sie mit wachsamem Auge der Verwaltung folgen, dass sie zwi­
schen den Landtagen inbezug auf die Bank die Machtbefug­
nis handhaben, welche den Ständen zukommt und dass sie in 
erster Hand zwischen den Revisoren und der Direktion Urteil 
fällen. Der Ausweg, der nach der Ansicht der Bankbevoll-
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mächtigten am besten zum Ziele führte, nämlich zu ~iner Ver­
stärkung der Geschäftskenntnisse in der Verwaltung der Bank, 
bestand darin, dass bei der Zentralverwaltung ein Diskontko­
mitee von Geschäftsleuten, nach 0 dem Muster, der in den Ab­
teilungskontoren der Bank errichteten ähnlichen Komitees, er­

richtet wurde. 
Der Vorschlag wurde in der Hauptsache von der Bankkom­

mission im Landtag von 1882 befürwortet, allerdings mit ver­
schiedenen Veränderungen hinsichtlich der Stellung des Diskont­
komitees zur Direktion und des Umfanges seines Auftrages, 
ward aber nur in einem Stande, dem geistlichen, angenommen 
und deshalb nicht zum Beschluss erhoben. 

Dasselbe Schicksal ward auch einem Vorschlag zu Teil, 
welcher von einem behufs Umarbeitung des Reglements der 
Bank von den Bankbevollmächtigten im Jahre 1883 laut Vor­
schrift des Landtags eingesetzten Komitee herrührte und darauf 
ausging, dass 0 die Mitglieder der Direktion auf Vorschlag der 0 

Bankbevollmächtigten vom Sen"at für eine Zeit von fünf Jahren 
ausersehen werden sollten, wobei ein anderer als der von den 
Bankvollmächtigten Vorgeschlagene dazu nicht verordnet wer- 0 

deJ?- dürfte; doch sollten die Bankbevollmächtigten verpflichtet 
sein, falls der Senat den Vorgeschlagenen für das Amt nicht 
geeignet fand, einen neuen Kandidaten vorzuschlagen. Der 
Vorschlag, der einen von der Bankkommission im Landtag vom' 
1877-78 ausgesprochenen Gedanken in veränderter Form wie­
derholte, führte auch diesmal zu keinem Beschluss von Seiten 
des Landtags. lJnd seitdem sind keine' Änderungsvorschläge 
hervorgetreten, son,dern die 0 Ordnung für die Ernennung der 
Direktionsmitglieder, die bereits im Jahre 1867 angenommen 
wurde, besteht noch heute. Auch ist kein Vorschlag in Oder 
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eben erwähnten Richtung über Einsetzung eines Diskontkoml­
. tees neben der Direktion weiter gemacht worden. 

Nur in der Richtung ist seit 1875 eine Veränderung hin­
sichtlich der Zusammensetzung der Direktion und der Ordnung 
für die Ernennung der Direktionsmitglieder vorgenommen wor­
den, dass die Direktion um ein Mitglied ausser Etat verstärkt 
worden ist, das ohne vorhergehendes Gesuch vom Verwaltungs­
departement des Senats auf Vorschlag der Bankbevollmächtig­
ten verordnet und entlassen wird. 

Neben den oben geschilderten Vorschlägen über veränderte 
Zusammensetzung der Bankdirektion traten auch Vorschläge 
über verä;nderte Organisation der Institution der Bankbevoll­
mächtigten hervor, welche ebenfalls durch Unzufriedenheit mit 
der Verwaltung der Bank in den siebziger Jahren hervorgerufen, 
zugleich aber auch dadurch veranlasst waren, dass die Bank­
bevollmächtigten öfters sich zwei gegen zwei teilten, die Ver­
treter der Ritterschaft und des Adels und des Bürgerstandes 
einerseits, und die des geistlichen und des Bauernstandes an­
derseits. 

Vorschläge In der genannten Richtung wurden bereits von 
dem oben erwähnten Komitee vom Jahre 1883 behufs Revision 
des Reglements der Bank und ebenso von den Bankkommis­
sion der Landtage eingereicht. Sie führten aber erst im Land­
tag von 1891 zu einem Beschluss. In dem genannten Jahre 
wurde nämlich die Anzahl der Bankbevollmächtigten von vier 

. auf acht erhöht, von denen vier gewählt wurden, um als ordent­
liche Bankbevollmächtigte ständig zu funktionieren, während die 
übrigen einberufen werden sollten, um gemeinsam mit den erst­
genannten als verstärkte Bankbevollmächtigte wichtigere Ange­
legenheiten zu behandeln. 
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Der Zweck der Veränderung war, der Institution der Bank­
bevollmächtigten eine Verstärkung durch geschäftsmännische 
Elemente zuzuführen, und sie ging von der Voraussetzung aus, 
dass Geschäftsleute auch aus anderen Orten als Helsingfors 
einen Auftrag übernehmen konnten, welcher sie nur hin und 
wieder im Verlauf des Jahres in Anspruch nahmen. 

Beim Vortrag der Frage höchsten Orts machte sich indes­
sen die Ansicht geltend, dass, da die Anzahl der Bankbevoll­
mächtigten laut § 4 in der Verordnung von 1867 vier betrug 
und diese Bestimmung durch keine andere Gesetzgebungsur­
kunde von derselben Kraft verändert worden war, die vom 
Landtag vorgenommene Massregel die Anzahl Bankbevollmäch­
tigte zu erhöhen gesetzwidrig war. 

Die vorgeschlagene Um organisation der Institution der Bank­
bevollmächtigten ward aus diesem Anlass damals nicht verwirk­
licht. Erst als unsere Volksvertretung umgestaltet ward und 
als der Einkammerlandtag an Stelle des früheren Ständeland­
tags trat, wurde der Reorganisationsvorschlag von neuem auf-' 
genommen und resultierte in folgender Bestimmung im § 74 
der neuen Landtagsordnung : 

Der Landtag ernennt Bankbevollmächtigte behufs Überwachung 
der Verwaltung der unter der Garantie und Obhut des Landtags 
stehenden Fonds in Finlands Bank und setzt die Instruktion für 
dieselben fest. Die Anzahl Bankbevollmächtigte beträgt sechs, doch 
sollen Fragen, über welche die Instruktion nicht anders bestimmt, 
von drei Bevollmächtigten behandelt werden können. 

Die Bankbevollmächtigten werden von einem ordentlichen Land­
tag gewählt, und ihr Auftrag beginnt sobald die Wahl stattgefun: 
den. Von den Bevollmächtigten gehen der Reihe nach jedes Jahr 
zwei ab. Ist ein Bevollmächtigter vor dieser Zeit abgegangen, so 
wird ein neuer Bevollmächtigter für die Zeit gewählt, welche für den 
Abgegangenen übrig geblieben wäre. 
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Die Wahl der Bankbevollml.ichtigten findet durch die Bankkom­
mission und die Elektoren des Landtags in der Weise statt, dass 
an Stelle der der Reihenfolge nach Abgehenden mit geschlossenen 
Stimmzetteln eine gleiche Anzahl Bevollmächtigte gewählt wird, 
einer, um an allen den Bevollmächtigten obliegenden Fragen teilzu­
nehmen und, durch besondere Wahl, ein zweiter um an der Behand­
lung derjenigen Fragen teilzunehmen, welche nur von sämtlichen 
Bankbevollmächtigten gemeinsam entschieden werden können. Hat 
bei der Wahl keiner die Mehrzahl der abgegebenen Stimmen. erhal­
ten, so wird zwischen den zwei, welche die meisten Stimmen erhal­
ten haben, eine neue Wahl verrichtet. 

In derselben Weise werden von der Bankkommission und den 
Elektoren des Landtags jährlich im ordentlichen Landtag vier Re­
visoren ausersehen, um die Revision für das laufende Berichtsjahr 
auszuführen, welcher die genannten Fonds nach Ablauf des Jahres 
unterzogen werden müssen, sowie auch die nötige Anzahl Ersatz­
männer für die Bankbevollmächtigten und die Revisoren. 

Hinsichtlich der Befugnis und der Obliegenheiten der Bank­
bevollmächtigten bestimmte der § 53 des Reglements von 1875: 
"die Leitung von Finlands Bank wird von den Bankbevollmäch­
tigten der Stände gehandhabt", und dieser Ausdruck, der nach­
her in den Bankreglementen beibehalten wurde, hat auch seine 
Entsprechung in der Wirklichkeit, indem die Bankbevollmäch­
tigten, als Vertreter des Landtags, die Prinzipale der Bank 
sind. Ihnen kommt es zu· Veränderungen in Reglement und 
Etat der Bank vorzuschlagen, beim Verwaltungs departement des 
Senats die Errichtung neuer Kontore und die Aufhebung sol­
cher Kontore zu beantragen, deren Nutzen sich gering erwiesen 
hat, und, falls solches notwendig befunden wird, die Aufnahme 
ausländischen Kredits für die Verstärkung der metallischen 
Kasse vorzuschlagen. Ferner gehört es zu den Befugnissen 
der Bankbevollmächtigten, auf Vorschlag der Bankdirektion und 
nach Beratung mit dieser, Vertreter im Auslande anzunehmen 
und in dieser Beziehung Vorschriften mitzuteilen, die Zinssätze 
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· . 
der Bank festzusetzen und über die Einschränkungen und Ver-
änderungen inbezug au;f den Darlebenbetrieb der Bank zu 
verordnen, welche durch .die Umstände bedingt sein können, 
Bestimmungen über die Zettelverfertigung auszufertigen, über 
die Abschreibung unsicherer Forderungen aus den Rechnungen 
zu verordnen, Akkord zu bewilligen u. s. w. 

Die im Obigen angegebenen Bestimmungen über die Bank 
sind in der Hauptsache in dem gegenwärtig geltenden Regle­
ment der Bank vom 19. Februar 1895, nebst den daselbst vor­
genommenen Veränderungen vom 10. Juni 1901, 5. März 1906 
und 17. April 1908, beibehalten worden. 

An das Reglement, für dessen Gültigkeit ein übereinstim­
mender Beschluss von Monarch und Landtag erforderlich ist, 
schliessen sich die Instruktionen für die Bankbevollmächtigten 
an, welche vom Landtag mitgeteilt werden und welche, wie es 
in der dem Landtag von 1867 übergebenen Regierungsvorlage 
heisst, keine andere Massregel von Seiten der Regierung erfor­
dern, als dass sie "öffentlich zur Nachachtung bekanntgemacht 
werdenli. 

Die gegenwärtig geltende, im Landtag von 1907 angenom­
mene Instruktion für die Bankbevollmächtigten hat folgenden 
Wortlaut: 

§ 1. Den Bankbevollmächtigten liegt ob, bei der Überwachung 
der Verwaltung der unter Garantie und Obhut des Landtags ste­
henden Fonds in Finlands Bank das Reglement von Finlands Bank 
und diese Instruktion zu beobachten. 

§ 2. Der Auftrag der Bankbevollmächtigten beginnt sobald die 
Wahl stattgefunden. 

Die Bankbevollmächtigten versammeln sich unmittelbar nach der 
Wahl, um unter den drei Bankbevollmächtigten, welche an allen 
den Bankbevollmächtigten obliegenden Fragen teilnehmen müssen, 
einen ersten und einen zweiten Vorsitzenden zu wählen. 
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§ 3. Sämtliche Bankbevollmächtigte gemeinsam haben folgende 
Obliegenheiten: 

a) dem Kaiser und Grossfürsten sowie dem Verwaltungsdeparte­
ment 'des Senats die Anträge, Vorschläge und Gutachten einzurei- . 
ehen, welche laut Reglement der Bank den Bankbevollmächtigten 
obliegen; 

b) hinsichtlich der Anträge und Vorschläge zu beschliessen, 
welche dem Landtag eingereicht werden müssen; 

c) der Bankkommission über den Zustand, den Betrieb und die 
Verwaltung der Bank sowie über die von den Bankbevollmächtigten 
während des nächstverflossenen . Jahres behandelten wichtigeren An-
gelegenheiten Bericht 'zu erstatten; , 

d) über die Entlastung der Bankdirektion Beschluss zu fassen; 
e) die Zinssätze und Provisionen der Bank festzusetzen; 
f) die längste Verfallzeit für in- und ausländische Wechsel und 

andere Kreditpapiere zu bestimmen, welche in der Bank diskontiert 
werden, sowie die längste Zeit, für welche Darlehen und Kreditive 
von der Bank bewilligt werden können; 

g) zu prüfen, ob Sicherheit und Vorteil der Bank bei der Be­
willigung von Kredit, Einkauf von Obligationen und bei der Plazie­
rung der Guthaben der Bank im Auslande vorgeschriebenermassen 
wahrgenommen worden; 

h) die Mitglieder der Diskontkomitees bei den Abteilungskonto­
ren der Bank auszuersehen; 

i) auch in anderen der Verwaltung der Bank betreffenden An­
gelegenheiten Beschluss zu fassen, falls die drei Bevollmächtigten, 
welche verpflichtet sind an allen den Bevollmächtigten obliegenden 
Angelegenheiten teilzunehmen, der Ansicht sind, dass diese Fragen 
von der Bedeutung sind, dass sie der Behandlung durch sämtliche 
Bevollmächtigte unterbreitet werden müssen. 

§ 4. Die drei Bankbevollmächtigten, welche an allen den Be­
vollmächtigten o1>liegenden Angelegenheiten teilnehmen müssen, sind 
verpflichtet: 

a) die im Reglement der Bank vorgeschriebenen Inventuren vor­
zunehmen; 

b) jeden Monat auf Grund der Bücher und Rechnungen der 
Bank und der Rapporte der Abteilungskontore den Darlehenbetrieb 
der Bank zu prüfen; 

c) die Fragen \!'orzubereiten, welche in den im § 3 erwähnten 
gemeinsamen Sitzungen der Bankbevollrnächtigten behandelt werden; 
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d) alle übrigen Angelegenheiten zu handhaben, welche eine Mass­
regel von Seiten der Bankbevollmächtigten erheischen und nicht im 
§ 3 erwähnt sind. 

§ 5. Die Bankbevollmächtigten versammeln sich: 
Die drei Bankbevollmächtigten, welche an allen den Bevollmäch­

tigten obliegenden Angelegenheiten teilnehmen müssen, auf Einla­
dung des Vorsitzenden so oft die Angelegenheiten solches erfordern j 

sämtliche sechs Bankbevollmächtigten auf Einladung des Vorsit-
zenden den zweiten Werktagmontag im Februar, April, September 
und Dezember und auch sonst, wenn die Angelegenheiten solches 

. erfordern. 
Findet ein Bankbevollmächtiger, dass das Interesse der Bank 

eine Beratung oder eine Massregel in irgend einer Frage erfordert, 
so hat er darüber dem Vorsitzenden zu berichten, welcher eine Sit­
zung zusammenberuft. 

§ 6. Ist ein Bankbevollmächtigter verhindert sich zu einer Sit­
zung einzufind~n oder wünscht er für längere 'oder kürzere Zeit von 
diesem Auftrag beurlaubt zu werden, so hat er hierüber dem Vor­
sitzenden zu melden, welchem es obliegt sowohl in diesem Fall wie 
auch dann, wenn ein' Bankbevollmächtigter abgegangen ist, einen 
Ersatzmann einzuberufen und zwar in der Reihenfolge, in welcher 
die Ersatzmänner gewählt worden sind. 

Sollten beide Vorsitzenden verhindert sein ihr Amt auszuüben, 
so wählen die Bankbevollmächtigten unter sich einen Vorsitzenden 
für die Zeit, solange das Hindernis dauert. 

§ 7. Als Beschluss der Bankbevollmächtigten gilt die Ansicht, 
welcher die meisten Stimmen beitreten. Bei gleicher Anzahl Stim­
men für verschiedene Ansichten entscheidet die Stimme des V orsit­
zendenj bei Wahlen entscheidet das Los. 

§ 8. Die Bankbevollmächtigten nehmen einen Schriftführer an, 
der das Protokoll in den Sitzungen führt und die von den Bank­
bevollmächtigten ausgehenden Schreiben verfasst und gegenzeichnet. 

Die Bankbevollmächtigten schliessen die in ihren Sitzungen ge­
führten Protokolle und unterschreiben die von ihnen ausgehenden 
Schreiben. Doch können die Bankbevollmächtigten die Schliessung 
des Protokolls und die Unterschreibung der ausgehenden Schreiben 
dem Vorsitzenden nebst zwei Bevollmächtigten übertragen. 

Der Bankdirektion oder einem ihrer Mitglieder muss Gelegen­
heit geboten werden an der Schliessung eines solchen Protokolls 
teilzunehmen, das ip. einer gemeinsamen Sitzung der Bevollmächtig­
ten und der Direktion geführt worden ist. 
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§ 9. Ein Bankbevollmächtiger ist verpflichtet alles geheim zu 
halten, was das Verhältnis von Privatpersonen zur Bank betrifft, 
und was im übrigen in der Bankverwaltung von derartiger Beschaf­
fenheit ist, dass es nicht geoffenbart werden darf. 

§ 10. Ein Bankbevollmächtigter ist verpflichtet abzugehen, falls 
er ein solches Amt annimmt, das nach der einstimmigen Ansicht 
der 'Bankbevollmächtigten mit seinem Auftrag als Bevollmächtigter 
unvereinbar ist. • 

§ 11. Ein Bankbevollmächtiger ist verpflichtet abzugehen, wenn 
er unter Vormundschaft gestellt wird oder sein Eigentum seinen 
Gläubigern überlässt oder zum Verlust des bürgerlichen Vertrauens 
verurteilt oder für unwürdig erklärt wird einen andern zu ver­
treten. 

§ 12. Ein Bankbevollmächtigter, der an allen den Bevollmäch­
tigten obliegenden Angelegenheiten teilnehmen muss, erhält als jähr­
liche Entschädigung viertausend Mark, nebst zweitausend Mark für 
denjenigen, der wegen des genannten Amtes von einem andern Ort 
übersiedelt. Für die Zeit, wo ein Bankbevollmächtigter Urlaub ge­
niesst, soll ein entsprechender Teil seiner Entschädigung abgezogen 
werden. 

Von den übrigen Bankbevollmächtigten erhalten die in Helsing­
fors ansässigen zwanzig Mark für jede Sitzung und die an einem 
anderen Ort ansässigen dreissig Mark nebst Reiseentschädigung. 

Ein statt eines Bankbevollmächtigten einberufener Ersatzman er­
hält, wenn er in Helsingfors ansässig ist, fünfzehn Mark für jeden 
Tag, wenn er aber an einem anderen Ort wohnt, dreissig Mark 
nebst Reiseentschädigung. Doch darf die Entschädigung eines Er­
satzmannes während eines Jahres, wenn er in Helsingfors ansässig 
ist, nicht viertausend und, wenn er an einem anderen Ort wohnt, 
nicht sechstausend Mark übersteigen. 

Die Entschädigung des Schriftführers der Bankbevollmächtigten 
und die Summen für die Kanzleiausgaben werden von den Bank­
bevollmächtigten festgesetzt. 

Die obige Schilderung der wiederholt auftretenden Vorschläge 
über veränderte Zusammensetzung der Bankdirektion ist dazu 
angetan die Schwierigkeiten zu beleuchten, mit welchen die 
Verwaltung einer Bank von dem eigenartigen Typus wie Fin­
lands Bank: verbunden ist. 
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Vor Staatsbanken im eigentlichen Sinne hat dieser Bankty­
pus allerdings den Vorzug, dass das Verhältnis zwischen der 
Finanz- und der Bankverwaltung weniger intim ist, dass die 
Bank infolge dessen eine verhältnismässig selbständige Stellung 
einnimmt, dass sie besser in der Lage ist ihre besonderen Aus­
gaben zu erfüllen und dass die Aktiva der Bank nicht in Zei­
ten von finanzieller Bedrängnis oder politischer Schwierigkei­
ten für den Staat von diesem in Anspruch genommen werden 
können. 

Anderseits scheint es aber für die Aufgabe der Volksver­
tretung fremd zu sein die Oberaufsicht über eine Bank zu 
handhaben. 

Bei der Behandlung der Frage im Landtag vom 1867 trat 
deshalb auch ein Vorschlag hervor, der darauf ausging private 
Aktienbes~tzer an der Bank zu interessieren, welche je nach 
ihrem Anteil durch Delegierte an den Beratungen und Be­
schlüssen der Bankbevollmächtigten teilnehmen sollten. Die­
ser Gedanke kam in einer dem Gutachten der Bankkommission 
beigefügten Reservation zum Ausdruck, jn welcher hervorge­
hoben wurde, dass das Allgemeine nur Nutzen davon haben 
könne, dass die Bank solchermassen zu einem Teil von Perso­
nen geleitet würde, welche einen unmittelbaren Nutzen oder 
Schaden dav<?n hatten, dass die Bank mehr oder weniger gut 
geleitet wurde. 

Einen ausdrücklichen Vorschlag in dieser Richtung e!lthieIt 
die Reservation jedoch nicht, sondern berührte die Frage nur 
beiläufig. Aber bei der Behandlung der Angele~enheit im Land­
tag kam diese Frage in der Ritterschaft und im Adel zur Spra­
che. Zu den Gründen, welche in der Reservation zugunst~n 
des Vorschlages angeführt worden waren, kam noch der, dass 
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es wünschenswert sei, dass das eigene Kapital der Bank eine 
Verstärkung erhielte.', Für den Vorschlag stimmten die Ritter­
schaft und der Adel sowie der geistliche Stand, während die 
beiden anderen Stände ihn ablehnten und er, infolge dessen 
nicht zum Beschluss erhoben ward. 

So wenig kapitalstark wie die Bank damals war und so 
wenig versprechend wie die Aussichten für eine geschäftsmäs­
sige Verwaltung derselben waren, muss der Vorschlag als wohl 
überlegt bezeichnet werden. Und es kommen vielleicht noch 
Zeiten, wo eine Verwirklichung desselben wünschenswert er­
scheinen kann. Eine Entwickelung in einer solchen Richtung , 
ist auch nicht ausgeschlossen. Es verdient aber doch hervor­
gehoben zu werden, dass Fin1ands Bank, seit sie dem Landtag 
untergeordnet worden, im allgemeinen ihre Aufgabe gut erfüllt 
hat und dass sie stets der Gegenstand der besonderen Für­
sorge von Seiten der Volksvertretung gewesen ist, welche nicht 
am \ wenigsten darin Ausdruck gefunden hat, dass der Gewinn 
d~r Bank zum überwiegenden Teil zur Vermehrung ihrer eige; 
nen Fonds verwandt worden ist. 

Jn'dem die Bank unter die Obhut der Volksvertretung ge­
stellt wurde, verlor sie ihr früheres bureaukratisches Gepräge 
und hat sich nachher immer mehr den Bedürfnissen des Ge­
schäftslebens angepasst. Dass die Bank unter die Obhut des 
Landtags gestellt wurde, bedeutet in dieser wie in anderen 
Beziehungen einen Wendepunkt in ihrer Entwickelung, dessen 
Bedeutung sich' weit über das gewöhnliche Mass einer Neu7 
organisation erstreckte., Wir 'haben darnach vor uns eine ganz 
und gar neue Bank mit erhöhten Möglichkeiten die wirtschaft­
liche Entwickelung des Landes zu stützen. 
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Die Übergabe .der Bank "unter die Verwaltung und Haft­
pflicht des Landtags lC erfolgte am 7. Januar 1868. An diesem 
Tage erschienen im Sitzungszimmer der Bankdirektion, wie 
der von den Bankbevollmächtigten an den Landtag von 1872 
erstattete Bericht, der erste unter ihnen, mitteilt, der damalige 
Chef der Finanzexpedition des Kaiserlichen Senats Snellman, 
der Senator Norrmen, unter dessen Aufsicht die Revision der 
Fonds der Bank und des Fiskus an demselben Tage beginnen 
sollte, sowie die Bankbevollmächtigten und die vom Landtag 
ausersehenen Revisoren, worauf "der Senator Snellman, im 
Namen des Kaiserlichen Senats, den primitiven und den Hypo­
tekenfonds unter dem Namen von Finlands Bank und zu dem 
Zweck, . den die Kaiserliche Verordnung vom 9. Dezember 
1867 vorschrieb, den Ständen übergab IC

• 

Diese Fonds beliefen sich, wie bereits erwähnt, auf 
Fmk 11,669,703: 15, davon waren aber nicht weniger als 
Fmk 6,099,268: 79 in Konkursen gebunden oder standen unter 
Auspfändung. Es war also wahrlich kein glänzender Beginn 
für die Bank an der Schwelle der neuen Entwickelungspe­
riode, in die sie nun eintrat. Die lVIillion Rubel Banko-Assig­
nationen, welche die Bank bei ihrer Gründung erhalten hatte, 
war in der Tat in Anbetracht des höheren Wertes des Geldes 
und der geringeren Entwickelung des Geschäftslebens zu jener 
Zeit grösser als das Kapital, worüber die Bank jetzt verfügte. 
Aber die Entwickelungsmöglichkeiten waren jetzt ganz andere 
als damals, und besonders sollte das Recht der Zettelausgabe, 
bei der Bedeutung, die sie.in Bälde erhielt, der Bank Mittel 
und Gewinne zuführen, mit denen man früher nicht hatte' rech­
nen können. , 

Während der ersten Jahre der fraglichen Periode waren 
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die Bemühungen der Bankverwaltung beinahe ausschliesslich 
darauf gerichtet, die Schäden zu heilen, welche die vorherge­
hende Zeit als Erbe hinterlassen hatte. In den Protokollen der 
Bankdirektion und der Bankbevollmächtigten finden wir immer 
wieder Gesuche um Akkord und Vorschläge zu Übereinkom­
men mit solchen Schuldnern der Bank, welche insolvent gewor­
den waren. Ein oder einige wenige Prozent war oft alles, was 
die Bank von ihren Forderungen zurückbekommen konnte. Es 
geschah auch, dass die Bank genötigt war für eigene Rech­
nung Grundstücke und industrielle Anstalten anzukaufen und 
sie war sogar manchmal gezwungen einige Zeit, aus Mangel 
an Käufern, für eigene Rechnung derartig erworbene Fabriken 
und Grundstücke zu verwalten. So kann man in den Protokol­
len der Direktion lesen, wie sie Massiegeln ergriff, um die 
Wohnungen in einem auf diese Weise der Bank zugefallenen 
Hause in Helsingfors zu vermieten, oder wie sie sich genötigt 
sah für Rechnung der Bank eine von ihr bei einer Zwangs­
versteigerung gekaufte Fabrik zu betreiben, welches letztge­
nannte Experiment jedoch so schlimm ausfiel, dass die Direk­
tion binnen kurzem den Fabrikbetrieb einstellte. Allmählich 
gelang es für die Grundstücke verschiedener Art, welche in 
den Besitz der Bank gekommen waren, Käufer zu finden, und 
ebenso die Beziehungen mit den Schuldnern der Bank. in 
den Fällen zu ordnen, wo das Interesse der Bank die Bewilli­
gung von Vergünstigungen zu erheischen schien.· Die Ver­
luste der Bank erwiesen sich nachher als geringer als man 
früher befürchtet hatte, betrugen aber doch etwa drei Millio­
nen Mark. 

Einen neuen Anlass zu Besorgnissen gab der Ausbruch des 
deutsch-französischen Krieges. Den 19. Juli 1870 enthalten die 
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Protokolle der Direktion die ersten Beratungen hierüber. Die 
starken Kursschwankungen erforderten eine besondere Wach­
samkeit von Seiten der Direktion. Danehen aber erschien die 
Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass die Guthaben der Bank 

. bei ihren Vertretern im Auslande einige Gefahr liefen. Vor 
allem war es der Vertreter in Hamburg, Haller, Söhle & C:o, 
der Besorgnisse einflösste, da die Guthaben der Bank bei 
der genannten Firma sich auf den für damalige Verhältnisse 
hohen Betrag von mehr als zweiundeinhalb Millionen Mark 
Hamburger banko beliefen. Nach Beratschlagung mit den Bank­
bevollmächtigten beschloss die Direktion dieses Guthaben der 
Bank allmählich nach London überzuführen. Aber ehe der 
Beschluss ausgeführt ward, liess. die Direktion durch eines ihrer 
Mitglieder an Ort und Stelle die Stellung untersuchen, und die­
ser versicherte, dass die Guthaben der Bank sowohl bei Hal­
ler, Söhle & C:o wie beim Vertreter in Berlin, Mendelsohn, 
ausser aller Gefahr waren, weshalb die geplanten Massregeln 
nicht zur Ausführung kamen. Hinsichtlich des Vertreters der 
Bank in Paris de Rothschild freres war man nach Beginn der 
Belagerung von Paris gezwungen mit den Trassierungen auf 
die genannte Firma aufzuhören, worum sie auch selbst telEigra­
phisch ersucht hatte. Die Guthaben der Bank in Paris wur­
den auf den Vertreter in London N. M. Rothschild & Sons 
übergeführt. 

Die Hochkonjunktur, die nach Beendigung des Krieges folgte, 
sollte indessen ihre Wirkungen auch bis zu uns erstrecken und 
im Verein mit den guten oder wenigstens mittelguten Jahren, 
deren sich das Land nach dem Misserntejahr von 1867 zu er­
freuen hatte, auch hier zu einer früher ungeahnten wirtschaf~­
lichen Blüte beitragen. 
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Zunächst machte sich die verbesserte Weltkonjunktur in 
\ 

einem zu erhöhten Preisen erfolgenden starken Absatz unserer 
Waldprodukte bemerkbar. Unsere Holzwarenausfuhr kann al­
lerdings in einer späteren Zeit grössere Quantitäten und hö­
here Preise aufweisen. Aber so unerwartet wie die erhöhte 
Nachfrage nebst daraus folgender Preissteigerung damals ein­
trat, verlieh sie dem ganzen wirtschaftlichen Leben bei 'uns um 
jene Zeit ihr . Gepräge. Etwas ähnliches an Waldspekulation, 
wie sie damals stattfand, ist wohl weder, früher noch später in 
unserem Lande vorgekommen. Nicht nur Geschäftsleute im 
eigentlichen Sinne des Wortes, sondern Landwirte, Schulleh­
rer, Pastoren, verabschiedete Militärs wurden in diese Unter­
nehmungen hineingezogen, von mehr oder weniger abenteuer­
lichen ausländischen Spekulanten, die um jene Zeit bei uns ein 
Wirkungsfeld für ihre Operationen suchten, und von dem gros­
sen Gewinn, der in Aussicht gestellt wurde, dazu verlockt. 

Die Rückwirkungen der lebhaften Spekulationen während 
der Zeit nach dem deutsch-französischen Kriege machten sich 
bei uns jedoch nicht ,nur auf dem Gebiet des Holzwarenhan­
dels bemerkbar, ihre Wogen erreichten uns auch auf anderen 
Gebieten. 

Die der Reihenfolge nach zweite unter unseren Privatban­
ken, die Nordische Aktienbank für Handel und Industrie, wurde 
um jene Zeit gegründet. Ursprünglich' vor allem für Geschäfte 
auf Russland bestimmt, entstand sie auf ausländische Initiative 
und mit ausländischem Kapital. Wenn auch Finländer, um den 
Vorschriften des Bankgesetzes zu genügen, von Anfang an am 
Unternehmen beteiligt waren, so war die Bank doch vorzugs­
weise ein aUEiländisches Gründerunternehmen von derselben 
Art wie diejenigen, welche die Hochkonjunktur kennzeichne-
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ten, die im Wiener Krach von 1873 ihren Abschluss fand. Ehe 
die Bank die solide Stellung erreichte, die sie jetzt einnimmt, 
war sie gezwungen sich zuerst von einem Kom~anditär in 
St. Petersburg, an welchem sie so bedeutende Verluste erlitt, 
dass sie sich genötigt sah das Aktienkapital um ein Drittel zu 
reduzieren, und darauf von den Privilegien zu befreien, welche 
die Gründer sich vorbehalten hatten. 

Auch auf dem Gebiet des Eisenbahnbaus erstreckte sich die 
internationale Unternehmungslust bis nach Finland. Mit aus­
ländischem, hauptsächlich holländischem Kapital wurde näm~ 
lich um jene Zeit die Eisenbahn Hangö-Hyvinge erbaut, wel­
che vor allem für den Transitoverkehr nach St. Petersburg be­
stimmt war, obgleich es sich später, ebenso wie bei der Nor­
dischen Aktienbank, erweisen sollte, dass auf den russischen 
Markt nicht zu rechnen war, sondern die neue Kommunika­
tionslinie zu überwiegendem reil darauf angeweisen war fin­
ländischen Verkehrsinteressen zu dienen. 

Diese beiden Unternehmungen führten dem Lande auslän­
disches Kapital zu. Die Aktiva der Nordischen Aktienbank 
wurden allerdings anfangs teilweise in St. Petersburg gebun­
den, kamen aber auch ,dem Geschäftsleben im Lande zu Gute. 
Und wenn auch ein. wesentlicher Teil der Kosten der Eisen­
bahn Hangö-Hyvinge' für den Ankauf von Schienen und rol­
lendem Material aus dem Auslande verwandt ward, so blieb 
doch ein beträchtlicher Teil desselben im Lande in Gestalt 
von Arbeitslöhnen und Enteignurigskosten. 

Ausländisches Kapital kam ferner dadurch ins Land, dass 
der Staat für die Ausführung einer Eisenbahn nach St. Pe­
tersburg von dem Bahnhof Riihimäki an der früher erwähnten 
Bahnlinie Helsingfors---':' Tavastehus sowie für die Ausführung 
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• 

einer Eisenbahn nach Abo, die von Tavastehus ausging, im 
Jahre 1868 eine ausländische sechsprozentige Obligations anleihe 
von 2,670,000 Thalern und eine Prämienanleihe von 2,000,000 
Thalern, sowie im Jahre 1874 eine 4 1/ 2 % Obligationsanleihe 
von 16,200,000 Reichsmark aufnahm. Die erstgenannte Anleihe 
wurde mit Erlanger & Söhne in Frankfurt am Main und der . 
Vereinsbank sowie Haller, Söhle & C:o in Hamburg abge­
schlossen. Der Übernahmekurs war 94%. Vom Anleihebe­
trag, 4,670,000 oThalern, wurden nicht mehr als drei fünftel 
in fes~er Rechnung übernommen. Und da für den Rest der 
Anleihe keine Abnehmer zu finden waren, so nahm man seine 
Zuflucht zu der erwähnten Prämienanleihe. Die Verbindungen 
mit M. A. von Rothschild & Söhne, welche die früheren An­
leihen des Staates vermittelt hatten, wurden nachher bei der 
Aufnahme der 4 % % Anleihe von 1874 wieder erneuert, wel­
che Anleihe mit von Rothschild und Finlands Bank sowie Hal­
ler, Söhle & C:o abgeschlossen ward. 

An den Kosten der Linie Riihimäki-St. Petersburg nahm 
auch der russische Fiskus mit einem Betrag von F:mk 10,000,000 
teil, unter Vorbehalt eines entsprechenden Anteils am Gewinn 
bei der Exploitierung der Bahn. 

Die gute Ernte, die starke Nachfrage nach Holzwaren und 
die Zufuhr von ausländisch~m Kapital durch Aufnahme von 
Obligationsanleihen und die Gründung von ausländischen Geld­

. und, Eisenbahnunternehmungen hier im Lande trugen ,dazu bei, 
dass der Geldvorrat im Lande ausserordentlich teich war. 

Die Lage auJ dem einheimischen Geldmarkt gestaltete sich 
deshalb um diese Zeit so günstig, dass Obligationen mit nied­
rigem Zinsfuss, einheimische .wie ausländische, hier Absatz fan­
den. Nach dem Bericht der Bankbevollmächtigten an den Land-
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tag von 1872 hatte solchermassen ein bedeutender Umsatz der 
4 % % Obligationen des Staates und des Hypotekenvereins 
stattgefunden, welche infolge der im Lande wachsenden Nach­
frage nach denselben von der Bank aus dem Auslande einge­
zogen und hier im Lande verkauft wurden. Die Bank sah 
sich deshalb auch in der Lage zum Kurse 94 Fmk 2,600,000 
einer einheimischen 4 1/ 2 % Staatsanleihe vom Jahre 1872 von 
Fmk 4,000,000 zu übernehmen, welche zur Einlösung der Dona­
tionsgüter in den Provinzen Wiborg und St. Michel dienen soll­
ten; und einen ähnlichen Kurs für Fmk 1,000,000 Obligationen 
von demselben Typus anzubieten, welche im Jahre 1873 zu 
demselben Zweck ausgegeben wurden. Das letzgenannte An­
gebot ward jedoch nicht angenommen, und die Obligatio­
nen wurden anderweitig plaziert. Im Jahre 1874, wo weitere 
Fmk 1,000,000 der genannten Anleihe ausgegebe~ wurden, ge­
schah es zum Kurse 95 0/0, In ihrem Bericht an den Landtag 
von 1877-1878 führen die Bankbevollmächtigten an, dass nicht 
nur der Anteil der Bank an der ausländischen Anleihe von 
1874 "schnell im Lande verkauft wurde; sondern auch ein 
grosser Teil des Rothschildschen Anteils daran zu demselben 
Zweck eingezogen wurde", und dass ebenso "bedeutende Werte 
in Aktien der Nordischen Aktiebank und anderen ausländischen 
Wertpapieren 11 ins Land gebracht und hier verkauft wurden. 
Auch später haben der Staat, Finlands Bank und andere Geld­
institute bedeutende Beträge auf ausländische Münze lautender 
Obligationen in ihrem Besitz gehabt, Privatpersonen dagegen 
nicht, wie es um die in Rede stehende Zeit der Fall war. 

Dieses ist jedoch nicht dahin zu verstehen, dass die Kapi­
tal bildung im Lande grösser gewesen wäre als während einer 
späteren Periode. Einer solchen Annahme widersprechen die 
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Zahlen aus nachfolgenden Perioden für die Geldanlagenin 
Privat- und Sparbanken, sowie das grosse Kapital, das jähr­
lich in Gebäuden, Bank- und Industrieaktien, landwirtschaft­
lichen Verbesserungen u. s. w. angelegt wird. Aber im Verhält­
nis zur Unternehmungslust um die in Rede stehende Zeit war 
das vorhandene Kapital reichlicher damals als später. 

Die ·Zettelausgabe der Bank, die im Dezember 1867 scJ10n 
mehrere 1Y.li1lionen mehr betragen hatte als zu Ausgang der 
beiden vorhergehenden Quartale, oder Fmk 23,705,419, betrug 

I zu Ende des Jahres: 

1868 Fmk 28,369,791 

1869 
" 

32,900,275 

1870 
" 

36,618,034 

1871 
" 

42,017,203 

1872 
" 

49,834,461 

1873 
" 

60,916,024 

.. 1874 
" 73,452,71 ) 

Wenn man die Kurven prüft, welche eine zettelausgebende 
Zentralbank aufweist, kann man in denselben nicht nur die 
eigenen Schicksale der Bank lesen, sowohl ihre Erfolge wie 
auch die Schwierigkeiten, mit denen sie zu kämpfen gehabt hat, 
sondern auch den Gang der wirtschaftlichen Entwickelung des 
Landes, dessen zettelausgebendes Institut die Bank ist, wie man 
etwa in den Jahresringen einer gefällten Föhre ihr Wachsen 
verfolgen kann, das bald von den äusseren Verhältnissen be­
günstigt bald unterdrückt worden ist. Wohl aber muss man 
sich davor hüten die Schlussfolgerungen zu ziehen, ohne ge­
prüft zu haben, ob nicht zufällige Umstände in dem einzelnen 
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Fall mitgewirkt haben, die ~eswegen ausgeschaltet werden 
müssen, damit dass Resultat nicht irreführend werde. 

Dies gilt auch inbezug auf die angeführten Zahlen für die 
Zettelausgabe der Bank während der fraglichen Periode und 
noch mehr, wenn die entsprechenden Zahlen auch für das dritte 
Quartal des Jahres 1874 angeführt werden. Das genannte Jahr 
hatte· nämlich per ultimo Septe!llber eine noch höhere Ziffer 
aufzuweisen als zu Ende des Jahres oder Fmk 79,775,101. Die 
Erklärung für diese plötzliche Steigerung ist nach dem Bericht 
der Bankbevollmächtigten an den Landtag von 1877-1878 darin 
zu suchen, dass der Fiskus von seiner um diese Zeit aufge­
nommenen ausländischen Obligationsanleihe den halben Betrag 
oder ungefähr zehn Millionen Mark im Kommunikationsfonds 
liegen liess, von wo die Zettel nur nach und nach in den 
Verkehr gebracht wurden. 

Auch unter normalen Verhältnissen befand sich um diese 
Zeit ein Teil des Zettelbetrags, der in den Büchern der Bank 
als im Umlauf befindlich verzeichnet war, nicht im Verkehr, 
sondern in den Fonds des Fiskus. Erst im Jahre 1876, als die 
Bank aufgehört hatte sich mit den genannten Fonds zu befas­
sen und deren Verwaltung dem Staatskontor übertragen wor­
den war, wurde für die genannte Behörde, ebenso wie später 
auch für andere Behörden, eine laufende Rechnung in Fin­
lands Bank eröffnet, auf welche Rechnung zu Ende des ersten 
Quartals 1876, laut Bericht der Bankbevollmächtigten, sechs­
undeinhalb Millionen Mark vom Staatskontor eingezahlt wor­
den waren, welche Tatsache von den Bankbevollmächtigten 
als eine mitwirkende Ursache dazu angeführt wird, dass die 
gebuchte Zettelemission, die noch zu Ende des vorherge­
henden Jahres mehr als siebenundfünfzig Millionen Mark be-

256 



tragen hatte, auf nicht ganz siebenundvierzig Millionen gesun­
ken war. 

Unter . Voraussetzung der Elimination, die solchermassen 
stattfinden muss, damit die Zahlen über die Zetteh~mission 

nicht irreführend seien, geben sie, wie bereits gesagt, eine gute 
Richtschnur nicht nur für die Beurteilung der Entwickelung 
oder des Rückganges im eigenen Betrieb der Bank, sondern 
auch für die Veranschaulichung der Fluktuationen in der wirt­
schaftlichen Entwickelung des Landes überhaupt. 

Wie ist da die bedeutende Steigerung in der Zettelausgabe 
zu erklären, die schon zu Anfang der sechziger Jahre stattge­
funden hatte, vor allem aber während der ersten Hälfte des 
folgenden Jahrzehnts, und die nicht nur von den entsprechen­
den Zahlen während der zunächst vorhergehenden, sondern 
auch der nachfolgenden Periode so grell absticht? 

Die Erklärung hierfür ist zunächst zu suchen in dem oben 
erwähnten starken Absatz unserer Waldprodukte, den erhöhten 
Preisen, die den Waldbesitzern bezahlt wurden, 'und dem 
reichlichen und guten Arbei~sverdienst, der sich durch die Ab­
holzung des Waldes und die Eisenbahnbauten darbot. Es wa­
ren für damalige Verhältnisse grosse Beträge Zettel, die aus 

. diesem Anlass in Umlauf kamen. Der reichlichere Geldvorrat 
veranlasste eine erhöhte Konsumtion. Damit ging eine allge-

. meine Preis steigerung Hand in Hand, und die Zettel, die aus­
gegeben worden, strömten nicht in die Banken zurück, sondern 
blieben im Verkehr, bis die Ursachen, welche die plötzliche 
Hausse v~ranlasst hatten, einer veränderten Sachlage wichen, 
wo der Absatz unserer Waldprodukte sich verminderte, die 
Preise auch für andere Artikel fielen und die Arbeitslöhne 
sanken. 
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Der zum überwiegenden Teil internationale Charakter der 
erhöhten Geschäftslebhaftigkeit, welche diese Periode unserer 
wirtschaftlichen Entwickelung kennzeichnet, spiegelte sich auch 
darin wieder, dass Finlands Bank ihre Zettel vorzugsweise in 
Austausch gegen ausländische Valuten ausgab. Der einheimi­
sche Darlehenbetrieb hielt dagegen nicht gleichen Schritt, hier­
mit. ,Während der ersten Zeit, nachdem die Bank von den 
Ständen übernommen worden war, zeigte sich sogar eine Ver­
minderung des einheimischen Darlehenbetriebes. Während Dar­
lehen, diskontierte Wechsel und Kassakreditive zu Ende des 
Jahres 1867 einen Gesamtbetrag von Fmk 19,576,794: 82 auf­
wiesen, betrugen sie um dieselbe Zeit des Jahres 1871 nur 
Fmk 15,095,362: 12. Noch 1m März 1875 waren sie auf nicht 
mehr als Fmk 17,981,046: 54 gestiegen. Wie die Bankbevoll­
mächtigten in ihrem Bericht an den Landtag von 1872 hervor­
hoben, war diese Abnahme jedoch zum Teil nur scheinbar und 
beruhte auf den oben erwähnten Abschreibungen von Forde­
rungen, welche in der Bilanz für 1867 enthalten waren. Auch 

.führen die Bankbevollmächtigten an, dass gewisse Darlehen, 
wie primitive, S chiffsb au- und Assoziationsdarlehen, nicht wei­
ter ausgegeben wurden, weshalb die auf diesen Dar.lehenrech­
nungen ausstehenden Beträge in dem Masse sich verminderten, 
wie Abzahlungen auf die Darlehen stattfanden. Ferner heben 
die Bankbevollmächtigten hervor, dass inbezug auf die Bewilli­
gung der Kredite eine Prinzipveränderung insofern stattgefunden 
hatte, als auch in diesem Punkt ausschliesslich auf die Sicher­
heit, den Bestand und das Gedeihen der Bank Rücksicht ge­
nommen worden war, woran in Anbetracht der teuer erkauften 
Erfahrung aus vorhergehender Zeit notwendigerweise streng 
festgehalten werden musste. Zu diesem Zweck ?nd in Anbe-
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tracht ,dessen, dass die Sicherheit und der Bestand einer zet­
telausgebenden Bank wesentlic~, davon abhängig ist, dass sie 
b,innen kurzem und ohne Schwierigkeit ihre Forderungen ein­
ziehen kann, war der Darlehenbetrieb mit Rücksicht darauf 
geordnet worden, der Bank gute kurzfristige Wechsel und an­
dere Forderungsbeweise mit solcher Realsicherheit zu verschaf­
fen, dass inbezug auf die Verwendung derselben behufs Wider­
erlangung des Darlehenbetrags ein begründeter Zweifel nicht 
obwalten konnte, während dagegen langfristige Plazierungen 
und gegen Sicherheiten' von zweifelhafter Beschaffenheit sorg­
fältig vermieden worden waren. 

Der reichliche Geldvorrat und die Abnahme in dem einhei­
mischen Darlehenbetrieb der Bank erhielt einen entsprechenden 
Ausdruck in den Zinssätzen der Bank. Schon den 11. März 
1868 wurde der Diskontzinsfuss für Dreimonatwechsel von sechs 
auf fünf Prozent herabgesetzt, den 20. Dezember 1869 auf vier­
undeinhalb, den 5. Dezember 1870 auf vier Prozent, welcher 
Zinssatz dann bis zu Ende des Jahres 1875 in Kraft blieb. Die 
Zinssätze auf Wechsel für längere Zeit und für Darlehen und 
Kreditive waren einen halben oder einen Prozent höher. 

Der Zinsfuss für Gelder, welche in der Bank auf Deposi­
tions- oder laufende Rechnung eingezahlt wurden, betrug drei­
undeinhalb Prozent für Depositions- und drei" Prozent für lau­
fende Rechnung bis zum 23. März 1868, wo er auf zwei 
Prozent herabgesetzt wurde, um den 11. November 1872 noch 
weiter auf anderthalb Prozent für laufende Rechnung zu fallen, 
wogegen er für Depositionen bei zwei Prozent verblieb. Wie 
oben hervorgehoben, hatte diese Art von Kapitalbeschaffung 
niemals irgend eine Bedeutung gehabt, und als die Bank laut 
Reglement von 1875 vom folgenden Jahr an keine Zinsen mehr 
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für darnach eingezahlte Gelder erlegte, wurden auch alle frü­
heren zinstragenden Depositionen gekündigt. Vorher, den 7. 
Dezember 1874, hatten die Bankbevollmächtigten verordnet, dass 
für Gelder, welche nach Ablauf des genannten Jahres in der 
Bank eingezahlt wurden, eine Zinsvergütung nicht stattfinden 
sollte. 

Die wirtschaftliche Lage verschlimmerte sich indessen be­
reits im Verlauf des Jahres 1875, und Geldmangel folgte dem 
früheren Geldüberfluss. 

Die Schwierigkeiten wurden durch den Preisfall auf Silber 
erhöht, welcher bereits während der Jahre 1873-1875, beson­
ders aber während des Jahres 1876 den Kurs unserer Münze 
ins Schwanken brachte und es wiederum notwendig erscheinen 
liess eine Reform unseres Münzwesens durchführen und hier, 
ebenso wie in den meisten anderen Ländern, zum Goldmünz­
fuss überzugehen. 

Zur Zeit der Durchführung der Münzrefor~ im Jahre 1865 
war Silber der einzige gesetzliche Wertmesser in den Län­
dern, mit denen Finland die lebhaftesten Geschäftsverbindun­
gen unterhielt, nämlich in den Deutschen Staaten, in Schweden· 
und in Dänemark, ebenso in Russland, wo die Zettel allerdings 
mit Zwangskurs liefen, aber auf Silberrubel lauteten. Wo wie­
derum, wie in Frankreich und in den zur lateinischen Münz­
union gehörenden Ländern, sowie in den Vereinigten Staaten 
der doppelte Münzfuss vorkam, war dass Wertverhältnis zwi­
schen dem Gold und dem Silber im Gesetz festgestellt und 
damit ein Verhältnis zwischen der Münze dieser Länder und 
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derjenigen jener Länder, deren Münzsystem ausschliesslich auf 
Silber gegründet war, gegeben. Aber auch für die Geschäfts­
verbindungen mit Ländern, in welchen, wie in England und 
dessen Kolonien, das Gold vorherrschend war, war der Silber­
münzfuss ein vollkommen anwendbares Tauschmitt,el und sein 
Wert stabil, solange der gegenseitige Wert der bei den Metalle, 
wie es bis zum Jahre 1873 der Fall war, nur in geringem 
Grade schwankte. Es war deshalb natürlich, dass man noch 
im Jahre 1865 nicht einmal den Gedanken ~n irgend ein ande­
res Münzmetall hegte, als dasjenige, welches bis dahin bei uns 
geltend gewesen war, nämlich das Silber. 

Aber 7,U Anfang der siebziger Jahre veränderten sich die 
Verhältnisse in dieser Beziehung. Das neuerrichtete Deutsche 
Reich' ging im Jahre 1871 zum Goldmünzfuss über, indem es 
das Silber nur als Scheidemünze beibehielt, Schweden und, 
Dänemark folgten 1873 dem Beispiel, Norwegen 1875 und die 
Niederlande 1876. Die Vereinigten Staaten beschlossen von 
Anfang 1879 an Gold als einzigen Wertmesser einzuführen. 
Die lateinische Münzunion schränkte die Prägung von Silber­
münzen ein und suspendierte damit tatsächlich das doppelte 
Münzsystem, um binnen kurzem zu dem einfachen Goldmünz­
fuss überzugehen. Und sowohl in Russland wie in Österreich, 
in welchen Ländern Zwangskurs herrschte, zeigte man sich 
geneigt, bei der Rückkehr zur 'Meta~lzirkulation Gold als einzi­
gen gesetzlichen Wertmesser einzuführen. . 

Der Wert des Silbers, der ,um diese ~eit auch sonst auf 
Grund erhöhter Produktion im Sinken begriffen war, fiel immer 
mehr zufolge der durch die veränderte Münzpolitik hervorge­
rufenen Verminderung in der Nachfrage nach diesem Metall 
zu Prägungszwecken, UNd zum Preisfall trug noch weiter das 
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vermehrte Angebot bei, welches eine Folge davon war, dass 
die Silbermünzen eingeschmolzen wurden und als Metall auf 
den Markt kamen. Das Wertverhältnis zwischen Gold und Sil­
ber, das noch im Dezember 1872 1: 15,80 betrug, und folglich 
nur unbedeutend von der üblichen Proportion 1: 15,50 abwich, 
hatte inzwischen folgende Veränderungen erfahren: um die­
selbe Zeit des folgenden Jahres betrug es 1: 16,24, im Dezem­
ber 1874 1: 16,36, im Dezember 1875 1: 16,73, und während 
des Jahres 1876 fand eine noch stärkere Verschiebung in der­
selben Richtung statt. Im Juli 1876 betrug das Wertverhältnis 
1: 19,39. 

Die Notierungen von Finlands Bank auf das Ausland folg­
ten diesen Schwankungen im Silberwert auf dem Fuss. Bis 
zur zweiten Hälfte des Jahres 1875 hielten sie sich jedoch ziem­
lich stabil. Aber schon im September des genannten Jahres 
betrug der Durchschnittskurs auf Paris 102,27, während er sich 
bis dahin auf Pari gehalten hatte, manchmal darunter gefallen 
und nur ausnahmsweise über 101 gestiegen war. Im folgen­
den Monat sank er allerdings wieder auf 101,63, aber die No­
tierung für November betrug 103,49, für Dezember 105,08, für 
den Januar des folgenden Jahres 107,03, für Februar 108,62, für 
März 111,59, für April 112,12, für Mai 112,39, für Juni 114,91. 
Ihren Höhepunkt erreichte die Notierung im Juli desselben Jah­
res mit 120,16, worauf sie während der nächsten Monate wie­
derum auf 112,63 und 109,82 fiel. Kursschwankungen also, die 
denjenigen .zu Beginn der sechziger Jahren nicht nachgaben, 
wo die Zettel der Bank mit Zwangskurs liefen. 

Es war deshalb auch für uns eine Notwendigkeit dem Bei­
spiel derjenigen Länder zu folgen, die zum Goldmünzfuss über­
gegangen waren, und die Bankbevollmächtigten beantragten 
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In einem an Seine Kaiserliche Majestät gerichteten uritertänigen 
Schreiben vom 12 Februar 1876, dass dem Landtag eine Vor­
lage betreffend den Übergang vom Silber- zum Goldmünzfuss 
übergeben würde. Anlässlich dieses Antrages wurde den 1 0 
Mai desselben Jahres ein besonderes Komitee eingesetzt, das 
eine einschlägige V orlage ausarbeiten sollte. Das Komitee 
reichte sein Gutachten den 14 Oktober desselben Jahres ein. 

Die Hauptfrage selbst bereitete dem Komitee keinen Kum­
mer, da es eine zwingende Notwendigkeit für unser Land war, 
so schnell es nur geschehen konnte, Silber gegen Gold als 
Münzmetall einzutauschen. Es gab umso weniger Anlass selbst 
auch nur für den Anfang bei dem doppelten Münzfuss zu ver­
bleiben, als auch die lateinische Münzunion, wie erwähnt, im 
Begriff stand dem einfachen Goldmünzfuss den Vorzug zu ge­
ben. Im Komitee ebenso wie während der späteren Behand­
lung der Frage war man deshalb in diesem Punkt einig, dass 
die Reform in ihrem ganzen Umfange durchgeführt werden 
und der Übergang zu dem einfachen Goldmünzfuss gesche­
hen solle. 

Eine Meinungsverschiedenheit entstand jedoch im Komitee 
in der Frage, ob, eine besondere Münzeinheit für Finland ange­
nommen werden oder ob Finland sich einem der bereits beste­
henden Münzsysteme, und zwar welchem von ihnen, anschlies­
sen sollte. Das Komitee beschloss beinahe einstimmig die Ein­
führung eines Goldmiinzsystems vorzuschlagen, . das mit dem 
französischen übereinstimmte. Nur ein Mitglied, N. K. Norden­
skiöld, war der Ansicht, dass eine besondere Münze für Finland 
angenommen werden sollte, deren Wert einem Franc acht Cen­
times entsprach. Er begründete seine abweichende Ansicht 
damit, dass die von ihm vorgeschlagene Münze in einem be-
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deutend einfacheren Verhältnis zu dem deutschen und dem 
skandinavischen Münzsystem stehen würde als die französische, 
indem zwanzig finnische M~rk fünfzehn deutschen Reichsmark 
und dreissig finnische Mark zwanzig skandinavischen Kronen 
gleich sein würden. Er kritisierte auch scharf die 1Jdunlde Vor­
stellung", die mancher davon hegte, dass das französische Münz­
system ungefähr dieselben Aussichten hätte eine universelle 
Verbreitung zu erhalten wie das französische Mass- und Ge­
wichtssystem. Während das Letztere sich auf eine Idee grün­
dete, nämlich die Idee von einem einfachen Zusammenhang 
zwischen den Mass- und Gewichtseinheiten, was ihm eine inne­
wohnende Kraft, sich einen Weg zu bahnen, verliehen hätte, 
auch wenn es nicht von der Suprematie Frankreichs unterstützt 
worden wäre, ermangelte das französische Münzsystem dagegen 
nach Ansicht Nordenskiölds eines jeglichen auf rationellen Prin­
zipien beruhenden Vorzugs. In England habe man deshalb mit 
äusserster Genauigkeit die G~de für einen Anschluss an das 
französische Münzsystem geprüft, sich aber nicht dafür entschlos­
sen, obgleich England mit seinem ausgedehnten Handel viel­
leicht mehr als die meisten anderen Länder von einem interna­
tionalen System Vorteil hätte. . In den Vereinigten Staaten hatte 
das französische Münzsystem noch weniger Sympatien gefunden; 
und Deutschland, Skandinavien und Holland hatten, trotzdem 
begeisterte Verfechter der Idee von einer universellen Münze auf 
das lebhafteste das französiche Münzsystem befürwortet hatten, 
doch jedes seine besondere Münzeinheit angenommen. Indem 
er dieses hervorhob, gab Nordenskiöld zu, dass der Münzein­
heit, die Russland beim Übergang zum Goldmünzfuss anneh­
men würde, eine entscheidende Bedeutung auch für uns beige­
legt werden müsse. Was er in diesem Punkt gegen die von 
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der Mehrzahl des Komitees hervorgehobene Wahrscheinlichkeit 
anführte, dass Russland sich dem französischen Münzsystem 
anschliessen würde, zeigte sich insofern richtig, als Russland 
beim Übergang zum Goldmünzfuss die alte Rubelmünze beibe­
hielt. Aber. der Wert der Münzeinheit wurde herabgesetzt, 
sodass sieben Rubel fünfzig Kopeken zwanzig Francs entspra­
chen. Dank dem Anschluss an das französische Münzsystem 
wurde solchermassen das Verhältnis zwischen der Münze Fin­
lands und dem gegenwärtigen russischen Münzsystem einfacher 
als nach dem Vorschlag Nordenskiölds. 

Grössere Schwierigkeiten als das eben berührte Problem be­
reitete die Frage, was der Durchführung der Reform zu Grunde 
zu legen sei: das herkömmliche Wertverhältnis zwischen Gold 
und Silber aus der Zeit vor dem Preisfall auf das letztgenannte 
Metall oder aber das Wertverhältnis zur Zeit der Durchführung 
der Reform oder schliesslich ein Mittelkurs zwischen diesen 
beiden. Die rechtlichen Gesichtspunkte sprachen für eine der 
letzteren Alternativen, und der Vorsitzende des Komitees Mont­
gomery fügte dem Gutachten des Komitees eme Reservation 
bei, welche darauf hinausging, dass Verbindungen, die vor 
Durchführung- der Reform eingegangen worden waren, mit der 
neuen Goldmünze nach einem Verhältnis von sechsundneunzig 
zu einhundert eingelöst werden sollten, währ~nd wiederum 
Nordenskiöld ein für die Schuldner noch vorteilhafteres Ver­
hältnis verlangte. Die übrigen Mitglieder des Komitees zogen 
indessen die erste Alternative vor, nach welcher die frühere 
Silbermark denselben Wert wie eine Mark in der neuen Gold­
münze erhalten sollte. Dies war ohne Zweifel die einfachste 
Lösung der Frage und wenn auch teoretisch unrichtig, war 
sie es in der Praxis dennoch nicht. Während der Preisfall, 
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als die Münzreform von 1865 durchgeführt wurde, ein Jahr­
zehnt gedauert und Zeit gehabt hatte auf alle Werte einzuwir­
ken, und eine Reform auf der Grundlage des früheren Wert­
verhältnisses deshalb hart erschien und ,in hohem Grade ver-. 
hängnisvoll wirkte, hatten die Preis schwankungen jetzt s6 kurze 
Zeit gedauert, dass sie eigentlich nur in den Transaktionen 
auf das Ausland' sich bemerkbar gemacht hatten, dagegen gar­
nicht oder wenigstens nur in geringem Grade in der Bewer­
tung' von Grundstücken, einheimischen Produkten oder Dienst­
leistungen. 

'Diese Reform, die so natürlich und, nachdem unser Land 
durch die Reform von 1865 eine eigene Münze erhalten hatte, 
so wenig geeignet war politische Bedenken zu erregen, sollte 
dennoch ebenfalls auf Hindernisse dieser Art stossen. Der 
erste Bescheid, den der Senat in der Frage erhielt, war wenig 
ermunternd. Er ging in der Richtung, dass die Reform erst 
erfolgen könne, nachdem eIne ähnliche Reform in Russland 
durchgeführt worden. Der Senat beschloss deshalb bereits die 
Sache fallen zu lassen. Aber später erhielt der Senat die Ge­
nehmigung, den Entwurf zu einer Verordnung betreffend den 
Übergang vom Silber- zum GoldmÜllzfuss sowie zu einer ein­
schlägigen Vorlage auszuarbeiten, jedoch mit. dem Vorbehalt, 
dass' die Vorlage nicht zu endgültiger Bestätigung vorgelegt 
werden dürfte, ehe die Frage in ihrer Gesamtheit im russi­
schen Finanzkomitee behandelt worden, dessen Sympatien für 
die finländischen Verhältnisse als nicht besonders gross galten. 
In der Komiteesitzung, an welcher von finländischer Seite 
der Chef der Finanzexpedition im Kaiserlichen Senat Herman 
Molander und der Adjunkt des Ministerstaatssekretärs Casimir 
Palmroth teilnahmen, sprach sich der Finanzminister Reutern 
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für den Vorschlag aus, indem er die Notwendigkeit der Re­
forID: für Finland hervorhob, während eine finanzielle Ungele­
genheit für Russland durch dieselbe nicht zu erwarten sei. Der 
Reichskontrollör Greigh war anderer Ansicht und führte unter 
anderem an, dass durch die vorgeschlagene Reform das letzte 
Band, das das finländische und russische Münzwesen verband, 
zerrissen würde, was von politischem Gesichtspunkt umso we­
niger befüJ.;wortet werden könne, als kein Vasallenland in der 
Welt den Vorzug eines vom Hauptstaat abgesonderten Münz­
systemes genösse. Die finländischen Delegierten erhoben hier­
gegen verschiedene Einwände und der Finanzminister Reutern 
erwiderte, dass ein solches Land in der Tat vorhanden war 
und gerade Finland sei, dass bereits dreizehn Jahre lang 
seine eigene Münze gehabt und nunmehr sich nur genötigt 
sehe die Reform zu Ende zu führen. Der Reichskontrollör 
Greigh verzichtete auf seine abweichende Meinung. Der Vor­
sitzende des Finanzkomitees, Grossfürst Konstantin, war eben­
falls der Ansicht, dass der Vorschlag befürwortet werden 

, könne, und die übrigen Mitglieder des Komitees waren hier­
mit einverstanden. 

Das Gutachten des russischen Finanzkomitees wurde höch­
sten Ortes genehmigt, und .eine in hauptsächlicher Überein­
stimmung mit dem Gutachten des oben erwähnten Münzkomi­
tees abgefasste einschlägige Vorlage, die den 18. April 1877 
datiert war, wurde dem Landtag übergeben, der behufs Vor­
bereitung der Frage eine besondere Kommission einsetzte. 
Diese reichte' ihr Gutachten den 17. Mai ein und befürwortete 
die unveränderte Annahme der Vorlage. Die Stände geneh­
migten . das Gutachten und konnten dies umso eher tun, als 
der Preis des Silbers auf dem Weltmarkt, nach dem starken 
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Fall im -Jahre 1876, gegen Ende des Jahres und während des 
darauf folgenden Jahres zur Zeit des fragliclien Beschlusses 
des Landtages wiederum gestiegen war, sodass man auch hin­

sichtlich des Wertverhältnisses zwischen der früheren Silber­
und der neuen Goldmünze nicht denselben Zweifel zu hegen 
brauchte wie früher, sondern der vom Komitee vorgeschlage­
nen Lösung den Vorzug geben konnte. Das Antwortschreiben 
der Stände ist den 28. Mai 1877 datiert und den 9. August des­
selben Jahres wurde, in Übereinstimmung mit dem Beschluss 
des Landtages, das Gesetz betreffend die Münze des Gross­
fürstentums Finland ausgefertigt, laut welchem das Münzwe­
sen des Landes sich auf Gold als den einzigen Wertmesser 
gründet. 

Um mit der Prägung der neuen Münze fertig zu werden, 
wurde eine Übergangszeit bis zum 1. Juli 1878 festgesetzt, wäh­
rend welcher die Zettel von Finlands Bank mit Zwangskurs 
liefen und Privatpersonen nicht berechtigt waren Gold zur Prä­
gung einzureichen. Diese Massregel brauchte keine Bedenken 
zu erregen, da sie von vorübergehender Art war und da· die 
Zettel der Bank tatsächlich mit der Ausfertigung des Münzge­
setzes denselben Wert wie Goldmünze hatten. Verschiedene 
von den, Bankbevollmächtigten schon während der Jahre 1874, 
1875 und 1876 eingereichte Anträge üb~r die Beschränkung 
des dem Publikum eingeräumten Rechts Silber zur Prägung 
einzureichen hatten dagegen zu keinerlei Massregeln Anlass 
gegeben, ebenso. wenig wie der im Zusammenhang hiermit von 
den Bankbevollmächtigten gemachte Vorschlag, dass der Silber­
rubel nur gemäss dem ihm innewohnenden Metallwerte Gang­
barkeit erhalten sollte. Der letztgenannte Vorschlag war vom 
russischen Finanzminister in einem Schreiben an den Minister-
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staatssekretär vom 14. August 1876 abgelehnt word'en, da der 
Silberrubel laut der Verordnung vom 8. November 1865 )n 
seiner Eigenschaft als allgemeine Münze des Reiches als ge­
setzlich geltendes Zahlungsmittel im Lande neben der Silber­
mark anerkannt worden war, welche Letztere einem viertel 
Rubel entsprach und folglich eine Unterabteilung der allge1llei­
nen Münze des Reiches bildete". Der russische Finanzminister 
fand deshalb, dass erst bei der endgültigen Einführung des 
Goldmünzfusses im Lande die Verpflichtung des finländischen 
Fiskus die zirkulierende Silbermünze einzuwechseln auf die im 
Lande geprägte, auf Mark und Penni lautende Münze beschränkt 
werden könne. 

Das Publikum bediente sich nicht der Gelegenheit zur Spe­
kulation, die sich während dieser Zwischenzeit darbot. Silber 
einzuführen und es ·zur Prägung einzureichen war mit viel zu 
grossen Umständen verknüpft und das Resultat der Spekula­
tion auch nicht sicher, wenigstens solange eine einschlägige 
Vorlage höchsten Ortes noch nicht beschlossen war. Der Ru­
bel wiederum hatte, da man im Kaiserreich um die fragliche 
Zeit bereits den Übergang zum Goldmünzfuss in Betracht ge­
zogen hatte und bedeutende' Goldeinkäufe zu diesem Zweck 
stattgefunden hatten, einen höheren Kurs als ihn der Metallwert 
des Silberrubels bedingte. Unter solchen Umständen gab es 
keinen Alllass Silberrubel' ins Land eim;uführen, um sie gegen 
finnische Mark einzutauschen. Als. die Reform im Frühling 
1877 als eine entschiedene Angelegenheit betrachtet werden 
konnte, war der Silberpreis, wie erwähnt, etwas gestiegen und 
die Gewinnaussichten für eine Spekulation der fraglichen' Art 
hatten sich damit vermindert. Die Entscheidung folgte auch 
nunmehr, wie aus den oben erwähnten Daten hervorgeht, mit 
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solcher Eile, dass für Spekulationen auf den Kurs keine Zeit 
mehr übrig blieb. 

Günstiger wäre es ohne Zweifel gewesen, wenn die Reform 
einige Jahre früher hätte durchgeführt werden können. Wir 
müssen aber in jedem.,Fall dankbar sein, dass die Bankbevoll­
mächtigten, denen die Initiative in der Frage zukam, schon zu 
Anfang des Jahres 1876 die Reform beantragten, die dank die-. 
ser Initiative durchgeführt werden konnte, ehe der weitere 
Preisfall auf das Silber, den wir später erlebt haben, stattge­
funden hatte, und ohne die grossen Erschütterungen in den 
Geschäftsverhältnissen, die eine Verzögerung der Reform im 
Gefolge gehabt hätte. 

In einer besonderen Verordnung liess der Landtag, in Über­
einstimmung mit. der einschlägigen Regierungsvorlage, eine Be­
stimmung darüber einfliessen, dass der metallische Rubel und 
seine vollgehaltigen Unterabteilungen bei Zahlungen, nicht aber 
bei Einwechslungen, sowohl unter Privatpersonen wie zwischen 
Privatpersonen einerseits und den Staatskassen und Finlands 
Bank anderseits bis zu einem Betrage von zwei Rubel fünfzig 
Kopeken, die zehn Mark entsprachen, in einer Zahlung ent­
gegengenommen werden sollten. Die Stände sahen vollkom­
men ein, dass diese Bestimmung zu einer Spekulation führen 
konnte, die jener ähnlich war, die nach der Münzreform im 
Jahre 1865 mit der russischen silbernen" Scheidemünze statt­
fand. In ihrem Antwortschreiben auf die Vorlage hoben die 
Stände dies hervor, und obgleich sie, um die Reform nicht zu 
gefährden, die Vorlage auch in diesem Punkt unverändert an­
nahmen, erteilten sie. der Regierung die Befugnis, ohne dass 
der Landtag darüber gehört würde, die fragliche Bestimmung 
aufzuheben. 
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Die Ungelegenheiten dieser Bestimmung machten sich ein 
Jahrzehnt später, als der Wert des 'Silbers noch mehr gefallen 
war, am meisten geltend. Da geschah es, dass in östlichen 
Teilen des Landes Silberrubel in bedeutender Menge für die 
Steuerzahlung beschafft wurden und dass die Bauern sich da­
mit versahen und in Silberrubeln einen so grossen Teil des 
Steuerbetrages einzahlten, wie laut Gesetz gestattet war. Diese 
Silberrubel wurden von den Steuererhebern an die Renteien 
abgeführt und von diesen dem Staatskontor eingesandt, welcher 
seinerseits durch Vermittelung von Finlands Bank sie auf der 
Börse in S:t Petersburg an dieselben Geldwechsler verkaufen 
liess, welche sie früher nach Finland verkauft hatten und nun 
in der Lage waren dasselbe Geschäft noch einmal zu machen. 
Um diese Zeit hatte der metallische Silberrubel keinen Raum 
mehr im Münzsystem Russlands. Man hatte nämlich die Ab-' 
sicht, wie es auch später geschah, zum einfachen Goldmünz­
fuss überzugehen. Allerdings war die russische Geschäftswelt 
noch im Bedarf von Silberrubeln für den Handel nach Ost­
asien, wo das Silber noch immer Münzmetall war. Aber zu 
diesem Zweck wurden nur Silberrubel verwandt, welche direkt 
aus der Münze kamen. Die vergriffenen Rubelstücke, die bei 
der Steuererhebung in Finland vorkamen, dienten dagegen nur 
diesem Zweck und zirkulierten immer wieder von den Wechs­
lern in S:t Petersburg zu den Steuererhebern, Landtrenteien 
und dem Staatskontor und von dort durch Finlands Bank und 
die Börsenmakler in S:t Petersburg zurück zu den Petersburger 
Wechselgeschäften. Diesem Unfug machte endlich die Verord­
nung vom 1 S. Juni 1893 ein Ende, welche die im Zusammenhang 
mit der Einführung des Goldmünzfusses erlassene Verordnung 
über die Gangbarkeit des Silberrubels im Lande aufhob. 
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Einige wenige Jahre, ehe diese Verfügung erschien, war das 
mit so vieler Mühe errichtete auf metallische Münze als einzi­
gen gesetzlichen Wertmesser gegründete Münzsystem des Lan­
des bedroht. Zu Ende des Jahres 1889 tauchte nämlich russi­
scherseits, unter anderen in ähnlicher Richtung gehenden Re­
form vorschlägen, auch einer auf, der darauf zielte, in Finland 
auf dem Gebiet des Münzwesens eine Übereinstimmung mit 
den in Russland geltenden Bestimmungen einzuführen. Diese 
Übereinstimmung ist später in der Hauptsache erreicht worden, 
nachdem man in Russland, indem man den" Zwangskurs auf 
die Zettel der russischen Reichsbank aufhob, die Metallzirkula­
tion eingeführt hatte und zum Goldmünzfuss übergegangen war 
und zugleich eine Münzeinheit angenommen hatte, die, wie 
oben angedeutet, in einem einfachen Verhältnis zu dem bei uns 
geltenden französischen Münzsystem steht. Aber zu der Zeit, 
wo die genannten Reformvorschläge hervortraten, herrschte 
noch Zwangskurs auf Papiergeld in Russland und eine Ül;>er­
einstimmung auf dieser Basis hätte für Finland ein solches Un­
glück bedeutet, dass eine Zustimmung zu einer derartigen rück­
schrittlichen Reform nach den Massregeln in entgegengesetzter 
Richtung, die es uns gelungen war durchzuführen, von Seiten 
des Landtages nicht zu erwarten war. Die einheimische Re­
gierung lehnte deshalb auf das bestimmteste eine Veränderung 
ab, welche den Zweck hatte, das Zwangskurs system mit" des­
sen unheilbringenden Folgen auf Finland auszudehnen. Dage­
gen' wollte der Senat den Ansprüchen darauf entgegenkommen, 
dass das russische Papiergeld ebenso wie die Scheidemünze, 
doch riach einem bestimmten, von Zeit zu Zeit zu bestimmen­
den Kurs, bei der Bezahlung für Eisenbahnbillette u. s. w. ent­
gegengenommen werden sollte, und zwar die Silbermünze in 
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einem Hächstbetrage von emem Rubel und die Kupfermünze 
in einem Hächstbetrage von fünfundzwanzig Kop,eken in der­
selben Zahlung. Eine Verordnung hierüber konnte, wie der 
Senat hervorhob, ohne 'Mitwirkung des Landtags von der Re­
gierung ausgefertigt werden. Hinsichtlich der russischen Gold­
münze wies der Senat darauf hin, dass kein Hindernis vorlag, 
dieselbe in den Kassen des Fiskus zum Pariwert entgegenzu­
nehmen. Aber bei, der geringen Verbreitung, die sie im Geld­
verkehr Russlands hatte, 'war diese Frage von keiner prak­
tischen Bedeutung. 

Ein russisch-finländisches Komitee behufs Vorbereitung der 
Frage wurde unter Vorsitz des damaligen Generalgouverneurs, 
Graf Heiden,' eingesetzt, und der Vorschlag dieses Komitees 
ging darauf hinaus, dass die Münzeinheit in Finland in Gold­
rubel verändert werden sollte, der an Wert vier Mark ent­
sprach. Die Silber- und Kupfermünze sollte auf Kopeken, die 
vier Penni entsprachen, lauten. Um aber eine Verwechslung 
mit der russischen Scheidemünze zu vermeiden, und da man 
unter dein damals' herrschenden .zwangskurs nicht verlangen 
konnte, dass die Letztere gleich der finländischen Scheidemünze 
entgegengenommen werden sollte, welche in ihrem, nominellen 
Betrag mit vollgehaltiger Münze einläsbar war, sollte die fin­
ländische Münze mit einem besonderen Zeichen zum Unter­
schied von der russischen versehen werden. Die Übereinstim­
mung wäre folglich, wie der Senat in seinem einschlägigen Gut­
achten hervorhob, nur eine Übereinstimmung dem Namen nach 
geworden, da die russischen und die finländischen Münzeinhei­
ten, wenn auch gleich, benannt, zwei dem Wert nach verschie­
dene Münzen bilden würden. Hinsichtlich der russichen Zettel­
und Scheidemünze schlug das Komitee vor, dass dieselbe, unter 
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Erweiterung des vom Senat in dieser Beziehung vorgelegten 
Vorschlags, nicht nur in den Fällen entgegengenommen werden 
sollten, die vom Senat vorausgesetzt worden, sondern auch bei 
Zahlungen laut obrigkeitlich festgestellten Taxen und bei der 
Steuererhebun'g des Staates, die Zettel in einem unbegrenzten 
Betrag, die silberne Scheidemünze bis zu fünf Rubeln, die Kup­
fermünze, wie auch der Senat vorgeschlagen, in einem Höchst­
betrage von fünfundzwanzig Kopeken in derselben Zahlung. 

Von den Mitgliedern des Komitees legte der Finanzchef Mo­
lander eine Reservation gegen den Vorschlag ein. Er war der 

. Ansicht, dass man sich mit Massregeln begnügen sollte, die 
dazu angetan waren, den Umlauf der russischen Münze in Fin- . 
land zu erleichtern, dass man aber das Münzgesetz unverändert 
lassen sollte, und bestand deshalb auf dem früheren einschlä­
gigen Vorschlag des Senats, nur mit der Veränderung, dass 
die russischen Zettel und Scheidemünze nach Kurs auch bei 
der Steuererhebung des Staates entgegengenommen werden 
sollten, jedoch nur in der Provinz Wiborg. 

Sowohl vom russischen Finanzminister wie vom finländi­
sehen Senat wurden anlässlich der Denkschrift des Komitees 
Gutachten eingefordert. Der Finanzminister stimmte der Majo­
rität, der Senat dem Reservanten bei. Die Frage wurde den 
1. August 1890 vom russischen Finanzminister Wischnegradski 
und dem Ministerstaatssekretär von Finland Ehrnrooth gemein­
sam höchsten Orts vorgetragen, Hierbei wurde beschlossen, 
dass die vorgeschlagenen Veränderungen des Münzgesetzes von 
1877 inbezug auf die Münzeinheit aufgeschoben werden sollten, 
bis es sich möglich erwiese, das Münzsystem des Kaiserreichs 
und das des Grossfürstentums vollständig mit einander zu ver­
einen. Hinsichtlich der Gangbarkeit der russischen Papier- und 
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Scheidemünze in Finland wurde dagegen der Vorschlag der 
Majorität im Komitee angenommen mit der Modifikation, dass 
der Betrag der in derselben Zahlung entgegenzunehmenden 
Silbermünze von fünf auf drei Rubel beschränkt wurde, wäh­
rend er .anderseits eine Erweiterung nach der. Richtung erfuhr, 
dass "alle, Zahlungen, die nach einer von einer Staats-, ?tadt­
oder Kommunalbehörde festgestellten Taxe erfolgen ll , in russi­
scher Münze sollten geschehen dürfen. Eine einschlägige Ver­
ordnung wurde den 14. August 1890 ausgefertigt. 

Eine nennenswerte praktische Tragweite erhielt diese Ver­
ordnung nicht, und als die Metallzirkulation in Russland im 
Jahre 1897 wieder eingeführt wurde, indem man zugleich zum 
Goldmünzfuss überging, hatte die Verordnung keine Bedeutung 
weiter. Statt. dessen beantragte der damalige russische Finanz­
minister Witte im November 1898 von neuem die Einführung 
des russischen Münzsystems in Finland. Ein russisch-finländi­
schys Komitee wurde unter Vorsitz des Staatssekretärs Frisch 
eingesetzt, da aber um dieselbe Zeit General Bobrikow zum 
Generalgouverneur von Finland ernannt ward und damit Fra­
gen von mehr akuter politischer Natur alle anderen in den 
Hintergrund drängten, blieb die Münzfrage fünf Jahre lang 
ruhen. Zu Anfang des Jahres 1903 wurde indessen ein Gut­
achten in der Frage vom Senat eingefordert, der den Vor­
schlag ablehnte und betonte, dass die Veränderung nur unter 
Mitwirkung der Stände in grundgesetzmässer Form erfolgen 
könne. Das Komitee trat zwei mal- zusammen, im Dezember 
1903 und im Februar 1904, und reichte seinen Vorschlag ein, 
welcher, vom russischen Finanzminister und vom Generalgou­
verneur befürwortet, unter Übergehung des Landtags und des 
Senats, den 9. Juni 1904 höchsten Orts bestätigt ward und 
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dahin lautete, dass russische Münze auch in Geschäftstransak­
tionen unter Privatpersonen neben der finländischen Münze 
gesetzliches Zahlungsmittel in Finland sein sollte, woneben die 
russische ,Scheidemünze dieselbe Gangbarkeit in Finland wie 
die finländische erhielt. Der Zeitpunkt für die Inkrafttretung 
der Verordnung sollte du~ch Übereinkommen zwischen dem 
russischen Finanzminister und dem finländischen Senat festge­
setzt werden. Die politischen Ereignisse, die kurz darauf ein­
trafen, und die den' Fall der bobrikowschen Politik veranlass­
ten, hatten zur Folge, dass auch die fragliche Verordnung nicht 
zur Anwendung kam. Das Ziel, das man mit ihr im Auge 
hatte, wurde auch ohne sie erreicht. Die russische Münze 
wird nämlich nunmehr von Finlands Bank und folglich auch 
anderswo al pari entgegengenommen, und ausserdem finden 
bedeutende Transferte aus dem Kaiserreich nach Finland und 
umgekehrt durch Vermittelung der Post statt, ohne dass dabei 
irgend ein Kursverlust in Frage kommt. 

"Es war eine sorgfältige Arbeit, die das Komitee vom Jahre 
1876 ausführte, und Zeitgenossen bezeugen insbesondere den 
Ernst und die Sorgfalt, mit der der Finanzchef Molander die 
Sache betrieben hatte, wodurch er sich das grösste Verdienst 
um das Resultat dieser Arbeit erwarb. Es erübrigt zu hoffen, 
dass das Ergebnis dieser hingebungsvollen Arbeit, trotz aller 
Versuche es zu vernichten, doch von Dauer bleiben wird. 

Finlands Bank war für die Einführung des Goldmünzfusses 
gut, vorbereitet. Schon im Bericht an den Landtag von 1872 
erwähnen die Bankbevollmächtigten, dass die Bank Gold ein-
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gezogen hatte mit Rücksicht auf "die grössere Anwendbarkeit 
dieses Metalls als internationales Tauschmittel". Zu Ende des 
genannten Jahres besass die Bank etwas über sechs Millionen 
Mark in Gold. Um dieselbe Zeit des Jahres 1874 war der . . 
Betrag auf fünfzehnundeinhalb 'Millionen Mark gestiegen. Die 
Ankäufe hatten folglich vor der starken Preissteigerung zu 
Ende des Jahres 1875 und der ersten Hälfte des Jahres 1876 
stattgefunden. Im Jahre 1877, nach der Ausfertigung des 
Münzgesetzes, wurde Gold für etwa eine Million Mark ange­
kauft. Die Bank besass folglich genügend von diesem Metall 
zur Prägung. Es sollte sich 'ausserdem erweisen, dass die 
Goldmünze als Tauschmittel nicht besonders begehrt war. Ul­
timo Dezember 1880 waren davon nur etwas über drei Millio­
nen Mark in den Verkehr gebracht worden, um dieselbe Zeit 
des folgenden Jahres eine weitere Million; und hierbei ist zu 
bemerken, dass t:in Teil im Verkehr blieb. Ein nennenswerter, 
Betrag war nämlich, unmittelbar nachdem die neuen Goldmün­
zen in den Verkehr gebracht worden waren, in Anbetracht der 
Kursnotierungen der Bank, die hierfür 'günstig schienen, ins 
Ausland ausgeführt worden. 

Laut einer im' Zusammenhang mit der Einführung des Gold­
münzfusses erfolgten Veränderung im Reglement der Bank war 
die Bank verpflichtet eine metallische Kasse in einem erhöhten 
Betrage von zwanzig Millionen Mark aufrechtzuerhalten, ohne 
dass Silber darin einberechnet werden durfte, ausser in unge­
mÜllzter Form bis höchstens zu einem Drittel des Betrages. 
Und da der Silbervorrat der Bank zum überwiegenden Teil 
aus gemünztem Silber bestand und die Einschmelzung des 
nunmehr überflüssigen Teils davon infolge von Meinungsver­
schiedenheiten darüber verzögert ward, ob der Verlust die 
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Bank oder den Fiskus treffen sollte, war' es nötig geworden, 
um die genannten veränderten Vorschriften hinsichtlich der me­
tallischen Kasse zu beobachten, den Goldvorrat zu verstärken. 

Während der nächst vorhergehenden Periode hätte dies der 
Bank bei den reichlichen Aktiven, die sie bei ihren ausländi­
schen Vertretern besass, keine Schwierigkeiten bereitet. Aber 
wie oben erwähnt, fand ein vollständiger Umschlag in dieser 
Beziehung während der letzten Hälfte der siebziger Jahre statt, 
und die Vermehrung der Goldkasse musste deshalb aufgescho­
ben werden. 

Schon während des Jahres 1875 hatte der einheimische Dar­
lehenbetrieb der Bank, der früher so gering gewesen war, dass 
die Bankbevollmächtigten sich veranlasst gesehen hatten in 
ihrem Bericht an den Landtag die Ursachen dieser Verminde­
rung besonders zu erklären, eine bedeutende Steigerung auf­
zuweisen, und diese hielt währ'end der ersten Hälfte des Jah­
res 1876 an, um gegen Ende des Jahres. etwas zu sinken, dann 
aber bis zur letzten Hälfte des Jahres 1878 sich von neuem 
geltend zu machen, wo wiederum eine Verminderung zu be­
merken ist. 

Darlehen, Kassakreditive und Wechsel betrugen: 

ultimo September 1874 Fmk 16,427,279 

" " 
1875 

" 
22,185,358 

" " 
1876 

" 
23,157,768 

" " 
1877 

" 
33,519,199 

" " 
1878 

" 
28,486,838 

" " 
1879 

" 
27,003,307 

Gleichzeitig sank die ausländische Valuta der Bank in beun­
ruhigender Weise. Die Kontokurrantforderungen im Auslande 
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und der Vorrat der Bank an Obligationen auf ausländische 
Münze betrugen: 

ultimo September 1874 Fmk 57,316,404 

" " 
1875 

" 
33,990,007 . 

" " 
1876 

" 
40,378,493 

" " 
1877 

" 
18,462,474 

" " 
1878 

" 
17,820,429 

" " 
1879 

" 
12,485,674 

Der Vorrat der Bank an Gold und Silber hielt sich um 
diese Zeit in einer Höhe. von etwa fünfundzwanzig Millionen 
Mark. 

Die Zettel emission der Bank ging ununterbrochen abwärts. 
Sie hatte folgende Ziffern aufzuweisen: 

ultimo September 1874 . Fmk 79,775,101 

" " 
1875 .. 

" 
61,752,650 

" " 
1876 

" 
54,782,200 

" " 
1877 

" 
146,686,082 

" " 
1878 

" 
40,214,177 

" " 
1879 

" 
35,471,750 

Der russisch-türkische Krieg 1877-1878 hatte keine unmit­
telbare Einwirkung auf unsere Verhältnisse. Die Befürchtun­
gen, dass der Krieg sich bis zu unseren Küsten ausdehnen 

. würde, erwiesen sich als unbegründet, ebenso wie die Mass­
.regeln überflüssig waren, welche die Direktion der Bank in­
zwischen ergriffen hatte, um die Bank nach einem Ort im Inne­
ren des Landes zu verlegen. Der Krieg hatte aber eine Knapp­
heit auf dem ausländischen Geldmarkt im Gefolge und wirkte 
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dadurch auch auf die Geldlage bei uns ungünstig, zumal damit 
ein Ankauf von. russisch-englischen Konsols ins Land Hand in 
Hand ging, die infolge der niedrigen Kurse begehrt waren, zu 
welchen man sie während des Krieges bekommen konnte. Der 
gleichzeitig eingetroffene starke Kursfall auf den Rubel rief 
eine ausserordentliche Steigerung der Einfuhr aus Russland 
hervor, während sich die Ausfuhr dorthin aus demselben An­
lass ungünstig gestaltete. 

Auch die Ausfuhr nach anderen Ländern hatte mit Schwie­
rigkeiten zu kämpfen, da die Hochkonjunktur auf dem Welt-

. markt sich in ihr Gegenteil verwandelt hatte und die Preise 
auf unse~e Ausfuhrartikel fielen. Die extra Prämie, die unsere 
Exportöre ebenso wie die Inhaber von Obligationen auf aus­
ländische M;ünze, bei Wiederverkauf dieser ins Ausland, infolge 
des Preisfalles auf das Silber und des Sinkens des Kurses auf 
finländische Münze im Verhältnis zur ausländischen, sich hatten 
zu gute rechnen können, während die finländische Mark, trotz 
der niedrigen Notierung, in der Hauptsache ihre Kauffähigkeit 
innerhalb des Landes beibehielt, hatte noch im Jahre 1876 und 
während der ersten Hälfte des darauffolgenden Jahres die Aus­
fuhr. angeregt, fiel aber durch die Einführung des GoldmÜllz­
fusses weg. 

Ganz besonders verschlimmerte sich die Geldlage dadurch, 
dass die Holzwarenausfuhr, welche die ergiebige Quelle für 
den früheren reichlichen Geldvorrat gebildet hatte, nun ver­
siegte. Die Holzfirmen, welche während der letzten Zeit in , , 
so grosser Anzahl entstanden waren, bestanden meist nicht die 
Probe, sondern gingen unter. Sie versuchten durch Prolonga­
tion der Blankowechsel, welche sie auf Agenten im Auslande 
gezogen, die Stellung aufrechtzuerhalten. Aber auf die Dauer 
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konnte es ~och nicht in dieser Weise weitergehen, und schliess­
lich folgte der eine grosse Konkurs auf den anderen. 

Es war bitter besonder.s für diejenigen, die ihr ganzes Ver­
trauen auf die gute Konjunktur gesetzt hatten und nun, wo 
diese sich in ihr Gegenteil verwandelte, nicht nur der erträum­
ten Gewinne verlustig gingen, sondern auch das verloren, was 
sie etwa vorher besessen hatten. Es war bitter auch für den 
Grundbesitzer, der sich seines Waldes und der daran geknüpf­
ten zukünftigen Erwerbsmöglichkeiten entäussert und in den 
meisten Fällen auch den Kaufschilling oder einen grossen Teil 
davon verschwendet hatte. Den Banken wiederum, deren Um­
satz und Gewinnsaldo während dieser Jahre in früher ungeahn­
tem Grade gestiegen waren, stand eine Periode von Verlusten 
und Abschreibungen bevor. 

Die Verluste von. Finlands Bank waren, im Verhältnis zu 
dem damaligen Geschäftsbetrieb der Bank, bedeutend. Zu 
unsicheren Forderungen wurden während der Jahre 1876-
1881 ungefähr drei Millionen Mark übergeführt oder abge­
schrieben. 

Noch im Jahre 1876 glaubten die Bankbevollmächtigten, mit 
Rücksicht auf die angestrengte Stellung der Bank, die Direk­
tion zur Zurückhaltung bei der Bewilligung von Kredit ermah­
nen zu müssen. Und das Sinken der ausländischen Valuten 
der Bank gab hierzu genügenden Anlass. 

Sowohl um die Stellung der Bank in dieser Beziehung zu 
stärken wie auch um die Bank in die Lage zu versetzen nach­
gerade die Goldkasse zu dem vorgeschriebenen Betrag zu er­
höhen, zu welchem Zweck im Jahre 1878 Gold in einem Wert' 
von Fmk 2,579,385: 79 angekauft wurde, erschien es notwen­
dig den 2. Juli 1878 mit M. A. von Rothschild & Söhne in 
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Frankfurt alM ein Kreditiv von Rmk 5,000,000 zu vereinbaren. 
Davon 'Wurden jedoch nur Rmk 2,000,000 erhoben, und auch 
dieser Betrag wurde b~nnen kurzem zurückbezahlt. 

Es dauerte lange, ehe eine wirkliche Gesundung im Ge­
schäftsleben nach der Krisis der siebziger Jahre beobachtet 
werden konnte. Die Holzwarenausfuhr konnte keinen Auf­
schwung nehmen, da der Preisfall auf diesen Artikel, wie die 
Bankbevollmächtigten in einem ihrer Berichte hervorheben, 
"grösser und dauernder war, als irgend eine Berechnung hätte 
voraussehen könnenii

• Die übrige Ausfuhr des Landes war 
wiederum nicht fähig die Lücken in dessen Einnahmen zu fül­
len, welche die Verminderung der Holzwarenausfuhr hervor­
gerufen hatte. Auch ward dem Lande kein erhöhtes Kapital 
durch Aufnahme ausländischer Anleihen für Rechnung des 
Staates zugeführt.· Noch weniger suchte sich die ausländische 
Unternehmungslust, wie zu Beginn der siebziger Jahre, auch 
hier ein Wirkungsfeld. Jegliche Unternehmungslust war nach 
den vorhergehenden misslungenen Spekulationen wie gelähmt. 
Eine neue Bank, nämlich Wasa Aktie Bank, die dritte in der 
Reihe unserer Privatbanken, wurde jedoch im Jahre 1879 
gegründet. Im übrigen aber sah man keine nennenswerten 
Spuren von Leben und Tätigkeit innerhalb der Geschäfts­
welt bei uns und der Bedarf an Zirkulationsmitteln war un­
bedeutend. 

Der einheimische Darlehenbetrieb von Finlands Bank be­

trug: 
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ultimo Dezember 1880 Fmk 20,868,136 

" " 
1881 . 

" 
22,474,000 

" " 
1882 

" 
23,508,003 

" " 
1883 

" 
22,472,202 

" " 
1884 

" 
23,204,722 

Die Zettelausgabe hielt sich in einer Höhe von fünfundvier­
zig Millionen Mark, die Aktiva im Auslande und der Obliga­
tionsvorrat in einer Höhe von dreissig bis fünfunddreissig Mil­
lionen Mark. 

Die Besorgnisse während der siebziger Jahre anlässlich der 
Überspekulation, die damals stattfand, traten nun vor Bestre­
bungen der Bankverwaltung zurück, welche, wie es in dem 
Bericht der Bankbevollmächtigten an den Landtag von 1885 
heisst, dat:auf hinausgingen, "den Geschäftsverkehr zu erleich­
tern, indem man je nach den Umständen sowohl den Darle­
hen- wie den Diskontzinsfuss herabsetzteu. 

Der niedrigste Diskont, der den 16. Dezember 1875 vom 
Beginn des folgenden Jahres an von 4 % auf 4 1/ 2 %, den 16. 
Mai 1877 auf 5 %, den 18. Dezember 1877 auf 5 1/2 % erhöht 
worden war, wurde vom Beginn des Jahres 1880 an auf 5 % 
herabgesetzt, und die übrigen Zinssätze fielen in demselben 
Verhältnis. Den 28. August des letztgenannten Jahres wurde 
der Diskont noch weiter auf 4 1/ 2 % herabgesetzt. Obgleich 
im folgenden Jahre eine Missernte grosse Teile des Landes 
heimsuchte und eine erhöhte Einfuhr von Getreide hierdurch 
veranlasst ward, brauchte doch eine. Erhöhung des Zinsfusses· 
nicht stattzufinden. Die gespaimten Verhältnisse zwischen Russ­
land und England, welche im Jahre 1885 einen Kriegsausbruch 
befürchten liessen und welche die Bankdirektion veranlassten, 
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ebenso wie im Jahre 1877, vorbereitende Massregeln für die 
Verlegung der Bank nach einem anderen Ort zu ergreifen, 
erwiesen sich als von vorübergehender Art. Der im Jahre 
1880 festgesetzte Diskont von 4 1/ 2 % blieb deshalb auch ferner 
bis zum 3. Dezember 1886 gelten, wo er noch weiter auf 4 % 
herabgesetzt ward. 

Dieser billigere Zinsfuss wirkte für seinen Teil belebend 
auf die Geschäftstätigkeit. In erster Linie war es aber doch 
die Hauptstadt des Landes, die jetzt ihre ersten Anläufe zu 
einer Grossstadt machte und deshalb das freie Kapital in An­
spruch nahm. 

Bei der Rastlosigkeit, die sich hier zu Ende der achtziger 
Jahre nicht zum mindesten auf dem Gebiete der privaten Bau­
tätigkeit entwickelte, wurde das im Umlauf bef~ndliche Kapital 
sogar in höherem Grade gebunden als es die Geldlage gestat- . 
tete. Der verhältnismässig reiche Geldvorrat während der letz­
ten Hälfte der achtziger Jahre versiegte infolge dessen, und zu 
Beginn der neunziger Jahre standen wir wiederum vor einem 
Geldmangel und einer Krisis, die jedoch nicht ebenso verhäng­
nisvoll wurden oder ebenso viele und ebenso grosse Opfer 
verlangten wie die zunächst vorhergehende Krisis. 

Die Krisis in den siebziger Jahren war hauptsächlich eine 
Holzwarenkrisis. Die schlechten Holzwarenkonjunkturen riefen 
sie hervor und ihre Wirkungen erstreckten sich auf die Ver­
treter der Holzwarenindustrie, hauptsächlich auf die Anfänger 
unter ihnen. Nun war es wie gesagt die Bauspekulation in 
Helsingfors, die alle verfügbaren Mittel in Anspruch nahm, und 
die Krisis machte sich auch deshalb auf diesem Gebiete am 
meisten fühlbar. 

Auch einige industrielle Etablissements gerieten gleichzeitig 
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In Schwierigkeiten. Eine Sanierung derselben erwies. sich als 
notwendig und führte zu dem gewünschten Resultat. 

Bedenklicher war es, dass von drei neuen Privatbanken, die 
um diese Zeit gegründet wurden, nämlich Nylands Aktiebank, 
1887 gegründet, und Kansallis-Osake-Pankki und Aktiebolaget 
Helsingfors Folkbank, 1889 gegründet, die zwei letztgenannten 
in Schwierigkeiten gerieten. Kansallis-Osake-Pankki, die ein' 
Jahrzehnt später in die erste Reihe neben unseren zwei ältesten 
Privatbanken treten sollte, hatte die bewilligten Kredite über 
das Mass ausgedehnt, das' die Mittel der Bank gestatteten, 
und war ihrem Untergang nahe, wovor sie jedoch dadurch 
gerettet ward, dass die Leitung in andere Hände gelangte. Hel­
singfors Folkbank wiederum wurde das Opfer eines Betrugs 
von Seiten ihres geschäftsführenden Direktors, doch war der 
Verlust hierdurch und an den zum Teil unvorsichtig bewillig­
ten Krediten nicbt grösser, als dass die Bank, wenn auch mit 
Mühe und in bescheidenem Umfange, ihre Tätigkeit fortsetzen 
konnte, bis sie im Jahre 1896 mit der neugebildeten Privatban­
ken i Helsingfors, aktiebolag, verschmolzen ward. 

Finlands Bank, die überhaupt keine Baukredite bewilligte, 
war jetzt nicht in demselben Masse wie in den siebziger Jah­
ren an den Unternehmungen beteiligt, welche ihre Zahlungen 
einstellten. Die Bank hatte allerdings einen Teil des Porte­
feuilles der Kansallis-Osake-Pankki rediskontiert. . Aber irgend 
einen Verlust brauchte Finlands Bank an diesen Rediskontie­
rungen weder zu erleiden noch auch zu befürchten. 

Das starke Geldbedürfnis machte sich jedoch in letzter Hand 
auch und nicht zum mindesten für Finlands Bank fühlbar, welche 
gegen Ende der achtziger Jahre sich genötigt sah in hohem Grade 
ihren einhei1J?ischen Darlehenbetrieb zu erweitern. Dieser betrug: 
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ultimo Dezember 1885 Fmk 21,960,302 

" " 
1886 

" 
21,989,684 

" " 
1887 

" 
27,673,124 

" " 
1888 

" 
29,986,943 

" " 
1889 

" 
30,858,984 

,J JJ 1890 ,J 41,447,347 

Die Zettelausgabe, die während der Jahre 1885 und 1886 
eine sinkende Tendenz gezeigt hatte und ultimo Dezember 
1886 auf Fmk 39,967,869 und den 31. März 1887 noch weiter 
auf Fmk 39,275,141 gesunken war, ging nach der genannten 
Zeit stark in die Höhe. Im März 1890 erreichte sie die Ziffer 
Fmk 57,293,967, um dann jedoch,etwas zu fallen. Den 31. De­
zember 1890 betrug sie Fmk 52,498,607. 

Die ausländischen Valuten der Bank betrugen ultimo De­
zember 1885 Fmk 26,505,618 und um dieselbe Zeit im Jahre 
1890 Fmk 26,719,652. Sie hatten folglich mit der gesteigerten 
Zettelemission nicht gleichen Schritt gehalten, sondern hatte die 
letztere ihre Entsprechung ausschliesslich in erhöhtem einhei­
mischem Darlehenbetrieb gefunden. 

Die Geldlage bei uns stand unter dem Einfluss der gleich­
zeitig ausgebrochenen Baringschen Krisis und des Geldm~­
gels, der auf dem ausländischen Geldmarkte herrschte. Diesem 
Geldmangel folgte wiederum ,ein Preisfall auf Holzwaren auf 
dem Fuss, der, laut dem Bericht der Bankbevollmächtigten an 
den Landtag von 1891, veranlasste, JJdass diese wichtigste Aus-

I fuhrware des Landes während der letzten Schifffahrtp.eriode 
nur in geringem Masse hatte verkauft werden können und noch 
immer ein Kapital bindet, das auf zwanzig Millionen Mark ge­
schätzt werden kann, während gleichzeitig die Befürchtung vor 
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emer bevorstehenden Erhöhung der Zollsätze die Einfuhr eini­
ger ausländischen Waren um einige Millionen Mark über das 
Normale in die Höhe getrieben hatlI. 

Es waren verhältnismässig kleine Summen, um die es sich 
zu dieser Zeit, die doch der unsrigen so nahe ist, handelte. 
Aber mit ihrer nur auf Fmk 96,617,322: 17 steigenden Bilanz 
besass Finlands Bank nicht die Spannkraft, die erforderlich 
war, um den gesteigerten Bedürfnissen zu genügen. Die Bank 
nahm deshalb beim Fiskus eine Anleihe in einem Betrage von 
fünf Millionen Mark auf, um, wie es in dem zitierten Bericht 
der Bankbevollmächtigten heisst, "die Fähigkeit der Bank sicher­
zustellen, soweit es auf sie ankommt, dem durch die oben" an­
gedeuteten Umstände zeitweilig gesteigerten Kreditbedarf zu 
genügenlI. Die Anleihe wurde den 27. November 1890 bewil­
ligt und der Bank in ausländischen Valuten zur V erfügung~ ge­
stellt, unter welchen Umständen der Vorrat der Bank an sol­
chen, statt zu sinken, wie oben hervorgehoben worden, in un­
verminderter Höhe aufrechterhalten werden konnte. 

Die Stellung der Staatsfinanzen war so gut, dass diese In­
tervention dem Fiskus keine Schwierigkeiten bereitete. Dessen 
Einnahmen, vor allem die Zölle, waren nämlich von Jahr zu 
Jahr gestiegen, so dass sie nicht nur eine bedeutende Erhöhung 
der Ausgaben, besonders für öffentliche Arbeiten verschiede­
ner Art, gestatteten, sondern auch ausserdem jährliche Über­
schüsse entstanden, welche zum Teil in ausländischen Obliga­
tionen angelegt wurden. Gleichzeitig und ungeachtet auch 
Steuergelder zu Eisenbahnbauten verwandt wurden und da­
durch ein grösserer Teil von Kapitalbildung, als es in einem 
kapitalarmen Lande wie dem unsrigen ratsam gewe~en wäre, 
der Geschäftstätigkeit entzogen ward, wurden auch aUS~ändi-
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sche Anleihen behufs Beschleunigung der Eisenbahnbauten auf­
genommen. Während der achtziger Jahre hatten wir in dieser 
Beziehung uns eines stets verbesserten Kredits mit sinkendem 
Zinsfuss zu erfreuen. Im Jahre 1880 übernahm von Rothschild 
in Frankfurt alM nebst Finlands Bank zu 99 % eine 4 1/ 2 % 
Anleihe von 7,374,000 Reichsmark behufs Konvertierung der 
6% Anleihe von 1868. Im Jahre 1882 wiederum wurde mit von 
Rothschild und Finlands Bank eine Anleihe von 8,100,000 Rmk 
abgeschlossen, um den russischen Anteil der Petersburger Bahn 
einzulösen. Der Zinsfuss war 4 %; der Übernahmekurs 94 %. 
Im Jahre 1886 wurde ebenfalls mit von Rothschild und Fin­
lands Bank eine 4 0/0 Anleihe abgeschlossen, diesmal mit einem 
Kapitalrabatt von nur 0,S6 %. Die Anleihe war hauptSächlich 
zur Konvertierung d~r 4 % % Anleihe von 1862 bestimmt. 
Sie betrug 14,256,000 Reichsmark. 

Eine Anleiheoperation von grösserem Umfang fand im Jahre 
1889 statt. Der Zinsfuss war jetzt auf 3 % % hinab gegangen. 
Und der Kapitalrabatt war doch nicht höher als 5 %. Der 
Darlehenbetrag war 32,886,000 Rmk. In dem Konsortium, das 
die Anleihe übernahm, befanden sich auch jetzt Finlands Bank 
und von Rothschild in Frankfurt a./M., aber S .. Bleichröder 
und die Direction der Disconto-Gesellschaft in Berlin waren 
hinzugekommen. Die Anleihe wurde zunächst zur Konvertie­
rung der 4 1/ 2 % Anleihen von 1874 und 1881 angewiesen. Ein 
Teil der Anleihe blieb jedoch für Eisenbahnbauten übrig, und 
der Fiskus, der solchermassen verfügbarer Mittel nicht erman­
gelte, konnte, wie gesagt, ohne Schwierigkeit der Bank die 
genannte provisorische Anleihe von fünf Millionen Mark be­
willigen. 

Die Direktion der Bank hatte den 17. März 1890 sich ver-
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anlasst gesehen, ihren niedrigsten Diskont, wekher seit dem 
3. Dezember 1886 bei 4% verblieben war, auf 4 1/ 2 % zu erhö­
hen. Den 17. November 1890 wurde der niedrigste Diskont 
weiter auf 5 % und den 1. Dezember 1891 auf 51/2 % erhöht. 

Die Geldlage, die, wie die ,Bankbevollmächtigten hervorge­
hoben, durch die vom Fiskus bewilligte Anleihe eine Erleich­
terung erfahren, verschlimmerte sich wieder dadurch, dass in 
den Jahr~n 1891 und 1892 in grossen Teilen des Landes Miss­
ernten eintrafen. Die Einfuhr von Getreide nahm, wie die Bank­
bevollmächtigten in ihrem Bericht an den Landtag von 18~4 
hervorheben, ein bedeutendes Kapital in Anspruch, und da. zu 
befürchten war, dass die metallische Valuta von Finlands Bank 
infolge dessen eine bedenkliche Reduktion erfahren würde, und 
da die vom Fiskus erhaltene Anleihe den 1. Dezember 1892 
fällig war und eine Prolongation derselben nicht erwartet wer­
den konnte, weil die Kapitalien des Fiskus für Hilfsmassregeln 
in Anspruch genommen wurden, erschien es der Direktion der 
Bank notwendig, nachdem die Genehmigung der Regierung 
hierfür erwirkt worden, im Herbst 1892 für Rechnung der Bank 
im Auslande ein Kreditiv in einem Betrage von 10 Millionen 
Mark aufzunehmen. Hierdurch wurde es möglich den Betrieb 
aufrecht zu erhalten, ohne früher bewilligte Kredite einzuziehen, 
was unter damals herrschenden Verhältnisssen wirtschaftliche 
Erschütterungen hervorgerufen und die Geschäftskrisis erschwert 
hätte, die nicht' mehr verhindert werden konnte. 

Der solchermassen im Auslande kontrahierte Kredit von 
zehn Millionen Mark brauchte nur' zu einem geringen Teil in 
Anspruch genommen zu werden. Davon kamen nämlich nicht 
mehr als 80,000 Pfund Sterling und 600,000 Kronen zur An­
wel!-dung. Schon in ihrem Bericht an den Landtag von 1894 
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konnten die Bevollmächtigten mi~teilen, dass das Kreditiv ge­
kündigt worden war. Die Bankbevollmächtigten hoben in 'ih­
rem Bericht hervor, dass die Ernte im vorhergehenden Jahr 
im allgemeinen gut ausgefallen war und dass dieser Umstand 
im Verein mit der raschen Entwickelung des Meiereiwesens 
zu einiger Erleichterung der gedrückten Verhältnisse beigetra­
gen hatten. Die Stellung der Bank war während der Zeit 
wesentlich leichter geworden. 

Der einheimische Darlehenbetrieb betrug: 

ultimo Dezember 1891 

" " 
1892 

" 
September 1893 

Fmk 41,543,301 

" 39,279,203 
" 33,762,247 

Die Zettelausgabe war zu Ende des Jahres 1893 auf 
Fmk 44,440,169 herabgegangen. Die ultimo Dezember 1892 
auf Fmk 17,765,269 gesunkenen ausländischen Valuten wa­
ren um dieselbe Zeit im Jahre 1893 auf Fmk 23,388,273 ge­
stiegen. 

Die Direktion der Bank sah sich deshalb in der Lage, den 
2. Dezember 1893 ihren niedrigsten Diskont auf 5 % herabzu­
setzen. 

Die Ziffern beim Bücherabschluss für das Jahr waren je­
doch wieder beunruhigend. Die ausländischen Valuten waren 
wiederum gesunken und betrugen nur Fmk 18,085,411. Der ein­
heimische Darlehenbetrieb war gleichzeitig auf Fmk 37,513,398 
gestiegen. 

Aber im Herbst 1894 und noch mehr im Jahre darauf ver­
änderte sich die Stellung und eine dauernde Verbesserung 
trat ein. Die Wirkungen der Krisis erwiesen sich dieses mal 
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als bald vorübergehend und wichen einer Lebhaftigkeit und 
einer wirtschaftlichen Entwickelung, wie wir sie früher bei uns 
nicht beobachtet haben. 

Der ausländische Geldmarkt, der seit der Baringschen Kri­
sis knapp gewesen war und auch erfahrene Finanzleute zu der 
Ansicht veranlasst hatten, dass eine Rückkehr zu billigen Zins­
sätzen innerhalb einer absehbaren Zukunft nicht zu erwarten 
sei, zeigte plötzlich einen Überfluss an Geld. Noch zur Zeit 
des Landtags von 1874, als die Regierung die Befugnis erhielt 
eine neue Eisenbahnanleihe aufzunehmen, waren die Aussichten 
nichts weniger als gut, wenn man auch der Ansicht war, dass 
ein höherer Zinssatz als 4% nicht "in Frage kommen konntet'. 
Aber im folgenden Jahr, als die Anleihe aufgelegt wurde, hatte 
die Geldlage sich .so weit verbessert, dass der Zinfuss nicht 
mehr als im Jahre 1889"oder 3 1/ 2 % und der Kapitalrabattnur 
2 % % betrug. Der Anleihebetrag war 18,000,000 Francs. 

Die vom geschäftsführenden Direktor von Stockholms En.: 
skilda Bank K. A. Wallenberg vertretene Credit-Lyonnais­
Gruppe trat hiermit zum ersten mal als Anleihegeber für uns 
auf; sie war es auch, die unsere folgenden Anleihen überneh­
men sollte, nämli~h die Anleihe von 1898 von 55,000,000 Francs, 
Zinsfuss 3 %, Kapatalrabatt 4,40 %, die Anleihe von 1901 von 
25,000,000 Francs, Zinsfuss 3 1/ 2 %, Kapitalrabatt 8 %, und die 
Anleihe von 1903 von 10,000,000 Francs, Zinsfuss 3 1/ 2 %, Ka­
pitalrabatt 7 %. 
. Auch andere Anleihesucher als der Staat, vor allem Fin­

lands Hypotekenverein, fanden nun Abnehmer für ihre Obliga-
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tionen auf dem ausländischen M;arkt zu günstigen Bedingun­
gen. Für die 4 1/ 2 % Anleihe, welche der Verein, wie oben 
erwähnt, zur Zeit der Durchführung der Münzreform aufnahm, 
war ein Kapitalrabatt von 18 % ausbedungen worden. Darnach 
hatte der Verein im Jahre 1884 eine 4 1/ 2 % Anleihe von 
11,999,745 Reichsmark fast al pari aufgenommen. Diesen An­
leihen folgten im Jahre 1886 eine 4% Anleihe von 7,800,300 
Reichsmark zum Kurse 99 und im Jahre 1895 eine 3 1/ 2 % An­
leihe von 6,075,000 Reichsmark zum Kurse 98 1/ 2, 

In demselben Jahre wurde die Aktiengesellschaft Finländi­
sche Stadthypotekenkasse gegründet. Obgleich das Aktien­
kapital des neuen Unternehmens anfangs nur Fmk 1,500,000 
betrug, gelang es schon im Jahre 1895 12,150,000 Reichs­
mark' seiner 4 0/ 0 Obligationen in Deutschland zum Parikurs 
oder unbedeutend darunter zu plazieren. Die Gelder wurden 
als Darlehen gegen Hypotek auf Stadtimmobilien, hauptsäch­
lich in Helsingfors, ausgegeben. Entsprechende Beträge wur­
den an öffentlichen Kassen und Banken eingeza~1t als Gegen­
leistung für die Anleihen, die diese gegen dieselben Sicherhei­
ten bewilligt hatten. Gleichzeitig errichteten sowohl die För­
eningsbank wie die Nordiska ,Aktiebank Immobilienabteilungen 
mit gleichem Programm wie die Stadthypotekenkasse und nah­
men ausländisc~e Obligations anleihen in einem Gesamtbetrage 
von Fmk 20,403,237 auf. Das Ergebnis war ein ausserordent­
lich reichlicher Geldvorrat. Eine gute Ernte und günstige Kon­
junkturen für unsere Ausfuhrartikel trugen dazu bei die Stel­
lung noch mehr zu verstärken. 

Die hierdurch angeregte Geschäftstätigkeit machte sich nun, 
ebenso wie während der lebhaften Holzwarenausfuhr in den 
siebziger Jahren, nicht so sehr in einer Vermehrung des ein-
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heimischen Darlehenbetriebs der Bank bemerkbar, als in einer 
Steigerung ihrer ausländischen Valuten. 

'Der einheimische Darlehenbetrieb von Finlands Bank be­

trug: 

ultimo Dezember 1894 

" 

" 
" 

" 
" 

" 

1895 
1896 
1897 

Fmk 32,649;719 

" 31,666,567 
" 34,300,745 
" 38,032,831 

Die ausländischen Valuten der Bank wiesen gleichzeitig fol­
gende Zahlen auf: 

ultimo Dezember 1894 Fmk 31,277,457 

" " 
1895 

" 
47,141,243 

" " 
1896 

" 
52,853,195 

" " 
1897 

" 
58,760,170 

Die Zettel emission stieg in demselben prade. Sie betrug: 

ultimo Dezember 1894 .. Fmk 49,051,195 

" " 
1895 

" 
56,339,057 

" " 
1896 

" 
64,023,490 

" " 
1897 

" 
71,492,753 

Finlands Bank setzte ihren niedrigsten Diskont den 9. Fe­
bruar 1895 auf 4 1/ 2 % herab und den 3. Oktober desselben 
Jahres auf 4 %. 

Nicht die Bautätigkeit in Helsingfors war es, die jetzt das 
Hauptinteresse auf sich zog. Sie entwickelte sich auch aller­
dings weiter in steigendem Massstabe und erhielt ihre Entspre­
chung auch in den übrigen Städten. Aber ihre Einwirkung 
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auf den Geldmarkt war nicht mehr dieselbe wie früher, da 
nunmehr wenigstens ein Teil der Baukosten durch die Finlän­
dische Stadthypotekenkasse und die Immobilienabteilungen der 
genannten Banken ,aus dem Auslande bezogen wurde. 

Statt dessen trat in die erste Reihe auf der wirtschaftlichen 
Tagesordnung die Errrichtung von neuen Banken und die Emis­
sion von neuen Aktien in den bereits bestehenden. Auf die 
oben erwähnte Privatbanken i Helsingfors, Aktiebolag, die 
1896 gegründet wurde, folgten Abo Aktiebank in demselben 
Jahr und Tampereen Osakepankki im Jahre 1898. Die eigenen 
Fonds . und Reservefonds der Privatbanken, die noch im' Jahre 
1895 nur etwas über sechsundzwanzig Millionen betragen hat­
ten, waren im Jahre 1900 auf mehr als fünfzig Millionen Mark 
gestiegen. Vor allem aber war es die Gründung von neuen 
industriellen Unternehmungen, besonders auf dem Gebiet der 
Papierindustrie, und die Erweiterung der bereits vorhandenen, 
die ein erhöhtes Kapital in Anspruch nahm. Auch die Indu­
strien, die hauptsächlich für den einheimischen Markt arbeiten, 
wie die Textil- und Zuckerfabriken, sahen sich veranlasst be­
hufs Befriedigung der gesfeigerten Konsumtion ihre Etablisse­
mente zu erweitern, und neue kamen hinzu. Der Staat war 
dank den vorteilhaften ausländischen Anleiheoperationen in der 
Lage die Eisenbahnbauten in immer gröserer Ausdehnung fort­
zuführen. Und bei den reichlichen Mitteln, die nunmehr, be­
sonders dank den gesteigerten Zolleinnahmen, dem Staate, zu 
Gebote standen, schritt die Regierung auch an die Ausführung 
anderer öffentlicher Arbeiten in verschiedenen Teilen des Lan­
des. Das Publikum folgte dem von der Regierung gegebenen 
Beispiel. Überall herrschte eine Unternehmungslust wie nie 
zuvor. Auch einige private Eisenbahnen wurden nun gebaut. 
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Auf allen Gebieten herrschte Arbeitslust und zwar umso 
mehr, als die politischen Verhältnisse, die zu Beginn der neun­
ziger Jahre bedroht schienen, dagegen während der ersten 
Jahre nach der Tronbesteigung unseres gegenwärtigen Monar­
chen einen ruhigen Charakter annahmen. 

Aber auf gute Jahre folgen stets schlimme, auf reichlichen 
Geldvorrat Geldmangel und leider auf eine segensreiche Politik 
oft ihr Gegenteil. Dies war auch nun der Fall. 

Es war wahrlich keine leichte Aufgabe, die Fin1ands Bank 
während der Zeit vorlag, die gegen Ende der neunziger Jahre 
anbrach. Die lebhafte Unternehmungslust während der zu­
nächstvorhergehenden Jahre, eine erhöhte Konsumtion, die 
Wertsteigerung auf Immobilien und Aktien und erhöht.e' Preise 
auf Lebensmittel und Dienstleistungen bewirkten gemeinsam 
eine Verschlimmerung der Geldlage. 

Der Diskont wurde den 20. Oktober 1896 auf 4 1/ 2 % erhöht, 
den '17. Oktober 1898 auf 5 %, den 4. Oktober 1899 auf 5 1/ 2 % 
und den 28. desselben Monats auf 6 %. Die Erhühung, die 
solchermassen in drei Etappen vorgenommen worden, war 
nicht vorübergehender Art, sondern blieb bis zum 18. Septem­
ber 1901 bestehen. 

Wenn man von einer übertriebenen Spekulation in Aktien 
absieht, welche bereits damals ihre Opfer verlangte und viel 
später noch weitere Opfer verlangen sollte, war die Unterneh­
mungslust in den neunziger Jahren glücklicherweise im allge­
meinen gesund gewesen. Mehrere der neuen Geschäftsunter­
nehmungen hatten wohl anfangs mit Schwierigkeiten und insbe-. 
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sondere mit Mangel an Betriebskapital zu kämpfen. Aber s!e 
erwiesen sich später als vollkommen lebenskräftig, und weder 
Finlands Bank noch die Privatbanken hatten aus dieser Zeit 
Verluste von irgend welcher Bedeutung zu notieren. Eine Aus­
nahme von dieser Regel machte jedoch eine im Jahre 1897 
gegründete neue Bank, Maanviljelyspankki. Die Bank selbs~ 
wie die Mehrzahl der Geschäfte, welche dieselbe während ihres 
nur vierjährigen Daseins finanziert hatten, mussten ihre Zahlun­
gen einstellen. Aber die Bank hatte keine so grosse Ausdeh­
nung erhalten, dass nicht die Folgen ihres Falls auf ihre Ak­
tienbesitzer und ihren Kundenkreis beschräpkt werden konnten, 
ohne dass das Geschäftsleben im übrigen dadurch berührt ward. 
Doch war die Tatsache selbst, dass eine Bank bei uns ihre 
Zahlungen einstellte, dazu angetan Besorgnisse zu erregen, und 
als es sich später zeigte, dass nicht nur das Aktienkapital ganz 
und gar verloren war, sondern auch die Deponenten eines be­
deutenden Teils ihrer Depots verlustig gingen, konnte dies 
nicht umhin Unruhe zu erwecken. Aber binnen kurzem war 
das Vertrauen wiederhergestellt, und das Geschäftsleben ging 
wieder seinen gleichmässigen Gang. Unter den Geschäften, 
welche von der erwähnten Bank gegründet wurden, mag die 
im Jahre 1899 gegründete Nykarleby Aktienbank genannt 
werden .. 

Regierung und Volkvertretung übernahmen keine Haftpflicht 
für die Verbindungen der insolventen Bank. Wenn die Aus­
gabe auch nicht grösser gewesen wäre, als dass der Staat sie 
wohl hätte tragen können, so wäre dadurch die Auffassung des 
Publikums von dem gegenseitigen Verhältnis der Regierung 
und den Banken ganz und gar verschoben worden und ein 
jedes neue Bankunternehmen mit wie geringem Kapital und 
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\Vle wemg solider Verwaltung auch immer hätte auf das Ver­
trauen des Publikums rechnen können. Der Nutzen, durch 
eine derartige Intervention das für den Augenblick ersc!Iütterte 
Vertrauen wieder herzustellen, hätte nicht den Schaden aufge­
wogen, der dadurch entstanden wäre, dass der Staat solcher­
massen tatsächlich eine Haftpflicht für die Banken übernommen 
hätte, für welche er nicht die nötigen Voraussetzungen und 
Kontrollmöglichkeiten besitzt. 

Statt dessen wurde vorgeschlagen, dass die 'übrigen Privat­
banken des Landes die Depositionsscheine der Maanviljelys­
pankki in einem Betrage von fünfundsiebzig Prozent des Nomi- . 
nalwertes übernehmen und auf diesen Betrag eigene Deposi­
tionsscheine ausfertigen sollten. Dieser Plan fand jedoch nicht 
genügenden Anschluss, und die Bank musste infolge dessen in 
Konkurs versetzt werden. Es erwies sich nachher, - dass die 
Stellung so schlimm war, dass keine Rettungsmassregeln eine 
Aussicht auf Erfolg gehabt hätten. Das ganze Aktienkapital 
ging verloren und darüber mehr als vierzig Prozent der Depo­
sitionen. 

Von Anfang an hatte die Maanviljelyspankki ihren Darlehen­
betrieb in einem solchen Umfang ausgedehnt, dass sie sich 
darauf angewiesen sah eine Kassenverstärkung in Finlands Bank 
zu suchen, die auch der Bank einen Rediskontierungskredit in 
einem Betrage von anderthalb Millionen Mark bewilligte. Aus­
serdem besass Finlands Bank von der Maanviljelyspankki en­
dossierte Wechsel, die meist auf Rubel lauteten, in einem Be­
trage von etwas über einer Million Mark und Kassakreditiv­
verbindungen und Reverse gegen Pfand von Wertpapieren in 
einem Betrage von achthunderttausend Mark, woneben Finlands 
Bank an Privatpersonen ausgefertigte Depositionsscheine der 
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Maanviljelyspankki m emem Gesamtbetrage von etwa einer 
Million sechshunderttausend Mark beliehen hatte, welche Depo­
sitionsscheine sich später als eigens zu dem Zwecke ausgefer­
tigt erwiesen, damit die Bank solche:t;massen durch Vermitte­
lung von Privatpersonen ein erhöhtes Betriebskapital erhielte. 
Die Verluste von Finlands Bank beliefen sich auf etwa eine 
halbe Million Mark. 

Gleichzeitig mit dem Fall der Maanviljelyspankki und den 
dadurch verursachten Schwierigkeiten traf im Jahre 1889 eine 
Missernte nebst daraus resultierender erhöhter Getreideefnfuhr 
statt. Während der zun::tchst folgenden Zeit hatte die Ausfuhr 
mit verschlimmerten Konjunkturen zu arbeiten zufolge der Kri­
sis, die 1901 in Deutschland ausbrach und dort in den Fallis­
sements der Leipziger Bank und einiger anderer Geldinstitute 
einen Ausdruck fand. Die Direktion von Finlands Bank hatte . 
im Herbst 1899 bei der Regierung beantragt, da unter den 
damaligen Verhältnissen die Aufnahme eines ausländischen Kre­
dits für Rechnung der Bank nicht in Frage kommen zu kön­
nen schien, dass der Fiskus behufs Erleichterung der Geldlage 
ihm gehörige ausländische Valuten der Bank zur Verfügung 
stellen sollte. Dieser Antrag wurde genehmigt und zu Anfang 
des Jahres 1900 empfing die Bank vom Fiskus ausländische 
Valuten, die sieben Millionen finnischen Mark entsprachen, für 
eine Zeit von einem Jahr, welcher Termin jedoch später bis 
zum Jahr~ 1902 verlängert wurde. 

Hierdurch ward dem Geldmangel etwas abgeholfen, und 
im Herbst 1901 und besonders zu Anfang des Jahres 1902 
zeigte es sich, dass die Stellung der Banken, sowohl die von 
Finlands Bank wie die der Privatbanken, sich so verbessert 
hatte, dass, wie die Bankkommission im Landtag von 1904-
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1905 hervorhob, einige der grösseren Privatbanken, die unge­
wöhnlich grosse Kassareserven aufzuweisen hatten, ausländi­
sche Valuten von Finlands Bank kauften, "um auf diese Weise 
wenigstens irgend einen Zinsgewinn von den Kassauberschüs­
sen zu haben, für welche eine geeignete Plazierung im eigenen 
Lande nicht hatte gefunden werden könnentl. 

Den 18. September 1901 sah sich die Bank in der Lage 
ihren niedrigsten Diskont auf 5 % % und den 8. Februar 1902 
auf 5 % herabzusetzen. 

Um diese Zeit war die Verschlimmerung in den Beziehun­
gen zwischen Finland und dem Kaiserreich eingetreten, die 
noch bis heute das Kennzeichen unserer politischen Lage ist. 
Trotz dieser Verwickelungen erwies es sich allerdings möglich, 
auf dem französischen Markt die oben erwähnten Anleihen von 
1901 und 1903 aufzunehmen. Auch der finländische Hypote-

- kenverein nahm im Jahre 1902 in Deutschland zu 4 % eine. 
Anleihe von Reichsmark 12,798,000 auf und in demselben so­
wie in dem darauf folgenden Jahre wurden auch von einigen 
Stadtgemeinden und der finländischen Stadthypotekenkasse aus­
ländische Anleihen aufgenommen. Damit war aber der wäh­
rend der vorhergehenden Zeit regelmässig angewandte Ausweg 
ausländischen Kredits für mehrere Jahre verschlossen. 

Unter solchen Umständen konnte eine Herabsetzung der 
Zinssätze der Bank nicht in Frage kommen, sondern der im 
Jahre 1902 festgesetzte Diskont blieb bestehen, wenn auch im 
Mai 1902 die Zinssätze für Darlehen und Kassakreditive um 
einen halben Prozent fielen. 
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Aus d~r zunächstf~lgenden Zeit ist. der Ausbruch des rus­
sisch-japanischen Krieges im Jahre 1904 zu verzeichnen, des­
sen Einwirkung auf unser wirtschaftliches Leben bei der Ent­
fernung des Kriegsschauplatzes von keiner Bedeutung gewe­
sen ist. 

Dagegen aber wirkte der politische Druck mehr lähmend 
. als während der vorhergehenden oder nachfolgenden Zeit. Die 
Bankkommission im oben erwähnten Landtag deutet sogar an, 
dass Geld" wenn auch in keinem grossen Umfange, aus den 
Banken in Finland herausgenommen wurde, um in schwedi­
scheJ;! Banken deponiert zu werden. 

Nach Abschluss des Krieges traf im Herbst des Jahres 
1905 eine Veränderung in unseren politischen Verhältnissen ein. 

Der politische Generalstreik, der damals eintraf, liess auch 
Finlands Bank nicht ganz und gar unberührt. Laut Protokoll 
der Bankbevollmächtigten versammelten sich dieselben den 31. 
Oktober, um über die Massregeln zu beraten, "die in Anbe­
tracht der in der Stadt herrschenden abnormen Verhältnisse 
hinsichtlich der Tätigkeit der Bank und ihrer Sicherheit notwen­
dig erscheinen konnten". Bei dieser Gelegenheit meldete der 
Vorsitzende der Direktion, dass sämtliche Beamten der Bank 
der Direktion ihren Wunsch ausgedrückt hatten sich dem all­
gemeinen politischen Generalstreik anzuschliessen und' deshalb 
die Schliessung der Bank. für drei Tage beantragt hatten. In­
dessen konnte die Direktion für ihren Teil eine derartige Ein­
stellung der Tätigkeit der Bank nicht befürworten, da Finlands 
Bank nach der Ansicht der Direktion, falls nicht unüberwind­
liche Hindernisse vorlagen oder die Sicherheit der Bank durch 
Fortsetzung des Betriebes gefährdet war, ihre Verbindungen 
erfüllen und der Geschäftswelt die M?glichkeit geben müsse 
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ihre Geschäfttransaktionen mit der Bank abzuschliessen. Trotz­
dem fand die Direktion, dass Grund vorlag einige Tage lang 
die Tätigkeit der Bank auf die umungänglichsten Transaktionen 
einzuschränken. Während der Sitzung, um 1 Uhr Mittags, er.:. 
fuhr man indessen, dass sämtliche Privatbanken in der Stadt 
geschlossen worden waren, und "da die Fortsetzung des Bank­
geschäfts die Sicherheit der Bank gefährdert konnte und auch 
das elektrische Licht erlosch", beschloss~n die"Bankbevollmäch­
tigten, "dass die Bank für heute geschlossen werden sollte", 
Am folgenden Tag, den 1 November um 9,30 Uhr Vormittags, 
versammelten sich die Bankbevollmächtigten "von neuem und 
erhielten von dem Vorsitzenden der Direktion die Mitteilung, 
dass sämtliche Privatbanken in d~r Stadt" den Tag über ge­
schlossen sein würden. Die Bankbevollmächtigten beschlossen, 
"dass da die Sicherheit der Bank gefährdet werden könnte, 
falls Finlands Bank allein geöffnet würde und ein dringender 
Bedarf sie gerade heute offen zu halten nicht vorlag, die Bank 
an diesem Tage geschlossen bleiben sollte". Die folgenden 
Tage, den ,2. und 3. November, wurde die Bank "in Anbetracht 
der etwas ruhigeren Stimmung in der Stadt" dagegen von 
12-2 Uhr offen gehalten, aber den 4. November' fanden die 
Bankbevollmächtigten es notwendig "mit Rücksicht auf die kri­
tische Lage in der Stadt und um Demonstrationen gegen die 
Bank zu vermeiden", sie wiederum zu schliessen. Den 5. No­
vember konnten die Bankbevollmächtigten folgenden Beschluss 
fassen: "da ein allerhöchstes Manifest, welches den Zweck 
hatte dem Verlangen nach Wiederherstellung der gesetzlichen 
Ordnung entgegenzukommen, so weit bekannt, heute veröf­
fentlicht werden und die Streikbewegung infolge dessen wahr­
scheinlich aufhören wird," soll die Bank diesen Tag und 
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hiernach die gewöhnlichen Geschäftsstunden offen gehalten 
werden." 

So hoffnungsvoll wie die Zukunft nach dem politischen Um­
schwung im Herbst 1905 unserem Land erschien, hätte es keine 
Schwierigkeiten bereitet ausländischen Kredit zu erhalten, des­
sen das Land ohne Zweifel bedurfte, wenn nicht der auslän­
dische Geldmarkt so angestrengt gewesen wäre, dass eine Emis­
sion von finländischen Obligationen unter annehmbaren Bedin­
gungen nicht in Frage kommen konnte. Nachdem die Krisis 
überwunden .worden und die ausländischen Kapitalisten sich . 
sowohl an unsere politischen Verwickelungen als auch an die 
für sie anfangs fremde Umgestaltung unserer Volksvertretung 
gewöhnt, scheint man allmählich zur Einsicht gekommen zu 
sein, dass die wirtschaftliche Entwickelung bei uns trotz allem 
in den früheren soliden Bahnen weitergeschritten und dass das 
Land auch noch heute des Kredites würdig ist. Auch neue 
Märkte, nämlich der englische und, für die Obligationen unse­
rer Hypotekenbanken, der schweizerische, sowie, wenn auch 
im geringerem Masse, der holländische, haben sich uns eröff­
net. Infolge der wiederum verschlimmerten politischen Verhält­
nisse, aber auch und vielleicht mehr wegen der höheren Zins­
sätze auf dem ausländischen Geldmarkt haben wir jedoch nicht 
mehr wie in den neunziger Jahren ADleihen zu 3 °/0 und 31/2 % 
mit einem verhältnismässig geringen Kapitalrabatt auflegen kön­
nen, sondern sind gezwungen gewesen zum Typus von 4 1/ 2

0/0 

überzugehen und haben dennoch einen grösseren Kapitalrabatt 
tragen müssen als zu Beginn der siebziger Jahren, wo dieser 
Zinstypus zuletzt vorkam. Die erste und vorläufig einzige An­
leihe, welche der Staat seit 1903 aufgenommen, nämlich eine 
im Jahre 1909 aufgenommene Anleihe von 1,800,000 Pfund 
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, . 
Sterling, läuft mit 4 % % Zinsen und der Emissionskurs be-
trug 92 1/ 2, 

Aus dem Obigen geht hervor, dass beinahe fünf Jahre ver­
gingen, ohne dass ausländischer Kredit von uns in Anspruch 
genommen werden konnte, und da die russische' Regierung 
gleichzeitig. die Auszahlung einiger Dutzend Millionen Mark aus 
der Staatskasse Finlands für russiche Militärbedürfnisse ver­
langte und durchsetzte, so ist es natürlich, dass der Geldvor­
rat knapp wurde, zumal die Industrie auch ferner vorwärts ging 
und ebenso nicht nur das Anwachsen der Hauptstadt, sondern 
nunmehr auch das der übrigen Städte bedeutende Kapitalien in 
Anspruch nahm. 

Zu Ende des Jahres 1907 und während der ersten Hälfte 
1908 war die Stellung so angestrengt, dass die Bank, auch un­
ter dem Eindruck der gleichzeitigen Geldkrisis im Auslande, 
sich genötigt sah den 26. Februar 1907 ihren seit 1902 gelten­
den niedrigsten Diskont von 5 % auf 5 1/ 2 %, den 5. November 
auf 6 % und den 26. desselben Monats auf 6 1/2 % zu erhöhen 
und im April 1908, wie bei der Krisis von 1890, einen auslän­
dischen Kredit von zehn Millionen Mark abzuschliessen. Dies­
mal kam der Kredit jedoch gar nicht zur Anwendung, aber die 
Kenntnis davon, dass die Bank auf diese Weise ihre Mittel ver­
stärkt hatte, wirkte beruhigend auf das Publikum und trug 
dazu bei das Vertrauen wiederherzustellen. Im Auslande wa-

, , 
~en die Zinssätze bereits zu Neujahr 1908 gesunken, und auch 
Finlands Bank konnte später im Jahre, den 7. August, ihre 
Zinssätze um 1/2 % und den 19. Dezember desselben Jahres 
wiederum um 1/2 % herabsetzen. Aber damit war der Diskont 
doch nicht niedriger gekommen als auf 5 1/ 2 %, und erst den 
24. April 1909 konnte eine weitere Herabsetzung auf 5 % statt-
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finden. Das letztgenannte Jahr nahmen verschiedene städti­
sche Gemeinden und Hypotekenbanken ausländische Obliga­
tionsanleihen in einem Gesamtbetrage von etwa sechzig Mil­
lionen Mark auf. 

Der Diskont der Bank wurde den 15. Dezember 1910 wie­
der auf 5 1/ 2 % erhöht, um jedoch bereits den 18. Februar 1911 
auf 5 % und den 16. Mai &sselben Jahres auf 4 1/ 2 % zu sin­
ken. Der nächste Anlass zu der letztgenannten Herabsetzung 
des Diskonts war der Umstand, dass die Stadt Helsingfors eine 
ausländische Anleihe von fünfundzwanzig Millionen Mark, die 
Staqt Abo eine Anleihe von sieben Millionen Mark und die 
Stadthypotekenkasse sowie die Immobilienabteilungen der För­
eningsbanken und der Nordiska Aktiebanken zusammen fünf­
unddreissig Millionen Mark aufgenommen hatten. 

Der Geldmangel und die hohen Zinssätze, welche bei uns 
im allgemeinen seit 1898 geherrscht hatten, während gleichzei­
tig die im Umlauf befindliche Zettelmenge grösser gewesen war 
als während vorhergehender Peri0den, ist mit der bemerkens­
werten Tat.sache verbunden, dass nach der lebhaften Unterneh­
mungslust der neunziger Jahre ein Rückschlag in dem Sinne 
nicht stattgefunden hatte, dass Werte, Löhne u. s. w. gesunken 
wären. Im Gegenteil sind sowohl die Werte der städtischen, 
wie der ländlichen Grundstücke und unter der letzteren insbe­
sondere der Waldungen in 9-ie Höhe gegangen und dasselbe 
gilt von dem Mietszins und den Preisen für Lebensmittel und 
Arbeitslöhne. 

Weder der Geldmangel noch die Unsicherheit inbezug auf 
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· die Zukunft haben Land und Volk daran gehindert auf dem 
Weg der wirtschaftlichen und sozialen Entwickelung weiterzu­
schreiten. Die Landwirtschaft hat bedeutende Fortschritte ge­
macht. Die Lage des gemeinen Mannes in den Städten wie 
auf dem Lande ist verbessert worden. Alles zeugt davon, dass 
der Wohlstand gestiegen, trotz des politischen Druckes oder 
vielleicht teilweise auch infolge der erhöhten' Lebhaftigkeit, 
welche dieser Druck nebst anderen mitwirkenden Umständen 
hervorgerufen. Auch auf dem Gebiet der Industrie hat man, 
wie man unter den gegebenen Umständen hätte befürchten 
können, sich n~cht darauf beschränkt die bereits früher begon­
nenen oder geplanten Unternehmungen zu vollenden oder zu 
konsolidieren, sondern es sind auch neue Industrien gegründet, 
die früher vorhandenen erweitert worden. Zwei Privatban­
ken sind hinzugekommen, nämlich Suomen Kauppapankki und 
Landtm annab anken, -yvoneben folgende Geldinstitute, die nicht 
als Banken im eigentlichen Sinne des Wortes zu bezeichnen 
sind, ins Leben getreten sind, nämlich: Aktiebolaget Andels­
kassornas Centralkreditanstal (Aktiengesellschaft Zentralkredit­
anstalt der Genossenschaftskassen), Fastighetsbanken i Finland, 
aktiebolag (Die Immobilienbank in Finland, Aktiengesellschaft), 
Sparbankernas Centralaktiebolag (die Zentral aktiengesellschaft 
der Sparbanken) und Centrallanekassan för Finlands stads- och 
landskommuner, aktiebolag (Aktiengesellschaft Zentraldarlehen- . 
kasse der ~tädtischen und ländlichen Gemeinden Finlands). 

Dass das wirtschaftliche Leben sich bei uns fernerhin rasch 
entwickelt hat, geht auch aus statistischen Angaben hervor. 
Auf dem Gebiet, das unserem Gegenstand am nächsten steht, 
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nämlich dem der Privatbanken und Sparbanken, ist die starke 
Entwickelung während der letzten Jahrzehnte besonders auffal­
lend. Das eigene Kapital der Privatbanken war im Jahre 1910 
sechs mal, die Depositionen waren beinahe sechs mal, die Ein­
lagen in den Sparbanken mehr als fünf mal grösser als im 
Jahre 1890, und bei einem Vergleich mit den entsprechenden 
Zahlen zu Beginn der Periode tritt die Entwickelung noch deut­
licher zu Tage. Der Gesamtbetrag des Aktienkapitals und der 
Reservefonds der Privatbanken betrug in runder Zahl im Jahre 
1865 nur drei Millionen, im Jahre 1890 einundzwanzig Millio­
nen, im Jahre 1910 einhunderteinundzwanzig Millionen Mark; 
die Depositionen betrugen im Jahre 1865 sechzehn Millionen, 
im Jahre 1890 einhundertzwei Millionen, im Jahre 1910 fünf­
hundertachtundsiebzig Millionen Mark. Die Einlagen in den 

. Sparbanken, die be! uns ein~ bede~tend hervorragendere Rolle 
spielen als die Postsparbank mit ihren nach fünfundzwanzig­
jähriger Tätigkeit sieben Millionen Mark betragenden Einlagen, 
überstiegen im Jahre 1910 zweihundertachtundzwanzig Millio­
nen Mark. Der entsprechende Betrag war im Jahre 1865 vier­
und einhalb . Millionen, im Jahre 1890 einundvierzig Millionen 
Mark. Die eigenen Fonds der Sparbanken, hinsichtlich wel­
cher es an Angaben aus früheren Jahren mangelt, betrugen 
im Jahre 1885 dreiundeinhalb ·Millionen, im Jahre 1890 fünf 
Millionen und im Jahre 1910 zweiundzwanzig .Millionen Mark. . 

Die Lebensversicherungsgesellschaften hab~n eine entspre­
chende Steigerung in ihren Zahlen aufzuweisen. Im Jahre 1881 
wird der gesamte Versicherungsbetrag unserer ersten einhei­
mischen Lebensversicherungsgesellschaft . Kaleva und der hier 
operierenden ausländischen Gesellschaften nur mit acht Millio­
nen Mark angegeben. Im Jahre 1891 war der Betrag auf ein-
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hundertfünf Millionen Mark gestiegen, davon ungefähr die Hälfte 
in ausländischen Gesellschaften. Im Jahre 1910 war der Ver­
sicherungsbetrag in den einheimischen Gesellschaften vierhun­
dertneunundsiebzig Millionen, in d~n ausländischen neunundsieb­
zig Millionen Mark. 

Der Betrag der Feuerversicherungen, der vor zehn Jahren 
nur eintausendachthundertsechsundfünfzig Millionen Mark war, 
belief sich im Jahre 1910 auf dreitausendzweihundertachtzig 
Millionen Mark, davon zweitausendvierhundert Millionen Mark 
in gegenseitigen Gesellschaften und Brandschadenvereinen, sechs­
hundert Millionen Mark in einheimischen Aktiengesellschaften 
und zweihundertachtzig Millionen Mark in ausländischen Ge­
sellschaften. 

Die Länge der Staatseisenbahnen, noch im Jahre 1870 nur 
etwa fünfhundert Kilometer mit einem Anlagekapital von zwei­
undvierzig Millionen Mark, betrug im Jahre 1890 annähernd 
eintausendneunhundert Kilometer mit einem Anlagekapital von 
einhundertdreiundvierzig Millionen 'Mark und im Jahre 1910 
dreitausenddreihundertfünfzig Kilometer mit einem Anlagekapi­
tal von vierhundertzwei Millionen Mark. Die Bruttoeinnahme 
ist' von sechshundertdreissigtausend Mark im Durchsnitt in den 
Jahren 1863-1870 auf dreizehn Millionen sechshunderttausend 
Mark im Durchsnitt in den Jahren 1891-1905 und vierzigund­
einhalb Millionen Mark im Durchschnitt in den Jahren 1906-
191 0 gestiegen. 

Die Industrie hat mit der übrigen Entwickelung gleichen 
Schritt gehalten. Um nur die Papierfabriken und Holzschlei­
fereien zu erwähnen, so sind von den gegenwärtig bestehenden' 
sechzig Fabriken vierzig nach dem Jahre 1890 entstanden. Die 
Ausfuhr von Holzmasse, im Jahre 1895 nur neunzehn Millionen 
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· Kilogram, betrug im Jahre 1911 siebenundvier~ig Millionen Ki­
logram. Die Ausfuhr von Pappe ist während derselben Zeit 
von sechzehn auf siebenundvierzig Millionen Kilogram, die Ze1-
lulosaausfuhr von drei Millionen auf siebenundsechzig ~lionen 
Kilogram, die Papierausfuhr von achtzehn Millionen auf einhun­
dertdreiundzwanzig Millionen Kilogram gestiegen. Um diese 
Zahlen richtig zu bewerten, mag schliesslich angeführt werden, 
dass die Bevölkerung des Landes im Jahre 1868 eine Million 
siebenhunderttausend Personen, im Jahre 1910 etwas über drei 
Millionen Personen betrug. 

Da der Bedarf an Bankscheinen nicht in demselben Masse 
steigt wie die wirtschaftliche Entwickelung fortschreitet, sondern 
während einer Folge von Jahren sogar unverändert bleiben 
kann, so liegt es in der Natur der Sache, dass Finlands Bank, 
bei dem starken Anwachsen der Vermögen und der Entwicke­
lung der Privatbanken wie der Sparbanken bei uns, auf dem Ge­
biet des einheimischen DarIehenbetriebes nicht die herrschende 
Stellung hat behalten können, die sie früher unbestritten, ein­
nahm. Zu Ende des Jahres 1867 betrug der einheimische Dar­
lehenbetrieb von Finlands Bank Fmk 23,653,166, derjenige der 
einzigen damals vorhandenen Privatbank, Föreningsbanken, 
Fmk 17,451,311. Im Jahre 1910 war der Darlehenbetrieb von 
Finlands Bank auf Fmk 92,275,763 gestiegen, der der Privat­
banken und der Sparbanken auf Fmk 876,162,149. Aber, wie 
die Bankkommission im Landtag hervorgehoben hat, kann Fin­
lands Bank nichts destoweniger ihre Aufgabe erfüllen" die da­
nn besteht, "Stabilität und Sicherheit im Geldwesen des Lan-
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des aufrecht zu erhalten und den' Geldverkehr im Lande zu 
fördern und zu erweitern", wenn nur die Bank bei guten Kon­
junkturen bedeutende Guthaben im Auslande anbringt, um sie 
in Zeiten von Krisen und Geldmangel in Anspruch zu nehmen. 
Dies ist auch das von der Leitung der Bank in immer bewus­
sterer Weise erstrebte Ziel gewesen, indem sie zugleich die 
Goldkasse der Bank von dem im Reglement festgesetzten Mi­
nimum von zwanzig Millionen Mark auf fünfunddreissig Millio­
nen Mark erhöht hat. Bei den im allgemeinen hohen Zinssät­
zen im Auslande hat eine Vermehrung der ausländischen Gut­
haben stattfinden können, ohne dass deshalb berechtigte Wün­
sche .inbezug auf den Gewinn der Bank haben unberücksich­
tigt zu bleiben brauchen. Früher verhielt es sich in dieser 
Beziehung anders. Die Zinsen, welche die Bank für ihre aus­
ländischen Guthaben sich zu Gute rechnen konnte, w~ren be­
sonders bei einigen yertretern wenig bedeutend, und es war 
damals auch mehr als heute durch die Umstände bedingt 
einen nennenswerten Teil davon in Obligationen zu plazieren. 
Der Vorrat der Bank an Obligation~n, ~elcher früher sich 
hauptsächlich dadurch vermehrte, dass die Bank einen be­
trächtlichen Teil ihres Anteils an verschiedenen ausländischen 
Anleiheemissionen, an welchen sie konsortialiter teilnahm, be­
hielt, hat sich. in letzter Zeit dagegen ziemlich unverändert in 
der Höhe von zwanzig und fünfundzwanzig Millionen Mark 
gehalten, während das Saldo bei den ausländischen Vetre­
tern wesentlich gestiegen ist. Ende Oktober 1911 waren die 
ausländischen Valuten der Bank auf Fmk 155,945,116 ge­
stiegen, aber diese Ziffer ebenso wie die gleichzeitig auf 
F mk 157,682,724 gesteigerte Zettelausgabe finden ihre Erklä­
rung darin, dass die russische Reichsrentei seit einiger Zeit 
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etwa fünfundvierzig Millionen Mark in Zetteln der Bank be­
sass. Als der letztgenannte Betrag im Dezember 1911 zur Ein-. . 
lösung vorgewiesen wurde, gingen sowohl die Z~ttelausgabe 

wie die ausländischen Valuten herunter, aber betrugen doch 
noch: die Zettelausgabe Fmk 115,258,670 und die ausländi­
schen Valuten Fmk 108,092,733. 

Nur einer der ausländischen Vertreter der Bank, nämlich 
die Firma Haller, Söhle & C:o in Hamburg, hat der Bank Ver­
lust verursacht. Es verdient erwähnt zu werden, dass, als Sa­
lomon Heine, der bis dahin der Vertreter der Bank in Ham­
burg gewesen war, im Jahre 1865 aufhörte, nicht Haller, Söhle 
& C:o, sondern die Norddeutsche Bank von der Direktion als 
Vertreter der Bank daselbst empfohlen wurde. Der Senat ent­
schied sich jedoch für die Firma Haller, welche sich auf die 
Empfehlung der einflussreichen Bankierfirma Stieglitz in St. Pe­
tersburg berufen konnte, deren bedeutende Geschäftsverbindun­
gen mit unserem Lande früher besprochen worden sind. All­
mählich wurde das Verhältnis zwischen der Bank und der 
Firma Haller sehr intim, und man fand, dass diese eine solche 
Solidität erlangt hatte, dass die Beratungen, welche mit Rück­
sicht auf die grossen Guthaben in Hamburg stattfanden, wohl 
zur Annahme mehrerer Vertreter am Ort führten, nicht aber 
zum Abbruch der vieljälirigen Verbindungen mit der Firma, 
bis diese im Jahre 1907 ihre Zahlungen einstellte. 

Die ausländischen Vertreter der Bank sind gegenwärtig fol-

gende: . 
in Am s t erd am: Bunge & C:o; Lippmann, Rosenthal & 

C:o; De Twentsche Bankvereeniging B. W. Blijdenstein & C:o; 
In Antwerpen: Bunge & C:o; 
in B ase I: Schweizerischer Bankverein ; 
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in Berlin: S. Bleichröder; Dresdner Bank; Bank für Han­
del und Industrie; Deutsche Bank; Direction der Disconto-Ge­
seilschaft; Berliner Handelsgesellschaft; A. Schaaffhausen'scher . 
Bankverein ; 

m B r ü s s e 1: Credit Lyonnais; 
m Chi ca g 0: First National Bank of Chicago; 
m Frankfurt a. M.: Direction der Disconto-Gesellschaft; 

. in Harn bur g: Norddeutsche Bank in Hamburg; L. Beh­
rens & Söhne; Commerz- und Disconto-Bank; Vereinsbank in 
Hamburg; Dresdner Bank in Hamburg; 

m Kristiania: Norges Bank; Andresens Bank, AktieseI­
skab; Centralbanken för Norge; 

in Kopenhagen: Privatbanken i Kjöbenhavn; Den dan­
ske Landmandsbank; 

in. L 0 n don: N. M. Rothschild & Sons; Deutsche Bank 
(Berlin) London Agency; Credit Lyonnais; Societe Generale; 
London County and Westminster Bank Ld; 

in L übe ck: Piehl & Fehling; Commerz-Bank in Lübeck; 
in M a d r i d: Credit Lyonnais; 
in New-York: National City BankofNew-York; Natio­

pal Bank ofCommerce in New-York; 

in Par i s: de Rothschild freres; Societe Generale; Credit 
Lyonnais; Banque de Paris et des Pays-Bas; Banque de l'Union 
Parisienne; Banque des Pays du Nord; 

in R i g a:' Zweite Rigaer Gesellschaft gegenseitigen Cre-
dits; '. . . 

in S t 0 c k hol m: Stockholms Enskilda Bank; Skandinaviska. 
Kreditaktiebolaget; Aktiebolaget Stockholms Handelsbank; 

m S:t Petersburg: Wolga-Kama Commerz-Bank; 
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m Tri e s t: Filiale der K. K. Priv. Oesterreichischen Cre­
dit-Anstalt für Handel und Gewerbe; 

in Wie n: Anglo-Oesterreichische Bank. 

Als Finlands Bank vom Jahre 1868 an unter die Verant­
wortung und Obhut des Landtages gestellt wurde und die un­
mittelbare Befassung des Senats mit der Bank aufhörte, war 
die Folge davon auch, dass' die Chefs der· Finanzexpedition, 
welche früher einen so hervorragenden Platz in der Geschichte 
der Bank eingenommen hatten, aus dem Bereich derselben und 
an ihre .stelle die Bankbevollmächtigten traten. 

Bei einem Durchblättern der Protokolle der Bankbevollmäch­
tigten für die Zeit von mehr als vierzig Jahren, wo die höchste 
Leitung von Finlands Bank dieser Institution anvertral:lt gewe­
sen, findet man, dass die Sitzungen nicht zu geringem Teil der 
Behandlung laufender Angelegenheiten gewidmet gewesen, der 
Bewilligung von Urlaub für die Mitglieder der Direktion und 
die Vorsteher der Bankkontore in der Provinz, der Verordnung 
von Stellvertretern für dieselben, der Verbrennung von ver­
brauchten Zetteln u. s. w. Zugleich sind aber auch Fragen von 
grosser Tragweite für die Bank dabei zur Entscheidung gelangt. 
In erster Linie ist in dieser Beziehung die Festsetzung der 
Zinssätze der Bank hervorzuheben. Die Bankbevollmächtigten 

. haben sich nicht nur darauf beschränkt, die Vorschläge der 
Direktion zu genehmigen, sondern, insbesondere in den siebzi­
ger Jahren, .kam es vor, dass die Beschlüsse der Bankbevoll­
mächtigten inbezug auf die Zinssätze der Bank von den Vor­
schlägen der Direktion abwichen. Manchmal ward auch die 
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Initiative zur Veränderung der Zinssätze von den Bankbevoll­
mächtigten ergriffen. 

Hinsichtlich der Bewilligung von Krediten enthielt die Ver­
. ordnung von 1867 über die Bank eine Bestimmung, die wohl 
den Bankbevollmächtigten gestattete den Sitzungen der Direk­
tion beizuwohnen, aber ohne an den Beratungen und Be­
schlüssen teilzunehmen. Eine Teilname an der Verwaltung der 
Bank in einem anderen 'Sinne, als die genannte Vorschrift an­
wies, ist auch aus dem Anlass ausgeschlossen gewesen, dass 
die Bankbevollmächtigten stets ihre Ämter als einen Vertrauens­
auftrag neben ihrer eigentlichen Wirksamheit bekleidet haben. 
Schon die im Landtag von 1867 angenommene Instruktion für 
die Bankbevollmächtigten verwehrte den Bankbevollmächtigten 
nicht ein ordentliches oder ausserordentliches Amt entgegenzu-

, nehmen oder zu bekleiden, mit Ausnahme jedoch des Direktor­
amtes oder einer anderen Stelle in einem Hypotekenverein oder 
einer Privatbank; und auch diese Ausnahme, die dadurch be­
gründet war, dass vermeintlich widersprechende Interessen zwi­
schen den genannten Anstalten und Banken vorkommen könn­
ten, ist in die letzte Instruktion für die Bankbevollmächtigten 
nicht aufgenommen worden. 

Wenn die Bankbevollmächtigten auch in Fragen eingegrif­
fen hätten, welche nach der Natur der Sache von der Entschei­
dung der Direktion abhängen müssen, so hätten sich wahr­
scheinlich die Bedenken bewahrheitet, welchen ein Redner in 
der Ritterschaft und dem Adel beim Landtag von 1867 Aus-. . 
druck lieh, dass nämlich die Bankbevollmächtigten, welche durch 
vier verschiedene Wahlkollegien, eines für· jeden Stand, auser­
sehen wurden, vielleicht Yielseitigkeit in den' Interessen vertre­
ten, dagegen nur ausnahmsweise andere erforderliche Eigen.' 
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schaften aufweisen würden, und das man von einer derartigen 
Ständeverwaltung nicht die Beweglichkeit, Zusammenhaltung 
und Einheit erwarten könnte, welche die Verwaltung einer Kre­
ditanstalt in unseren Tagen erforderte, die das eigentliche Zen­
trum und den Stützpunkt für das ganze wirtschaftliche Leben 
der Nation bildet. 

Wenn aber auch die Bankbevollmächtigten nicht unmittel­
bar in die Bewilligung von Krediten oder andere Verwaltungs­
angelegenheiten eingriffen, so hat dies sie nicht verhindert, über 
die Geschäftsstellung von Kunden Erkundigungen einzuziehen 
und auf Grund der Mitteilungen, die sie hierbei erhielten, die 
Direktion zu ermahnen in einzelnen Fällen die Kredite einzu­
schränken. So auch in der Mehrzahl derjenigen Fälle, in denen 
die Bank während der Holzwarenkrise in den siebziger Jahren 
so grosse Verluste erlitt, wenn auch die Verluste nicht weiter 
vermieden werden konnten, da die Bank bei der Bewilligung 
der Kredite so weit gegangen war, dass ein Rückgang nicht 
mehr möglich war. 

Durch die Entstehung einer grossen Anzahl von Privatban­
ken ist Finlands Bank indessen in die Lage gesetzt worden 
allmählich die Kreditbewilligung gemäss den Normen für eine 
Zentralbank zu begrenzen, und die Stellung der Bankbevoll­
mächtigten hat nicht umhin gekonnt hierdurch beeinflusst zu 
werden. Es kommt 'deshalb nunmehr nur selten vor, dass die 
Bankbevollmächtigten an den Beratungen über die Ausdehnung 
der Kredite aktiv teilnehmen. Die Bewilligung von Ackord 
oder anderen Nachlassungen an die Schuldner der Bank, die 
früher in den Protokollen der Bankbevollmächtigten immer wie­
der: auftauchten, ist auch eine immer ungewöhnlichere Erschei­
nung in denselben geworden. Aber die Bankbevollmächtigten 
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haben noch immer eme bedeutende Aufgabe bei der F estset­
zung der Zinssätze und bei der Besetzung der Direktorämter 
in der Hauptverwaltung und in den Provinzkontoren der Bank, 
ebenso wie inbezug auf das Amt des Vorsitzenden in der Di­
rektion, da die Ernennung des Direktionsvorsitzenden, wenn 
sie auch allein vom Monarchen abhängt, doch laut Überliefe­
rung auf denjenigen fällt, den die Bankbevollmächtigten vor­
schlagen. Die Befugnis der Bankbevollmächtigten für die Ver­
waltung Entlastung zu erteilen ka:r;tn, wenn sie auch während 
der ruhigen Entwickelung, welche während der letzten Zeit 
der Bank beschert gewesen, in der Hauptsache als ein formel­
les Recht erschien, doch auch eine entscheidende sachliche 
Bedeutung erhalten. 

Vor allem muss jedoch in diesem Zusammenhang hervorge­
hoben werden, was die Bankbevollmächtigten inbezug auf die 
Gesetzgebung für die Bank und für die Förderung des Wohls 
der Bank getan, indem sie auch bei dem Landtag die Vermeh­
rung der Fonds der Bank erwirkten. Dass es die Bankbevoll­
mächtigten waren, welche die Initiatiy:e zur Durchführung des 
Goldmünzfusses ergriffen, verdient ebenfalls hier noch einmal 
betont zu .werden. 

Die Männer, welche zuerst den Auftrag entgegennahmen, 
Bankbevollmächtigte zu sein und denen folglich ~ie Ehre und 
die Verantwortung zukommt diese neue Periode in der Ent­
wickelung der Bank eingeleitet zu haben, waren Robert Mont­
gomery für die Ritterschaft und den Adel, Johan Wilhelm Ro­
senbörg für den geistlichen Stand, Carl Adolf Öhrnberg für 
den Bürgerstand und Carl Gustaf Borg für den Bauernstand. 

Die übrigen während der Zeit der Ständelandtage auserse­
henen Bankbevollmächtigten waren: für die Ritterschaft und 
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den Adel" Robert Olof Lagerborg und Fredrik Stjernvall, Frei­
herr Otto Wrede, für den geistlichen Stand Gustaf Mauritz 
Waenerberg, Frans Wilhelm Gustaf Hjelt, Otto Donner und 
Freiherr Ernst Gustaf Palmen, für den Bürgerstand Leopold 
Henrik Stanislaus Mechelin, Lorenz Leonard Lindelöf und Mau­
ritz Hallberg, für den Bauernstand Georg Zacharias F orsman, 
Agathon Meurman, Karl Johan Stählberg, Per Evind Svinhuf­
vud und Pekka Ahmavaara. 

Nach der Durchführung der Repräsentationsreform wur.den 
zu Bankbevollmächtigten ausersehen: Freiherr Palmen, Heikki 
Lindroos, Lennart Gripenberg, Hjalmar Gabriel Paloheimo, Wil­
helm Alexander Lavonius und Gustaf Adolf Alfons Björken­
heim. An Stelle der Herren Gripenberg, Lindroos und Lavo­
nius, welche nach und nach abgingen, sind später als Bankbe­
vollmächtigte gewählt worden: Karl Johan Stählberg, Yrjö Elias 
Sirola, welcher jedoch in Bälde auf den Auftrag verzichtete, 
Matti Paasivuori und Ernst Fredrik Nevanlinna. 

Als erster Vorsitzender der Bankbevollmächtigten wurde 
Montgomery ausersehen, und er ist es, dem vor allem das Ver­
dienst gebührt, dass die Tätigkeit der Bankbevollmächtigten be­
friedigend~ Resultate gezeitigt hat. Montgomery verfügte auch 
über Fachkenntnisse auf dem Bankgebiet. Er war nämlich, 
·wenn auch nur während einer kurzen Zeit, Mitglied in der Di­
rektion der Föreningsbanken gewesen. Aber abgesehen hier­
von war er im Besitz einer während einer vielseitigen Tätig­
keit als Universitätslehrer und Politiker gesammelten Erfahrung 
und zeichnete sich gleichzeitig durch eine weltmännische Ge­
wandheit aus, welche dazu angetan war in hohem Grade das 
Zusammenarbeiten zwischen den Bankbevollmächtigten und der 
Bankdirektion zu· erleichtern und auf diese Weise dazu beizu-
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tragen, dass die Bank einer zweiköpfigen Regierung entging, 
welche immer bedenklich ist, vor allem auf dem in Rede ste­
henden Gebiet. Auch der Antrag auf den Übergang zum Gold­
münzfuss rührte von ihm her und er war der Vorsitzende in 
dem behufs Vorbereitung der Frage eingesetzten Komitee. Mont­
gomery blieb Vorsitzender der Bankbevollmächtigten bis zum 
Jahre 1882, wo er als Prokurator in den Kaiserlichen Senat 
eintrat. 

, ~ orsitzende der Bankbevollmächtigten waren nach Montgo­
mery die Herren Hjelt, Lindelöf, Donner, Stjernvall, Hallberg 
'und, nach der Durchführung der Repräsentationsreform, Frei­
herr Palmen. 

In der Zusammensetzung der Direktion der Bank traten 
während dieser Periode folgende Veränderungen ein. 

Nach von Haartman, der, als die Bank vom Landtag über-
, nommen wurde, Vorsitzender der Direktion war, aber kurz da­
rauf, im Jahre 1870, in das Verwaltungs departement des Se­
nats als Mitglied desselben eintrat, wurde das Direktionsmit­
glied August Florin zum Vorsitzenden ausersehen. 

Nach Florins Abgang im Jahre 1875 wurde der Bankkom­
missar in dem Bankkontor zu Björneborg, Freiherr Gustaf Sa­
muel von Troil, zum Vorsitzenden der Direktion ernannt. Als 
dieser im Jahre 1884, nachdem er zum Gouverneur in der Pro­
vinz S:t Michel ernannt worden, abging, wurde Vorsitzender 
der Direktion der leitende Direktor von Finlands Hypoteken­
verein, der Oberstleutenant Alfred Charpentier, ehemaliger Grün­
der und erster leitender Direktor der Lebensversicherungsge­
sellschaft Kaleva. 
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Nach Charpentier, der im Jahre 1897 in das Verwaltungs­
depart~ment des Senats als Chef der Finanzexpedition eintrat, 
wurde Anfang des Jahres 1898 der Direktor der Föreningsban­
ken Karl Theodor Alexander Wegelius zum Vorsitzenden der 
Bankdirektion ausersehen. Es war ohne Zweifel von Vorteil 
für Finlands Bank, -dass sie durch Wegelius, welcher während 
einer langen Reihe von Jahren Direktionsmitglied in der För­
eningsbank gewesen war und zeitweise auch hier als leitender 
Direktor fungiert hatte, der Arbeits- und Auffassungsweise teil­
haftig zu werden, welche in den Privatbanken durchgeführt ist, 
und deren auch die Staatsbank, bei ihrer Erweiterung, immer 
mehr im Bedarf war. 

Im Dezember 1906 erfolgte die Ernennung von Wegelius 
zum Chef der Finanzexpedition, und zu seinem Nachfolger 
wurde im Februar 1907 der gegenwärtige Vorsitzende der 
Direktion Clas Herman von Collan ernannt. 

Das im Jahre 1895 errichtete vierte Direktoramt wurde von 
dem gegenwärtigen Vorsitzenden der Direktion von Collan 
und, nach der Ernennung des Letzteren zum Vorsitzenden, 
vom Bankkommissar in Wiborg Kaarlo Basilier bekleidet. 

Kurz nach der Verlegung der Bank nach Helsingfors wurde, 
wie früher erwähnt, vorgeschlagen ein besonderes Haus für 
Rechnung der Bank zu _ erbauen. Dass diese Pläne auch spä­
ter nicht ganz und gar in Vergessenheit geraten waren, geht 
daraus hervor, das bei der Neuregelung des Teils von Helsing­
fors, welcher Skatudden genannt wird, eine Baustelle für die 
Errichtung eines Bankgebäudes der Bank vorbehalten ward. 
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Aber diese Baustelle wurde nachher nicht für diesen Zweck 
in Anspruch genommen, und die Baupläne der Bank fanden 
erst zu Anfang der achtziger Jahre ihre Verwirklichung. 

Schon in der fü~ die Bankbevollmächtigten beim Landtag 
von 1867 ausgefertigten Instruktion erhielten die Bankbevoll-. 
mächtigten den Auftrag, bis zum folgenden Landtag Risse und 
Kostenvoranschläge für ein zeitgemässes Bankgebäude ausarbei­
ten zu lassen. Die Bankbevollmächtigten wandten sich aus die­
sem Anlass zunächst an die Stadtbehörden von Helsingfors um 
die erforderliche Baustelle für das Bankgebäude zu erwerben. 
Es wurde auch ein Übereinkommen inbetreff derjenigen Bau­
stelle, wo das Bankgebäude nachher aufgeführt wurde, getrof­
fen. Der Preis für dieselbe wurde, laut Berechnung von nur 

\ vierzig Penni für den Quadratfuss, auf Fmk 16,488 festgesetzt. 
Der Kostenvoranschlag für das Bauunternehmen in seiner Ge­
samtheit, zu welchem die Risse von dem Oberdirektor Axel 
Hampus Dalström ausgearbeitet wurden, belief sich auf einen 
Betrag von Fmk 664,200. 

Die Bankbevollmächtigten stellten in ihrem einschlägigen 
Bericht an den Landtag von 1872 fest, dass die Kosten bedeu­
tend waren, was wesentlich veranlasst worden sei durch "die 
Anordnungen zur Sicherstellung der V!'tluten und der Sicher­
heitsdokumente der Bank gegen Feuersgefahr und Einbruch, 
welche in Übereinstimmung mit ähnlichen in anderen neueren 
Bankgebäuden inbezug auf die Konstruktion und aie Heizung 
des Gebäudes vorgeschlagen worden waren". Die Bankbevoll­
mächtigten fanden jedoch, dass gegen die Ausführung des Un­
ternehmens keine Bedenken erhoben werden könnten, da die 
Bank jeden Augenblick ohne Schaden für ihre Geschäftstätig­
keit die erforderlichen. Kosten bestreiten konnte. 
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Im Landtag aber fand man es nötig den Kostenvoranschlag 
herunterzuschr.auben, und die Bankkommission forderte zu die­
sem Zweck neue Entwürfe nach einem anspruchsloseren Pro­
gramm ein. Das Ergebnis war, dass der Landtag, gemäss dem 
Vorschlag der Kommission, die für den Bau angewiesene 
Summe auf fünfhunderttausend Mark begrenzte. 

Für diesen Betrag konnte das Haus nicht aufgeführt wer­
den. Der Entwurf, der in einem Wettbewerb den ersten Preis 
erhielt, nämlich der des Professors L. Bohnstedt aus Gotha, 
nahm laut Berechnung einhundertdreissigtausend Mark mehr in 
Anspruch. Die Bq.nkbevollmächtigten beantragten deshalb bei 
der Bankkommission des folgenden Landtags, 1877-1878, dass 
das Haus gemäss den Rissen des Professors Bohnstedt sollte 
ausgeführt werden dürfen, ohne dass irgend eine Begrenzung 
der Baukosten von den Ständen festgesetzt würde. 

Fünf Jahre waren solchermassen verflossen, ohne dass die 
Baupläne ihrer Verwirklichung näher gekommen wären, und 
obgleich man jetzt unbehindert war di~ Arbeiten zu beginnen, 
nahm es noch weitere fünf Jahre in Anspruch, ehe das Haus 
fertig war und die Bank, im Frühling 1883, in dasselbe einzie­
hen konnte. Der Kostenvoranschlag betrug Fmk 860,000, die 
Bankbevollmächtigten erwähnten aber in ihrem Bericht an den 
Landtag von 1882, dass die Kosten wahrscheinlich, auf etwas 
mehr als eine Million Mark steigen würden. In der- Tat be­
liefen sie sich auf Fmk 1,122,913. 

Anfangs erhielt auch Finlands Staatskontor ein Lokal im 
Bankgebäude, später aber, als es für die Bank viel zu eng 
wurde, zog die genannte Behörde von dort aus, und seit­
dem hat die Bank über das ganze Bankgebäude verfügt, 
welches auch bis auf weiteres, nach verschiedenen Verände-
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rungen im Innerenr sich für den Zweck als genügend erwie­
sen hat. 

Es schien am Platz hier alle die Umständlichkeiten zu er­
wähnen, welche mit diesem Bauunternehmen verbunden waren, 
um damit den Unterschied zwischen jener und einer späteren 
Zeit hervorzuheben, wo die Bank, welche nunmehr ausser den 
bereits während einer früheren Periode errichteten Kontoren 
in Björneborg, Kuopio, S:t Petersburg, Wasa, Uleäborg, Wi­
borg und Abo auch in Joensuu, Jyväskylä, Kotka, S:t Michel, 
Sordavalar Tammerfors und Tavastehus Kontore besitzt, für 
mehrere dieser Kontore eigene. Gebäude für bedeutende Kosten 
aufführen liess. 

Für Finlands Bank ist die Periode von 1868-1911 eine Zeit 
von ununterbrochener und glücldicher Entwickelung gewesen. 
Abgesehen von den Verlusten im Darlehenbetrieb der Bank, 
welche aus der vorhergehenden Zeit herrührten, sind Verluste 
von Bedeutung nur aus der Holzwarenkrisis während der letz­
ten Hälfte der siebziger Jahre zu verzeichnen. 

Der Nettogewinn der Bank ist Jahr für Jahr gestiegen. Er 
betrug im Jahre 1868 Fmk 673,285, im Jahre 1911 Fmk 8,519,007. 

Vom Gewinn sind für öffentliche Zwecke folgende Beträge 
angewiesen worden: 

zur Förderung der Landwirtschaft, für die 
technischen Realschulen, die Irren-
pflege und Finlands Staatskontor. Fmk 6,926,150: 

Transport Fmk 6,926,150: 



Transport 
zur Finlands Hypotekenverein (im Jahre 

1883). . . . . . . . . 

" das Ständehaus (in den Jahren 1881 
-1888). . . . . . . . . . . 

für das Denkmal Kaiser Alexanders TI (im 
Jahre 1894) . . . . . 

" Eisenbahnbauten u. s. w. 

Fmk 

" 

" 

" 
" 

Fmk 

6,926,150: -

600,000: -

1,717,933: 25 

41,000: -
30,863,089: -

40,148,172: 25 

Es verdient erwähnt zu werden, dass die Bankkommission 
noch in den siebziger und achtziger Jahren es nicht "notwen­
dig fand in ·nennenswertem Grade das eigene Kapital der Bank 
zu erhöhen. In ihrem Bericht an den Landtag von 1872 fan­
den die Bankbevollmächtigten allerdings, dass der Bankgewinn, 
mit Rücksicht auf die grossen Verluste. aus früherer Zeit, "zur 
Verstärkung des Reservefonds wohl nötig war, falls dieser nicht 
binnen allzu langer Zeit zu einem Betrag hinaufgebracht wer­
den kann, der vollkommen der wichtigen Aufgabe der Bank 
entsprichtll , und auch in dem Bericht an den folgenden Land­
tag, in den Jahren 1877-1878, fanden die Bankbevollmächtig­
ten eine Vermehrung der eigenen Fonds der Bank wünschens­
wert. Aber während der Landtag ·von 1872 sich der Ansicht. 
der Bankbevollmächtigten anschloss, glaubte die Bankkommis­
sion im Landtag von 1877-1878 "mit Rücksicht auch auf die 
bedeutenden Steuerbeträge, welche für andere Staatsbedürfnisse 
von den Ständen beim gegenwärtigen Landtag zusammenge­
bracht werden sollten((, nicht die Ansicht der Bankbevollmäch­
tigten teilen zu können, sondern wollte "der Etatkommission 
überlassen die Staatsbedürfnisse vorzuschlagen, welche geeignet 
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waren; mit den in Rede stehenden Gewinnmitteln bestritten zu 
werden". Im· Bericht an den folgenden Landtag von 1882 
sprachen auch die Bankbevollmächtigten die Ansicht aus, "dass 
man die Vermehrung des Reservefonds auf Grund der Erfah­
rungen der letzten Jahre nicht als notwendig für die Aufrecht­
erhaltung der Tätigkeit der Bank in ihrem gegenwärtigen Um­
fang bezeichnen kann". Die Bankkommi~sion war hiermit ein­
verstanden und fand, dass kein Grund vorlag "mit irgend einem 
Teil des Gewinns" die Fonds der Bank zu vermehren. Im Be-

. richt von 1885 heben die Bankbevollmächt~gten wiederum her­
vor, dass "für· eine Vermehrung des Reservefonds llmt der bis-

. her gemachten Erfahrung während der nächsten Zukunft kein 
Bedarf vorzuliegen' schien", und die Bankkommission stimmt 
dem bei, jedoch mit dem Vorbehalt, "dass der Gewinn soweit 
möglich in gleichen Jahresraten während der nächstfolgenden 
dreijährigen Periode erhoben wird". Für das Jahr 1888 fehlt 
im Bericht der Bankbevollmächtigten eine ausdrückliche Äusse­
rung über die Anwendung des Gewinns. Die Bankbevollmäch­
tigten beschränkten sich darauf den Betrag anzugeben, der "nun 
zur Verfügung der Stände übrigbleibt". Die Bankkommission 
fand indessen nunmehr eine Verstärkung des Grundfonds und 
des Reservefonds der Bank erforderlich und schlug vor "in 
den letztgenannten jährlich einen Teil des Ba~gewinns zu , 
übertragen, da aber diese Übertragung noch nicht während 
dieses Jahres nötig sein dürfte, würde ~er bisher angesammelte 
Bankgewinn folglich für den erwähnten Zweck nicht in An­
spruch genommen werden". Der Landtag folgte den Anwei­
sungen der Bankkommission und nahm alle diese Jahre be­
deutende Beträge aus dem Gewinn der Bank für die Bestrei­
tung der Staatsausgaben in Anspruch. Aber im Jahre 1890 
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beantragten die Bankbevollmächtigten in ihrem Bericht, "ob 
. nicht der ganze Betrag d,es verfügbaren Gewinns diesmal zum 
Reservefonds übertragen werden könnte, um auf diese Weise 
dessen Anwachsen zu beschleunigenlI. Bei der kräftigen wirt­
schaftlichen Entwickelung, die sich nunmehr auf allen Gebieten 
zeigte, war es klar, dass das eigene Kapital der Staatsbank 
vermehrt werden musste, damit sie in einer befriedigenden 
Weise ihre Aufgabe erfüllen konnte. Die Bankkommission 
schlug deshalb ebenfalls vor, dass die verfügbaren Mittel in 
ihrem ganzen Betrage zum Reservefonds der Bank übertragen 
würden, und befürwortete die veränderte Ordnung, dass "die 
Anweisungen aus dem Bankgewinn zu Staatszwecken, welche 
die Stände bewilligen würden, auf die Jahresgewinne verteilt 
würden, die für die nächsten drei Jahre zu erwarten sindlI. 
Hiermit war allerdings nicht viel gewonnen, aber eine verän-, 
derte Auffassung darüber, dass eine Verstärkung des eigenen 
Kapitals der Bank' wünschenswert war, war dennoch durchge­
drungen, und seitdem ist ein überwiegender Teil des Bankge­
winnes ,in die Fonds der Bank übergeführt worden. Diese, die, 
wie früher erwähnt, zu Ende des Jahres 1867 Fmk 11,669,703: 15 
betrugen, beliefen sich im Jahre 1911, den vom Landtag zur 
Verstärkung der Bank angewiesenen Jahresgewinn miteinbe­
rechnet, auf Fmk 88,330,082: 46. 

Von einem unscheinbaren Anfang ist Finlands Bank, wäh­
rend Glück und Schwierigkeiten mit einander wechselten, all­
mählich zu einem für unsere Verhältnisse mächtigen Geldinsti­
tut herangewachsen. Der Erfolg, den die Bank, besonders 
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während der letzten Jahrzehnte, aufzuweisen gehabt hat, ist 
wohl nicht einzig dastehend. Der Gang des wirtschaftlichen 
Lebens ist überall ein gleichartiger gewesen. Aber auch wir 
haben in den eigenartigen Verhältnissen, die uns beschert ge­
wesen, unseren Anteil an der wirtschaftlichen Entwickelung 
genommen, und die Bank, deren hundertjährige ?chicksale in 
dem Vorhergehenden geschildert worden, hat hierin eine füh-
rende Stellung eingenommen. 

. 
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STATISTISCHE TABELLEN. 



n 

1. Auszug aus den Jahres-

Gesamtbetrag der Im Umlauf be- Darlehen (inkI. 
Fonds inklusive findliche Bank- diskontierte Wech- Nettogewinn. 

Jahr. des disponiblen 
seI etc.) Gewinns. noten. 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

1813 417,400 216,093 533,043 -
1814 608,040 564,187 874,951 -

1815 666,667 1,428,193 1,367,643 -
1816 1,110,347 2,077,067 2,454,407 43,680 
1817 1,486,965 2,077,073 2,850,693 109,951 

1818 1,604,548 1,854,041 2,700,335 117,583 
1819 1,716,521 1,998,013 2,873,508 111,973 
1820 1,841,713 2,251,053 2,774,033 125,192 
1821 2,132,080 2,851,723 3,039,075 290,367 
1822 2,302,076 2,233,909 3,520,851 169,996 

1823 2,457,823 2,014,443 3,407,356 155,747 
1824 2,527,566 2,005,989 3,491,984 133,301 
1825 2,667,628 1,891,409 3,504,101 140,062 
1826 2,794,373 1,861,949 3,361,216 126,745 
1827 2,919,781 1,667,587 3,436,605 125,408 

1828 3,052,633 1,489,464 3,433,839 132,852 
1829 3,169,563 1,442,084 3,379,933 116,930 
1830 3,273,595 1,305,084 3,279,073 104,032 
1831 3,381,470 1,192,237 3,167,624 107,875 
1832 3,470,079 1,126,701 3,132,275 88,609 

1833 3,553,056 1,104,071 3,053,685 82,977 
1834 3,646,144 1,330,231 3,087,583 93,088 
1835 3,679,617 1,451,117 3,167,461 33,473 
1836 3,765,525 1,637,017 3,439,576 85,908 
1837 3,876,534 1,694,904 3,681,788 111,009 

Anm. 1. Für die Periode 1812--1840 ist ein Rubel banco mit Fmk 1 1/. berechnet worden, 
und für die Periode 1841-1863 ein Silber-Rubel mit Fmk 4: -. . 

Anm.2. Vom Nettogewinn sind die für Staatszwecke angewiesenen Beträge nicht abge­
zogen worden. 

Anm. 3. Zu den Darlehen sind auch solche Guthaben der Bank gerechnet, die im Texte 
stellenweise nicht berührt sind. ' 
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lli 

bilanzen der Finlands Bank. 

Gesamtbetrag der Im Umlauf be- Darlehen (inkl. 

I Fonds inklusive findliehe Bank- diskontierte Wech- Nettogewinn. 
Jahr. des disponiblen 

seI etc.) Gewinns. noten. 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

1838 3,995,745 1,612,811 3,922,732 119,211 
1839 4,135,321 1,751,491 4,211,856 139,576 
1840 4,230,293 2,337,249 4,015,824 94,972 
1841 3,568,308 1) 9,317,772 4,243,240 80,428 
1842 3,816,728 14,701,264 5,352,888 248,420 

1843 4,166,668 15,742,192 6,842,856 349,940 
1844 4,548,380 16,241,728 7,448,604 381,712 
1845 4,903,536 16,818,636 8,152,344 355,156 
1846 5,256,160 17,734,484 8,512,552 352,624 
1847 5,599,524 20,053,956 8,368,120 343,364 

1848 5,911,668 16,611,976 7,878,956 408,144 
1849 6,226,404 15,093,612 8,145,756 410,736 
1850 6,440,164 14,116,572 8,869,076 309,760 
1851 6,639,692 14,551,016 10,050,088 295,528 
1852 7,072,352 16,066,632 11,665,608 528,660 

1853 7,276,428 17,681,776 12,575,192 300,076 
1854 7,419,340 18,445,716 12,431,488 238,912 
1855 7,737,248 18,800,808 12,488,080 413,908 
1856 8,100,916 22,500,976 16,602,840 459,668 
1857 8,437,152 22,235,628 19,960,008 432,236 

1858 8,946,680 16,297,092 22,388,872 605,528 
1859 6,453,464 2) 18,388,784 21,964,796 206,392 
1860 6,969,116 22,324,036 23,841,172 691,652 
1861 7,792,408 29,309,132 27,901,468 999,292 
1862 8,759,956 30,362,048 30,813,300 1,143,548 

1) Abnahme' des Buchwertes der Fonds, verursacht durch die sogen. Müuzrealisation. 
2) Der von der Regiernng vorgeschossene Grundfonds von einer Million Rnbel Bancoassig­

nationen znrückgezahlt, sowie die sogen. "Kleinen Banknoten-, Manufaktnr- und Ackerbaudar­
lehen-Fonds" dem Staate überliefert. 



IV 

I 
Gesamtbetrag der Im Umlauf be- Darlehen (inkI. 
Fonds inklusive findliche Bank- diskontierte Wech- Nettogewinn. 

Jahr. des disponiblen 
Gewinns. noten. seI etc.) 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

1863 9,657,048 26,734,380 29,178,62Q 1,073,092 
1864 10,400,955 27,560,890 25,684,901 926,596 
1865 10,412,302 26,076,557 23,413,781 198,563 
1866 10,832,410 21,856,852 22,801,536 599,569 
1867 11,669,703 23,705,419 23,653,166 979,559 

1868 12,342,988 28,369,791 20,516,147 852,746 
1869 10,974,863 1) 32,900,275 18,769,133 1,056,098 
1870 11,302,181 36,618,034 16,640,285 1,183,909 
1871 12,562,915 42,017,203 15,095,362 1,414,502 
1872 13,719,927 49,834,461 14,553,408 1,410,971 

1873 15,083,303 60,916,024 15,516,218 1,542,916 
1874 17,334,419 73,452,711 17,627,431 2,430,656 
1875 18,206,187 57,467,754 23,639,621 1,051,308 
1876 19,727,362 52,741,784 25,383,898 1,770,716 
1877 20,717,810 44,230,762 31,070,269 1,239,988 

1878 22,553,926 38,409,451 30,396,541 2,085,657 
1879 22,753,500 36,991,999 25,309,299 449,115 
1880 23,354,246 48,611,194 20,868,136 850,286 
1881 24,415,649 44,793,784 22,474,000 1,321,930 
1882 26,174,133 45,071,140 23,508,003 2,014,972 

1883 22,042,526 47,149,332 22,472,202 2,022,933 
1884 23,503,343 44,968,984 23,204,722 1,760,358 
1885 25,406,~24 41,047,873 22,835,869 2,152,721 
1886 27,292,385 39,967,869 23,470,461 2,135,402 
1887 21,075,677 43,114,540 29,109,399 1,339,898 

1) Die Verändernngen in den Beträgen der Fonds nach dem Jahre 1868 werden in Tab. 2 
belenchtet. 
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Gesamtbetrag der Im Umlauf be- Darlehen (inkl. 
Fonds inklusive findliehe Bank- diskontierte Wech- Nettogewinn. 

Jahr. des disponiblen 
Gewinns. noten. seI etc.) 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

1888 17,739,641 48,817,987 31,284,621 1,686,339 
1889 19,353,946 55,308,994 32,878,326 1,863,845 
1890 21,536,316 52,498,607 42,592,470 2,431,910 
1891 23,845,574 48,905,546 42,276,943 2,558,798 
1892 23,328,332 45,968,976 40,071,313 2,536,694 

1893 24,968,701 44,440,169 .37,513,398 1,908,026 
1894 26,488,495 49,051,195 33,811,222 1,828,450 
1895 25,371,747 56,339,057 32,069,780 2,369,066 
1896 27,799,913 64,023,490 34,745,303 2,695,822 
1897 30,334,757 71,492,753 38,477,573 2,803,313 

1898 32,444,258 76,815,950 46,490,276 2,877,705 
1899 34,585,008 73,384,314 55,628,468 3,408,593 
1900 38,928,794 71,116,914 62,795,449 3,724,146 
1901 42,153,823 62,362,773 51,816,306 4,166,376 
1902 45,764,206 70,238,100 45,661,820 3,800,562 

1903 49,743,139 72,348,180 49,561,309 4,054,702 
1904 54,630,912 72,497,649 55,892,193 4,017,701 
1905 53,370,613 92,710,723 55,661,970 3,768,418 
1906 58,898,043 92,315,783 63,557,279 5,556,148 
1907 61,771,948 95,026,745 83,790,675 5,692,092 

1908 69,639,636 85,989,438 78,365,315 7,896,406 
1909 75,978,344 111,625,212 71,963,774 6,369,52:5 
1910 84,069,419 123,909,462 92,275,763 8,119,392 
1911 92,532,858 115,258,670 97,8721307 8,519,007 

• 



VI 

2. Tabelle über <die Ponds und Gewinnmittel der 

Fon d s. 

Jahr. 
Grundfonds. 

Kapital. 

Fmk. Fmk. 

1868 4,150,000 8,192,988 
1869 4,150,000 6,824,863 
1870 4,150,000 7,152,181 
1871 4,150,000 8,412,915 
1872 4,150,000 9,569,927 
1873 4,150,000 10,933,303 
1874 4,150,000 13,184,419 
1875 4,150,000 14,056,187 
1876 6,000,000 13,727,362 
1877 6,000,000 9,000,000 
1878 6,000,000 9,000,000 
1879 6,000,000 9,000,000 
1880 6,000,000 9,000,000 
1881 6,000,000 9,000,000 
1882 6,000,000 9,000,000 
1883 6,000,000 9,000,000 
1884 6,000,000 9,000,000 
1885 6,000,000 9,000,000 
1886 6,000,000 9,000,000 
1887 6,000,000 9,000,000 
18{3~ 6,000,000 9,000,000 
1889 10,000,000 5,762,776 
1890 10,000,000 6,308,368 

1) Auf den Grnndfonds überführt. 
2) Auf disponible Gewinnmittel überführt. 
") Allf d.,n Gnmdfonds U];>erlilhrt. 

Reservefonds. 

Bankgebllnde Abschreibungen u. 
& Inventarium. Überführungen. 

Fmk. Fmk. 

- -
- 2,244,682 
- 677,050 
- -
- 74,419 
- -
- -
- -
- 1,850,000 1) 

- 4,727,362 2) 

- -
- -

--
902,433 -

1,040,000 -

1,193,806 -
1,196,279 -
1,197,845 -
1,255,809 -
1,302,843 -
1,302,843 -
1,302,843 4,000,000 3) 

1,302,843 -

r 



VII 

Pinlands Bank in den Jahren 1868-1911. 

Gewinnmittel. 

Für Staats- Auf die Fonds R ü c k s t ä n d i g. 

zwecke ange- der Bank Jahr. 

wandt. überführt. Eventuell dispo- Disponibel. 
niert. 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

179,461 673,285 - - 1868 
179,541 876,557 - - 1869 
179,541 1,004,368 - - 1870 
179,541 1,234,961 - - 1871 
179,541 1,231,431 - - 1872 
179,541 1,363,376 - - 1873 
179,541 2,251,116 - - 1874 
179,541 871,768 - - 1875 
249,541 1,521,175 - - 1876 
249,541 - - 5,717,810 1877 
249,541 - - 7,553,926 1878 
249,541 - - 7,753,500 1879 
249,541 - - 8,354,246 1880 

·260,526 902,433 - 8,513,217 1881 
256,488 137,567 - 10,134,134 1882 

6,154,541 153,806 - 5,848,719 1883 
299,541 2,473 - 7,307,064 1884 
249,541 1,566 - 9,208,679 1885 
249,541 57,964 - 11,036,576 1886 

5,111,606 47,034 2,445,000 4,772,834 1887 
349,541 - 7,117,834 1,436,798 1888 

2,367,375 762,776 5,000,000 2,288,327 1889 
2,249,541 545,592 3,000,000 3,925,104 1890 



vrn 

Fon cl s. 

Res er V e fon cl s. 
Jahr. 

Grundfonds. 
Kapital. 

Bankgebäude Abschreibungen u. 
& Inventarium. Überführungen. 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

1891 10,000,000 6,885,683 1,302,843 -
1892 10,000,000 7,457,471 1,302,843 -
1893 10,000,000 10,000,000 1,237,693 18,116 
1894 10,000,000 10,000,000 1,219,577 18,116 
1895 10,000,000 12,831,225 1,204,094 15,483 
1896 10,000,000 13,299,254 1,267,134 80,501 1) 

1897 10,000,000 13,812,697 1,373,206 18,927 
1898 10,000,000 14,532,123 1,353,029 20,177 
1899 10,000,000 15,334,622 1,361,330 41,348 
1900 10,000,000 22,426,048 1,319,982 41,348 
1901 25,000,000 8,814,840 1,278,634 15,041,348 2) 

1902 25,000,000 10,992,808 1,237,286 41,348 
1903 25,000,000 13,244,375 1,195,938 41,348 
1904 25,000,000 15,000,000 1,166,009 29,929 
1905 25,000,000 20,000,000 1,137,291 28,718 
1906 25,000,000 20,000,000 1,108,573 28,718 
1907 25,000,000 30,000,000 1,739,855 28,718 
1908 25,000,000 35,032,093 1,927,852 28,718 
1909 25,000,000 42,711,785 2,351,103 30,818 
1910 25,000,000 48,627,241 2,498,565 28,318 
1911 25,000,000 56,570,854 2,546,275 55,569 

1) Hiervon sind auf disponible Gewinnmittel überführt Fmk 62,385. 
2) Hiervon sind anf den, Grundfonds überführt Fmk 15,000,000. 



IX 

Gewinnmittel. 

Für Staats- Auf die Fonds R ü c k s t ä n d i g. 
zwecke ange- der Bank Jahr. 

wandt. überführt. Eventuell Disponibel. 
disponiert. 

Fmk. Fmk. Fmk. Fmk. 

3,249,541 577,315 - 5,657,048 1891 
249,541 571,788 2,804,394 4,568,018 1892 

2,249,541 2,495,494 804,394 3,731,008 1893 
290,541 - 804,394 5,268,918 1894 

1,249,541 2,831,225 3,025,185 1,336,428 1895 
249,541 611,570 3,025,185 3,233,524 1896 

1,841,902 638,443 1,432,824 5,148,854 1897 
1,090,425 719,426 1,090,425 6,559,106 1898 

756,922 852,148 1,560,000 7,889,055 1899 
- 7,091,426, 899,012 5,182,764 1900 

899,012 1,388,792 900,000 7,060,349 1901 
- 2,177,968 900,000 8,534,112 1902 
- 2,251,568 900,00.0 10,302,826 1903, 
- 1,755,624 - 13,464,903 1904 
- 5,000,000 5,000,000 7,233,322 1905 
- - 5,000,000 12,789,471 1906 
- 10,660,000 7,789,471 5,032,093 1907 

7,789,471 5,248,807 - 7,679,691 1908 
- 8,133,761 - 5,915,456 1909 
- 6,091,235 - 7,943,613 1910 
- 8,046,893 - 8,415,729 1911 



GRAPHISCHE DARSTELLUNGEN. 
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